
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Drittes Heft

urn:nbn:de:bsz:31-184804

https://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:31-184804


— — SERTER e n a — — 0 anama n ,̀
a AER ANea 8 AN S *

Verhandlungen der Erſten Kammer

—

Staͤndeverſammlung
des Großherzogthums Baden 1822 .t

Dr TRETIE DEFT

CEnthaltend die Bogen Nre: 29 — 26 und 36a 36b , ſodann

Beylage A. Seite I —XXXV ‘ und Bogen 37 —41 ) .

Inhalts - Anzeige —. — —

RPotoo ——

8. Juny A — — 63
Vortrag über die proviſoriſchen Verordnungen egen des Ver

bots des franzöſiſchen Blättertabaks und der Erhebung der di
recten Steuer . — —

Discuſſion . . — ee D

— i ` . ` 3 EEC ASO
Vorlegung der Zu ſadartitet über das Rechtsmittel ber Wies erein :

fegung in den vorigen Grand . a — —

Beſchluß . ⸗ à ; “ f 2 AO
Fortſetzung der Oilon iber den “ Bkgmtwith das Verfah⸗6

ven in Fällen der Anklage gegen die oberſten Staatsdiener . 450

BB NO

Commiſſtonsbericht über die Darſtellung des ſtändiſchen Aus ſchuſ⸗
fes, die Prüfung der Amortiſationscaſſerechnung von 1820/21
betreffend . , + è 485 —500

iasi 61.
Zuſatzartikel zu dem Geſetzentwurf über das Verfahren in Fäl —

ten der Anklage gegen die oberſten Staatsdiener . -~ . 501 —503

XXI. Protokoll der Sigung vom II .

J uny . —
Erſtattung des —— Noer die das Rechtsmittel der

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand betreffenden Zuſatzar —⸗

tikel . — $ 505

Fortſeßzung der Diseuffion iber den Geſebentwurf wegen deë
Verſahrens in Fällen der Anklage gegen die oberſten Staatsdie —
ner $ , x A ž * ʻ ——5

⸗

504 517





e Tam enyej ——— ON
pP



NE

va

J

pa

XXIL , Protofoll der Sisung vom 15 .

J a AA Tei
und Beilage —XXXV

Vorlegung zweyer Geſetzentwürfe , die öffentliche Sicherheit be—

treffend . — — è * ~ 519

Discuſſion über den Bericht des ſtändiſchen Ausſchuſſes wegen

Prüfung der Amortiſationscaſſerechnung von 1820 / 21. . 519

Erſtattung des Commiſſionsberichts über die Motion des Hofe.
v. Rotteck wegen Abſchaffung der Staatsfrohnen . š 4 549

Beſchluß . $ ` : ——

Berage ser —

Commifſionsbericht über die Zuſatzartikel zu dem Geſetzentwurfe
über das Verfahren in Sälen der Anklage gegen die oberſten
Staatsdiener . — * i { 3 — 550 —554

Beplage Biffer 63 .

Geſetzentwurf über die Beſtimmung der Heimath ſolcher Perſo —
nen , welchen es an einer notoriſchen Heimweiſung fehlt / 55412 —5540

Beylage Ziffer 64.

Geſetzentwurf über die Handhabung der “ öffentlichen Sicherheit
durch Setzung der Verdächtigen unter ſpecielle Polizeyaufſicht ,
und Einfſchließung der Gefährlichen in Arbeitshäuſer . 554 —554n

Beplage Ziffer ós .

Vortrag itber die ©
——

die Seta Sicherheit betref⸗

fend . ý i -> x 554 —554 U

BEEENIN Biffer 66 . A.

Commiſſtonsbericht über die Motion des Hofraths v. Rotteck pe
gen Aufhebung der Staatsfrohnen . — t —— —XXVI

Unterbeylage .

Nähere Vorſchläge des Proponenten . XXVIXXXV

XXII . Protofott der geheimen Sigung
vom Ig . nT i Ean or ae N e SS

Beſchluß . ENSS

XXIV. HrototollDet Sitzung vom 22 .

“Funny . —— Te kSege

Bemerkungen die Faſſung Sér Protokolle ———— = 597

Beſchluß. — 560
Discuſſion über die Motion des

Safras
Y Kotte wegen

ſchaffung der Staatsfrohnen . $ RO , £ 66

Beſchluß . ——

——

— SII
3. I3 . V. o, fatt : Hiren l . Heeren ,

— 514 Z. 12. v. o. ſtatt : dem Frýrn . L den rørt .
— —3 . 14. v. u ſt Oberbofgerichtothäte l . ODberhofgerichtsraͤthe
— —3 . 13. v. u. ſt . alle mit an die der Verwaltung , l. alle an

die Verwaltung .
4

d



e

Zwanzigſte Sitzung .
Karlsruhe , dengs8 . Juni 1822 .

mE zi

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme ?

Sr . Hoheit des durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhehm zu Baden ,

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Marimilian zu

Baden ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner und

des Freyherrn v. Gemmingen - Treſchklingen .

Weiter anweſend :

die Herrn Regierungs - Commiſſaͤre , Staatsrath Boͤck h und

geh . Referendaͤr v. Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Viceepraͤſidenten
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Man kam zuvoͤrderſt uͤberein , die Vorleſung der Pro -
tofolle Der beiden letzten Sitzungen erſt dieſen Nachmit —

Protokolle der 1. Kammer . 29



448 Protokolle der Erſten Kammer .

tag vorzunehmen , um in der Fruͤhſitzung Zeit fuͤr die Be —

rathung zu gewinnen .
Sodann zeigte dag Secretariat an , dağ in Der leb -

ten vorberathenden Sitzung fuͤr die Commiſſion zu Be -

gutachtung

1) der Motion des Hofraths v Rott eck wegen Aus⸗

legung zweifelhafter Stellen der Verfaſſungsurkunde :
der Frhr . v. Zylinhardt ,
der Frhr . v. Tuͤrkheim und

der Frhr . v. Weffenbergs
2) des Geſetzentwurfs wegen Ausgleichung der

Central - Kriegs - Laſten :
der Frhr . v. Tuͤrkheim ,
der Frhr . v. Zyllnhardt und

der geh . Hofrath Zachariaͤ
gewaͤhlt , die proviſoriſchen Verordnungen wegen des Ver⸗

— Erhebung
der Grunoháufer - und Gewerbſteuer aber der Budget⸗

Commiſſion , welche ſich mit der — — zu beſchaͤftl⸗
gen þat , und aug dém

`

Irhr . v. Zyllnhardt , dem

Frhrn . v. Gemmingen - Preſteneck und

Frhr . v. Freyſtedt ,
beſteht , zugewieſen worden ſeyen .

Demnaͤchſt erſtattete der Staatsrath Frhr . v Zylln⸗
hardt muͤndlichen Vortrag im Namen dieſer Abtheilung

uͤber die von dem Herrn Regierungs - Commiſſaͤr , Staats⸗

rath Boͤckh , in der letzten Sitzung der Kammer mitge⸗

theilten beiden Verorbdnungen . Der Berichtserſtatter be⸗

merkte uͤber die landesfuͤrſtliche Verordnung , durch wel⸗

che einſtweilen die Einfuͤhrung des franzoͤſtſchen Blaͤt⸗

tertabaks verboten wird , daß in derſelben eine Strafbe⸗
ſtimmung fuͤr den Fall einer Uebertretung des Verbots

fehle ; in dem Ausſchreiben wegen des Fortbezugs der
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Zwanzigſte Sitzung vom 8. Juny . 449

Grund⸗Haͤuſer⸗ und Gewerbſteuer aber keine Erwaͤhnung
von der Beſoldungsſteuer geſchehen ſey .

Nachdem hierauf der Herr Regierungs - Commiſſaͤr,
Staatsrath Boͤckh erwiedert hatte , daß , die erſtere

Verordnung anlangend , die Uebertretung des Verbotes
ſchon unter der allgemeinen Beſtimmung der Zollordnung
ſtehe , nach welcher Waaren , die gegen ein unbedingtes
Einfuhrverbot dennoch eingefuͤhrt werden , zu confis ciren

ſind ; ferner , wegen der zweyten Verordnung , daß , nach
dem hen 62 . der Verfaſſungsurkunde , ein befonderes
Steuerausſchreiben fuͤr die erſten 6 Monate des Finanz -
jahr 1822 beral nicht nothwendig geweſen ſeyn wuͤrde,
wie auch im Jahr 1820 in einem aͤhnlichen Falle ein ſol⸗
ches Ausſchreiben nicht erlaſſen worden ſey , daß man

uͤbrigens in dem vorliegenden Ausſchreiben um deßwillen
nur der Grund - Haͤuſer - und Gewerbſteuer gedacht habe ,
weil nur dieſe Abgaben nicht ſtaͤndige Abgaben in dem
Sinne ſeyen , daß ihr Betrag bald hoͤher bald niedriger
ſey ; daß ſich uͤbrigens das einſtweilige Fortbeſtehen der

Beſoldungsſteuer von ſelbſt verſtehez und nachdem der

Srýr . v. TårfHeim , unter Beytritideg Erhrn : v. 3 ylin
hardt , wegen deſſelben Steuerausſchreibens weiter be —
merkt hatte , daß zwar die Claſſenſteuer noch weniger , als
die Grund - Håufer - und Gemerbfteuer ftándig genannt
werden koͤnne, da letztere nur hinſichtlich ihres Betrags ,
erſtere aber , in ſo fern ſie nicht ausdruͤcklich erneuert

werde , hinſichtlich ihrer ganzen Exiſtenz auf 2 Jahre be —
ſchraͤnkt ſey , und daß allerbings nach dem den 62 der

Verfaſſungsurkunde die alten Abgaben , und zwar auch die

nicht ſtaͤndigen , nach Ablauf der Verwilligungszeit , un -
ter der im Sen beſtimmten Bedingung noch 6 Monate fort
erpoben werden duͤrfen , jedoch nicht muͤſſen , folglich
ein Ausſpruch daruͤber nothwendig ſcheine , dağ eg indef -
fen , wenn ſich ja die Contribuenten weigern ſollten , die

Claſſenſteuer einſtweilen fortzuentrichten , die Sache der
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Regierung ſeyn würde , wegen dieſer Steuerfortſetzung

ein neues Ausſchreiben zu erlaſſen , wurde von der Kam⸗

TE mer

n
be pbo Et

Eoo
die pon dem Herin Regierungå - Commifjár gege -

9* benen amtlichen Erlaͤuterungen zum Protekolle zu

nehmen , und im Uebrigen , da es genuͤge , die

deshalb gemachten Bemerkungen ebenfalls darin

zu finden , die Sache auf ſich beruhen zu laſſen .

Ferner legte der Herr Regierungs - Commiffár geh -

Referendaͤr v . Lie benſtein die in der vorigen Sitzung

verſprochenen Zuſatzartikel uͤber das Rechtsmittel der

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand mit der Bemerkung

vor , daß dieſe Artikel zwiſchen dem boſten und 61ſten den

des Procedurgeſetzes einzuruͤcken ſeyn wuͤrden .

Beylage Ziffer 61 .

Bee E a i

dieſe Zuſatzartikel an die fuͤr dieſes Procedurge —

ſetz ſchon beſtehende Commiſſion zu verweiſen .

De Vicepraͤſident erklaͤrte nunmehr die Fortſe⸗

tzung der Berathung uͤber den Entwurf eines Geſetzes

uͤber das Verfahren in Faͤllen der Anklage

(h gegen Minier und Mitglieder Der oberſten

Sſaatsbehoͤrde wegen Verletzung der Bers

faſſung , oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger
Rechte , — fuͤr eroͤffnet , und es wurde ſofort mit

der Vorleſung dieſes Geſetzentwurfes und des Commiſ -

ſtonsberichtes fortgefahren . *)
2

Wo Auf die von dem Herrn Regierungs - Commiſſaͤr geh-

[ i
' Referendaͤr v. Lieben ſte in aufgeworfene Frage , welche

+) Die Sfen des Entwurfes , welde nidt au einer Bemerfung

vdet Erinnerung Hceranlafung gaben , find in dem Proto -
fole niht aufgenommen worden .
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Gruͤnde die Commiſſion beſtimmt haͤtten, auf die Ausſtrei⸗
Dung diefes Sen anzutragen , Da doh , wenn dber eine

Anflage in beiden Kammern zugleich verhandelt werden

koͤnnte , Colliſtonen zu befuͤrchten waͤren , wurde erwie —

dert , von dem Frhrn . v . Zyllnhardt : Es ſey der Fall

moͤglich , daß in beiden Kammern zugleich ein Antrag auf
Erhebung einer Anklage geſtellt werde , und es wuͤrde in

dieſem Falle vielmehr der 8. Veranlaſſung zu Colliſtonen
Sebens von dem Frhrn . v. Baden : Auch ſey in der

Commiſſtion die Beſorgniß geaͤußert worden , daß ein Mi -

niſter , der eine Anklage befuͤrchte, dieſen Şen benugen
koͤnne, um die erſte Verhandlung uͤber die Anklage der

fuͤr ihn guͤnſtig geſtimmten Kammer zuzuwenden ; und

von dem Hofrath v. Rot teck: daß es allemal bedenklich
ſeyn wuͤrde , die eine Kammer von der erſten Verhand —
lung uͤber die Anklage um deßwillen auszuſchließen , weit

dieſe Verhandlung zuerſt in der andern Kammer ihren
Anfang genommen habe , indem man ſo die eine Kammer

durch die Verhandlungen , und etwa auch durch abſichtliche
Zoͤgerungen der andern binde ; daß uͤbrigens , wenn etwa

Colliſionen entſtehen ſollten , dieſe leicht auf dem gewoͤhn —
lichen Wege , wie auch bey andern Motionen geſchehe ,
durch ein von der einen oder der andern Kammer , nach
Umſtaͤnden , freywillig zu beſchließendes Zuwarten gehoben
werden koͤnnten . — Es wurde hierauf von der Kam —

mer mit Zuſtimmgung des Herrn Reterungs - Commiſſaͤrs
einſti mmig

Den ZSen aus dem Geſetzentwurf wegzulaſſen .
NST

Es murde bey diefem - Şen von dem Frýrn . y. Sytln -
bardt auf den Zufammenpang anfmerffam gemacht , in

welchem der . . mit dem Fen 7 . des Geſetzentwurfs ſtehe .
Es wurde ferner von dem Frhrn . v. Weſſenberg be —

merkt , daß der Regel nach ein jedes einzelne Mit —
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glied das Recht habe , eine Motion , und mithin auch

eine Motion der vorliegenden Art zu machen , daß , wenn

man auch Motionen , welche eine Anklage bezwecken , nicht

zu beguͤnſtigen habe , dennoch ſolche Motiouen eben fo wez

nig au ſehr zu erſchweren ſeyen ; wozu der Frhr . v. Tuͤrk⸗

he im beyfuͤgte : daß wohl eher gegen zu leichte Beſchlie⸗

ßung , als gegen zu leichten Vorſchlag einer Anklage Vor⸗

ſorge getroffen werden moͤge . Es wurde weiter ( von dem

Hofrath v. Rot teck) des in der Commiſſion geſchehe —

nen Vorſchlags erwaͤhnt, daß ſchon ein einzelnes Mitglied

berechtigt ſeyn ſolle , eine ſolche Motion zu machen , je⸗

doch mit dem Vorbehalte , daß die Motien von Mehreren

zu unterſtuͤtzen ſeyn wuͤrde ; wogegen der Herr Regierungs -
Commiſſaͤr bemerkte , daß dieſer Vorſchlag keine genug —

ſame Gewaͤhrleiſtung gegen unuͤberlegte Motionen enthal⸗

ten wuͤrde. Auch wurde der Gedanke geaͤußert , daß ,

weil die zweyte Kammer mehr Mitglieder zaͤhle , als die

Erſte , die Motion in der zweyten Kammer von 5 , und

in der erſten Kammer von 3 Mitgliedern zu unterzeich —

nen feys wag jedoch von dem Herrn Regierungs z Comz

miſſaͤr um deßwillen bedenklich gefunden wurde , weil man

es als ein Mißtrauen gegen die Mitglieder der zweyten

Kammer deuten koͤnne .

Endlich
beſchloß

die Kammer einſtimmig

nach dem Commiſſtonsantrage , die Zahl der un —

terſchreibenden Mitglieder fuͤr beide Kammern

quf 3 feſtzuſetzen
45

Der Herr Regierungs⸗ Commiſſaͤr bemerkte hierbey ,

daß der 6. 4. nicht eine bloße Wiederholung des Geſetz —

entwurfs vom Jahr 1820 enthalte , indem jener Geſetz⸗

entwurf die Auflage von der Zuſtimmung der Regierung

abhaͤngig gemacht habe : der S. 4. Deg vorliegenden Ge :
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ſetzentwurfs aber nur ein Mittel an die Hand gebe , wie

ſich die Kammern ſofort wegen der gegen einen Staats —

diener zu erhebenden Anklage vollkommen unterrichten ,
und mit der oberſten Staatsbehoͤrde verſtaͤndigen koͤnnten ;

daß er uͤbrigens gegen die Ausſtreichung der 88 . 4 . und

5. um deswillen nichts einzuwenden habe , weil ohnehin

die Regierungs - Commiſſarien den Verhandlungen der

Kammern beyzuwohnen berechtigt waͤren.

Frhr . v . Zyllnhardt : Allerdings gieng der Ge —

ſetzenwurf vom Jahr 1820 , was die von der oberſten

Staatsbehoͤrde zu verlangende Auskunft betrifft , weiter

als der vorliegende . Allein ſchon im Jahr 1820 wurde

zugleich die dermalen vorliegende Frage in Berathung

gezogen , und mit Zuſtimmung des damaligen Herrn Re -

gierungs - Commiſſaͤrs verneint .

Die Kammer trat hierauf einſtimmig dem Antrage

des Commiſſtonsberichts bey , die FFen 4 . und 5. aus

dem Geſetze wegzulaſſen .

Es kam hierbey zuvoͤrderſt die Frage zur Berathung ;
Ob diejenigen 5 , oder nach der beym sten § en

angenommenen Veraͤnderung , diejenigen 3 Mit —⸗

glieder , welche die Motion unterzeichnet haben ,

von der Pruͤfungs - Commiſſion auszuſchließen

ſeyen ?

Fuͤr dieſe Ausſchließung wurde von dem Herrn Ne -

gierungs - Commiſſaͤr mit Beytritt deg Frhru , v. 3 ylin

hardt angefuͤhrt , dag hier niht auf die Pråfung eineg

Antrags auf einen Gefegvorfhlag , fondern von der Prú -

fung gewifer factifher Behauptungen die Rede fey ; daß

man bey demjenigen , von welchem eine folhe Motion aug -

gegangen ſey , wohl ein Intereſſe an der Durchſetzung des

Antrags annehmen duͤrfe , und daß daher eine voͤllig un—⸗

partheyiſche Pruͤfungs⸗- Commiſſtion ein deſto dringenderes

Beduͤrfniß ſey ; wogegen der
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Hofrath v. Rotted bemerfte : dag $ - theils nad -

theilig feyn wårde , diefe Mitglieder von der Pråfungs
Commiſſion auszuſchließen , weil fie in der Regel die am

beſten in der Sache Unterrichteten waͤren, theils unnoͤthig ,
weil man ſie in der Regel nicht zu Commiſſionsgliedern
waͤhlen , ſondern nur zu den Commiſſionsſitzungen zuzie⸗
hen wuͤrde , auch , daß es uͤberhaupt bedenklich ſey , die

Wahlfreyheit beider Kammern zu binden .

Sodann wurde von mehrern Mit liedern , ( den Frhr .
p . Zyllnhardt , v. Tuͤrkheim , v. Weſſenberg
und andern ) mit Beziehung auf die bisherige Praxis be⸗—

merkt , daß die Proponenten allerdings zu den Sitzungen
der im hen gedachten Pruͤfungs⸗Commiſſion gezogen werz

den koͤnnten , wobey der Praͤlat Hehel und Se . Durch⸗

laucht , der Herr Fürft v. Löwenftein noh die Noth »

wendigkeit heraushoben , dieſer Zuziehung , damit einer

jeden Einwendung , welche das Verfahren verlaͤngern
koͤnnte , im voraus begegnet wuͤrde , in dem Geſetze aus⸗

druͤcklich zu erwaͤhnen , der Hofrath v. Rotteck aber dar⸗

auf antrug , die Zuziehung der Proponenten im Geſetze
foͤrmlich auszuſprechen . —

Auf die hierauf von dem Vie TERREN ge⸗

ſtellten Fragen

die Kammer mit großer Stimmenmehrheit :

E. diejenigen Mitglieder , welfe die Motion uns

fehrieben paben , zmar von der Wahl zu Com -

mifſionsgliedern aus zuſchließen , jedoch

2 . dem Fen ausdruͤcklich hinzuzufuͤgen , daß dieſe
Mitglieder zu den Commiſſionsſitzungen gezogen
werden koͤnnen.

Auf die von dem Vicepraͤſidenten weiter geſtell⸗
te Frage :
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Ob die Wohi der Mitglieder der Commiffton nadh
dem Antrage des Commiſſtonberichtes von 7 auf

5 herabzuſetzen ſey ?
bemerkte der Frhr . b.Tuͤrkheim , daß bey der verhaͤlt —

nißmaͤßig geringen Anzahl der Mitglieder der erſten Kam⸗ —

mer , dieſe Herabſetzung wohl um fo weniger einem Zwei -

fel unterliegen fònne , da der Grund , aug melhem man

beym zten den einen Unterſchied zwiſchen der erſten und

der zweyten Kammer zu machen Bedenken getragen habe,
hier nicht eintrete .

Die aufgeſtellte Frage wurde hierauf von der Kam —

mer einſtimmig bejaht .

iata

Der VBicepråfident felte hier zuysrderft die Fra -

ge zur Berathung aug :
Ob bey der Moftimmung úber die Erhebung der

Mnélage jene 5 Mitglieder , welche die Motion

unterzeichnet haben , auszuſchließen ſeyen oder

niht ? :

Seine Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :

Ich muß mich fuͤr dieſe Ausſchließung aus dem Grunde

erklaͤren , weil ſich dieſe Mitglieder bereits gegen den An —

geſchuldigten ausgeſprochen und ein beſonderes Intereſſe

haben , daß die Anklage fuͤr ſtatthaft erklaͤrt werde .

Frhr . v. Gayling : Es koͤnnten dieſe Mitglieder ,
beſonders in dieſer minder zahlreichen Verſammlung, ſehr

leicht bey der Abſtimmung ſogar den Ausſchlag geben .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Man kann ſich das Verhaͤlt⸗

niß der erſten Kammer , im Fall eines Ausſchluſſes derer ,

welche die Motion unterzeichnet haben , nicht beſſer ver —

gegenwaͤrtigen , als wenn man , ohne alle Ruͤckſicht auf

den perſoͤnlichen Charakter der verehrten Mitglieder ,

einen Blick auf die gegenwaͤrtige hohe Verſammlung wirft ,
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Eg fann fih , wenn eine : Anflage gegen Mitglieder der

oberſten Staatsbehoͤrde einmal hier zur Sprache kommen

ſollte , leicht treffen , daß die Kammer alsdann auch nicht
vollzaͤhliger verſammelt ſey , als heute . Ich bitte nur

ſtatt aller weitlaͤuftgen Ausfuͤhrung , ſich den Fall zu deu⸗

fen , onß wir gegenwaͤrtig uͤber eine ſolche Anklage ab -

ſtimmen ſollten ; und demnach aus unſerer Mitte 3 Mit -

glieder als Unterzeichner der Motion auszuſchließen ; —

wie viele blieben dann noch uͤbrig, welche nach der ganzen

Zuſammenſetzung der erſten Kammer nicht fuͤr ihre Perſon
in ſehr nahen Dienſtverhaͤltniſſen mit dem Anzuklagenden
ſtaͤnden ? Man muß ferner wohl unterſcheiden zwiſchen einem

leidenſchaftlichen Anklaͤger und zwiſchen den Milgliedern der

einen oder der andern Kammer , welche die Vermuthung
fuͤr ſich haben , daß ſie ohne perſoͤnliche Befangenheit des

oͤffentlichen Beſten wegen , auf die Anklage angetragen
haben . Ich ſehe keinen Grund ein , warum dieſen das

Stimmrecht benommen werden ſollte .

Seine Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :
Wenn die Ehre und die buͤrgerliche Exiſtenz eines

Staatsbuͤrgers auf dem Spiele ſteht , ſo iſt auch der

Schein einer Partheylichkeit auszuſchließen . Es iſt vor⸗

augufehen , Daf jene Mitglieder nicht gegen den von ih -
nen felbft gemachten Antrag timmen werden .

v. Kettner : Der Anflåger fol niht zugleich Rich -
ter feyn ; und zwifhen jenen Mitgliedern und einem An⸗

klaͤger tritt wenigſtens eine Aehnlichkeit ein .

Regierungs - Commiſſaͤr geh. Ref . v. Liebenſtein :
Wenn auch durch die Abſtimmung , von welcher im Şen
die Rede iſt , der Angeſchuldigte noch nicht verurtheilt
wird , ſo iſt es doch ſchon ein großes Uebel , auch nur in

den Anklageſtand verſetzt zu ſeyn . Schon der Angeklagte
ſinkt in der oͤffentlichen Meinung

Sehr v Weffenb erg : - E$ ift hier bios von der
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Frage die Rede , ob der Angeſchuldigte augeklagt werden
ſoll oder nicht ? und da ſehe ich nicht ein , warum jene

Mitglieder ihres Stimmrechts beraubt werden ſollten .
Man wuͤrde ſo ihren wackern Entſchluß , ſich fuͤr das oͤffent—

liche Beſte einer ſchweren Pflicht zu unterziehen , gleichs
am mit einer Strafe belegen . Anders waͤre es , wenn

die Kammer , wie in England und Frankreich , das Ober⸗

haus, zugleich Gerichtshof waͤre.

Hebel : Es muͤßten ſonſt in der That die ſaͤmmtlichen
Mitglieder der Kammer von der Abſtimmung ausgeſchloſ⸗
fen werden , da ja die Kammer durch den Beſchluß , eine

Anklage zu erheben , zur Anklaͤgerin wird .

Frhr . v. Zyllnhardt : Die Motion iſt nur eine

vorlaͤufig abgegebene Stimme . Der Proponent und die —

Jenigen , welche die Motion unterzeichnet haben , koͤnnen

hierdurch des Rechts mitzuſtimmen und , des verfaſſungs —

maͤßigen Anſpruchs darauf , daß ihre Stimme gezaͤhlt

werde , nicht verluſtig werden ; auch koͤnnen ſie durch die

weitern Verhandlungen uͤber den Antrag allerdings beſtimmt
werden , von der fruͤhern Meinung abzugehen .

v. Rotteck : Und wenn der Proponent auch , was

der Regel nach geſchehen mag , bey ſolcher Meinung ver -

harrt , ſo iſt darum noch keine Befangenheit vorhanden .

Jim ift eben frůber alg den Uebrigen , durch eigene For -

chung und Ueberlegung , klar geworden , was zu thun

oder zu beſchließen raͤthlich und gut ſey . Darum ſtellte
er den Antrag . Durch die Verhandlung des Antrags
moͤgen dann andere dieſelbe Ueberzeugung gewinnen ,
und daher auf Seite des Proponenten treten . Hier und

ort — wenn nicht ganz beſondere Umſtaͤnde eintreten ,
don welchen dag Gefez aber nicht fpricht — erfeheint deg -

alb niht die mindefte Befangenheit , und nur mer Das

emuͤth der Menſchen durchſchaute , vermoͤchte ſie da ,
wo ſie wirklich vorhanden iſt , zu erkennen . Die Aus —
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ſchließung vom Stimmrechte wegen eines allgemeinen Ver⸗

dachts , waͤre alſo nicht nur kraͤnkend, ſondern , da die

Conſtitution einem jeden Mitglied das Stimmrecht ohne
alle Ausnahme verleiht , zugleich eonſtitutionswidrig .

Bachariå tritt dDiefer Meinung mit der Bemerfung

bey , daf er jene Mitglieder fogar fúr verpflichtet
halte , mit uͤber die Hauptfrage abzuſtimmen .

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein !
Hier ſcheint mir doch eher fuͤr die Beybehaltung des Fen ,
wie er im Geſetzentwurf gefaßt iſt , zu ſtimmen zu ſeyn ,
da die 5 Mitglieder , welche die Motion unterzeichnet ha

ben , doch immer dem Angeklagten als partheyiſch erſchei⸗
nen muͤſſen , und bey der Abſtimmung daruͤber : Ob die

Anklage Statt haben ſoll oder nicht ? dieſe 5 Stimmen

welche ſich ſchon gegen den Angeklagten vorlaͤufig ausge⸗

ſprochen haben , allerdings den Ausſchlag geben koͤnnen —

— Ich glaube daher , daß es mit der Billigkeit und der

Gerechtigkeit gegen den Angeklagten im genauen Zuſam —
menhang ſtehe , daß die Faſſung des Hen 7. in dieſer Be⸗

ziehung bleibe , wie ſie iſt ; und ich kann ſonach mit den

Anſichten der Commiſſton hierin nicht uͤbereinſtimmen . —

Jeh halte die in dem Geſetzentwurf gewaͤhlte Faſſung ,
„ daß naͤmlich diejenigen fuͤnf Mitglieder der Kammer ,

melhe die Motion unterzeichnet haben , von der En ”

febeidung : Ob die Mnflage Statt haben folle oder niht ?
ausgeſchloſſen bleiben “ , fúr um fo wefentliher , als cô

fih von der Ehre und vieleicht der ganzen Eriftenz eint ?

oberſten Staaisdieners hier handelt , und dieſelbe Wirkunß

ſich bey einem partheyiſchen Ausſpruch , bey den Staͤnde⸗

mitgliedern ſelbſt aͤußern werde , wenn — als worauf ich

in einer beſondern Motlon viellelcht noch antragen werde

—ſich die Gerichtsbarkeit des Staatsgerichtshofes auch

auf die Kammern ſelbſt erſtrecken ſollte .

Şrhr . v. Tårfheim : So lange die Sache noh M

den Kammern verhandelt wird , duͤrfte eher die Anklag !

diy
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ane rechtliche Gunſt fuͤr fich haben . Denn , ſo lange ſie

noch nicht dem Gerichte uͤbergeben iſt , iſt nur davon die

Rede , ob uͤberhaupt die Beſchuldigungen naͤher unter —

ſucht werden ſollen .

Die hierauf vom Vicepraͤſidenten geſtellte Frage :

Ob , nach dem Antrage des Commiſſionsberich⸗
tes , bey der Abſtimmung uͤber die Klage , auch

die 3 Mitglieder , welche die Motion unterzeich⸗

net haben , zum Stimmen zuzulaſſen ſehen ?
wurde von der

Kemmer

mit r5 Stimmen gegen 4 bejaht . Bey demjelben Şen

Wurde auf Veranlaſſung einer im Commiſſionsbericht ent —

haltenen Aeußerung , die Frage eroͤrtert :

Ob ſich Mitglieder der Kammer , welche Amts -

genoſſen der Angeſchuldigten waͤren, ihres Stimm⸗

rechts bey der Abſtimmung uͤber die Anklage zu

enthalten haͤtten?
Es wurde bemerkt von der einen Seite , ( von dem

Hofr . v. Rotteck ) daß es wenigſtens in ſehr vielen

Faͤllen hoͤchſtbedenklich ſeyn wuͤrde , auch dieſe ſchon durch

ihre Stellung den Verdacht der Befangenheit erre —

genden Mitglieder zur Abſtimmung zu laffen , Daf , wenn

man ſie auch nicht ausdruͤcklich von der Abſtimmung aus⸗

ſchließen koͤnne oder wolle , doch dieſe ſchon im Jahr 1820

von der Kammer geaͤußerte Bedenklichkeit foͤrmlich im

Protocolle niederzulegen ſeyn wuͤrde ; von der andern

Seite aber ( von dem Frhru . v. Zyllnhardt und dem

Herrn Regierungs - Commiſſaͤr ) daß man die Sache beſ —
fer der Dis eretion dieſer Mitglieder uͤberlaſſe , ( von Za⸗

chariaͤ ) daß es ſogar die Pflicht dieſer Mitglieder ſeyn

duͤrfte , mitzuſtimmen , ( von dem Frhrn . v. Gayling
unter Beytritt des Praͤlaten Hebel ) daß das bey der

Sleich vorhergehenden Frage angewendete Princip auch
Dier in Anwendung kommen muͤſſe .
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Die Kammer pielt eg fúr genügend , daf diefe Vo

i . merkungen in dem Protokoll niedergelegt wården .

Endlich wurde wegen der in demſelben Fen vor —

kommenden Worte :

„ wenn die Motion auf eine Anklage gegen ſaͤmt —
nlihe Mitglieder der oberfien Staatsbehsrde ge -

| Frichtet iſt, “

Eon auf eine bon dém Heren Regierungscommiſſaͤr gemachtel
: Bemerkung einſtimmig

be fhtoffen :
| l

die Faffung diefer Worte mit der bey dem 3. Şen

des Geſetzentwurfs dber die Verantwortlichkeit
der oberſten Staatsdiener angenommenen Verz
åndérüng bey der definitiven Redaction in Ueber

ſtimmung zu ſetzen
Bey dem

bemerkte der Hofrath v. Rotteck , daß durch diefen
i i Sen dem Mifverfåndnife vorgebeugt werden folle , als

ob auch Die Kammer , an welche von der andern ein

Antrag auf Erhebung einer Anflage gebracht werde ,

die befondern und feperlihen Formen zu beobachten

habe , än welche die Rammer , von welcher die Anflage

zuerſt beſchloſſen werde , durch das Gefez gebunden fer

Der Here Regierungscommiſſaͤr und der Frhra v. Zylln⸗
hardt traten dieſer Anſicht bey

| |
— —

M Nach einer hber die rage :

O i Wie weit fich dag Recht des Angeſchuldigten , an
'

| dên Berhandlungén dèr Kammern Antheil zu neh -

men , erſtrecken ſolle ?

gehaltenen ausfuͤhrlichen Beſprechung , an welcher der

Herr Regierungscommiſſaͤr , Se . Durchlaucht der Hert

ge

daf
nen
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gü | Fuͤrſt v. Loͤ wen ſte in , der Landoberjaͤgermeiſter
. Kettner , der Hofrath v. Rotteck , die Freyherren

v. Tuͤrkhe im , v . Weſſenberg und v. Zyllnhardti
Theil nahmen , imd welche fich vorzüglich über die Art

smt -
| Derbreitete , wie dem Angefhutdigten , unbeſchadet des

uͤr die Anklage ſprechenden oͤffentlichen Intereſſes ,ane
E ——— den Kammern vollſtaͤndiges Gehoͤr verſtattet

bte | Werden fönnes
| beſchloß

die Kammer , auf die von dem Vicepraͤſidenten
—

gehaltene Umfrage , mit 15 Stimmen gegen 4

fcit den Şen mit den in dem Commiſſtonsberichte vor —

3 geſchlagenen Abaͤnderungen anzunehmen ;

—* wobey der Herr Regierungscommiſſaͤr bemerkte , daß
alſo , nach dem Commiſſtonsberichte und nach den von
dem Srýrn . v. 8Syllnhardt maͤndlich hinzugefuͤgten
Erlaͤuterungen , der angeſchuldigte Staatsdiener berech —

ſen tigt fey , allen und jeden die Nnflage betreffenden

alg Sigungen beider Kammern , dieſe Sitzungen moͤchten
geheim oder oͤffentlich ſeyn , beyzuwohnen ; und daß der

de ,
von der Commiſſion vorgeſchlagene Zuſatz :

— „ die Sitzung , worin uͤber die Anklage abgeſtimmt

agt
| wird, iſt immer oͤffentlich “

*

fey :
| ſich nur auf die Publicitaͤt der Verhandlungen uͤber —

*— haupt beziehe
Sia EO

Hier kam zuvoͤrderſt die Frage zur Berathung ;
„ Ob auch den Mitgliedern der oberſten Siaats

añ behoͤrde die Einficht der Commiſſionsacten nicht
ch- zu verweigern ſey ?

Der Herr Regierungscommiſſaͤr bemerkte hierbeh ,
sod F der Grund der deshalb in dem Entwurf enthalte -

T
en Beſtimmung der ſey , daß einestheils die ganze
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Verhandlung nicht als ein Staatsgeheimniß betrachtet

werden koͤnne und duͤrfe , und daß anderntheils die

oberſte Staatsbehoͤrde im Stande ſeyn muͤſſe , ſich in

jedem —

au unterrichten :

Der Frhr . v- Zylinhardt erwiederte hierauf

daĝ ja den Gikungen der Rammer jederzeit Regierung

commiſſaͤre beywoͤhnten , durch welche die oberſte Staats —

behoͤrde ohnehin von dem jedesmaligen Stande der

Verhandlung in Kenntniß geſetzt wuͤrde , und welchen

allerdings die Einſicht aller Verhandlungen nicht ver —

weigert werden koͤnne .

Auf Antrag des Hrn . Regierungscommiſſaͤrs wurde

hierauf einſtimmig
befġtoffen :

die Anfangsworte des Hen ſo zu faſſen :

„ den Angeſchuldigten , den ſaͤmtlichen Mitgliedetn

der Kammern und den Regierungscommiſſaͤreß
darf die Einſicht ꝛc. “

Weiter machte der Hofrath v. Rotteck bey den

Endworten des Fen :

„ darf die Einficht aler bey der Commiffion po ”

handenen Neten nicht verweigert werden, ”

auf die Nothwendigfeit der im Commiſſionsberichle

vorgeſchlagenen Abaͤnderung auſmerkſam , indem die

unbefimmte Gafung jener Worte leicht zu Folgerungt

Veranlaſſung geben koͤnne, welche får den Erfolg det
Anklage ſehr bedenklich werden wuͤrden .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr erklaͤrte ſeine Zu

ſtimmung zu dieſen Abaͤnderungen , ſo wie zu dem , VI

der Commiſſion in Vorſchlag gebrachten Zuſatze wegel

der Entwerfung der Anklageacte . Es wurde hiereu

diefe Stelle deg . Şen mit der im Commiffiongberihi"
enthaltenen Abånderung und Ergaͤnzung angenommen —
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Ç ot .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr erklaͤrt die Zuſtim⸗
mung der Regierung zu den in dem Commiſſtonsbe —
richte in dieſem Şen , fo wie zugleich får dên Şen g.
des Geſetzentwurfs vorgeſchlagenen Modificationen , je —

doch mit dem Vorbehalte , daß die Einreichung der An —

klageacte und der Belege an den Praͤſidenten des Ge —

tihtshofes der Berathung ber den §, 19 . deg vorliegen -
den Gefegentwurfes vorbehalten bleibe .

Bey dem

zweyten Titel des Geſetzentwurfes
wurde zuvoͤrderſt von dem Vicepraͤſidenten die

Frage zur Berathung ausgeſtellt :
Wie uͤberhaupt der Staatsgerichtshof zu bilden

ſey ?
Der Frhr . v. Zyllnhardt bemerkte auf eine von

dem Herrn Regierungscommiſſaͤr gethane Aeußerung ,
daß die Meinung der drey Commiſſionsglieder , welche
auf die Aufnahme der 12 aͤlteſten Mitglieder des Ober⸗

hofgerichts , oder der ſie erſetzenden Hofgerichtsraͤthe
( wobey es auf die gegenwaͤrtige Zahl der Oberhof⸗

gerichtsmitglieder nicht ankomme ) in den Staatsgerichts⸗
hof angetragen haͤtten , keineswegs dahin gehe , daß es

wegen des Reſultates , das die Abſtimmung uͤber einen

andern Theil des Geſetzentwurfs , naͤmlich dber die Coms

petenz des Staatsgerichtshofes gegeben habe , nunmehr
bey der im Entwurfe aufgeſtellten Organiſation des

Staatsgerichtshofes ſein Bewenden behalte . Nur dahin
gehe ihre Meinung , und ſo laute auch der Commiſſtons —
bericht, daß ihr Vorſchlag auf noch ſtaͤr kern Gruͤnden

ruhen wuͤrde , wenn der Staatsgerichtshof alle ver .

faſſungswidrige Handlungen ſchlechthin zu beſtrafen
haͤtte. Fur den Vorſchlag der Commifſton ſpreche im⸗

Protokolle der 1. Kammer . 30
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mer noch vorzuͤglich di e beybehaltene Beſtimmung , daß

der Staatsgerichtshof auch auf die peinliche — —der

Dienſtentſetzung erkennen koͤnne .

o. Rotteck : Nach meiner Anſicht — nachdem

die peinlichen Verbrechen von der Competenz des Staats⸗

gerichtshofes ausgeſchloſſen worden ſind , nicht weiter

von der Aufnahme des Oberhofgerichts in den Staats —

gerichtshof die Rede ſeyn ; denn ſonſt wuͤrden in dem

Staatsgerichtshofe dieſelben Perſonen figen , welche

auch uͤber das Verbrechen des gemeinen Rechts zu er⸗

kennen haͤtten .

Frehr . v. Tuͤrkheim : Dieſe Bemerkung iſt ſeht

richtig . Nun ſcheint mir dem Antrage der Regierung

weiter nichts entgegen zu ſtehen , vielmehr ſcheint mir

die Annahme dieſes Antrags eine faſt nothwendige Folge

von der Abſtimmung uͤber den hen 10 . des andern Ge —

ſetzentwurfs zu ſeyn .

Reg . Comm geh . Ref .v . Liebenſtein : Schon bey

dem 10 . hen des erſten Geſetzentwurfs habe ich bemerkt ,

daß denn doch der Staatsgerichtshof nicht der ordent⸗

liche Richter des Angeklagten ſeyn wuͤrde , wenn man

auch das Oberhofgericht ganz oder zum Theil in den

ſelben aufnaͤhme . Jetzt ſoll nun der Staatsgerichtshof

nicht uͤber das gemeinrechtliche Verbrechen , ſondern

nur uͤber die Verletzung der Verfaſſung erkennen . Und

gleichwohl wollte man in denſelben das Oberhofgericht

aufnehmen , welches doch als ordentliches Gericht be—⸗

rufen ſeyn kann , uͤber dieſelbe That , in ſofern ſie ein

gemeinrechtliches Verbrechen iſt , zu erkennen . Zu die —

ſer Haupteinwendung kommen noch andere von ſecundaͤ⸗
rer Wichtigkeit . Sollte mit dem Oberhofgericht uͤber

kurz oder lang eine Veraͤnderung vorgenommen werden ,

ſo wuͤrde unſer Geſetz nach dieſer neuen Ordnung der
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Dinge nicht weiter ausfuͤhrbar ſeyn . Auch jetzt ſchon
iſt die Zahl der Oberhofgerichtsraͤthe kaum hinreichend ,
um den Staatsgerichtshof , ſo wie dieſer nach dem Vor —

ſchlage der Commiſſion organiſirt ſeyn ſoll , vollzaͤhlig
zu machen .

v. Rot teck : Die Gruͤnde, welche im Jahr 1820

gegen das Oberhofgericht ,als Staatsgerichtshof ſchon im

Allgemeinen angefuͤhrt worden ſind , beſtehen noch jetzt .
Ein neuer Grund fuͤr die entgegengeſetzte Meinung iſt
bis jetzt nicht aufgeſtellt worden . Dagegen ſtreitet wider

dieſe Meinung jetzt noch der Umſtand , daß die Com -

peteng des StaatSgerichtghofs auf die Verlegung der

Verfaſſung als ſolche beſchraͤnkt worden iſt .

Frhr . v. Weſſenberg : Der zweyte Abſatz des

$. 14 . des in Berathung liegenden Geſetzentwurfs , wel⸗

ther dahin geht , daß wenigſtens die Haͤlfte der Mit —

glieder des Staatsgerichtshofs , welche die beiden Kam —

mern zu ernennen haben , rechtsgelehrte Staatsdiener

ſeyn ſollen , gibt mir Veranlaſſung , zu bemerken , daß
ich die Beſtimmung weit zweckmaͤßiger erachte , daß eine

beſtimmte Anzahl von Mitgliedern des Oberhofgerichts
in den Staatsgerichtshof aufgenommen werden muͤſſe.
Hierdurch wuͤrde die Abſicht des zweyten Abſatzes des

S. 14 . volftåndig , und befer erreichte Dieſer Abſatz
wuͤrde daher uͤberfluͤſſſg. Dabey erklaͤre ich mich zum
voraus dahin , daß mir nunmehr die Aufnahme einer

beſchraͤnktern Anzahl von Oberhofgerichtsraͤthen , z. B .

don fuͤnf, hinreichend und paſſender ſcheine , als die

Aufnahme des ganzen Oberhofgerichts . Auf die Be —

merkung , daß die Berathung uͤber den Vorſchlag der

Regierung , und den im Commiſſionsberichte gemachten

wohl fuͤglich mit der uͤber den Vorſchlag des Hofraths
v. Rotteck verbunden werden koͤnne, verliest der Hof -
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rath v. Rotteck die dieſen Vorſchlag betreffende Stelle

ſeines Beyberichts .

Zachariaͤ : Auch die vorliegende Frage gehoͤrt zu

denen , welche eben ſo entſcheidend fuͤr das ganze Schick⸗

ſal des Geſetzes , als ſchwierig ſind . Die Regierten

rechten mit der Regierung . Die Frage iſt : wer ſoll

den Streit ſchlichten ?

In Großbritannien und in Frankreich richtet in

Faͤllen dieſer Art das Oberhaus nach dem Grundſatze /

daß das Oberhaus , dem Fuͤrſten und dem Volke ver⸗

wandt , die Vermuthung der Keinſeitigkeit fuͤr ſich habe —

Doch bey uns geht die Anklage von beiden Kammern

aus .

In den Verhandlungen der Kammer ſind mehrere

Vorſchlaͤge enthalten , die Aufgabe zu loͤſen.

Ich ſpreche billig zuerſt von dem Vorſchlage des

vorliegenden Geſetzentwurfes . Dieſer ſcheint mir nun

ſtreitende Grundſtoffe in ſich zu vereinigen ; in dieſem

Staatsgerichtshofe iſt alles ſchwankend und wogend .

So ſehr ich auch dem Scharfſinne der Bildner dieſes

Gerichtshofes alle Gerechtigkeit wiederfahren laſſe , ſo

erinnert er mich doch an die feindlichen Bruͤder einer

der groͤßten Dichter unſerer Nation . Mir iſt , als

muͤßte der Angeklagte allemal durch die Stimme der

Minerva losgeſprochen werden .

Nach dem Geſetze vom Jahr 1820 bildet das Ober⸗

hofgericht den Staatsgerichtshof . Da ſtehen wir nun

an der wichtigen und ſchwierigen Frage : ob den Ge —

richten ein politiſcher Einfluß einzuraͤumen ſey ? Ich
wage niht , auf diefe fo umfafende Frage Hier einzu ?

gehen , fo fehbre ih auh — aus Grundſaͤtzen — ein

Freund ausfuͤhrlicher Vortraͤge bin . Ich bemerke nur -

daß uͤberall die Gerichte einen ſolchen Einfluß , z. B —
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tele | in ſofern haben , als ſie in Sachen der Staatskaſſe
ſprechen . Doch ſteht dieſem Plane das entgegen , daß

t zu unſer Staatsgerichtshof wenigſtens zugleich eine Dienft -
hide | potizeyftele ift .
rten

|
Ich komme zu den Vorſchlaͤgen meineg verehrten

ſoll Freundes . Wenn ſie auch etwas von dem gewoͤhnlichen

abweichen , ſo wird doch , wie die Erfahrung der letzten
t in dreyßig Jahre zeigt , oft etwas gewoͤhnlich ,was anfangs
atze / ungewoͤhnlich , ja unmoͤglich zu ſeyn ſchien .
pers | Der erfte von diefen Borfchlågen geht dahin , die

abe : | Mitglieder deg Staatsgerichtshofs von dem Volke un —
nern mittelbar oder mittelbar waͤhlen zu laſſen . Ich will

|
nicht tadeln , daß dieſer Vorſchlag im Geiſte der Volks

rere herrſchaft iſt . Verfaſſungen , wie die unfetige , find

Mittelweſen zwiſchen der Einherrſchaft und der Volks —

des herrſchaft , und eben darin beſteht ihre Vollkommenheit ,
nm

|
da auch der Menfh nur ein Mittelwefen ift,

eſem Aber darin kann ich dem Redner nicht beytreten ,
end . daß er in dem Streite zwiſchen den Kammern und der

efes | Regierung das Volk fuͤr neutral Hált . Wie mögen wit

, f | dag Bolt von den Kammern trennen , die eg vertreten ?
iner Auch zweifle ich , ob das Volk ein tauglicher Rich —
als ter får die Fåhigteit zum Richteramte ſey . In Athen

der wurden Die Richter gröftentheils von dem Volke ge -
| wählt ; die athenienfifhen Gerichte haben den Sofrates

bers
|

berurtheilt . Die rómifhen judices wurden nicht durch
nun | Volkswahl ernannt . In Amerika wird uͤber die Be —

Ge⸗ſchaffenheit der Gerichtsverfaſſung nicht wenig geffagt ;
gh |

Mein verehrter Freund macht einen andern Bor -

nzu⸗ ſchlag, nach welchem aus den Notabeln oder biderben
ein Maͤnnern deg Volfs dag Loos die Mitglieder deg

mi | Staatggerichtshofs beftimmen foti .
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Einen aͤhnlichen Vorſchlag habe ich im Jahr 1820

gethan ; nur daß ich nicht das Loos zu Huͤlfe nahm .

Allein obwohl ein beruͤhmter Schriftſteller , Mon —

tesquieu , behauptet , daß die Beſetzung der oͤffentlichen

Stellen durch das Loos dem Geiſte der Volksherrſchaft

ganz beſonders entſpreche , obwohl bey den Arhenienz

ſern mehrere oͤffentliche Aemter durch das Loos beſetzt
wurden , ſo bin ich doch der Meinung , daß ein Volk

ſeine verfaſſungsmaͤßige Freyheit verlieren muͤſſe, wenn

es nicht ſeinem Urtheile , ſondern nur dem Looſe ver —⸗

trauen fann :

Es iſt mir noch der Vorſchlag des Commiſſtons⸗

berichtes uͤbrig , welcher zugleich me ine Meinung ents

haͤlt. aiy

Nach dieſem Vorſchlage beſteht der Gerichtshof ,

da er theils eine Dienſtpolizeyſtelle , theils ein Gericht

iſt , aus zwey weſentlich verſchiedenen Beſtandtheilen .

In der erſtern Eigenſchaft beſteht er billig aus

Mitgliedern , welche von dem Fuͤrſten und den Kam —

mern gewaͤhlt werden . Dieſer Beſtandtheil wirkt nun

aufregend , nicht ſich ſelbſt zerſtoͤrend .

In der zweyten Eigenſchaft wird der Staatsge —

richtshof durch das Oberhofgericht gebildet . Mag auch

der Staatsgerichtshof nicht uͤber die Verbrechen des

gemeinen Rechts erkennen , er erkennt doch auf die

Strafe der Entſetzung .
Wie moͤgen wir das Schiff dem Meere des oͤffent⸗

lichen Lebens ohne einen genuͤgenden Ballaſt vertrauen ?

Wie koͤnnten wir verkennen , daß auch die ſogenannten

politiſchen Vergehungen nach Rechtsgrundſaͤtzen zu be

urtheilen ſind ? Die Haupteinwendung gegen das Ober

hofgericht , als einen Beſtandtheil des Staatsgerichts

hofes , iſt die , daß es zugleich berufen ſeyn kann , uͤber

TF i
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das Verbrechen des gemeinen Rechts atg dag ordent -

liche Gericht zu erkennen . Ich antworte

Erſtens : daß dieſe Einwendung durch die Ana —

logie der Gerichtsverfaſſung keineswegs unterſtuͤtzt wird .

Die allgemeine und die beſondere Unterſuchung wird von

demſelben Richter gefuͤhrt . Selbſt nach unſerm Geſetz⸗

entwurfe erkennt der Staatsgerichtshof zugleich uͤber

das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen

Stand .

Zweytens : Iſt das Oberhofgericht zugleich ein

Beſtandtheil des Staatsgerichtshofs , ſo wird es im

Stande ſeyn , wenn es uͤber das Verbrechen des gemei —

nen Rechts erkennt , die That deſto allſeitiger zu beur —

theilen . Auch das hat man gegen den Plan eingewens

det , daf eine Veraͤnderung in unſerm Geſetze nothwen⸗

dig werden wuͤrde , wenn das hoͤchſte ordentliche Gericht

deg Landes eine andere Organiſation erhalten ſollte .

Aber alle Geſetze werden mit Ruͤckſicht auf die beſte —

hende Organiſation des Staates abgefaßt .

Uebrigens iſt es nicht mein Kind , fuͤrwelches ich

ſpreche . Nur der Vorſchlag , von dem Plane deg Ent -

wurfes abzuweichen , ruͤhrt von mir her , der Plan des

Commiſſionsberichtes iſt von dem verehrten Mitgliede ,

das mir zur Seite ſitzt , ( Staatsrath Frhrn . v. —A

hardt ) entworfen worden .

v. Rotteck : Ich bin keineswegs geſonnen , meine

Ideen uͤber zweckmaͤßige Bildung eines Staatsgerichts —

hofs eigenſinnig zu behaupten . Es genuͤgt mir , ſie

hingeworfen zu habens fie moͤgen ſich ſelbſt geltend

machen , wenn fie gut ſind , ſie moͤgen fallen , wenn man

ſte als verwerflich erkennt . Auch habe ich ſchon in mei⸗—

nem Beybericht dasjenige vorgetragen , was zur Be —

leuchtung ihres Grundes und ihrer Weſenheit noͤthig ifi.

Zwanzigſte Sitzung dom 8. Juny .
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Nur ſey mir vergoͤnnt , einige Mißverſtaͤndniſſe ,
die ich in dem Vortrag meines verehrten Freundes

wahrgenommen ,durch eine kurze Erklaͤrung zu berich⸗
tigen , und damit noch einige kurze Betrachtungen uͤber

den uͤbrigen Inhalt ſeiner Rede zu verbinden .

Mein verehrter Freund will nicht zugeben , daß die

Idee der politiſchen Autoritaͤt des Oberhofgerichts als

Staatsgerichtshof auf die Beſetzung ſeiner Stelleh von
Einfluß ſeyn werde , da ja auch die Idee von ſeiner

Competenz in Streitſachen des Fiscus ſolchen Einfluß
nicht habe .

Allein himmelweit verſchieden iſt das Verhaͤltniß
hier und dort . Die Regierung kann wohl und muß

aufrichtig wuͤnſchen , daß die Proceſſe des Fiscus ftreng -

rechtlich entſchieden werden . Von mehreren Regierun⸗

gen ſind ausdruͤckliche Verordnungen an die Gerichte
ergangen , im Zweifel eher gegen als fuͤr den Fiscus

zu entſcheiden . Von Seiten der Miniſter iſt hier ent —

weder gar keine , oder nur eine geringe Betheiligung
vorhanden .

Gang anders aber in perfónlichen Straffachen , woz

von eg fich Hier handelt . Bey fo nahe liegenden , gang

perſoͤnlichen , und hoͤchſt wichtigen Intereſſen if die

Betheiligung zu groß , um nicht auch eine Befangen⸗
þeit zu bewirfen , und eine Unlauterfeit in den Motis

ven der Dienftbefegung beforgen zu maden .
Gegen die wiederholt angeregte Vorſtellung des

Staatsgerichtshofs als einer Dienſtpolizeyſtelle
will ich mich wiederholt auf meine ſchon in der letzten

Dis cuſſion erhobenen Gegenbetrachtungen berufen .
Meinen erſten Vorſchlag — Bildung des Staats ”

gerichtshofes durch Volkswahl in Urverſammlungen ,
oder in den daraus hervorgegangenen Collegien von
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Wahlmaͤnnern — findet der verehrte Redner fuͤr ver⸗

werflich ſchon aus dem Grunde , weil die Wahlmaͤnner

und das geſamte Volk nie eine neutrale Behoͤrde ſeyn

koͤnne, ſondern vielmehr mit den Kammern , ſo wie der

Vollmachtgeber mit dem Bevollmaͤchtigten , zuſammen —

haͤnge , und weil uͤberhaupt Volksgerichte hoͤchſt gefaͤhr⸗

lich , und mit dem monarchiſchen Princip unvereinbar⸗
lich waͤren .

Allein ich habe nicht von denjenigen Wahlmaͤnnern

geſprochen , von welchen die Landtagsdeputirten ernannt

werden — denn bey denſelben wuͤrde allerdings die

gleiche Tendenz , wie bey ihren Gewaͤhlten zu vermu -

then ſeyn — ſondern von ſolchen , die nach einem ganz

andern Geſetz aus dem Schooße der Volksgeſamt⸗

heit hervorgegangen , oder vielmehr von Volksausſchuͤſ⸗

ſen , worin alle Klaſſen des Volks ihre Repraͤſentanten

Hätten . Dieſe koͤnnen allerdings unbetheiligt ſeyn , und

ſind es natuͤrlich ; eine Appellation an ſie erſcheint als

eine zuverlaͤſſige Controlle der Kammer , oder wie eine

Rechnungsprobe ; und es mag ihr Ausſpruch , oder der

Ausſpruch ihrer Gewaͤhlten zur Ueberzeugung fuͤhren,

daß die Kammern im Sinn der Geſamtheit , alſo des

Rechtes geſprochen und gehandelt haben , oder nicht

haben . Auch will ich ja kein Volksgericht , ſondern

nur ein aus dem Schooß der Volksgeſamtheit moͤglichſt

ſorgfaͤltig gewaͤhltes Collegium von Richtern . Das

Volk ſoll nicht richten , ſondern blos die Richter waͤhlen .

Dadurch wird keineswegs das monarchiſche Prin :

eip bedroht , oder das demokratiſche bis zur Ungebuͤhr

erhoben . Beide Principien in ſchrankenloſer Herrſchaft

ſind gleich verderblich , gleichmaͤßig Despotie erzeugend .

Darum ſind auch Volksgerichte in Demokratien noch

ſchlimmer , als ſie es in Monarchien waren , weil eben
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in der Vereinigung aller Gewalten die Despotie beſteht ;
und darum iſt die Monarchie gefahrdrohend , wenn fie
auch die Gerichte beherrſcht . In der Vereinigung , in

der weiſen Entgegenſetzung , oder wechſelſeitigen Be —

ſchraͤnkung beider Principien beruht das Heil - des

Staats und die Freyheit , und dieſes iſt eben , was

un ſere Conſtitution will , und ausdruͤcklich feſtſetzt . Sie

iſt nichts anders , als eine Maͤßigung des monarchiſchen
Princips durch das demokratiſche .

Gegen meinen zweyten Vorſchlag iſt die Gefaͤhr —
lichkeit des Looſes urgirt worden . Ich finde gerade
darin den entſcheidenden Vorzug meines Vorſchlags ,
vor demjenigen , welchen 1820 der verehrte Redner ge⸗
macht . Dort naͤmlich wurden beſtimmte Perſonen zu
Richtern geſetzt — deren Perſoͤnlichkeit alſo den bedenk⸗

lichſten Einwirkungen offen ſtand ; — ich baue auf die

Unparteylichkeit des Schickſals , und auf die Unmoͤg⸗
lichkeit der Einwirkung auf Unbekannte . Auch ſoll das
Loos nicht geworfen werden zwiſchen bedenkli chen und

unbedenklichenCondidaten , oder zwiſchen ſolchen , die

auf entgegengeſetzte Weiſe bedenklich ſind , ſondern nur

zwiſchen Unbedenklichen , d. h. zwiſchen ſolchen , gegen
deren Keinen ein beſonderer Verdachtsgrund obwallet ,
und deren durchs Loos gebildeter Ausſchuß daher den

moͤglichſt hoͤchſten Grad der Zuverlaͤßigkeit hat .

Wenn endlich der verehrte Redner in dem Beſchluß
der Kammer , wodurch die Competenz des Staatsge⸗
richtshofs auf das nicht peinliche Erkenntniß beſchraͤnkt
worden , keinen Grund der Verwerfung der von der

Commiſſion vorgeſchlagenen Zuſammenſetzung erkennen
will ; ſo werde ich zwar zugeben , daß — da denn doch
die Dienſtentſetzung unter den zu verhaͤngenden Strafen

ſteht — wohl noch einiger Brund Ood eben nicht Noth⸗
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wendigkeit ) uͤbrig geblieben iſt , eine Anzahl von Ober⸗

hofgerichtsraͤthen in den Staatsgerichtshof aufzuneh⸗

men : aber es iſt dagegen auch eine neue Unmoͤglichkeit

entſtanden , ſolches ohne weitere Benachtheiligung des

Rechts zu thun ; die naͤmlich , daß , da nunmehr ein

anderer — d. h. der ordentliche — Gerichtshof her die

peinlichen Verbrechen der Angeklagten zu erkennen hat,

und derſelbe zum Theil aus denſelben Mitgliedern ,

welche bereits im Staatsgerichtshofe geſprochen , be —

ſtehen ſoll , die Unbefangenheit dieſes peinlichen Tribu⸗

nals verloren gehen wuͤrde .

Solche Identitaͤt der Perſonen bey zwey verſchie⸗

denen Gerichten iſt eine Rechtswidrigkeit , gegen welche

der geehrte Redner vergebens die Analogie vonh der

Generals und Special - Unterfuchung anfuͤhrt . Dieſes

ſind nur zwey Acte einer und derſelben Unter ſuchung

iber ein und daffelbe Verbrechen , hinfuͤhrend auf ein

und daſſelbe Straferkenntniß . Wir aber ſprechen von

zwey, in einer That vorhandenen, weſentlich verſchiedenen
Uebertretungen , naͤmlich einer politiſchen und einer

rein peinlichen , und die wegen ihrer weſentlich verſchie⸗

denen Natur auch unbedingt zwey verſchiedene Unter⸗

ſuchungen und Gerichtshoͤfe fordern , und gang ver -

ſchiedenen Autoritaͤten unterſtehen .

Zachariaͤn So ungern ich uͤber denſelben Gegen —

ſtand zweymal um das Wort bitte , ſo glaube ich doch

der Achtung fuͤr meinen verehrten Freund eine Antwort

ſchuldig zu ſeyn .

Da defen Rede hauptſaͤchlich auf die Vertheidi⸗

gung der eigenen Vorſchlaͤge berechnet war , ſo will ich

zur Rettung des unſerigen nur das Einzige anfuͤhren ,

daf er mir dag nicht entfråftet gu haben ſcheint , was
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ich fuͤr die Aufnahme des Oberhofgerichts in den Staats⸗
gerichtshof aus der Analogie unſerer Gerichtsverfaſſung
entlehnen zu koͤnnen glaubte .

Der eigentliche Grund , aus welchem man gegen
dieſe Aufnahme ſtreitet , iſt der , daß man fuͤrchtet , das

Oberhofgericht werde , wenn es uͤber das Verbrechen
des gemeinen Rechts erkenne , gegen den Angeklagten
Parthey nehmen . Aber derſelbe Grund tritt nicht mehr
und nicht weniger ein , wenn derfelbe Richter die Ge -
neral - und die Special - Ynquifition fåhrt , oder wenn
der Staatsgerichtshof zugleich uͤber die Wiedereinſetzung
in den vorigen Stand erkennt

Das Urtheil uͤber den erſten Vorſchlag des ver —⸗
ehrten Redners , den ich uͤbrigens nicht mißverſtanden
zu haben glaube , laͤßt ſich auf die allgemeine Frage
zuruͤckfuͤhren , ob ein Machtgeber uͤber einen Streit zwi⸗
ſchen ſeinem Bevollmaͤchtigten und Dritten zu richten
befugt ſey . Der Machtgeber kann die Vollmacht nur
widerrufen.

Bey dem zweyten Vorſchlage hat der verehrte
Redner die Vortheile einer Entſcheidung durch das
Loos geprieſen . Aber ein jeder Gebrauch der Freyheit
iſt mit einer Gefahr verbunden . Mit demſelben Grunde
koͤnnte man auch die Cenſur als ein Mittel , den Ge —
fahren der Preßfreyheit vorzubeugen , vertheidigen .

Frhr . v: Tùrfheim : Nah den grůndlichen Bor -
trågen úber den Gegenftand diefer Debatte fann ih
nur noch eine kleine Nachleſe halten . Der Herr Hof⸗
rath v. Rotteck nimmt bey ſeinem erſten Vor ſchlage
das Volk als ein drittes Unbeltheiligtes an , welchem
er in dieſem Streit eine zuverlaͤßige Entſcheidung allein

zutraut . Dieß kann ich weder mit meiner eigenen
Ueberzeugung , noch mit den fruͤhern Anſichten des
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Redners vereinbaren . ES if fehr richtig gefagt worden ,

dag im Moment der AnÉlage eine Entjweyung Statt

Habe zwifhen Regierung und Regierten , zwiſchen den

Repråfentanten der Regierung , und den Repraͤſentan —

ten Deg Wolfs . Weder ergere noch letzteres iſt daher

unbetheiligt . Iſt es nun raͤthlich , im Augenblick ſolcher

Entzweyung aus Primaͤrverſammlungen des Volks die

Richter des Streits zu nehmen ? Die einzige Buͤrg⸗

ſchaft gegen Uebereilung iſt , wie der Geſetzentwurf und

die Commiſſion es will , wenn der Richter ſchon vor

dieſer Entzweyung voraus beſtimmt , und nicht im Mo —

ment der Leidenſchaft erſt geſucht wird , am allerge —

faͤhrlichſten aber waͤre es , wenn er alsdann durch Ur —

verſammlungen , von der Maſſe des Volks gewaͤhlt

werden ſoll , weil gerade das Volk , je tiefer man auf

die Elemente zuruͤckgeht , deſto leidenſchaftlicher ſich be —

wegt , wenn es einmal aufgeregt iſt .

Der zweyte Vorſchlag iſt dadurch weſentlich vom

erſten verſchieden , daß die Richter durch das Loos aus —

gemittelt werden ſollen . Hier wuͤrde alſo die Bildung

des Gerichts dem Zufall uͤberlaſſen , und eine Art von

Gottesurtheil , — nur etwas dem Geiſt unſeres Zeit⸗

alters angepaßt —eingefuͤhrt werden . Von ſolchen Or -

dalſen kann das Schickſal von Staatsbuͤrgern nicht ab —

haͤngig gemacht werden .

Wenn auch im Durchſchnitt das Loos unter einer

ſchon gelaͤuterten Klaſſe von Notabeln nicht unrecht

ausfallen mag , ſo wird doch im gegebenen einzelnen

Fall der Angeklagte durch einen ſolchen Durchſchnitts —

calcul nicht gefichert . Da ùbrigeng der §. ro . deg

Hauptgefegeg angenommen wurde , fo fann ih auch

mit der Commiſſton nicht ſtimmen , daß naͤmlich die

Mitglieder des Oberhofgerichts in den Staatsgerichts -
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hof aufgenommen werden ſollen . Schon im Allgemeinen

hat eine Compoſition aus zwey , ſich beſtreitenden , Wn -

ſichten nichts Empfehlendes fuͤr ſich . Zwar iſt der

Staatsgerichtshof nach dem Entwurf , wie ſchon be —

merkt worden iſt , keineswegs eine Dienſtpolizeyſtelle ;

allein gleichwohl iſt kein Grund vorhanden , ihn zur

Haͤlfte aus Mitgliedern der oberſten Juſtizbehoͤrde zu

bilden , denn er hat ja nach dem fruͤher gefaßten Be

ſchluß die That nicht von der Seite des gemeinen pein⸗

lichen Rechts zu beurtheilen , welches ad separatum

verwieſen worden iſt , ſondern er iſt rein politiſcher

Natur . Dienſtentfernung kann auch von der Regierung

verhaͤngt werden . Ich kann deshalb nur fuͤr die
Saf:

fung , wie fte im Entwurf fteht , ſtimmen .

v. Rotted : Gegen die beiden verehrten Redner ,

melhe wider mih auftraten , muf ih bemerfen , daf

allerdings ein Streit zwifhen den Kammern und der

Regierung das Volk entſcheiden koͤnne , und allein e $

koͤnne . Dieſes Volk wird immer die Maaßregeln und

Tendenzen der Kammern verwerfen , ſobald ſie dem

Recht und dem Geſamtwohl entgegen ſind ; und die

Regierung , ſo lange ſie das Rechte will , hat keine

feſtere und zuverlaͤſſigere Vertheidigung gegen die etwaige

Feindſeligkeit oder Verblendung der Kammern , als eben

das Volk . Zwar haben wir den Fall einer Entzweyung
im Auge , und von entzweyten Partheyen kann aller⸗

dings keine zugleich Richterin ſeyn : allein nicht eigent⸗

lich Regierung und Regierte , ſondern mehr nur das

Miniſterium und die Volksrepraͤſentation ſind unter ſich

entzweyt , und es muß alſo die eine oder die andere

Seite ſich im Unrecht befinden . Keines von beiden

aber , weder das Miniſterium , noch die Volksrepraͤſen⸗
tation iſt auf hoͤchſter Stelle befſindlich . Beide haben —

2
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eine noch hoͤhere Autoritaͤt oder Potenz uͤber ſich , jenes

naͤmlich den idealen Fuͤrſten ( weil der wirkliche hier

juridiſch gar nicht erſcheint , oder dureh die Rechtsfic —

tion als identiſch mit dem idealen dargeſtellt wird ) und

dieſe die Volksgeſamtheit , von welcher eine reine Wil —

lensaͤußerung wenigſtens moͤglich iſt , und eben geſucht
wird . Dieſe beiden hoͤchſten Potenzen nun — einerſeits

der ideale Fuͤrſt , und anderſeits die Volksgeſamtheit
—koͤnnen niemals entzweyt ſeyn ; was die eine will ,

das will nothwendig auch der andere ; und indem man

alfo die Volksgeſamtheit befragt , d. h. alſo , indem

man ihr das moͤglichſt lauterſte und zuverlaͤſſigſte Organ

zur Geſtinnungsaͤußerung gibt , hat man zugleich den

Sinn und die Tendenz des idealen Fuͤrſten erkannt ,

als von welchem —da der wirkliche Fuͤrſt im gegebenen Fall

juridiſch nicht erſcheinen darf — keine andere Willens —

aͤußerung oder Repraͤſentation gedenkbar iſt .

Doch iſts nicht einmal nothwendig , ſich an dieſe

— wiewohl gutbegruͤndete — Vorſtellung zu halten .

Man kann auch ein aus dem Schooß eines verſtaͤndigen

Volkes mit Sorgfalt gewaͤhltes Gericht , als Organ

nicht blos der Nationalgeſinnung , ſondern der allge —

meinen geſunden Menſchenvernunft anſehen , und ſeinem

Ausſpruch als jenem des edelſten , zuverlaͤſſigſiten Ge —

ſchwornengerichts wohl rudig vertrauen .

Aber mit Verwunderung habe ich vernommen , meine

Anſicht , zumal jene vom Looſe , ſtehe der Wahrheit ent —⸗

gegen , daß alles Gute , daher auch die Freyheit , mit

einiger Gefahr verknuͤpft ſey ; ich habe vernommen , daß

wer alle Gefahr hintanhalten wollte , auch z. B . die

Cenſur ſich gefallen laſſen muͤßte . Ein ſolches Mißver —

ſtaͤndniß hatte ich wahrlich nicht befuͤrchtet . Wohl

weiß ich , welche Gefahren die Freyheit mit ſich bringt ,
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und welche Tugenden und Opfer ſie fordert . Aber meine

Tendenz geht blos dahin , die allerſchlimmſte Gefahr zu

beſeitigen , naͤmlich jene , welche von der Willkuͤhr der

Menſchen herruͤhrt , und gegen welche die Gefahr des

bloßen Zufalls ſelbſt als Gutes erſcheint . Eine Billi —

gung der Cenſur liegt wohl nicht in dieſer Anſicht , da

ja gerade in der Willkuͤhrlichkeit der Cenſur das ſtaͤrkſte
Mottiv ihrer Verwerfung liegt . Doh wil ih geſtehen ,

daß , falls eine Cenſur ſeyn muͤßte , ich derjenigen ,

welche durchs Loos die zu ſtreichenden und die beyzu⸗

behaltenden Saͤtze beſtimmte , den Vorzug weitaus vor

der uͤblichen geben wuͤrde , welche nach Willkuͤhr ſtreicht
und zulaͤßt .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Weder der ideale Fuͤrſt ,

noch das ideale Volk ſoll den Streit entſcheiden , nur

ein Gericht , das vor der momentanen Entzweyung die⸗

ſer idealen Potenzen aufgeſtellt worden iſt .
Frhr . v. Berkheim : Mir duͤnkt , daß der Zweck ,

nach dem wir ſtreben , die Abſicht der Redner , welche
ſich uͤber den vorliegenden Gegenſtand geaͤußert haben ,

dahin geht , einen moͤglichſt unpartheyiſchen Gerichtshof
aufzuſtellen . Die Commiſſion hat zwiſchen dem Geſetze
vom Jahr 1820 und dem vorliegenden Geſetzentwurfe
einen Mittelweg gewaͤhlt. Der Grund , warum man

von dem Geſetze von 1820 , welches das Oberhofgericht
zum Staatsgerichtshof beſtellte , in dem jetzt in Bera —

thung ſtehenden Geſetzentwurf abgewichen iſt , war wohl
der , daß der Staatsgerichtshof von allen perſoͤnlichen
Ruͤckſichten frey und unabhaͤngig ſeyn ſoll , daß aber

die oberſten Staatsdiener , welche vor dem Staatsge —
richtshofe angeklagt werden koͤnnen , mit dem Oberhof⸗

gerichte in Beruͤhrungen geſtanden haben , oder treten

koͤnnen , welche mit jener Unabhaͤngigkeit kaum zu ver —
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einigen ſeyn duͤrfte . Dieſes Bedenken wird eben ſo
wenig durch den im Commiſſtonsberichte enthaltenen

Vorſchlag gehoben . Denn nach dieſem Vorſchlage iſt
das Oberhofgericht doch allemal ein Beſtandtheil des

Staatsgerichtshofes .
Reg . Comm . geh . Ref . v. Liebenſtein : Ich will

gegen die von dem Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ får
den Vorſchlag des Commiſſtonsberichtes angefuͤhrten
Gruͤnde nur noch folgendes anfuͤhren : Es iſt von mir

und andern behauptet worden , daß man , nachdem von
der Competenz des Staatsgerichtshofes die gemein —
rechtlichen Verbrechen ausgenommen worden ſeyen , nicht
weiter den ordentlichen Richter dieſer Verbrechen dem

Staatsgerichtshofe einſchalten koͤnne, da dieſer ſonſt
bey der Entſcheidung uͤber das gemeinrechtliche Ver —

brechen fuͤr befangen zu halten feyn wirde . Det Red -

ner þat diefe . Befangenheit zugefanden . Er Hat eg

jedoch fuͤr wünſchenswerth erklaͤrt, daß das Oberhofge⸗
richt in den Staatsgerichtshof aufgenommen werde ,
damit es deſto unterrichteter auch uͤber das gemeinrecht⸗
liche Verbrechen urtheilen koͤnne . Allein das Oberhof⸗
gericht wuͤrde als ordentlicher Richter nicht uͤber eine

neue Thatſache , nicht uͤber eine eingewendete Berufung ,
ſondern ganz uͤber daſſelbe Vergehen zu urtheilen haben.
Uebrigens hoffe ih , daf unfer Schiff auch opne Ballaſt
die See halten werde .

Srhr . v. Weffenberg : Wag die Mrt der Bildung
Und Zuſammenſetzung des Staatsgerichtshofes betrifft ,
ſo moͤchte ich , die Sache blos nach der Theorie betrach⸗ —
tet , dem von dem Herrn Hofrath v. Rott eck gemach⸗
ten Vortrag , daß derſelbe durch Wahlcollegien aug der

Mitte der verſchiedenen Claſſen des Volks beſtell
werde , den Vorzug geben . Dieſe Beſtellung des Staats

Protokolle der J. Kammer , 31
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gerichtshofs wuͤrde vielleicht am meiſten die Idee von

Unbefangenheit , welche hier wuͤnſchenswerth iſt , errei⸗
chen koͤnnen . Schaͤtzbar bleibt immer dieſe Idee , ſollte

ſie gleich jetzt nur als ein Vermaͤchtniß an kuͤnftige
Geſchlechter in unſeren Protokollen niedergelegt ſeyn .

Der Ausfuͤhrung ſtellen ſich aber jetzt , wo nicht unuͤber⸗

windliche , doch ſehr bedeutende Schwierigkeiten entge —

gen , in Hinſicht ſowohl der Beſtimmung der Waͤhlenden

als der Waͤhlbaren , als der Form der Wahl , wenn

auch uͤber den Punkt deg Koſtenaufwands ganz weg —

geſehen werden wollte .

Außerdem ſtoße ich auf zwey Dinge , denen ich

nicht beyſtimmen kann . Das Erſte iſt der Zufall des

Looſes , dem ein großes , fa entſcheidendes / Gewicht

eingeraͤumt wird . Dieß ſcheint mir der moraliſchen

Wuͤrde der Sache durchaus nicht angemeſſen . Noch

bedenflicher finde ich den Umftand , dag nach dem W

trag Deg Herrn Hofraths v. Rotte die Rihter nur

fuͤr den einzelnen Fall gewaͤhlt werden ſollen . Dadurch

wird das Gericht ein Specialgericht .

Specialgerichte aber haben immer etwas Gehäͤſſiges

Die Moͤglichkeit der Beſtechung findet bey jedem Ein —

zelnen , der auf was immer fuͤr eine Art zum Richtet

beſtellt iſt , Statt . Dieſe Moͤglichkeit vermag keine

geſetzliche Beſtimmung aufzuheben . Aber iſt nicht die
Beſtechung am gefaͤhrlichſten , die bey der Auswahl der

Richter ſelbſt ihren Einfluß ausuͤbt ? Und iſt die Ge

fahr der Beſtechung nicht weit groͤßer , wenn die Aus —

wahl nur fuͤr den einzelnen : Gall getróffew wird , als
wenn die einmal beſtellten Richter entweder lebenslaͤng⸗

lich oder doch eine gewiſſe Reihe von Jahren ihr Amt
hekleiden ? — Eben die große Schwierigkeit , den

=

Staatsgerichtshof durch Wahl befriedigend zu beſetzen ,

ETET i
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von hat fruͤher auf den Gedanken gefuͤhrt, deſſen Funetionen
der beſtehenden oberſten Juſtizſtelle im Lande zu uͤber⸗rrei⸗

ſollte tragen . Zweckmäßiger jedoch ſowohl uͤberhaupt , als

ftige beſonders jetzt , nachdem die Gerichtsbarkeit des Staats —

aͤber⸗ ſtimmt , blos auf die einfache That der Verletzung der

atge⸗ Verfaſſung eingeſchraͤnkt iſt , duͤrfte es ſeyn , wenn nur

uden eine beſchraͤnkte Zahl von Mitgliedern des Oberhofge —

menm | ticht dazu beſtimmt , die uͤbrigen Stellen des Staats⸗

weg⸗ Serichtshofs durch freye Wahl des Regenten und der

Kammern beſetzt wuͤrden . Daß dieſer Gerichtshof einige

y id | erfahrene und auggezeichnete RechtSaelehrte in fich fafa

roeg | fen folte , feint mir dem Zwecke und der Beſtimmung

miht | deg Gerichtshofs in jedem Fall angemefen , weit an -

ſchen gemeſſener aber , daß dieſe aus dem oberſten hochan —

Noch ſehnlichen Tribunal im Lande , etwa nah dem Dienſt⸗

An⸗alter , zum Voraus beſtimmt , als daß die Kammern

onur | Derbunden werden , wenigfteng die Hålfte der Mitrihter ,

Í

fejn. gerichtshofs , wie der §. 10 . des Anklagegeſetzes bes

durch |
die ſie waͤhlen , aus der Claſſe rechtsgelehrter Staats —

| Diener zu nehmen . Ich erlaube mir demnach , jetzt fols

ſtges . vende Zuſammenſetzung in Antrag zu bringen è
Ein | die fuͤnf aͤlteſten Oberhofgerichtsraͤthe ,

ichtet ſieben Mitglieder von der Wahl des Regenten ,

keine zwoͤlf Mitglieder von der Wahl der beiden

toie | Kammern .

coer | - rýr d. 3Zylinhardt : Die Borfkhläge deg Herrn
Ge⸗ Hofrath v. Rotteck ſind hinlaͤnglich eroͤrtert ; ebenſo|

Aus⸗ der Antrag der Commiſſion in dem Bericht ſelbſt , und

als in des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ ausfuͤhrlichem

laͤng⸗ und gruͤndlichen Vortrag . Ich erlaube mir daher nur

„ gmt | Modh zu bemerken : man hat an der Unbefangenheit
den des Oberhofgerichts ſo wenig gezweifelt , daß vielmehr

enen
derade die Ueberzeugung von der Unbefangenheit diefes
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hoͤchſten Gerichtshofs die Staͤndeverſammlung im Jaht

1820 veranlafte , in Uebereinftimmung mit der dama ?

ligen Ynfiht der Regierung , ibn får competent in den

Faͤllen , wovon hier die Rede iſt , zu erklaͤren ; indeſſen

iſt die Bedeutung der Idee nicht zu verkennen , daß die

Inſtitution , wovon es ſich gegenwaͤrtig handelt , und

daher auch der hier zu beſtellende Gerichtshof eine ju —

ridiſche und eine politiſche Beziehung darbiete ; des —

halb hat man geglaubt , eine Vereinigung dieſer und

der fruͤhern Anſicht darin zu finden , wenn die Zuſam —

menſetzung des Staatsgerichtshofs , eine , ſo , wie in

dem Commiſſionsberichte vorgeſchlagen iſt , gemiſchte

wird . Wenn von zwey Anſichten und Vorſchlaͤgen nur

das Zweckmaͤßige beybehalten wird , ohne daß ein inne —

rer Widerſpruch entſteht , ſo hat eine ſolche Compoſition

doch wohl darum , weil ſie eine Compoſition iſt , nicht

ſchon alles gegen ſich , und es fragt ſich nur , ob und

in wiefern fie gelungen if . Die Haupteinmendung ges

gen den Borfchlag Der Commiffion it opne Zweifel dic ,

Dag wenn das Oberhofgericht ganz , oder doh in dem

groͤßten Theile ſeiner Mitglieder in den Staatsgerichts —

hof gezogen wird , und doh §. r0 . Deg Hauptgefegeg

ffeben bleibt , dag nåmliche Gericht , tvar niht in allen ,

jedoch in manchen Fållen zmweymal in derfelben Sahe

zü fpreþen håtte . Da jedoch einmal nach jenem gen

und dem Mugfpruche der Majoritåt der hohen Kammer

( momit ih mich uͤbrigens durchaus nicht vereinigen

tann ) die Berfafungsyerlegung , und das in derſelben

Handlung damit etwa verbundene gemeine Vergehen

oder Verbrechen , alg zwey trennbare Handlungen er -

Flårt wurden , fo fehe ich nicht ein , warum niht em und

daſſelbe Gericht Aber diefe beiden Gegenkånde eben fO

gut erkennen koͤnnte , wie jeder Gerichtshof taͤglich uͤber
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Jaht verſchiedene Vergehen oder Verbrechen erkennt . Dieß
ma⸗ wuͤrde in keinem Falle eine groͤßere Abnormitaͤt ſeyn ,
den als die unbedenklich zugelaſſene , daß nicht nur , wie

eſſen es uͤbrigens unſere peinliche Gerichtsordnung ſchon

die vorſchreibt , die General - und Specialinquiſttion von
und demſelben Richter gefuͤhrt , ſondern daß nach dem vor —

e juz liegenden Gefegentwurf gegen die fonft bey uns beſtehen —
des - den Vorſchriften das naͤmliche Gericht Unterſuchungs
und und Entſcheidungsrichter iſt .

ſam⸗ v. Rotteck : Nicht mehr zur Vertheidigung meiner
e in

eigenen Vorſchlaͤge — da hieruͤber die hohe Kammer

ſchte wohl zur Genuͤge unterrichtet iſt — ſondern zur Beſtrei —
nur tung des Commiſſtons - und des Regierungsvorſchlags

nne⸗ ſey mir noch eine kurze Bemerkung erlaubt . In beiden
ition ſpielt das Loos eine ſehr bedeutende Rolle , daſſelbe
niht | Loog , defen allgemeine Verwerflichkeit man als ent —

und | fcheidenden Grund gegen meinen zweyten Antrag get -
ge⸗ tend gemacht hat . Iſt dieſe Verwerſlichkeit wirklich
dic, begruͤndet , ſo muͤſſen auch jene beiden Vorſchlaͤge fallen ,
dem um ſo mehr , da nach denſelben das Loos aus an und

hts - fùr fich bedenflichen Elementen die Auswahl oder Zu —

etzes ſammenſetzung beſtimmen ſoll , waͤhrend das von mir

llen, vorgeſchlagene Loos aus einer Claſſe von , im Allge -
ahe | meinen unbedentlihen , Perfonen wåhlen folte .

se Dazu koͤmmt die Staͤndigkeit der vorgeſchlagenen
amer

Getichtshoͤfe . Gegen die Zuverlaͤſſigkeit eines ſolchen
igen ſtreitet meine innigſte Ueberzeugung . Wo die Richter
Uben

Zum vorhinein bekannt find , da tritt die Möglidteit ,
epen die Verfuchung , die Leichtigfeit der Bearbeitung und
— Beſtechung durch Hoffnung oder Furcht ein ; wogegen
und

eine ganze Claſſe nicht kann beſtochen werden . Auch

7— ſcheint es die Stellung und Wuͤrde der oberſten Staats⸗
u beamten zu fordern , daf eg feinen Bürger gebe , ber

A
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bey deſſen Anblick ſte ſich ſagen muͤſſen : „ dieſer da hat

eine entſcheidende Stimme im Gericht uͤber mich zu

fuͤhren . “ — Nur vor dem Geſetz , vor keinem Menſchen

folen fie ſich fuͤrchten ; was zwar fuͤr alle Buͤrger gilt ,

doch mit doppeltem Grund fuͤr die Miniſter .

Endlich wiederhole ich gegen den Herrn Berichts —

erſtatter , daß die von ihm aufgezaͤhlte dreyfache Ver⸗
richtung deſſelben Richters in derſelben Sache —allge⸗

meine Unterſuchung , Specialunterſuchung und Erkennt —

nif Snur drey Acte eines und deſſelben Hauptgeſchäfts

ſeyen ; waͤhrend es ſich hier um zwey Proceſſe , einen

politiſchen und einen peinlichen , alſo um zwey verſchie⸗

dene Erkenntniſſe handelt , von welchen jedes einen eige⸗

nen , ſelbſtſtaͤndigen und unbefangenen Richter erheiſcht .
Auf die hierauf von dem Vicepraͤſidenten

geſtellten Fragen
beſchloß

die Mehrheit der Kammer :

1) ( gegen 2 Stimmen ) , die Sache megen der im

Beyberichte enthaltenen Vorſchlaͤge des Hofraths
v . Rotteck , nicht wieder an die Commiſſion zu⸗
ruͤck zu verweiſen .

2 ) ( gegen : s Gtimmen ) , in die Zufammenfegung deg

Staatsgerichtshofs eine beftimmte Zahl von Mit -

gliedern deg Oberhofgerichts aufzunehmen .

Da die Zeit bereits weit yorgerådt war , aud der

Wunſch geaͤußert wurde , daß die Zuſammenfetzung des

Staatsgerichtshofs in der Commiſſion , welche ohnehin
wegen der Zuſatzartikel zuſammentreten muͤſſe , nochmals

befprochen wuͤrde , wurde die Berathung fuͤr heute gez

ſchloſſen .
In der

Nachmitkagsſitzung
wurden die Protokolle der achtzehnten und neunzehnten
Sitzung verleſen und genehmigt .

° Frhr . v. Zyllnhardt .
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Beylage Ziffer 60 .

Commiſſions⸗Bericht
uͤber die Darſtellung des ſtaͤndiſchen Yus -

ſchuſſes , die Rechnung und Bilance der

Amortiſationskaſſe für das Rechnungsjahr
i820/21 betreffend ,

Erſtattet von dem Frhen . v. Gemmingen - Preſteneck .

De von Einer Hohen Kammer niedergefegte Com -

miſſion uͤbertrug mir die Berichtserſtattung uͤber die

Darſtellung , welche der ſtaͤndiſche Ausſchuß unterm 16 .

Nov . 1821 dem Großherzoglichen Staatsminiſterium
uͤber die Unterſuchung und Pruͤfung der Amortiſations —

kaſſen Rechnung fuͤrs vergangene Rechnungsjahr 1820

bis 1821 vorlegte .
Von der Ueberzeugung durchdrungen , daß der

Gegenſtand von dem es ſich hier handelt , einer der

wichtigſten unſeres Vaterlandes ſey , entledige ich mich

dieſes erhaltenen Auftrags .
Die Commiſſion glaubte dem Bericht deg fåndi -

ſchen Ausſchuſſes um fo mehr Punkt fuͤr Punft fol

gen zu muͤſſen , als demſelben die Ordnang des Kaſ⸗

ſenbudgets zum Grunde liegt , indem ſie ſich bemuͤht ,

den Vortrag des Herrn Regierungs - Commiſſaͤrs , Staats⸗

rath Boͤckh, damit in erlaͤuternde Uebereinſtimmung
zu ſetzen .

Die erſte Bemerkung betrifft die Dotationsſum —

me der Amortiſationskaſſe , welche nicht nur dieſer rich —

tig mit 960,000 fl. uͤberliefert worden , ſondern es er —

ſcheint noch ein Mehrbetrag der Huͤttenwerke von

32502 fl.

und der angewieſenen Poſteinkuͤnfte von 15919 fl .
— —

zuſammen; : 48,421 fl .
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welcher Mehrbetrag daher von der Amortiſationskaſſe
der Staatskaſſe wieder zu verguͤten war .

Nach den gegebenen Erlaͤuterungen des Herrn
Regierungseommiſſaͤrs iſt aber dieſer Punkt fuͤr erle —

digt zu erachten . Es wurde naͤmlich befagter Mehr -

betrag von 15,919 fl . aus dem Poſtregal mit der Staats⸗

kaſſe verrechnet , und die uͤbrige Summe von 32,502 f -
bleibt ald ein Reſervefond zur Verbeſſerung der Huͤt —
tenwerke bey der Amortiſationskaſſe verzinslich ſtehen .

Es iſt ſofort nur noch die Bemerkung des Aus —

ſchuſſes uͤbrig, daß naͤmlich die Summe von 32,502 fl.
alg ein Contocurrentpoſten haͤtte folen in die

Rechnung eingefegt werden , welche Bemerfung die Com -

miſſion allerdings als gegruͤndet anerkennen muß .
Ferner bemerkt der ſtaͤndiſche Ausſchuß , daß eine

Summe von 309 , 000 fl . , welche nach dem Budget aus

dem Erloͤs der im Sommer 1820 vorraͤthig geweſenen
Weine und Fruͤchte haͤtte in die Amortiſationskaſſe
fließen ſollen, nicht eingegangen ſeye , und noch ausſtehe .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatrath Boͤckh,
erwiederte auf dieſe Einwendung ; daß die almmaͤhlige
Verwerthung dieſes Naturalienquantums , und die Mb -

lieferung deg Erloͤſes bereits angeordnet ſey . Dieſe
Erinnerung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes iſt zwar an

ſich durch die angefåhrte Anordnung deg Finauzminiz
ferium gum Theil geboden , jodoh muß die naͤchſte

Rechnung erft augweifen , ob erwåhnte Gumme ritig
in die Amortifationgfafe geflofen fey ? Erë hierdurch
kann dieſe Bemerkung als voͤllig beantwortet betrach⸗
tet werden,

Der! ſtaͤndiſche Ausſchuß bemerkt , daß die Admi⸗

nifirationgfoften der Amortifationgfafe um 5523 f . hó -
her geſtellt ſeyen .

Die Commiſſion muß diefer Bemerkung beyfuͤgen,
daß dieſe Summe haͤtte klar in Ausgabe verrechnet
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toerden follen , fo wie uͤberhanpt nicht umgangen wer⸗

den konnte , die Juſtiz⸗Section von dem Umſtande in

Kenntniß zu ſetzen , daß die Adminiſtrationskoſten der

Kaſſe , ſogar um 10,523 fl. gegen das Kaſſenbudget ,

uͤberſchritten worden ſeyen .
Der Bemerkung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes , daß

die Negotiationskoſten des Basler Anlehens zu vermei —

den geweſen waͤren, ſetzt der Herr Regierungseommiſ —
ſaͤr ſehr detaillirte Gegenbemerkungen entgegen , bey

welchen man ſich um ſo mehr beruhigen kann , wenn

aus den Aeten nachgewieſen wird , an wen dieſe Ne —

gotiationskoſten bezahlt , und von wem ſie quittirt wor —

den ſind . Wobey der Herr Regierungscommiſſaͤr das

Verſehen der Amortiſationskaſſe bemerkt , daß naͤmlich
die von den Concurrenten des letzten Anlehens von

fuͤnf Millionen uͤberbotenen Koſten von 5000 fl. haͤt—
ten ſollen in Einnahme geſetzt werden , anſtatt ſie von

dem Adminiſtrations Aufwande abzuziehen .
Endlich geht der ſtaͤndiſche Ausſchuß auf eine

ſeiner wichtigſten Rechnungsbemerkungen uͤber, naͤmlich
die Rubrik : neu zu uͤbernehmende Paſſiva , wobey ein

Plus von 407,555 fl. zum Vorſchein kommt , fo wie

bey den uͤberwieſenen Activen ein Minus von 86,174 fl ,
wie die Beylage des ſtaͤndiſchen Berichts Ziffer IV deut⸗

licher anzeigt . Der ſtaͤndiſche Ausſchuß gieng von dem

auf das Kaſſenbudget feſtgeſtuͤtzten Grundſatze aus , daß
nur beſtimmte Paſſiva und Activa , ſowohl in einzelnen
angegebenen Poſten , als in ausgefuͤhrten Summen

uͤbernommen worden ſeyen , und uͤbernommen werden

koͤnnten , um den Vorſchriften des Budgets nachzuleben .
Die Regierungseommiſſion hegte dagegen die hie —

von ganz verſchiedene Anſicht , daß naͤmlich die Iden —⸗
titaͤt der Poſten eine Nebenſache ſeye , alles aber nur

darauf ankomme , daß im Ganzen nicht mehr uͤberwie —

ſen werde , als der Paſſiv Saldo von 3,500,000 fl.
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Capital betrage , gleichviel ſey es aber , in welchem Bes

trag und in welchen Poſten Paſſiva uͤberwieſen wuͤr—

den , wenn nur durch die Ueberweiſung einer angemeſ —

ſenen Summe von Activen dieſer Saldo nicht alterirt

wuͤrde.
Eine gleiche Anſicht fuͤhrte der Herr Regierungs —

commiſſaͤr in ſeinem Vortrage mit vielen Gegengruͤm

den begleitet aus , welche ſich auf den einfachen Grund —

ſatz reduciren laſſen : daß der Zweck , welchen die Regile —

rung und die Staͤnde bey Ueberweiſung Der Activen

und Paſſiven auf die Amortiſationskaſſe im Auge ge —

habt , vollkommeen erreicht worden , daß aber die an —

gewandten Mittel und Wege nothwendigerweiſe anders ,

als nach dem Wortlaut der Verabſchiedung haͤtten ge —

waͤhlt werden muͤſſen, um der Natur der Sache und

dem Zweck zu entſprechen .
Gerne wuͤrde die Commiſſton den mit verdienſt —

voller Einſicht ausgefuͤhrten Gruͤnden des Herrn Re —

gierungseommiſſars beygetreten ſeyn , wenn ſie nicht die

feſte unwandelbare Ueberzeugung leitete ,daß weder der

ſtuaͤndiſche Ausſchuß noch die Staͤnde ſelbſt dieſe Grund⸗

faͤtze, ſo wie ihre Anwendung anerkennen Dürfen, ohne

ſich von ihrem Standpunkte au entfernen und zu verz

ocen , daf fie Wúcdter der Finanzgefcge , aber niht

Mominiftrateren der Finonzen find . Gemwif fann fie

nicht der Vorwurf mistrauiſcher beſchraͤnkter Foͤrmlich⸗
keit treffen , welche eine , das Ganze uͤberſchauende vaͤ⸗

terliche Regierung in ihren wohlthaͤtigen Abſichten

hemmte , wenn ſie nicht nur auf der Beobachtung des

verabſchiedeten Kaſſenbudgets im Ganzen beharren , fon -

dern auch auf der gleichsfalls verabſchiedeten Art und

Weiſe beſtehen , wie dieſer Zweck erfüllt werden muß .

Die Befugniß , auch dieſe einer Pruͤfung zu un⸗

terwerfen , kann wohl nicht bezweifelt werden , welcher

keine andere Abſicht unterliegt , als die verfaſſungs ma —ͤ⸗

ver
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fige Bewahrung und Erhaltung eineg mwohlthåtigen

Landes Inſtituts , welches mit der Zeit erſchlaffen

muͤßte , wenn man von den Vorſchriften ſeiner Einſe⸗

tzung abgienge , und blos transitoriſchen Grundſaͤtzen

und Regeln der Finanzverwaltung folgen wollte , ſo an —

erkannt richtig ſie auch immer unter andern Umſtaͤnden

ſeyn moͤgen.
Nach dieſer allgemeinen Erklaͤrung gehen wir auf

die Einzelheiten des Vortrags des Herrn Regierungs⸗
commiſſaͤrs úber .

Die Commiſſion erkennt den von dem Herrn Re —

gierungscommiſſaͤr vorangeſchickten Grundſatz als voll⸗

kommen richtig an , daß der Zweck der Ueberweiſung

der Activen und Paſſiven der Staatskaſſe an die Amor —

tiſationskaſſe darin beſtanden habe , die Vergangenheit

von der Zukunft rein abzuſcheiden , und eine neue Ord⸗

nung in der laufenden Finapzverwaltung zu gruͤnden ,

aber ſie kann den darauf gebauten Folgerungen nicht

beytreten , daß naͤmlich die Finanzbehoͤrde dieſen Plan

vollziehe , wenn ſie der Amortiſationskaſſe jedes Paſſi —

vum und jedes Activum aus dieſer Periode uͤberweiſe ,

und kein Paſſivum unbezahlt laſſe , deßwegen , weil es

nicht im Kaſſenbudget angefuͤhrt ſey , da die Finanz —

verwaltung einer liquiden Forderung an den Staat

nicht die Einrede entgegenſetzen koͤnne , ſie ſtehe nicht

im Budget , und koͤnne vor einer Vereinbarung mit

den Staͤnden nicht honorirt werden .

Wie wir glauben , kann aber die Liquiditaͤt einer

Forderung an den Staat , als einziger Entſcheidungs —

grund die Finanzbehoͤrde noch nicht veranlaſſen , der

Amortifationskaſſe ſolche Paſſtven zuzuweiſen , die nicht

im Kaſſenbudget enthalten ſind , wenn dieſes nicht in

eine leere Geſchaͤftformalität verwandelt werden ſoll .

Das Aufleben vieler früͤherer Anſpruüche unter dem

Schutze einer neuen Ordnung Der Dinge , auch der
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rechtmaͤßigſten , wie wir nicht miskennen mollen , fann

die Staͤnde noch nicht vermoͤgen , ohne ihre vorherge —

gangene Pruͤfung deren Ueberweiſung an die Amorti —

ſationskaſſe als Geſetz und rechtmaͤßig anzunehmen .
Sollte auch , wie man hieraus ſchließen duͤrſte , das

Budget der Kaſſe mangelhaft abgefaßt worden ſeyn ,
daß naͤmlich zu viel Aetiva und zu wenig Paſſiva an —

gefuͤhrt waren , ſo vermag dieß noch keine abſolut noth —
wendige Billigung der Staͤnde nach ſich zu ziehen .

Was nun die Hauptſache ſelbſt betrifft , naͤmlich
die Groͤße der Ueberweiſungen , die nach dem Berichte
des ftåndifhen Ausfhufes an Paffiven 407,555 fl
mepr betragen , alg dag Budget befagt , und an Acti -

pen um 86,164 fl . weniger , worauf Der Hr , Regierungs -
Commiffår ermwiederte , Daf die Summe der Paffiven von

407,555 fl . wegen der auf den Speichern befindlichen ,
angewieſenen Borråthen . bon 309,000 fl . , welche hievon
in Abzug zu bringen gewefen måren , fich auf die Sum -

me bom 184,719 fl . þerunterfiele , fo wie indefen durch
naͤhere Eonſtatirung der durchlaufenden Poſten , welche
ſich auf 251,819 fl . 59 kr . beliefen , das uͤbernommene

Pafſivum den Budgẽetanſchlag nur um 155,748 - fl .
39 1/8 Ér . úberfteige , und die Activa feyen nur niedez

rer um 28,928 fl .s diefed Refultat merde dag auf Be -

fehl der hohen Regierung vorgelegte Tableau bewåbren ,
indem eg an die Hand gebe , mag im Laufe deg ge -

genwaͤrtigen Jahres bereits geſchehen ſey , und noc
Statt finden duͤrfte .

Die Meinung der Commiſſion hieruͤber iſt , daß
dieſe Mittheilung zwar mit geziemendem Danke zu

verehren ſey , daß ſie aber nicht hierdurch beſtimmt
werden koͤnne, ihre Beurtheilung uͤber den Bericht des

ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes zu aͤndern . Nach dieſer war

der Ausſchuß in ſeiner Angabe des Activums und

Paſſi vums durchaus in keinem Irrthume , da er ſeine

E 4* TE

Pri

erſt

die

der

ren

vur

ſtaͤr

ant

ben

der
` my

not

nit

rer

Má

wa

m

me

diel
ver

Aee

befi
fafi
nad

den

geg

Uus

ode

lige
bep



fann

erge

ortiz

men .

Dag

ſeyn ,
an —⸗

noth -
$

mlidh

richte

5 fl
Metis

ings⸗
| von

hen ,
jepon

Zum —

durch
elche
meng

Zf :
iede⸗

Be⸗

hren ,

ge —

noch

daß
e zu
immt

des

war

und

ſeine

Zwanzigſte Sitzung vom 8. Juny . 49I

Prüfung und Berechnung blog bis Ende May zı8r

trüreden fonnte und durfte .
Ueber die vorråthigen Naturalien yvon 309,000 fl . ,

die zur Difpofition der Amortiſationskaſſe laͤgen, fand
der ſtaͤndiſche Ausſchuß in den vorgedachten Papie —
ren der Kaſſendireetion nichts vor , wie haͤtte geſchehen

muͤſſen , um dieſe Summe als ein uͤberwieſenes Acti —

vum in die Bilance zu verſetzen , folglich konnte der

ſtaͤndiſche Ausſchuß auch nicht anders urtheilen , nicht
anders berechnen

Dieſe mitgetheilten Belege und Rechnungsanga —
ben vom Jahr 1820 — 22 koͤnnen daher nur eine

Mittheilung ad hotitiam ſeyn , aber nicht die Maͤngel
der abgehoͤrten Rechnung haben , und die Commiſſion
muß ſie als Nova betrachten , uͤber welche weder ihr
nocd Den Staͤnden in dieſem Rechnungsjahr eine Cog —
nition zuſteht , ohne daß es auch im mindeſten in ihr
rer Abſicht liegen kann , der Kaſſenverwaltung uͤber

Naͤngel , die jetzt wirklich vorhanden ſind , Vorwuͤrfe
machen zu wollen . Sie glaubt vielmehr , ſich durch

me Uebereinſtimmung , die in den angegebenen Sum —

men herrſcht , zu der frohen Hoffnung berechtigt , daß
dieſe Rechnungs - Notamina im kuͤnftigen Rechnungsjahre
verſchwinden werden .

Der ſtaͤndiſche Ausſchuß bemerkt ferner , daß fuͤr
Xequifitipnen 13,900 fl . mehr , alg das Kafenbudget
beſage , ausgegeben , oder eigentlich der Amoriifationg -
fajfe gur Ausbezahlung aufgegeben worden , woruͤber

nach feiner Anſicht die Juſtizſection haͤtte gehoͤrt werz

den ſolen . Der Herr Regierungscommiſſaͤt macht da —

gegen die Einwendung : daß die Einnahmen ſo wie die

Ausgaben , von ſtaatswirthſchaftlich zu veraͤuſſernden
oder zu erwerbenden Domainen blos unter die zufaͤl—
ligen Einnahmen und Ausgaben gehoͤrten , und daher
beym Anfang einer Budgetsperiode ſich nicht gewiß vor
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berſehen ließen . Auch ſeye die Regierung nach der

Conftitution berechtigt , Den Erlóg aug Domainen 4i

neuen Erwerbungen zu verwenden , ohne an Die Ein :

wiligung der Şuftizfection gebunden zu feyn , wether
Behauptung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes weder Geſeth

noch Uebung zur Seite fee . Allerdings iſt die Re —

gierung verfaſſungsmaͤßig nach dem §. 58 . der Conſti⸗
tution befugt , Acquiſitionen zu machen , und der ſtaͤn⸗

diſche Ausſchuß ließ ſich auch nicht beygehen , ihr die —

ſes Recht beſtreiten zu wollen . Sondern nur von dem

Mehrbetrage von 13,900 fl . konnte die Rede ſeyn ,
worin , wie die Commiſſion es betrachtet , doch eine

Ueberſchreitung des Budgets liegt , um die aufzuwer⸗

fende Frage — ob das Staatsintereſſe eine Ueber —

ſchreitung , eine Alteration des Kaſſenbudgets geſtatte
und uͤberwiege ? konnte weder von der Kaſſendirection

noch von der leitenden hoͤchſten Finanzbehoͤrde beant —

wortet werden , ſondern hatte verfaſſungsmaͤßig ihre
Erledigung von der Juſtizſection zu erwarten .

Die Commiſſton hat die Ueberzeugung , daßder
Einwendung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs die Bez

hauptung des Ausſchuſſes , daß die Juſtizſection in

vorliegendem Falle zu hoͤren geweſen waͤre, ſey weder

durch Geſetz uoch Praxis fundirt — der Inhalt des

Gefegeg vom 5. Oft . 1820 Art . 5 . entgegenfiehe , mel

ches woͤrtlich folgendes beſtimmt : „ die Obliegenheiten
des aufgeloͤſten Juſtizminiſteriums hinſichtlich der Amor —

tiſations kaſſe ſind der Juſtizſection des Staatsmini —

ſteriums uͤbertragen , welche darauf zu wachen hat , daß
die Amortiſationskaſſe nach den beſtehenden Statuten ,

und den auf eonſtitutionellem Wege zu Stande gekom —
menen naͤheren Beſtimmungen verwaltet werde . “ Sie

ſollte fol glich nach dem verabſchledeten Kaſſenbudget
verwaͤltet werden , welches die Summe der Acquiſi⸗
tionen naͤher beſtimmte , und uͤber deſſen Beobachtung
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s.
Der | Dig Juſtizſection zu wachen bat , welker Daher auh eter

n Ae he Cognition nur allein . in einer Sache gebuͤhrte, in
Eins | melher der deutliche Inhalt des Geſetzes , und niht :

ethet | die vorher beſtandene Praxis entſcheiden konnte .

Geſen Sa ſandiſhhe Ausſchuß tadelt , daß das Depoſi —
e Re | tum der Kriegscommiſſſon bon 560,223 fl unter bie
onfi . | , Contocuriéntpoften aufgenommen worden , - da diefe !

tån? | Summe vielmehr als ein reines Depofitum håtte behan =
Die | delt werden folen , wodurch ſich der Kaſſenreſt , welcher

dem
eigentlich aus 92,733 fl - befånde , auf die grofe

ſeyn, Summe von 632,956 fl . erhoͤht, welcher Anſicht die
) Reine

Commiſſion gleichfalss beypflichten muß

oee Endlich geht der ftåndifhe Ausſchuß in feinen
leber | Remerfungen . auf . Diejenigen Einrichtungen úber , welche

eſtatte die Amortiſationskaſſe in die Nothwendigkeit verſetze n,
ection der Generalftaatófañe Vorſchuͤſſe leiſten zu muͤſſen, wor —

beant : | aug ſelbſt Geldverlegenheiten fuͤr fie entſtehen , in wel⸗

ibre | chen fie der Hülfe der Banquiers bedarf .

| Er glaubte Beweggruͤnde zu haben , die Behand⸗
feder lung diefeg Gegenftandes der Oberauffiht . des Finan j -
e

Be⸗— miniſteriums , und der beſondern Vorſicht der Amorti -

on in
ſationskaſſendirection empfehlen zu muͤſſen, welcher Mei —

weder
nung auch die Commiſſion beytritt .

t des Der ſtaͤndiſche Ausſchuß beruͤhrt den Gegenſtand
wel⸗ der jetzt vortheilhaften Lage der Amortiſationskaſſe in

heiten | Ruäͤckſicht paraler Mittel , wodurch ein niedrigerer Bing -

Amor⸗fuß der aufkuͤndbaren Schuldpoſten zu erzielen waͤre .

mini » | Diefem Wunfche ift von - einer hohen Regierung indei

, Daf fen entfprohen , und nah den Erläuterungen deg Herra

tuten , Regierungscommiſſaͤrs durch Verwandlung der aufkuͤnd⸗

efom | baren Opligarionen zu 5 Prozent eine Zinserſparung

Sie von 19885 fl . fuͤr das Jahr 1822 , und von 18,995 fl .
Daet |

fuͤrs Jaht 1823 eingetreen

A Der ſtaͤndiſche Ausſchuß bringt die Aeſteluncen
chtung von Obligationen au porteur zum Umtauſchen in Vor —
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ſchlag , worauf der Herr Regierungseommiſſaͤr bemerkt ,

daß das Budget der Amortiſationskaſſe Gelegenheit
geben werde , dieſen ſehr wichtigen Gegenſtand den Wuͤn⸗

ſchen der Staatsglaͤubiger , und dem Intereße des Staats

gemaͤß , in naͤhere und reiflichere Betrachtung zu ziehen ,

welche Anſicht die Commiſſton gleichfalls mit demſelben

theilt . Der ſtaͤndiſche Ansſchuß bemerkt ferner , daß er

die Buͤcher der Amortiſations - Caſſe in Ordnung gefun
den habe , mit Beyfuͤgung des Wunſches , daß die Contos

nach den Rubriken des Budgets haͤtten ſollen eingerich⸗
tet werden .

Da eine ſolche Einrichtung eine vergleichende Ueber -

ſicht und Pruͤfung ſehr erleichtern muͤßte , ſo theilt die

Commiſſion dieſe Meinung mit der Hoffnung , daß die

Hebung des formellen Gebrechens in der kuͤnftigen Bud⸗
gets - Periode der Caſſenrechnung erfolge .

Am Schluſſe ſeines Berichtes geht der ſtaͤndiſche Aus⸗

ſchuß auf eine , das Inſtitut im Ganzen betreffende , Haupt⸗
bemerkung uͤber, in folgendem beſtehend : daß die Amor⸗

tiſations⸗ Caſſe ſowohl nach ihrem Errichtungs⸗ Statut

vom Ziten Auguſt 1818 , als nach dem Geſetz vom zten Oct

1820 ein ſelbſtſtaͤndiges Inſtitut unter der Leitung des

Finanzminiſteriums ſey , und dankbar anzuerkennen waͤre,

wenn dieſe Staatsbehoͤrde darauf wache , daß die Dire —⸗

etion der Kaffe ihre Obliegenheiten dem Budget gemåf gr -

nau erfålle , aber eg fónne niht im Begriff einer Shul -
den - Tilgung - Caffe liegen , fo wenig wie im Sinne der

hieher bezuͤglichen Geſetze , daß das Finanz - Miniſterium
die Amortiſations⸗ - Caſſe brevi manu anweiſe , ſo und

ſo viel auszugeben , fo und fo viel in Einnahme zu ver :

rechnen ; fo wie im verfloſſenen Rechnungsjahr der Kaſſe

zugemuthet worden , einen Muégabs z Poften in bedeutend

hoͤherer Summe in Rechnung zu ſetzen , als das Budget

angegeben habe , wobey ihr weniger Aetiva zugewieſen
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nerft , | worden , alg die Berhandlungen mit den Staͤnden be —

nheit | fimmten ,

Wuͤn⸗ Der Herr Regierungs - Commiſſaͤr bemerkte dagegen ,
taats daßdas Finanzminiſterium , dem die Leitung und Aufſicht
ehen , des Schuldentilgungs - Weſens hauptſaͤchlich anvertraut

elben waͤre, auch berechtigt ſey , der Kaſſe zu ſagen , was ſie

afer | eingunehmen , und mwas fie auszugeben habe , welches ohne

efun | Beobachtung der gewöhnlichen Formen nie gefiheben fep
mto | fondern , durch Vie KRaffenz Commiſſton nach eollegialiſch
erich⸗ abgefaßten Beſchluͤſſen .

Nach dem Ermeſſen der Commiſſion wird aber durch

eber⸗ | Diefe Grånde der Vorwurf des Ausſchuſſes noch nicht
t die | Behoben , vielmehr foheinter fich durch das Geſagte noch

ß die mehr zu beſtaͤtigen, und begriff der ſtaͤndiſche Ausſchuß
Huda unter dem Mugdrud brevi manu den Giun — niht

in eonſtitutioneller Form , ſo war er hiezu allerdings legi⸗

Aus⸗ tumirt , als die collegialiſche Form , mit welcher dieſe

aupt⸗ Deereturen im Finanzminiſterlum beſchloſſen wurden , die

mor⸗ durch die Conftilution vorgeſchriebene Form nicht erſetzen
tatut konnten ;

Oect Ueberhaupt muß die Commiſſion der angefuͤhrten
des | Behauptung ihre Béyfimmung verfazen , in der Ue

vaͤre, berzeugung daß hierin jene Ueberſchreikung der Bers

dire - haͤltniſſe liege , in welchen beide Behoͤrden ſich gë

ß ge⸗ gen einander befinden , welche weder mit den Worten

chul⸗ noch mit dem Sinne der Fundamentalgeſetze der Ambrti⸗

e der ſations - ⸗Caſſe vereinbar ſind . Dieſe iſt ein felbſtſtaͤndi⸗
rium

|
ges Fnit , dag in feiner Untêrordnun g unter

und
|

dem Finanzminiſterio ſteht , welches naͤchſt der Sorge fuͤr
ver : | die Erhaltung der Ordnung ith Kaſſen - und Rechnungs⸗

Rafe | Wwefen nur eine leitende Stelle får fie ift ditz

tend | fer Befugnif fann zwar das Finanzminiſterium die dem

dget eigenen Ermeſſen der Kaſſe úterlafenen Operationen gës

iefen nehmigen oder verwerfen , aber es fann idt Einnahmen
und Ausgaben deeretiren , welche niht mit deni Budget

Protokolle der 1. Rammer 32
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uͤbereinſtimmen , wenn auch alle collegialiſche Formen beob⸗

achtet worden ſind .
Das Budget muͤßte hierdurch einer beſtaͤndigen Stoͤ⸗

rung unterworfen , und die geſetzlich beſtimmte Oberauf⸗

ſicht der Juſtiz - Seetion muͤßte gaͤnzlich gelaͤhmt werden .

Die Commiſſion muß es uͤberhaupt fuͤr einen Mangel er⸗

achten , daß der ſtaͤndiſche Ausſchuß keine Deputation

dieſer Behoͤrde durch eine Anzeige an das Staatsminiſte⸗
um aufforderte , um vermoͤge 8. 7. des Geſetzes vom 31 .

Auguft 1808 und Art . 5. deg Gefegeg vom 5ten Dftobr .

i820 der Rechnungs - Abhoͤr berzuwohnen , welches , wie
fie glaubt, niht nur diefen Geſetzen, ſondern auch der

Natur der Sache gemaͤß geweſen waͤre, ohne daß es hiezu
einer beſondern Aufforderung bedurft haͤtte , als derjeni —
gen , die vermittelſt einer ganz natuͤrlichen Interpretation
in den Geſetzen ſelbſt liegt ,

Der Bericht des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes tadelt end⸗

lich die Kaſſendirection , daß ſie die Obliegenheit , ſich
ſtreng an ihr Budget zu halten , nicht erfuͤllt, und in zwei —

felhaften Faͤllen unterlaſſen habe , ſich an die ihr vorgeſetz⸗
te Juftiz - Section zu wenden .

Die Commiffion tritt diefer Anficht bey ; und erwaͤhnt
nur noch den Antrag , mit welchem der ſtaͤndiſche Ausſchuß
ſeinen Bericht ſchließt , daß naͤmlich alle und jede weitere

Ueberweiſung von Paſſiven an die Amortiſations - Kaſſe
in ſo lange aufhoͤre , bis hieruͤber ein ferneres Ueberein —

kommen mit den Staͤnden zu Stande gekommen ſeyn
wuͤrde .

Auf die Klage des Ausſchuſſes , daß die Identitaͤt der
im Budget uͤberwieſenen Poſten nicht nachgewleſen fey ,

åufferte der Herr Regierung - Commifár die Meinungs

daf fih niht abfehen tafe , welchen praftifhen Nutzen
eine derartige , hoͤchſt weitlaͤuftige , zeltraubende Arbeit

gewaͤhren koͤnne .
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Die Commitífton Fann diefer Meinung niht feyn , und

iwar um: fo weniger , atg fie fehon vorhin Gelegenheit hat -

te , mit dem ſtaͤndiſchen Ausſchuß im Einverſtaͤndniß die

Identitaͤt als ein Haupt⸗ Erforderniß der Kaſſenrechnung
zu betrachten , und ihren Mangel zu vermiſſen .

Nur ſie allein kann nach unſerer Ueberzeugung dem

Rechnungsweſen eine beſtimmte Graͤnzlinie verleihen , den

Irrthum verhindern , daß nicht Activa und Paſſiva in

Rechnungsperioden verſetzt werden , in die ſie nicht ge —

hoͤren, ſo wie alle von den Staͤnden nicht uͤbernommene

Schuldigkeiten rein abzuſchneiden , und der Abſicht zu ent —

ſprechen , welche Regierung und Gtånde der vorangegan :

genen Verabſchiedung zu Grunde legten . Dies vermag

dem Einwurf zu begegnen , daß dieſe Einrichtung keinen

praktiſchen Nutzen gewaͤhren koͤnne , ſo wie durch dringen —
de Nothwendigkeit und Nuͤtzlichkeit der Nachtheil weit

uͤberwogen wird , wenn auch dieſe Arbeit weitlaͤufig und

zeitraubend ſeyn ſollte .
Der Herr Regierungs Commiſſaͤr beruͤhrt ferner den

Gegenſtand der Garantie , welche das Schuldentilgungs —

weſen ſowohl durch die Verfaſſung als nachher noch erhal -
ten habe , mit Aufwerfung der Frage : welche weitere mit

dem Worte und dem BGeiſte der Verfaſſung vertraͤgliche

Controllen die beſtehenden vervielfaͤltigen , wie viele

Perſonen und Stellen fuͤr den naͤmlichen Zweck wirken ſol⸗

len ? wodurch die Reſponſabilitaͤt als Mittel zum Zweck

geſchwaͤcht werden muͤßte.

Der ſtaͤndiſche Ausſchuß ſo wenig als die Commiſſion
erheben Anſpruͤche auf neue Garantieen der Amortiſations —

Kaſſe , ſondern ſie glauben , daß diejenigen , die vorhan -
den find oder vorhanden waren , vollfommen genügen, die -

fen heilſamen Zweck zu erfuͤllen , vorausgeſetzt , daß ſie

ſich in der ihnen geſetzlich zugeſchiedenen Wirkſamkeit und
Thaͤtigkeit befinden . Wir koͤnnen hierunter keine andere

Stelle verſtehen , als das Juſtizdepartement , dieſe ſelbſt
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das Finanzminiſterium in Ruͤckſicht der Amortiſationskaſ⸗

ſe controllirende Behoͤrde , ohne dadurch im mindeſten

der Achtung zu nahe zu treten , welche der von der Res

gierung unlaͤngſt errichteten Oberrechnungskammer ge —

buͤhrt ; aber hier kann nur von den verfaſſungsmaͤſig auf⸗

geſtellten Erhaltungsmitteln der Amortiſations Kaſſe die

Rede ſeyn .
Mit voller Ueberzeugung tritt die Comiſſion der Mei⸗

nung des Herrn Regierungscommiſſaͤrs bey , daß eine

Vervielfaͤltigung koſtbarer Controllen , welche fich oft auf

geringfuͤgzige Gegenſtaͤnde erſtrecken , den Geſchaͤftsgang

hemmen , die Reſponſabilitaͤt der vielen angeſtellten In⸗

dividuen zerſplittern , und uͤberhaupt den Staats organis⸗
mus verwirren koͤnnen , daß dieſe ein ſchaͤdliches Gebre —

chen ſeyen , das unter die wenig erfreulichen Zeichen der

Zeit gehoͤrt. Hier aber in Anwendung auf die Amortiſa⸗

tions Kaſſe bey Objecten von ſolcher Groͤße und Wichtig⸗

tigkeit , und bey dem maͤſtgen Verlangen , daß nur Dagjes
nige , was vermåge der primitiven Einrichtung feyn folle

te , feinem Enizmed eniſprechend fortbeſtehe , — bey die⸗

fem Verlangen glaubt die Commiſſton nicht befuͤrchten zu

duͤrfen , daß ſie mit Recht dieſes Fehlers beſchuldigt wer⸗

den koͤnnte . Sie kann daher , ſich auf das Fundations⸗

ſtatut der Kaſſe beziehend ,den Wunſch nicht unterdruͤcken ,

da ſich unter den Kaſſenbeamten vor; zuͤglich ein Kaſſencom —

miſſfaͤr befindet , welche Stelle ſeit geraumer Zeit unbe⸗

ſetzt iſt , daß dieſe wieder hergeſtellt werden moͤchte. Die
damit verbundene Abſicht ſcheint wohl keine andere gewe⸗

ſen zu ſeyn , als der Kaſſendireetion eine unmittelbare

Controlle beyzufuͤgen, und dadurch die Unabhaͤngigkeit

derſelben von andern Behoͤrden zu wahren . Der Ge—⸗

genſtand iſt wichtig genug , um von der Commiſſion put

weitlern Eroͤrterung der hohen Kammer in Auregung

gebracht zu werden .

Noch findet ſich die Commiſſten bewogen den , wie

fege

befte
dirf

auf

te
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staf | es fóeint , mõstiden YFrrthum zu beſeitigen , als ob der
eſten ſtaͤndiſche Ausſchuß in Widerſpruͤchen gegen eine bope
Res Regierung felbf begriffen fey , verfennend und - mifirau -

ge end allem demjenigen , was dieſelbe aus eigener : lans
auf - desvaͤterlicher Bewegung uͤber die Wirkamkein des Mus -

die ſchuſſes , und in Ruͤckicht der Amortiſations Kaſſe ver -
fuͤgte , ohne daß es irgend einer Anregung hierzu be »

Mei⸗ durft haͤtte.
eine Keineswegs kann dieſer Fall Statt finden , fontern

tauf | mit einzelnen - Graatstebòrden befindet ſich der ſtaͤndi⸗
gang ſche Ausſchuß in wiederſprechenden , zum Theil ſeht vers

In⸗ ſchliedenen Anfichten , weil er inBeziehung auf die Amor -
mis⸗ tiſations -Kaſſen-⸗Verwaltung von abweichenden Grund⸗
ebre | figen auggieng , und eine bedeutende Entfernung von
L Der | denjenigen geſetzlichen Formen erblickte , die in das We—⸗
tifar | fen ` der Sache tief eingreifend find .
htig⸗ Gewiß liegt eine der empfinlichſten Nerven deg
asje⸗ öffentlichen Credits in der puͤnctlichſten Beobachtung

ſoll⸗ dertragsmaͤſig vorgeſchriebener Formen , welcher eine all⸗
dies | gemeine Ueberzeugung vorangeht , daß man unter allen
en zu Umſtaͤnden einem feſten Syſteme getreu , die daraus
wer⸗ herfließenden Verbindlichkelten buchſtaͤblich genau zu er —
ons⸗fuͤllen bedacht ſey . Dieſe wirkt ſo viel , als große , in
cken , Bereitſchaft ſtehende , unverhaͤltnißmaͤſtge Huͤlfsquellen ,
com⸗ die durch ungluͤckliche verhaͤngnißvolle Zeiten verſchwin⸗
inbe - den koͤnnen, waͤhrend dieſe oͤffentliche Meinung noch

Die ſegensreich fortwirkt . Es wuͤrde nicht ſchwer ſeyn , aus
ewe ’ Unſerer Zeitperiode , in welcher wir Unzaͤhlbares erlebten ,
bare deſtaͤtigende Beyfpiele anzufåþren , wenn eS deren bes
geit | Dürfte .

Ge⸗ Indem die Commiſſion ihren Bericht ſchließt , gehtſte
1 aUt | auf ihre Antråge an eine hobe Kammer úber , welhe fich
gung auf folgende Hauptpuncte reduciren :

1) trågt diefelbe auf die Annahme der in dem Berith -
wie te mit dem verdienſtlichſten Fleiße und Einſicht ausge⸗
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fuͤhrten Rechnungsbemerkungen des ſtaͤndiſchen Aus⸗

chuſſes an , mit dem weitern Anfuͤgen , daß ſaͤmmtli⸗

chen Mitgliedern deſſelben fuͤr ihre , bey dieſer Gelegen⸗

“heit bemwiefenen rein : patriotifhen Bemuͤhungen der

ausgezeichnetſte , achtungsvollſt e Dank Einer hohen Kam⸗

mer an den Tag gelegt merde .

2 ) daf auf die Aufrechthaltung der Amortiſations⸗

Kaſſe nach ihrer ganzen Form Bedacht genommen mwer?

de , ſowohl nach dem Errichtungsſtatut v. 31 . Auguſt
1808 und §. 22 . Der Conftitution , als auh nach dem

Gefez v. 5. Det , 1820 , damit durch die vorgeſchriebene

Wirkſamkeit des Juſtizdepartements die Unabhaͤngig⸗

keit des Inſtituts geſichert werde .

) daß auf die Abhoͤr der Budgetsrechnung vom J .

1821722 an zutragen ſey , um hieraus erſehen zu koͤn⸗

nen , ob fuͤr dieſe zwey Rechnungsjahre die Summe des

Kaſſenbudgets auf Rine Weife úberfhritten worden fey -

4) trågt die Commiſſion auf verfaſſungsmaͤſige Wie⸗

derbeſetzung der Stelle eines Kafen - Commifárg an ,

in Gemaͤßheit des Errichtungs - Statuts derſelben .

r
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Aus⸗

* Beylage Ziffer 61 .

der

* *

àu dem Geſetzentwurf über das Verfahren

ons⸗ in Faͤhlen der Anklage gegen Miniſter und

wer⸗ Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde .

— ( Einzuruͤcken zwiſchen den F. 60 . und 61 . )
e

bene

ngg ”
Gocis

u J . Wenn der ( die ) Angeſchuldigte , gegen das Urtheil

koͤn· des Staatsgerichtshofs das dagegen einzig zulaͤſſtge

edes Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand

n fen : ergreifen wil , fo muf er innerhalb 30o Tagen von ver

Wie
Beit un , wo er pon dem Dafeyn neuer Beweigmittel

s an , Kenntniß erhielt , ſein Wiederherſtellungsgeſuch an Un —

ſere oberſte Staatsbehoͤrde einreichen , welche daſſelbe
Uns vorzulegen hat .

——

Dieſes Wiederherſtellungsgeſuch muß enthalten :

a ) alles das , was die Anklageacte nach §. 27 . ent -

halten muß .

b ) dag fórmlichþe Erbieten zum Wiederherftelungg -

Eide .

Siad

Das Wiederherſtellungsgeſuch muß vor denſelben

Richtern verhandelt werden , welche das Urtheil , wo —

Segen eg eingelegt wird , gefállt haben .

Wenn feitoem einzelne Rihter mit Tod abgegan
gen , oder wenn einzelne Richter wegen Abweſenheit
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oder Krankheit verhindert ſind , dem Gericht anzuwoh —
nen , ſo muͤſſen ſie durch das Loos ergaͤnzt werden . Da —

bey treten dann die Beſtimmungen des Şe 37 . ein ,

Die neu eintretenden Richter werden durch den

Praͤſtdenten beeidigt .

§. 4.

Innerhalb 30 Tagen , von dem Tage an gerechnet ,
wo die Wiederherſtellungsbitte bey unſerer oberſten

Staatsbehoͤrde eingereicht worden , ſoll der Staatsge⸗

richtshof zuſammenberufen werden , und ſich verſammeln .

8. 5.

Die zu dem erſten Verfahren bevollmaͤchtigt ge⸗

weſenen ſtaͤndiſchen Anklagecommiſſarien haben auch in

dem Wiederherſtellungsverfahren die Verrichtungen des

Anklaͤgers zu verſehen , falls ſie nicht ſeitdem aus den

Kammern getreten find .

In dieſem Falle treten für fe ihre Stelvertre

ter eins i

$. 6.

Xn Hinficht des Vorverfahrens ber dag Wieder —

herſtellungs geſuch gelten die 88 . 26 . 29 — 35 . mit nas

tuͤrlicher Beachtung der in der Stellung der Partheyen

nun eingetretenen Yenderungen ,

Hi 8. 7.

Auf das Vorverfahren folgt das oͤffentliche münd⸗

tihe Verfahren , wofuͤr die Vorſchriften der . 3649

gelten .

8. 8.

Der ( die ) Wiederherſtellungsklaͤger hat den Wie⸗

derherſtellungseid in der erſten oͤffentlichen Sitzung vor

B
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Bem Beginn ales weitern Verfahrens nach der vom

Gerichtshof jedesmal porzufohreibenden Formel abs

zulegen .

S. 9 .

In Hinſicht der Abfaſſung und Verkuͤndung deg

Uetheils in der Wiederherſtellungs - Inſtanz und der

Bekanntmachung der Acten durch den Druck oae die

Vorſchriften der 98 . 50 —59 .
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465 Protoklle der Erſten Kammer

Ein und zwanzigſte Sitzung .
Karlsruhe , den 11 . Juny1

— —

Gegenwårtig :
die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausn ahme :

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilheim zu Baden ,

des zweyten Vicepraͤſidenten Staatsraths Frhrn v. Ba⸗

den ,

Ihro Hoheiten der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

des Herrn Staatsminiſters Frhrn . v . Berſtett : ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner , und

des Frhrn v. Gemmingen - Treſchklingen ,

Weiter anweſend :

der Herr Regierungscommiſſaͤr , geh . Referendár v

Liebenſtein .
4

Unter dem Borfih deg dritten Bicepråfidenten , Hber -

hofmarſchalls Frhrn . v. Gayling .

~
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Die Berlefung des Protokolls der vorigen Sitzung

wurde ausgeſetzt .
Von dem Vicepraͤſidenten aufgefordert , erſtat⸗

tete der Staatsrath Frhr . v. Zyllnhardt den Commiſ —⸗

ſionsbericht uͤber di e dav Rechtsmittel der Wie —

dereinſetzung in den vorigen Stand betref —

fenden Zufatzartikel zu dem Geſetze uͤber das Ver⸗

fahren beh der Anklage gegen die oberſten Staatsbe⸗
amten .

Beylage Ziffer 62 .

Hierauf wurde die in der letzten Sitzung abgebro⸗

chene Discufſion uͤber den Geſetzentwurf wegen des Ver⸗

faͤhrens in Faͤllen der Anklage gegen Miniſter und Mit⸗
glieder der oberſten Staatsbehoͤrde wegen Verletzung der

Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤßiger Rechte

wieder aufgenommen .
ermm | §. 12.

| Die Berathung und Abſtimmung uͤber diefen Şen

Bas |
Mude einſtweilen ausgeſetzt , indem fie , wie der Hofrath

vp. Rotteck bemerkte , von der Zuſammenſetzung des

ai
Staatsgerichtshofs , alſo von dem Beſchluſſe des 13ken

den abhaͤngig ſey .
§. 13

Da dieſer 8. die Hauptbeſtimmung úber die Orgaz

nifation deg Staatsgerichtshofs enthielt , ſo trug der

Frhr . v . Zyllnhardt Namens der Commiſſion uͤber

dieſen Gegenſtand folgendes im Allgemeinen vor :

Der Vorſchlag des Commiſſionsberichtes gieng ruͤck⸗

ſichtlich der Beſetzung des Gerichtshofs dahin , daß der

eN Slaatsgerichtshof aus 24 Richtern dergeſtalt beſtehen

ſollte , daß 4 Mitglieder von dem Fuͤrſten , 4 von der

erſten Kammer , und a von der zweyten Kammer gewaͤhlt,

außerdem aber die aͤlteſten 12 Mitglieder Deg Oberhofge⸗

ber— rihtg , welde nòtyigenfalg durd Mitglieder Der Hofges

richte zu ergaͤnzen waͤren , dazu gezogen wuͤrden . Da man
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aber dieſem Vorſchlag hauptfaͤchlich di e Einwendung en⸗

gegengeſetzt hat , daß das Oberhofgericht doch ſpaͤter,
wenigſtens in der Regel , uͤber das mit der Verfaſſungs —
verletzung verbundene gemeine Verbrechen , mithin wep
mal úber Diefelbe Handlung , zu erkennen habe , maht
die Commiſſion den zweyten Vorſchlag , daf von dem
Oberhofgerichte die 6 aͤlteſten Mitglieder genommen von
dem Regenten 6 , und ven jeder Kammer 6 Beyſitzer des

Staats gerichtshofes gewaͤhlt werden ſollen .

Bey der hierauf folgenden Berathung wurde die Or⸗

ganiſation des Staatsgerichtshofes von mehreren Seiten
in Erwaͤgung gezogen .

Man eroͤrterte die Frage : Ob denn dieſem Gerichts⸗
hofe eine ſolche Anzahl von Mitgliedern zu geben ſey , daß
aus derſelben fuͤr einen jeden einzelnen Fall eine geringere
Zahl durch das Loos ausgeſchieden werden könne ? Fuͤr
die bejahende Meinung erklaͤrte ſich , und zwar fuͤr 32
Mitglieder , - der Herr Regierungs - Commifår v. Liebene

fein , und fúr 48 der Hofrath v. Rotted , letzterer
mit der Bemerkung , daß einem moͤglichen Einfluſſe auf
dah Gericht Dadu rdh defto mehr vorgebeugt werde , tenn
die Individuen , welche dag Gerihtiin einem jeden eine

zelten Fale zu bilden Håtten , niht im voraus befannt
waͤren . Dagegen wurde von dem Fehrn . v. Zyllnhardt
bemerkt , daß man fich , wie die Berathungen der Cone

mifion gezeigt håtten , hey der . Verfolgung diefeg Plang
in mannigfaltige Schwierigkeiten und zu viele Einzelheiten
derwickle .

Weiter verbreitete ſich die Berathung uͤber das Zahl⸗
verhaͤltniß , in welchem die verſchiedenen Beſtandtheile
des Gerichtes zu einander ſtehen ſollten , und namentlich
daruͤber , ob die in dag Gericht aufzunehmenden Ober —

hofgerichts raͤtheallein dem Fuͤrſten aufzurechnen waͤren
Es wurden bey dieſer Gelegenheit einige neue Vorſchlaͤge
aber die Zuſammenſetzung des Gerichtshofes von einzelnen
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Mitgliedern gemacht . So trugen Se . Durchlaucht ,der Hr .

Fuͤrſt v. Loͤwenſte in darauf an , 8 Oberhofgerichts⸗
raͤthe zu dem Staatsgerichtshofe zu ziehen , und die

uͤbrigen 16 Mitglieder zur Haͤlfte von dem Fuͤrſten , und

zur Haͤlfte vonden Kammern waͤhlenzu laſſen ; eben ſo aͤuſ⸗
ſerte der Frhr . v. Tuürkheim den Gedanken , daß man

nur 4 Mitglieder aus dem Oberhofgerichte nehmen , die

uͤbrigen 20 aber zur Haͤlfte von dem Fuͤrſten , und zur

Haͤlfte von den Kammern gewaͤhlt werden koͤnn⸗

ten . Uebrigens bemerkte der Herr Regierungs Commiſ —

ſaͤr, daß die Grundanſicht bey der Entwerfung des Ge —

ſetzes , ſo viel den vorliegenden Gegenſtam betreffe , die

geweſen ſey , daß man die Regierung und die Kammern

alg zwey ſtreitende Theile zu betrachten habe , welſche dem

Rechte nach einander gleich , eine gleiche Anzahl von Mit⸗

gliedern des Staatsgerichtshofs zu ernennen haͤtten , daß

ſich auch die Regierung ſchwerlich entſchließen werde , von

dieſer Anſicht abzugehen ; wogegen von dem Hofrath v.

Rotteck erinnert wurde , daß es unbedenklich zu ſeyn

ſcheine , die aus dem Oberhofgerichte in den Staatsge⸗ —

richtshof aufzunehmenden Mitglieder dem Fuͤrſten allein

aufzurechnen , da dieſer dieſe ſaͤmmtlichen Oberhofgerichts⸗

raͤthe ernenne .

Der Vicepraͤſident ſtellte hierauf die Frage :

Ob die Zahl der Mitglieder deg Staatsgerichts —

bofs fo zu beftimmen fey ; daf eine Reduction

derfelben durch Dag Loog fùr eine jede einzelne
Rechtsſache nicht Statt habe ?

Diefe Frage wurde von der Mehrheit der Kammer

begen 5 Gtimmen bejaht .

Eben fo erflârte fich , auf die weiter von dem B f-

cepråjtdenten geftelten Fragen , die Mehrheit der

Rammer ( gegen Stimmen ) damit fúr einverffanden ,

dağ die Zahl der Richter deg Sraatdgerichtêhofs
auf 24 feſtgeſetzt werden ſolle und
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daß die aus dem Obechofherichte in den Staals⸗
gerichtshof aufzunehmenden Mitglieder nicht dem

Fuͤrſten allein , ſondern dem Fuͤrſten und den

Kammern in gleicher Anzahl aufzurechnen waͤren .

Auf die weiter von dem Vicepraͤſidenten ge —

felte Fragen :
Db 3 oder 4 Mitglieder des Oberhofgerichts inin
den Staatsgerichtshof aufgenommen werden ſoll⸗
ten ?

bemerkte der Praͤlat Hebel , daß es wohl bey 4 Mitglie⸗

dern ſein Bewenden haben koͤnne , da mit Wahrſchein⸗
lichkeit vorauszuſehen ſey , daß auch der Fuͤrſt und die

Kammern noch Rechtsgelehrte fuͤr den Staatsgerichtshof
waͤhlen wuͤrden .

Fehr Y. Berkhelm : Ich komme auf eine , ſchon

in der vorigen Sitzung gemachte, Bemerkung, zuruͤck. Es

ſcheint die allgemeine Ueberzeugung zu ſeyn , daß die Ver⸗

gehungen , uͤber welche der Staatsgerichts hof zu ſprechen

hat , nicht Vergehungen im juriſtiſchen Sinne , ſondern

politifher Natur find . Die Hauptaufgabe ift alfo die ,

welcher Gerichtshof wohl der
unpartheylichſte ſeyn werde

Nun kommen aber die Mitglieder der oberſten Staatsbe⸗

hoͤrde , welche dem Anklagerechte der Kammern unter —

worfen ſind , mit den Mitgliedern des Oberhofgerichts in

mannigfaltige Beruͤhrung . Auch geht die Ernennung

der Oberhofgerichtsraͤthe durch die oberſte Staatsbe —⸗

hoͤrde. Es wird alſo wenigſtens das Beſte ſeyn , die

Bahl der in den Staatsgerichtshof aufzunehmenden Mit —

glieder des Oberhofgerichts moͤglichſt zu beſchraͤnken —

Ich ſollte glauben , daß der Angeklagte , wenn er wegen

des gemeinrechtlichen Verbrechens noch zur Verantwor —⸗

tung gezogen wuͤrde, die Mitglieder der Oberhofgerichtes /

welche im Staatsgerichtshofe geſtimmt haͤtten , als ſeine

ordentlichen Richter ſogar perhorresciren koͤnnte .
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Frhr . v Zyllnhardte Ich muß bemerken , daf

gleichwohl im Jahr 1820 die Regierung und die Kam —

mern das Oberhofgericht einſtimmig fuͤr unpartheyiſch in

Faͤllen dieſer Art gehalten haben .

Zahari : Ein in der bisherigen Berathung noch

nicht beruͤhrter Hauptgrund , aus welchem ich fuͤr die

Aufnahme des Oberhofgerichts in den Staatsgerichtshof
mit beſonderem Intereſſe geſprochen habe , iſt der : Ich

Slaube in diefer Aufnahme ein Mittel zu finder , die

durch die Verfaſſungsurkunde zugeſicherte Unabhaͤngigkeit
und Selbſtſtaͤndigkeit der richterlichen Gewaltuͤberhaupt
feſter zu begruͤnden .

v. Rot teck : Gegen diefe Behauptungen meineg

verehrten Freundeg mug ih mih mit alem Nochdrud
verwahren . Das Geſetz , welches wir beſprechen , hat

keineswegs zum Zweck , das Oberhofgericht enger an

unſere Verfaſſung anzuſchließen , und ihmeine groͤßere
Selbſtſtaͤndigkeit zu geben , ſondern die Verantwortlich —
keit der oberſten Staatsdiener nach weiſen Principien zu

regeln . Ein Wegbliden von diefem Haupt - ynd alleiniz
` Ben Zwed auf einen andern verrůdt den Standpunet , und

kann nur zu ſchlimmen Beſchluͤſſen fuͤhren . Uebrigens
wuͤrde gerade der angefuͤhrte Nebenzweck — Erhoͤhung der

Selbſtſtaͤndigkelt des Oberhofgerichts — durch Vermehrung
der oberhofgerichtlichen Beyſitzer im Staatsgerichtshofe
eher gefaͤhrdet als befoͤrdert werden . Je mehr Mitglieder
des Oberhofgerichts im Staatsgerichtshofe ſitzen , deſto
groͤßer die Verſuchung zur Gewinnung derſelben , zur Ver —

mehrung ihrer Abhaͤngigkeit , und zu einer , in unlauterer

Abſicht geſchehenden , Beſetzung der Oberhofgerichtsſtellen .
Frhr . v. Berfheim : Shon der §. r4 , der Ber -

faſſungsurkunde ſichert den Gerichten Unabhaͤngigkeit zu .
© g wurde þierauf mit 83Stimmen gegen 7 Stim -

Men ( indem fich der Frhr . v. Weffen berg der Abge -
bung feiner Stimme enthielt )
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beſchto ſſen :
daß nur 4 Oberhofgerichtsraͤthe kraft Geſetzes

Mitglieder des Staatsgerichtshofes ſeyn ſollen .

Noch wurde die Frage zur Berathung ausgeſtellt :
Ob das Dienſtalter , oder das Loos , oder eine

Wahl dieſe 4 Oberhofgerichtsraͤthe beſtimmen
ſolle ?

Nachdem ſich der Hofrath v. Rotteck auch hier fuͤt
das Loos aus den ſchon fruͤher angegebenen Gruͤnden er⸗

klaͤrt , der geh . Hofrath Zachari aͤ aber darauf aufmerk⸗
ſam gemacht hatte , daf die Frage in der genaueſten Ver —⸗

bindung mit den Gruͤnden ſtehe , aus welchen uͤberhaupt
—
men ſey , entſchied {$

die Mehrheit der Kammer ( geget
3 Stimmen ) får das Dienſtalter .

Weiter fam bey demfelben Sen die Frage zur Be⸗

rathung :
?

Ob die Mitglieder deg Staatsgerichtshofes jedeð
Mal auf 8 Jahre zu ernenúen feyen ?

Wobey zuvoͤrderſt der Landoberjaͤgermeiſter v. Kette

ner , mit Zuſtimmung der Kammer bemerkte , daß ſich die

Frage nicht auf die aus dem Oberhofgerichte zu nehe
menden 4 Mitglieder beziehe , da dieſe nun jedesmal ,
und unter jeder Vorausſetzung durch das Dienſtalter
beſtimmt wuͤrden .

Sodann erklaͤrte ſich der Hofrath v. Rotteck gegen
die Ernennung fuͤr ß Jahre , weil uͤberhaupt jede

lange Dauer die Unzugaͤnglichkeit und Unbeſtechlichkeit der

Richter gefaͤhrde , auch ein jeder ſtaͤndige oder langdau⸗
ernde Staatsgerichtshof eine Art von Erhaltungs⸗
Senat werden koͤnne, deſſen Gefaͤhrlichkeit in die Augen
ſpringe ; uͤbrigens hier kein Specialgerichtshof zu fuͤrch⸗

ten ſey , da der Staatsgerichtshof durch geſetzliche Vor⸗
ſchriften eingerichtet wuͤrde Dagegen vertheidigten die

Frhrn . v. Weſſenberg und v. Zyllnhardi die Re —

bir

zu !

fii

mi

$ e
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gel des Geſetzentwurfes durch die Bemerkung , daß das

Bedenken des Hofraths ve Roſtteck um ſo weniger von

Gewicht ſey , da der Staatsgerichtshof keine ftåndige Ges

ſchaͤfte habe .
Es erklaͤrte ſich hierauf die Kammer mit Ausnahme

einer einzigen Stimme

fuͤr die jedesmalige Ernennung der Mitglieder
deg Staats gerichtshofs auf 8 Jahre .

Der Frhr . v ZylInhardt bemerkte hierauf , dag
dir Mitglieder des Staatsgerichtshofes auf dem Landta⸗

ge zu ernennen ſeyn wuͤrden, welcher vor Ablauf jener gZJahre

zuletzt gehalten wuͤrde und es wurde au Antrag des Hofraths
v. Rot teck und des Fehrn . v. Berkheim , mit Zu—⸗

ſtimmmung des Herrn eiaa Commiſſaͤrs v. Li e⸗

benſtein
beſſch lo ſſenF

dieſe Beſtimmung in das Geſetz aufzunehmen .
Eben fo trat die Rammer dem Antrage des Coms

miſſionsberichtes bey ,

das Amt eines Beyſttzers des Staatsgerichtshofs ,
mit Vorbehalt der Ernennung auf 8 Jahre , fuͤr
unwiderruflich zu erklaͤren .

Es wurde hierauf zur Abſtimmung uͤber den 12ten

Sen gefcoritten , und diefer ven der Kommer mit Aug -

napme einer einzigen Stimme angenommen

§- l4 ,

Es wurde ( mit 10 Stimmen )
bes pt osien

den zweyten Abſatz dieſes Fen , nach welchem un⸗

ter den von den Staͤnden zu waͤhlenden Mitglie —
dern eine gewiße Anzahl rechtsgelehrter Staats —

diener ſeyn ſolle , aus dem Geſetze wegzulaſſen .
Da von mehreren ( dem Hofrath v Rotteck , dem

FIrhrn . v. Weſſenberg , dem geh Hofrath —
Protokolle der 1. Kammer *v
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und andern ) bemerkt wurde , daß man ohnehin von den

Kammern erwarten duͤrfe , daß ihre Wahl auf tuͤchtige
und urtheilsfaͤhige Maͤnner falen werde , ferner , daf
der Staatsgerichtshof auf jeden Fal fhon an den - a

Oberhfogerichidråthem A rehtógelehrte Mitgliedern habe ,
auch nach einem fruͤder gefaßten Beſchluſſe nicht uͤber das

Verbrechen des gemeinen Rechts erkenne .

Der Landoberjaͤgermeiſter v. Kett ner ſtellte noch die

Froge : ob nicht in den Fen eine Beſtimmung uͤber das

Alter der Mitglieder des Staatsgerichtshofes anzunehmen
ſeyn duͤrfte ? indem er ſich auf das Beyſpiel aͤhnlicher
Gerichtshoͤfe berief . Auch wurde fuͤr diefe Meining

( von dem Frhrn . v. Tuͤrkheim ) geltend gemacht , daß

allerdings junge leidenſchaftliche Maͤnner in einen ſolchen
Gerichtshof nicht aufgenommen werden ſollten . Nach⸗
dem jedoch von der andern Seite bemerkt worden war ,

( won Zachariaͤ ) daß man , wenn man das Alier beſtim⸗
men wollte , ſich auch in andere Einzelhenen einzulaſſen
Haben måde , ( von dem Frhrn . v. Berkheim ) daß
man , wenn man das Alter beſtimmen wollte , ſich auch
in andern Eigenheiten einzulaſſen haben wuͤrden , ( von
dem Frhruev . Berkheim ) daß die enoraliſche und wif
ſenſchaftliche Bildung die Hauptſache ſey , dlieſe aber nicht

von dem Alter abhaͤnge, ( von Sr . Durchlaucht dem

Herrn Fuͤrſten v. Loͤwenſtein ) daß man durch eine Re —

gel uͤber das Alter leicht das ausgezeichnete Talent von
dem Staatsgerichtshofe ausſchließen koͤnnte , ( von dem

Frhru . v. Weſſenberg ) daß eine ſolche Beſtimnung
die Wahl von vorlaͤufig einzuziehenden Erkundigt ingen

abhaͤngig machen wuͤrde , endlich , ( von mehrern ) daß
ohnehin , bewandten Umſtaͤnden nach , junge Maͤmer nicht
leicht in dieſen Gerichtshof gewaͤhlt werden wuͤrden ; ſo
wurde der bon dem Laudoberjaͤgermeiſter v. Kettner

gemachten Bemerkung , mit deſſen — — Teine

weitere Folge gegeben , eai

A

P

Pt

r
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Die

§. §:> 15 . unö T6 .

wurden wegen der beym I3ten Şen gefaften Befhlufe

gemaͤß dem Antrage des Commiſſionsberichtes , mweggez

laſſen .
E E

Man kam zuvoͤrderſt uͤberein , die im Commiſſions —

berichte vorgeſchlagenen Veraͤnderungen , welche ſich auf

das Looſen beziehen , zufolge der beym 13ten hden gefaßten

Beſchluͤſſe , anzunehmen .

Bey dem weitern Vorſchlage der Commiſſion , daß ,

wenn mehrere Staatsdiener zugleich angeklagt worden

waͤren , und ſich dieſe nicht uͤber die zu verwerfenden

Richter vereinigen koͤnnten , einem jeden das Recht zuſte —

hen ſolle , eine eigene gerichtliche Verhandlung der Sache

zu fordern , wurde zwar von dem Frhrn . v. Tuͤrkheim ,
dem Herrn Regierungs - Commiſſaͤr und Sr . Durchlaucht ,

dem Herrn Fuͤrſten v. Loͤwenſtein auf die Schwierig —

keiten und Weiterungen , zu welchen dieſer Vorſchlag

fuͤhre , aufmerkſam gemacht . Nachdem jedoch von der

andern Seite bemerkt worden war , ( von Zachariaͤ ) daf

dieſer Vorſchlag das Anſehen der brittiſchen Verfaſſung
fuͤr ſich habe , ( von dem Frhrn . v. Zyllnhardt und

dem Hofrath v. Rotteck ) daß er , ſo ſchwierig auch die

Vollziehung feyn moͤge, dennoch ollein das Recht eines

jeden einzelnen Angeklagten vollkommen wahrnehme ; wurde

der Vorſchlag von der Kammer gegen eine einzige Stim⸗

meangenommen .

Gegen den : fernern Antrag der Commiſſion , auch

den Anklaͤgern ein Recuſationsrecht einzuraͤumen , wurde

der Zweifel erhoben , daß die Mitglieder des Staats ge⸗

richtshofes zum Theil von den Kammern ernannt můr -

den . Dagegen bemerfte der Frhr - v. Weffenberg ,

daß die Ernennung fruͤher geſchehe ; und daß die Kammern

in der vorliegenden Beziehung blos in der Eigenſchaft
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eines Anklaͤgers zu betrachten waͤren , daß alſo , was

das Reeuſation recht betreffe , ganz derſelbe Grund får

den Anklager , wie fuͤr den Angeklagten ſpreche ; und eg

bie fahla
die Mehrheit der Kammer gegen 3 Stimmen ,

Dem vorliegenden Antrag deg Commiffongbes
richtes beyzutreten .

Der Laudoberjaͤgermeiſter v. Kettn er warf ſodann

die Frage auf : ob ſich das Recuſationsrecht auch auf die

q aug dem Oberhofgerichte aufgenommenen Mirglierer

erſtrecke ? Da hierauf von mehrern ( dem Hofrath v. Rot -

teck , dem Frhrn . v. Berkheim und v. Weſſenberg
und andern ) bemerkt wurde , daß jene Oberhofgerichtsraͤ —

the nur , als Einzelne Mitglieder des Staatsgerichte ho⸗
fes waͤren , daß daher kein Grund vorhanden ſey , dieſe

Mitglieder von dem Recuſationsrechte auszunehmen , wur⸗

de mit Stimmeneinhelligkeit

bema I e
daß ſich das Recuſationsrecht auch auf dieſe Mit -

glieder beziehen folle .

Es erinnerte jedoch der Frhr . v. Zyllnhardt ,

daß auf dieſe Weiſe alle Oberhofgerichts taͤhhe, und damit

alle mit an die der Verwaltung des Richteramts gewoͤhn⸗

ten Mitglieder , dieſes , ſeiger Meinung nach , ſo weſent⸗

liche Element des Staatsgerichtshofes , aus die ſem Ge⸗

richtshof entfernt werden konnten ; er fuͤgte zugleich den

Antrag hinzu : diejenigen von den 4 Oberhofgerichterå -
then , welche durch Recuſation aus dem Staatsgerichts⸗

hofe entfernt wuͤrden , durch die , dem Dienſtalter nach

naͤchſten Oberhofgerichtsraͤthe ergaͤnzen zu laſſen . Dieſem

Antrage traten die grhra . v. Berkheim , v Weſſen —

berg und Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwen —

fein , bep .

Auf die von dem Hofrath v. Rott eck gegen dieſen

Antrag erhobene Einwendung , daß dann nicht genug
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Oberhofgerichtsraͤthe fuͤr das peinliche Gericht uͤbrig blei⸗

ben wuͤrden , erwiederten die Frhrn . v. Tuͤrk heim und

v. Zyllnhardt , daß die Oberhofgerichtsraͤthe , welche
Mitglieder des Staatsgerichtshofes waͤren , keineswegs
von dem Oberhofgerichte , in ſofern dieſes der ordentliche

Richter der That fey , als ausgeſchloſſen betrachtet wer⸗

den duͤrften .
Die Kammer trat hierauf , mit Ausnahme einer

einzigen Stimme , dem Antrage des Fihrn . v. Bylin »

hardt ben ,

Der Hofrath v Rotte machte nun den weitern

Antrag , die NotHwendigfeit . der Ergaͤnzung auch auf
die von dem Fårfien und den Kammern ernannten Mit -

glieder megen der Gleichheit deg Grundes auszudehnen .
Dagegen bemerfre der Fror . v. Weſſenberg , daß er

zwiſchen beiden Faͤllen keine vollkommene Gleichheit finden

koͤnne ,auch der Vorſchlag in der Ausfuͤhrung manche

Schwierigkeiten ſinden wuͤrde ; roep r Irhr. v Zylhn⸗

hardt , daß die geaͤußerte Bedenklichkeit auch dadurch
entkraͤftet werde , daß — — ein Reeuſations⸗

recht zuſtehe , und ſo das durch die Recuſation des einen

Theils geſtoͤrte Gleichgewicht dutch die des andern wieder

hergeſtellt werden koͤnne .

Die Kammer
beſchloß

hierauf gegen eine Stimme ,
dem Antrage nicht beyzutreten .

Endlich erklaͤrte ſich Kammer fuͤr einverſtanden mit

dem Antrage des Commiſſionsberichs ,

daß die Reeuſation zuerſt von dem Anklaͤger ge⸗

ſchehen muͤſſe.

Bey dem

Er ta :

trat die Kammer der von der Commiſſion vorgeſchlagenen ,
und aus den fruͤhern Beſchluͤſſen ſich ergebenden Abaͤnde —
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rung bey , nach welchen ſtatt der Worte „Die von dem

Angeſchuidigten nicht verworfenen Richter “ zu ſetzen iſt :

die nicht ausgeſchloſſenen Richter . “
§. 19 .

Nach einer ausfuͤhrlichen Beſprechung , welche die

Dauer der Amtsfuͤhrung eines Praͤſidenten zum Gegen⸗

ſtand hatte , und bey welcher dem Commiſſionsan —
trage , daß der Praͤſident des Gerichtshofes jedesmal

auf 8 Jahre ernannt werden ſolle , von dem Herrn Regie⸗

rungs Commiſſaͤr und dem Frhr . v. B erkheim haupt⸗

ſaͤchlich entgegengeſetzt wuͤrde , daß waͤhrend eines Zeit⸗

raums von 8 Jahren ſo mauche Urſachen eintreten koͤnn⸗

ten , welche den Praͤſidenten zu Verwaltung ſeines Am⸗

tes untauglich machten , und daß gleichwohl die Entfers

nung deſſelben beſondern Schwierigkeiten unterworfen

ſeyn wuͤrde , wurde von der Kammer

beſßach lo ſſen ,
1. ( mit Ausnahme von 4 Stimmen ) daß der Praͤ⸗

ſident auf 8 Jahre ernannt werden ſolle , und

zwar ( nach einem von dem geh . Hofrath Zaz

char i aͤgemachten Vorſchlage, ) damit der Fuͤrſt
durch die Faſſung des Geſetzes deſto weniger ge⸗

hindert waͤre , den Proͤſidenten auch auf Lebens —

zeit zu ernennen , mit dem Zuſatze , „wenigſtens “

Auf den Vorſchlag des Frhrn . v. Tuͤ rkheim ,

aur befern Befeitigung der von dem Hertn Rez

gierúngs - Commiffár gegen die Ernennung teg

Práfdenten auf 8 Xapre erhobenen Einwendung ,

( gegen 3 Stimmen ) daf mit dem Práfidenten

zuͤgleich ein Vicepraͤſident ebenfalls wenigſtens

auf 8 Jahre ernannt werden ſolle .

Endlich wurde auf die Bemerkung Sr . Durchlaucht ,

deg Herrn Fårften v. tómwenftein , Daf die im Şen 14 .

aufgeftelte Regel auch auf ten vorliegenden Fal angu -

wenden ſey , einſtimmig

2
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fio



| Ein und zwanzigſte Sitzung vom . Juny . 517

m
]̀

beſchloſſen ,
t : daf fein Minifter und fein Mitglied der oberen

Staatsbehoͤrde zum Praͤſtidenten oder Vicepraͤſt⸗
denten des Staatsgerichtshofes ernannt werden

ie koͤnne .

ns | i
See AE

nz Die Berathung . ber diefen Şen murde ’ big gu ver

al Verathung ber ten Gen 25 . auggefegt .
ez — —

ts In Uebereinſtimmung mit dem Antrage des Commiſ⸗
it⸗ ſtonsberichts wurde

nz
| befAtloffen :

woi 1. den erſten Abſatz dieſes ßen als nunmehr unnoͤ —

sps thig auszulaſſen ;|
f

en 2. die beym 18ten hen vorgenommene Veraͤnderung
auch hier zu treffen .

Nach beendigter Berathung uͤber dieſen Titel des

a | Geſetzentwurfes brachte der geh . Hofrath Zachariaͤ den

nd Zugagartikel in Vorſchlag :
w „ die Mitglieder des Staatsgerichts hofes bezie —

rſt ziehen , als ſolche , weder einen Gehalt , noch
yes Gebuͤhren , noch Taggelder . “
is⸗ Diefer Zufagparagraph murde einftimmig angenom - =
s⸗ men ; jedoch mit Hinweglaſſung des Wortes „ Taggelder, “
— da von dem Frhr , d. Weffenberg und vm dem Hof -
Rez rath v. Rotteck bemerkt wurde , daß die Nichtbewilli —
eg gung der Taggelder leidt die Unbemittelten von der Mn -

ig , nahme einer Stelle im Staatsgerichts hofe abhalten koͤnnte,
ten übrigens aud ) die Landtags - Abgeordneten eine Entfdhá -
n $ digung får ihre Muglagen måhrend deg Landtags bezögen ,

Hiermit endigte die Heutige Sigung .

s: Frhr . v. Zyllnhardt .
2 44J

io —
Zachari aͤ.
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Zwey und zwanzigſte Sitzung .

Kartsruhe , den 15 , Juni 1822 .

— — —

Gegenwärtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit —
Sr . Hoheit des durchlauchtigſten Praͤſtdenten , Derm

ſarkgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten der Herren inarfgrafen Leopold und

Marimilian zju Baten ,

ber Herren Frhrn . v , Ber ſtett und

v. Berkheim , und

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer .

Weiter anweſend :

die Herrn Reglerungs⸗Commiſſaͤre , Staatsrath B oͤchh und

geh. Referendaͤr v. Baur .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Das Protokoll der zwanzigſten Sitzung wurde ver —

leſen und genehmigt . Dagegen wurde die Verleſung

un

be

thi

ti

eri
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des Protokolls der ein und zwanzigſten Sitzung , um

Zeit fuͤr die uͤbrigen Gegenſtaͤnde der Tagesordnung

zu gewinnen , ausgeſetzt .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr , geh . Ref . v . Baur ,

legte hierauf zwey die oͤffentliche Sicherheit betreffende

Geſetzentwuͤrfe der Kammer vor :

Beylage Ziffer 63. und 64 .

und hielt hiebey den unter

Ziffer 65 .

beyliegenden Vortrag .

Die Kammer

a o A a S,

diefelben in einer Borberathung in Betrachtung

zu ziehen .

Der Vicepråfident erflårte hierauf die Beras

thung ber den Bericht des ſtaͤndiſchen Aus —

ſchuſſes wegen Prüfung der Ymortifas

tiongtaffe von 1820/21 , fo wie úber den deshalb

erſtatteten Commiſſtonsbericht fuͤr eroͤffnet .

Reg . Comm Staatsrath Boͤckh : Die Antraͤge Ih —

rer verehrlichen Commiſſion fordern mich zu verſchiede⸗

nen Bemerkungen auf , die ich Ihnen vorzulegen die

Ehre haben will .

Der Antrag unter Nro . 2. if von hoher Wichtig :

teit . Die Regierung Will eben fo , wie die Gtánde , die

Aufrechthaltung aller geſetzlichen Beſtimmungen uͤber

das Amortiſationskaſſen - Inſtitut .
Der Antrag ſetzt voraus , daß ſie nicht beobachtet

worden ſind . Nur ein Gebaͤude , das in ſeinem Fun —

damente bedroht iſt , und zu wanken beginnt , nimmt

unſere Sorge fuͤr ſeine Aufrechthaltung in Anſpruch .

Wenn ruͤckſtchtlich der Verwaltung des Schulden⸗

tilgungs Inſtituts die eigene Einrichtung beſteht , daf



a 4

— A
- 9

n
9
9 —

w o
Ca

520 i- Protofolle der Erien Kammer .

neben der fiåndifhen Controlle gegen die Regierungs -
behoͤrden uͤberhaupt , geſetzlich eine controllirende Re —

gierungs behoͤrde der adminiſtrirenden gegenuͤber ſteht
—das oberſte Juſtizdepartement dem Finanzminiſterio —

ſo iſt es nothwendig , die Bemerkungen , welche gegen
das Verfahren der einen oder der andern gemacht wer⸗

den , genau zu trennen , indem die Stellung , die ſie
gegen einander haben , ſelbſt die Regierung veranlaſſen
muß , die Vertheidigung der hier in Sprache liegenden
Regierungshandlung verſchiedenen Commiſſarien zu uͤber⸗

tragen .

Die moͤglichen Erinnerungen gegen das Finanzmini —
ſterium laſſen ſich in zwey Claſſen bringen .

Sie muͤſſen naͤmlich entweder das Materielle ſeiner
Anordnungen , oder das Formelle derſelben betreffen .

Materiele Gebrechen find vorhanden , mwenn der -

Amortifationgfaffe Einnahmen , welche ibr gebåhren ,
entzogen , oder wenn Ausgaben auf ſie angewieſen
worden ſind , welche nicht dahin gehoͤrten , oder , wenn

ſie dahin geeignet , doch ganz oder zum Theil nicht noth⸗
wendig waren .

Erinnerungen der Art ſind weder von dem ſtaͤndi —

ſchen Ausſchuß , noch von Ihrer verehrlichen Commiſ —
ſion gemacht worden , den einzigen Fall wegen der Ne —

gotiationskoſten von dem Basler Anlehen ausgenom⸗
men , der hinlaͤnglich erlaͤutert worden iſt .

Ihre verehrliche Commiſſton fragt zwar noch , an

wen fie bezahlt , und von wem fie quittirt worden find -
Die Rechnungsbeylagen weiſen dieſes aus . Sie wer —

den auf Verlangen von der Oberrechnungskammer vor⸗

gelegt werden

Um Formen handelt es ſich hiernach ausſchließend .
Die Finanzbehoͤrde erkennt ihre Nuͤtzlichkeit , die Ber :
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pflichtung ſie zu beobachten , und es wird einzig dar —⸗

auf ankommen , ob ihr eine Verletzung geſetzlich vorge —

ſchriebener Formen wirklich zur Laſt faͤllt.

Nach den Aeußerungen Ihrer verehrlichen Com⸗

miſſion uͤber die Verwaltung des Amortiſationskaſſen⸗

Inſtituts uͤberhaupt , und uͤber einzelne Rubriken des

Budgets , z. B . fuͤr Acquiſitionen , Ueberweiſung der

Activen und Paſſiven , haͤlt dieſelbe jede Ueberſchreitung

einer Budgetsrubrik fuͤr ein , die Statuten oder ihre naͤ—

heren Beſtimmungen verletzendes , formelles Gebrechen .

Die Annahme , daß die Summe , welche jeder Bud -

getsrubrik beygefuͤgt iſt , als eine jener naͤheren Be —

ſtimmungen des Statuts anzuſehen ſey , wovon der

5. §. der Verordnung vom 5. Okt . 1820 ſpricht , iſt ſo⸗

wohl nach Wort als Sinn des angefuͤhrten Geſetzes

durchaus unzulaͤſſig . Auch abgeſehen von allem Uebri —

gen kann eine ſolche Behauptung ſchon deswegen nie

zugegeben werden , weil es unmoͤglich waͤre, einer ſol⸗

chen Forderung je mit Strenge zu genuͤgen . Ihrem

Scharfblick kann es nicht entgehen , daß bey der All —

gemeinheit des Satzes von jeder Rubrik gelten muͤßte,

was man von der einen oder der andern behauptet , daß

von Plus oder Minus der Ueberſchreitung nicht mehr die

Sprache ſeyn koͤnnte , ja daß von dem Plus . der Ein -

nahme , und dem Minus Der Ausgabe am Ende gleiches
gelten måte , wag von dem Entgegengefegten .

Çine nåhere Betrachtung der Gahe wird Ihnen ,

meine hochgeehrteſte Herren , die Ueberzeugung gewaͤh—

ren , daß die Finanzbehoͤrde das Budget nach Moͤglich⸗
keit eingehalten , und die geſetzlichen Schranken in fei -

nem Fall uͤberſchritten hat .
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Dem Budget der Amortiſationskaſſe , dem Voran⸗

ſchlag der Einnahmen und Ausgaben , liegen zwey Haupt
beſtimmungen zum Grund , naͤmlich :

1) Die Amortiſationskaſſe muß zu Beſtreitung der

Intereſſen und Adminiſtrationskoſten , und zu Tilgung
eines gewiſſen Theils der Schuld eine beſtimmte Dota⸗

tion aus der Staatsrevenue erhalten , die zu keinem

andern , als dem ſtatutenmaͤßigen Zweck verwendet wer —

den darf .

2 ) Alle Staatseinnahmen , welche aus einem Theil
des Staatsvermoͤgens ſelbſt beſtehen , muͤſſen der Amor⸗

tiſationskaſſe zugewendet , und entweder zur Verminde —

rung der Staatsſchuld , oder zu neuen Erwerbungen
beſtimmt werden .

Die erſte Beſtimmung regelt die Verhaͤltniſſe der

Schuldentilgungskaſſe im engern Sinne , die zweyte ,
die ihr gleichſam angehaͤngte Kaſſe uͤber alle Einnahmen
und Ausgaben von dem Grundſtock und fuͤr denſelben —

Betrachten mir nach dieſen Abtheilungen die Bud

geisrubrifen , fo if flar , daf die Einnahme der erfen

Abtheilung , die Dotation , in der Durch dag Budget
beſtimmten Summe vollſtaͤndig abgeliefert werden muf :

Nichterfuͤllung dieſer Beſtimmung waͤre ein weſentliches
Gebrechen . Die Rechnung hat Ihnen aber den Beweis

geliefert , daß die Dotation vollſtaͤndig abgeliefert wor⸗

Den if .

Die Ausgaben beſtehen :
in den Adminiſtrationskoſten ,
in den Zinſen , und

in der Ruͤckzahlung einer Capitalſumme .

Fuͤr die Adminiſtrationskoſten ſtehen im Budget
rund 20,000 f . Dieß iſt keine fixe Summe . Es iſt

ein Ueberſchlag des wahrſcheinlichen Beduͤrfniſſes . Die
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oran⸗ Staͤnde haben eigentlich keine 20,000 fl . , ſondern nur

aunt⸗ den fuͤr die Verwaltung wahrhaft nothwendigen Bedarf

votirt ; kann dieſer in einem Jahr mit 10,000 fl. beſtrit⸗

g der ten werden , ſo berechtigt der Budgetsanſchlag von

lgung 20,000 fl. zu keiner hoͤhern Ausgabe ; find afèr ſtatt

Dotat | 20,000 f . 25,000 fl . wahrhaft nothwendig gewefen , um

inem | den Zmed gu erreichen , fo liegt in diefer Ueberſchrei⸗
wer⸗ hung der Budgetsſume an und fuͤr ſich kein Grund zu

einem Vorwurf fuͤr die Verwaltungsbehoͤrde , ſondern

Theil | nur dann , wenn nachgewiefen werden fann , daß Aus —

mor ? | 8aben gemacht worden find , die opne Nachtheil fùr den

inde⸗ Zweck fuͤglich haͤtten unterbleiben koͤnnen . Diefer Ge -

ngen ſichtspunkt iſt ruͤckſichtlich aller Ausgaben feſtzuhalten ,

welche nicht abſolut fixirt ſind , oder gar nach der Na —

> De | tur der Berpåltnife nicht abfolut fipirt werden fönnen .

ente, Gelbi der Vorwurf , daf die Adminiſtrationskoſten

jmen | wenigteng niht richtig uͤberſchlagen worden ſeyen ,

( ben . | weil fie die angenommene Gumme vou 20,000 fl. úber =

Bud | fpritten , zerfålt , wenn man in Betrachtung zieht , daf

rfen | die Muggabe megen des Basler Anleheng , nd wegen

idaet | Fertigung von 100,000 Lotterieloofen eigentlich eine

muf - | auferordentliche war . Zu deren Beſtimmung fehlte

ihes ſowohl zur Zeit der Verfaſſung deg Budgets , und auch

weis ſelbſt zur Zeit ſeiner Berathung alles Fundament , weil

wor⸗ uͤber die Art und Weiſe der Aufbringung des Anlehens

noch nichts ausgemacht war , und noch nichts ausge⸗

macht ſeyn konnte .

Daß die Dotations ſumme , ſoweit ſie zur Zinſen⸗

zahlung und Schuldenminderung beſtimmt war , ihrem

Zweck nicht entzogen worden iſt , liegt klar vor Augen .

dget Die Regierung hat alſo die Fundamentalbeſtim —
$ if mungen der Schuldentilgungsanftalt im engern Sinne

Die im Johr 1820 ſo puͤnktlich vollzogen , wie feit einer
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Reihe von Jahren , und in dieſer Hinſicht zu dem

Antrags
:

„ die Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten, “
keine Veranlaſſung gegeben .

Die Einnahmsrubriken der zweyten Abtheilung ſind
ihrer Natur nach von mannigfaltig wechſelnden Ver —

haͤltniſſen abhaͤngig — wie die Einnahmen von verkauf —

ten Domaͤnen , Waldparcellen , von Lehensallodificatio —

nen , von aufgekuͤndeten Activcapitalien , Domaͤnen - und

Forſt⸗Arreragen . Fuͤr jede dieſer Einnahmen iſt zwar
eine beſtimmte Summe angeſetzt , damit aber uͤberall

nicht geſagt , daß gerade dieſe Summen in Einnahme

erſcheinen muͤſſen .

Die Verwaltung hat das Ihrige gethan , wenn ſie

der geſetzlichen Beſtimmung gemaͤß alle Einnahmen vom

Vermoͤgensſtock der Amortiſationskaſſe zugewendet , und

nichts davon in den Conſumtionsfond gezogen , wenn

ſie die ihr zu Gebot geſtandenen Mittel zur Eintrei

bung derfelben angewendet Hat :

Dief it der mabre Ginn Des Budgets diefer Nb -

theiltng , Daf die wirfliche Einnahme alfer oben be ?

merkten Rubriken die Budgetſumme von 648000 fi. bis

ouf sr,coo fl . der får dire Erhebung ungůnftiger Zeit ?

verhåltnife ungeachtet erreicht hat , mõdhte ich cher fúr
einen gluͤcklichen Zufall , als fuͤr einen Beweis genaue ?

Schaͤtzung anſehen , da auf dieſe Zufluͤſſe ſo mannig

faltige Verhaͤltniſſe einwirken , daß die Verwaltungs —

behoͤrde eine Approximation von dieſem Grade uͤberall

nicht zu verbuͤrgen im Stande iſt .

Die Ausgaben dieſer Parthie des Budgets beſchtan⸗
fen fH auf 2Perwenan zur Schuldentilgung und

zu Erwerbungen . Daf feine andere Gtaft gefunden
haben , beweiſen die Rechnungen Zu Erwerbungen iſt
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im Budget eine beſtimmte Summe bemerkt , damit

aber weder geſagt , daß dieſe Summe verwendet wer —

den muß , noch daß keine hoͤhere verwendet werden darf .
Die Mittel zu nothwendigen und nuͤtzlichen Erwer⸗

bungen wurden votirt , und nach der Kenntniß , die

man zur Zeit der Verfaſſung des Budgets hatte , wurde

eine Summe angenommen , die aber , wenn man nicht
die Natur der Sache umkehren will , keine fire fepn fann .

kiht die Ueberfreitung deg Ueberfhlags fann

det Verwaltung zum Borwmurf gemacht werden , fondern
nur eine unzweckmaͤßige Verwendung .

Huch diefe Parthie des Budgets if alfo der Fun⸗

damentalbeſtimmung gemaͤß vollzogen worden , und

uͤberall kein Grund zu dem Antrag zu finden :

„ die Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten . “

Als eine zufaͤllige Zugabe zu den gewoͤhnlichen ,

mehr oder weniger ſtaͤndigen , Einnahmen und Ausgaben
der Amortiſationskaſſe , die ich in zwey Abtheilungen
naͤher betrachtet habe , bildete ſich fuͤr die aufgelaufene
Budgetsperiode eine dritte

Die Staatskaſſen waren mit einer nicht unbedeu —⸗

tenden Summe von Paſſiven beladen , die der Zeit vor

demr . Juny 1820 ihren Urſprung verdankten , zu deren

Tilgung außerordentliche Mittel ergriffen werden muf -
ten , wollte man anders Ordnung in die Finanzen zus
ruͤckfuͤhren.

Zu dieſem Zweck wurde ein Anlehen gemacht , und

beſchloſſen, daf fámtlihe Activen und Paffiven
der Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe uͤber —

wieſen werden ſollten .

Dieſes iſt geſchehen , aber im erſten Jahre nur zum
Theil , weil fih niht alleg fo fonet ausfúbren, ” als

beſchlleßen laͤßt
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Ihre verehrliche Commiſſion hat daher die ſehr

richtige Bemerkung gemacht , daß das Rechnungsreſul⸗

tat des zweyten Jahrs der Budgetsperiode wegen die⸗

ſes Gegenſtandes abzuwarten ſey , was auf dem naͤch⸗

ſten Landtag vorgelegt werden wird .

Auch abgeſehen davon , daß die Ueberweiſung ſaͤmt—⸗

licher Activen und Paſſiven woͤrtlich beſchloſſen worden ,

waͤren die Summen des Budgets keine unwandelbare

Vorſchrift fuͤr die Verwaltung geweſen , denn hier , wie

bey andern Rubriken , haͤtten ſie nur den wahrſcheinli⸗

chen Erfolg einer beſchloſſenen Maßregel dargeſtellt .

Die Nothwendigkeit , alle Schulden zu bezahlen ,
war anerkannt .

Wenn ſie auf 4 Millionen uͤberſchlagen waren am

1. Juny 1820 , und Ende Oktober nach genauen Redz

nungen 4,200,000 fl. betrugen , ſo haͤtte die Finanz⸗

behoͤrde entweder das Plus von 200,ooo fl . aus Der

Staatskaſſe bezahlen , oder dieſe Summe uͤberhaupt ,

als zur Zahlung nicht geeignet , anſehen muͤſſen .

Die Zahlung aus der Staatskaſſe waͤre nicht moͤg⸗

lich geweſen , ohne gleichviel an Beſoldungen , Penſio⸗

nen , oder andern Verbindlichkeiten unerfuͤllt zu laſſen ,

und gegen wen haͤtte dieſe Maßregel ergriffen werden

ſollen ?
Eine Zahl von Creditoren , blbe zu ſammen 200 , ooo fl .

zu fordern gehabt haͤtten , von der Ueberweiſung aus⸗

zuſchließen , und bis zum naͤchſten Landtage warten zu

laſſen , waͤre wohl eine gleiche Willkuͤhr geweſen , und

welche Creditoren haͤtten ſich dieſe Maßregel gefallen

laſſen muͤſſen ?

Betrachten Sie die Sache , von welcher Seite Sie

wollen , ſelbſt dann , wenn das Finanzminiſterium den

Wortlaut des Beſchluſſes beider Kammern nicht fuͤr ſich
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haͤtte , wuͤrde es einen großen Fehler begangen , die Ges

rechtigkeit und das wahre Intereſſe des Landes beleidigt
haben , haͤtte es anders gehandelt , als eg gehandelt þat .

Die Formen find da , um wag recht und gut if , zu

wabren — niht um, eg gu verhindern .

Jn jedem Fall : die Gefahr einer Form zu verlegen ,

fann nie fo groß fepn , alg die Gefahr , Dag 3u vertegen ,

3u defen Erhaltung die Form dienen folte .

Uebrigens ift eg keine Eigenheit unſerer Finanzver —

waltung , daß wir beym Uebergang zu einer neuen Drd :

nung der Dinge am Ende einer Budgets Periode mehr

wiſſen , als am Anfang , keine Eigenheit , daß ſich viele

verborgene , waͤhrend einer langen , verhaͤngnißvollen Ber -

gangenheit durch Palliative aller Art zuruͤckgetriebene

Uebel jetzt erſt almaͤhlig zeigen , und ihre radicale Heis

lung verlangen .

Ein gegruͤndeter Vorwurf ruͤckſichtlich die ſer Par —

thie des Budgets koͤnnte der Finanzverwaltung nur

dann gemacht werden , wenn ſie Activen fruͤherer Jahre

der Amortiſationskaſſe entzogen , oder derſelben Paſſiven

uͤberwie ſen haͤtte , die aus den laufenden Staatsreve —

nuen budgetsmaͤßig zu berichtigen geweſen waͤren .

Zu einem ſolchen Vorwurf hat ſie aber bis jetzt

keine Gelegenheit gegeben , eben deswegen aber auch

nicht zu dem Antrag :

„ die Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten . “

Dieß uͤber die Verwaltung der Amortiſationskaſſe
in Beziehung auf die Fundamentalbeſtimmungen und

die einzelnen Budgetsrubriken .

Es bleibt mir nun noch uͤbrig , von den Formen

der Verwaltung der Amortiſationskaſſe im Allgemeinen

zu ſprechen , und Sie , hochgeehrteſte Herren , zu uͤber —

Protokolle der 1. Kammer , 34
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zeugen , daß auch hierin von der Finanzbehoͤrde die

geſetzlichen Vorſchriften nicht uͤberſchritten worden find :

Die Selbſtſtaͤndigkeit der Amortiſationskaſſe , welche

Ihre verehrliche Commiſſion geſichert haben will , kann

nur darin beſtehen , daß ſie nach den Geſetzen verwal —

tet wird , und alle willkuͤhrlichen Dispoſitionen ausge —

ſchloſſen werden .

In den Einrichtungen , welche die geſetzliche Ver —

waltung ſichern , liegen die Mittel zur Sicherung der

Selbſtſtaͤndigkeit des Inſtituts .

Es duͤrfte vielleicht nicht ohne Nutzen ſeyn , die

geſetzlichen Vorſchriften in dieſer Beziehung zuſammen⸗

zuſtellen , und ihre gegenwaͤrtige Uebung zu zeigen .

Das Statut der Amortiſationskaſſe enthaͤlt zur

Sicherung der geſezmaͤßigen Verwaltung folgende Be —

ſtimmungen :
— § 4.

„ Der Finanzminiſter , der Miniſterialdirector , der

Kaſſencommiſſaͤr und der Kaſſier ſind dafuͤr verant —

wortlich , daß keine Zahlungsanweiſungen angenommen

werden , fuͤr Zwecke , die dem Inſtitute nach ſeiner Be —

ſtimmung fremd ſind . “

San Ge

fordert die beſondere Beeidigung des Finanzminiſters ,

des Directors und Kaſſencommiſſaͤrs der Amortiſations⸗

kaſſe , und des Buchhalters und Kaſſiers .

—

ordnet : die Abhoͤr der jaͤhrlichen Rechnung und die

Aufſtellung der Bilance geſchieht unter dem unmittel⸗

baren Vorſitz unſers Juſtizminiſteriums , die Bilance

wird ſodann dem verſammelten Staatsrathe vorgetra —

gen, und dem Publicum bekannt gemacht . „ Unter der

Leitung des Finanzminiſteriums, “ heißt es weiter , „ er —

nel
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nennen wir zum Director dDerfelben ( der Amortifationg -

fae ) den . , als Rafencommifår den . , zum Haupt⸗

Buchhalter und Kaffer den - , ,

Diefe Beftimmungen waren berechnet auf die da -

malige Organifation der obern Staatsbehoͤrden , und

wurden in der Folge den jeweiligen Veránderungen

gemaͤß in Ausuͤbung gebracht .

Nach der neueſten Organiſation iſt das Finanzmi —

niſterium , wie bisher , die leitende Behoͤrde geblieben .

Die Ausfertigung der Einnahms - und Ausgabs —

decreturen nach den Beſchluͤſſen deſſelben werden durch

die Kaſſencommiſſton beſorgt , welcher in den neueſten

Zeiten eine woͤchentliche Durchgehung des Kaſſenbuchs

und der Strazza der Amortiſationskaſſe , und die Ver —

gleichung der Eintraͤge mit den Urkunden aufgetragen

worden iſt .

Die Reviſion der Rechnung geſchieht unter der Auf⸗

ſtcht und Leitung der von dem Finanzminiſterio unab⸗

haͤngigen Oberrechnungskammer .

Die Function des Juſtizminiſterii ruͤckſichtlich der

Abhoͤr gieng an die Juſtizſection , das nunmehrige oberſte

Juſtizdepartement , uͤber .

Hierdurch iſt wohl , unter veraͤnderten Staatsein —

richtungen dem Statut der Amortiſationskaſſe volles

Genuͤge geleiſtet , in jeder Hinſicht die Sicherheit , daß

die Verwaltung nach den vorliegenden Gefegen ges

ſchehe , erhoͤht worden , und ſomit auch die Selbſtſtaͤn⸗

digkeit des Inſtituts .
Da weder die Statuten der Amortiſationskaſſe ,

noch das Geſetz vom 5. Okt . 1820 der Finanzbehoͤrde
die Beobachtung beſtimmter Foͤrmlichkeiten ruͤckſichtlich

der Leitung des Schuldentilgungsinſtituts vorſchreiben ;
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Da ferner weder der Bericht . deg fåndifhen us

ſchuſſes , noch der Ihrer verehrlichen Commiſſion einen

Zall nahmhaft maht , bey dem die Finanzbehoͤrde eine

gefetzlich vorgeſchriebene Formalitaͤt unterlaſſen haͤtte:

ſonerde ich auch in dieſer Beziehung zu dem Schluß

bexechtigt ſeyn , daß ſie zu dem Antrag :

Idie Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten, “

keine Veranlaſſung gegeben .

Der dritte Antrag Ihrer verehrlichen Commiſſion

„ dap auf die Abhoͤr der Budgets⸗Rechnung

vom Jahr 1821 - 22 anzutragen ſey , um hier⸗

durch erſehen zu koͤnnen , ob fuͤr dieſe zwey Rech⸗

nungsjahre die Summe des Kaſſenbudgets auf

Peine Weife kberfHritten worden fey, ”

wird im Wege der Ordnung erledigt werden . Wenn

die Rechnung geſtellt iſt , wird ſie von der Oberrech —

nungskammer revidirt , dem oberſten Juſtizdepartement
mitgetheilt , und wie das Reſultat der ſaͤmtlichen
Staatsrechnungen uͤber das zweyte Budgetsjahr auf

dem naͤchſten Landtag vorgelegt werden .

Der vierte und letzte Antrag , welcher
die Wiederbeſetzung der Stelle eines Kaſſencom⸗

miſſaͤrs in Gemaͤßheit des Statuts der Amorti⸗

ſationskaſſe

bezweckt , beruht auf der Unterſtellung Ihrer verehrli⸗
Hen Commiſſion , daß dieſe Stelle wirklich nicht beſetzt

ſey . Sie haͤlt den Kaſſencommiſſaͤr fùr einen Beamten

Die Abſicht ſeiner Anſtellung ſcheint ihr keine andere

geweſen zu ſeyn , als der Kaſſendirection eine unmit —

elbare Controlle beyzufuͤgen , um dadurch die Unab haͤn⸗

gigkeit derſelben von andern Behoͤrden zu wahren ,

Waͤren dieſe Unterſtellungen richtig , ſo waͤre auch
der Antrag begruͤndet . Sie ſind es aber nicht .
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Zwey und zwanzigſte Sttzung vom 15 .

Der Verfaſſer des Amortiſationskaſſe - Statuts diente

fruͤher in einem Lande , wo man die ſtaͤndigen Reſpi —

ciate Commiffionea hief , und die Kaffenrefpicierten

Kaſſeneommiſſaͤrs .
Mit ber Ereirung der Amortiſationskaſſe entſtand

ein neues Reſpiciat im Finanzminiſteris , und der dafür

ernannte Reſpicient wurde in dem Statut genannt , und

mit dem Namen Commiſſair bezeichnet .

Die Reſpicienten im Finanzminiſterio wechfelten ,

aber immer war ein ſolcher da , und er fehlt auch ge⸗

genwaͤrtig nicht , mithin auch der Kaſſencommiſſaͤr nicht ,

den der Status der Amortiſationskaſſe fordert .

Der Kaſſencommiſſaͤr iſt ein Mitglied des Finanz⸗

miniſteriums , alſo kein Kaſſenbeamter . Er hat keine

unmittelbare Einwirkung auf die Kaſſengeſchaͤfte , am

allerwenigſten aber die Funetion , welche ihre PAn

liche Commiſſion ſupponirte .

Uebrigens ſind gegenwaͤrtig noch zwey Beamte bey

der Amortiſationskaſſe angeſtellt , deren das Statut

gar nicht erwaͤhnt , naͤmlich ein Controlleur und ein

Zahlmeiſter !

Dieſe Vermehrung der Beamten hat in der Mug -

dehnung der Geſchaͤfte der Amortiſationskaſſe ihren

Grund , die ſich zur Zeit der Creirung derſelben wohl

nicht ermeſſen ließ , am allerwenigſten , wie fie nady

einer Reihe von Jahren ſeyn wuͤrde .

Eine Vereinfachung der Geſchaͤfte duͤrfte nach eini⸗

ger Zeit die Verminderung des Perſonals moͤglich

madhen :
i

Cebbaft überzeugt , dag nipt nur die Fundamen :

talbeſtimmungen der Amortiſationskaſſe , ſondern auch

die zur Sicherung derſelben vorgeſchriebenen Formen

gewiſſenhaft beobachtet werden muͤſſen , wird die Finanz⸗
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behoͤrde in der dreyfachen Controlle des oberſten Juſtiz⸗

departements , der Oberrechnungskammer und des ſtaͤn —

diſchen Ausſchuſſes resp . der Staͤndeverſammlung ſelbſt
feine Beſchraͤnkung ihrer Wirkſamkeit finden , vielmehr

dag Mittel , das Inſtitut der Amortiſationskaſſe in ſei—⸗

ner Reinheit zu erhalten .

Selbſt die verſchiedenſten Anſichten , welche ſich
Aber die Mumendung der beftehenden , gang allgemeinen ,

BWorfhriften entwideln , werden dahin führen , und eg

bleibt mir nur Der Wunfch brig , daf auch - die gegen =

waͤrtigen Bemerkungen zu dem Bericht Ihrer verehrli —

chen Commiſſion dieſen Zweck nicht verfehlen moͤchten .

Frhr . v. Falkenſtein : Es war nicht die Abſicht

der Commiſſion , der Regierung wegen nichtzweckmaͤßi —

ger Leitung der Amortiſationskaſſe Vorwuͤrfe zu ma —

chen ; man glaubte nur auf die Einhaltung einer be—⸗

ſtimmten Form beſtehen zu muͤſſen . Eine Ueberſchrei —

tung dieſer Form hat man darin gefunden , daß mehr

Schulden , als die beſtimmten 4,560,000 fle auf die

Amortiſationskaſſe uͤbernommen worden ſind . Wenn

es auch in der Verabſchiedung hieß , daß alle Paſſiva

der Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe uͤbernommen

werden ſollten , ſo glaubte doch die Commiſſion , daß ſich

die zu uͤbernehmenden Paſſiva nur auf jene im Budget

der Amortiſationskaſſe beſtimmte Summe belaufen

durften .
Allerdings haͤtte die Nichtuͤberweiſung liquider For⸗

derungen von großem Nachtheil fuͤr den Staatscredit

ſeyn koͤnnen , allein das Statut der Amortiſationskaſſe

vom Jahr 1808 , die Conſtitution und das Geſetz vom

Jahr 1820 ſchreiben zu beſtimmt gewiſſe Formen fuͤr

die Verwaltung der Amortiſationskaſſe vor , als daß

man dieſe Form haͤtteuͤbergehen follen .
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Reg : Comm : Staatsrath Boͤckh : In dem Budget

der Amortiſationskaſſe wurde allerdings eine beſtimmte

Schuldenſumme angegeben , welche von der Staatskaſſe

auf die Amortiſationskaſſe uͤberwieſen werden ſoll . Allein

ein großer Theil von den zu uͤberweiſenden Schulden

mar damals der Regierung noch nicht genau bekannt .

Die Jahresrechnungen waren damals noch nicht ge⸗

ſchloſſen . Zu mehreren Zahlungen wurde die Staats :

faje erſt ſpaͤter gerichtlich verurtheilt ; oder es folgte

erſt ſpaͤter die Liquidirung , die fruͤher nicht moͤglich

geweſen war . Das Finanzminiſterium handelte bey

dieſer Gelegenheit ganz ſo , wie nach dem Funda⸗

mentalſtatute vom Jahr 1808 fruͤher in aͤhnlichen Faͤl —

len gehandelt wurde . - Sowie die Schulden , welche

im Jahr 1820 auf der Staatskaſſe hafteten , nach und

nach liquidirt wurden , uͤberwies es dieſelben auf die

Amortiſationskaſſe . Auch wird man keine beſtimmte

geſetzliche Vorſchrift nachweiſen koͤnnen, welche es durch

dieſes Verfahren verletzt haͤtte.
Frhr . v. Falkenſte in : Indem ich mich nochmals

auf meinen fruͤhern Vortrag , namentlich wegen Ueber —

ſchreitung der durch das Budget feſtgeſetzten Summe ,

berufe , bemerke ich noch , daß mir ein großer Unter —

ſchied zwiſchen einem Budget fuͤr die Einnahmen und

Ausgaben des Stgates , und zwiſchen einem Budget

zu ſeyn ſcheint , wodurch , wie in dem vorliegenden

Falle , die von der Amortiſationskaſſe zu uͤbernehmenden

Schulden beſtimmt werden . Wegen dieſer Schulden

fonnte eine Liquidation vorauggegangen feyns und man

durfte annehmen , - daf durd eine fotehe Liquidation

die Summe der Schulden im Voraus feſtgeſetzt wor —

den fey .
l !
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Zachariaͤ : Die vorliegende Erórterung at iwen ,

man fann fagen , eigene Gchrwierigfeiten , Fuͤrs Erſſte
eht fe in der genaueften Verbindung mit der Unterz

ſuchung uͤber das wahre Weſen unſerer Amortiſations⸗

kaſſe und gleichwohl iſt dieſe Unterſuchung , z. B . die

Streitfrage , ob und in wiefern dieſes Inſtitut als

felbſtſtaͤndig zu betrachten ſey , billig der Berathung
ber dag Budget der Amortiſationskaſſe vorzubehalten .

Zweytens haben wir noch keinen Botgang , an. mels

hen fich die Kammer , mag die über den Bericht deg

ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes zu faſſonden Beſchluͤſſe betrifft ,
anſchließen koͤnnte .

Ich werde mich in meinem Vortrage nach der

Reihenfolge der im Commiſſtonsberichte geſtellten An⸗
traͤge richten .

Der eefe Antrag betrifft die dankbare Anerken⸗

nung der verdienſtvollen Thaͤtigkeit des ſtaͤndiſchen Aus —⸗

ſchuſſes . Ich brauche kaum zu erinnern , daß ich die⸗

ſem Antrage meine volle Zuſtimmung gebe .
Die Commiſſion traͤgt weiter auf die Annahme der

in dem Berichte des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes ausgefuͤhr⸗
ten Rechnungsbemerkungen an . Es duͤrfte fuͤr jetzt

hinreichend ſeyn , in dem Protokolle den Wunſch der

Kammer auszudruͤcken , daß dieſe Bemerkungen bey der

Verwaltung der Amortiſationskaſſe beruͤckſtchtigt werden
moͤchten .

Es wird drittens bedenklich gefunden , daß das

Finanzminiſterium eine groͤßere Summe Schulden , als

die in dem Budget der Amortiſationskaſſe beſtimmte
auf dieſe Kaſſe uͤberwieſen habe . — Dieſe Beſchwerde ,
wenn ſie begruͤndet waͤre, koͤnnte doch allemal nur die

Folge haben , daß das Uebermaaß noch jetzt auf die

Amortiſationskaſſe oͤbernommen werden muͤßte.
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Denn die Maßregel , die Staatskaſſe von allen Ruͤck⸗

ſtaͤnden frey zu machen , verdient an ſich gewiß den voll⸗

kommenſten Beyfall . Ein Privatmann handelt weislich ,

wenn er ein Capital aufnimmt , um ſeine kleinen Wirths

ſchaftsſchulden zu tilgen , die er fuͤr jetzt nicht durch ſeine

Einkuͤnfte tilgen kann . Jedoch kann ich mich uͤberall

nicht uͤberzeugen , daß dieſe Beſchwerde nach den im

Jahr 1820 gefaßten Beſchluͤſſen fuͤr gegruͤndet zu hal⸗

ten ſey . Die zweyte Kammer faßte im Jahr 1820 in

der ſechzehnten Sitzung den Beſchluß , alle damaligen

Paſſiva der Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe zu

uͤbernehmen , und die erſte Kammer trat dieſem Be —

ſchluſſe unbedingt bey . Nun ſind zwar dieſe Paſſiva

in dem Budget der Amortiſationskaſſe zu einer beſtimm⸗

ten Summe angeſchlagen worden . Allein Fann : man

wohl jenen Beſchluß durch den Inhalt dieſer Urkunde

beſchraͤnken , da jener Beſchluß weder ausdruͤcklich ,

noch durch irgend eine Beſchraͤnkung der Schulden —

uͤbernahme auf dieſe Urkunde hindeutet ? Weit eher

wuͤrde ich der Meinung ſeyn , daß man in dem - Proto -

koll einen Vorbehalt gegen ſolche Schulden niederzule⸗

gen habe , welche nicht als Schulden der Staatskaſſe

botrachtet werden koͤnnten ; ingleichen , daß man ſich

gegen das Anwachſen aͤhnlicher Reſte ausdruͤcklich ver⸗

wahren folte .

Eg ift in dem Berichte vřerteng von der Wiri

famfeit deg Juſtizminiſteriums bey der Amortiſations⸗

kaſſe die Rede . Da muß ich nun zuvoͤrderſt bemerken ,

daß ich die Aufſicht des Juſtizminiſteriums uͤber die

Amortiſationskaſſe im Allgemeinen theils fuͤr uͤberfluͤ f

ſig , theils ſelbſt fuͤr nachtheilig halte . Fuͤr uͤber —

fluͤſſig, weil mir die Aufſicht des ſtaͤndiſchen Ausſchluſſes
zu genuͤgen ſcheint , weil mit der Einfuͤhrung einer ſtaͤn⸗
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diſchen Verfaſſung meiner Meinung nach , der Grund

wegfiel , aus welchem das Fundamentalſtatut vom Jahr

1808 das Juſtizminiſterium dem Finanzminiſterium zum

Waͤchter geſetzt hatte . Fuͤr nachtheilig — weil man die

Verantwortlichkeit mindert , wenn man die Zahl der

Verantwortlichen vermehrt ; weil man von den Mit⸗

gliedern des Juſtizminiſteriums nicht mit Billigkeit die

ſtaatswirthſchaftlichen Kenntniſſe fordern kann , welche

zur gehoͤrigen Fuͤhrung jener Aufſicht erfordert werden ,

weil man uͤberhaupt die Foͤrmlichkeiten nicht ohne Noth

vermehren ſoll . — Hiervon abgeſehen ſcheinen mir in

dem vorliegenden - Fale , d. H. bey der Uebermeifung
der Ruͤckſtaͤnde der Staatskaſſe an die Amortiſations⸗

kaſſe , die geſetzlich vorgeſchriebenen Formen keineswegs

verletzt worden zu ſeyn . Zwar hat das Juſtizminiſte⸗
rium nach der hier einſchlagenden Stelle des Geſetzes
vom 5 . Okt . 1820 darauf zu wachen , daf die Amorti -

ſationskaſſe nach den beſtehenden Statuten , und den

auf conſtitutionellem Wege zu Stande gekommenen naͤ⸗

heren Beſtimmungen verwaltet werde . Allein es iſt in

dem vorliegenden Falle kein die Verfaſſung der Amorti —

ſationskaſſe betreffendes Statut , ja nicht einmal , wie

ich fruͤher gezeigt zu haben glaube , eine voruͤbergehende

geſetzliche Beſtimmung verletzt worden .

Die weitern Antraͤge des Commiſſtonsberichts duͤrf—
ten nach den von dem Herrn Regierungscommiſſaͤr ge⸗

gebenen Erlaͤuterungen als erledigt zu betrachten ſeym

Frhre v . Weſſenberg : In Beziehung auf eine

Aeußerung des Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ muß ich

bemerken , daß das Juſtizdepartement allerdings als

ſtaͤndiger Waͤchter des Inſtituts der Amortiſationskaſſe

anzuſehen ſey . Dieß liegt ſowohl in dem Sinne des

Fundamentalſtatuts dieſer Anſtalt , als beſonders in
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den Beſtimmungen des Geſetzes vom 5. Okt . 1820 . Dem

oberſten Juſtizdepartement liegt naͤmlich ob , genau dar⸗

auf zu wachen , daß die Amortiſationskaſſe wirklich nach

ihrer conſtitutionellen Beſtimmung , gemaͤß den beſtehen —⸗

den Statuten , aufrecht erhalten , alſo auch insbeſondere ,

daß ihre Ausgaben nicht uͤber die Graͤnzen , die ihr

Budget vorſchreibt , ausgedehnt werden . Sollte dem —

nach irgend eine weitere der Amortiſationskaſſe zugewie⸗
ſen werden , ſo duͤrfte die Uebernahme nicht anders , als

mit Bewilligung des oberſten Juſtizdepartements ge —

ſchehen . Dieſe Bewilligung iſt keineswegs dadurch

uͤberfluuͤſſig geworden , daß die Unterſuchung und Pruͤ—

fung der Jahregrechnungen durch . dag Gefez : von 1820

dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe uͤbertragen wurde . Denn

das Juſtizdepartement iſt eine ſtaͤndige Stelle , die ihre

Wirkſamkeit ſtets ausuͤben kann , wogegen der ſtaͤndiſche

Ausſchuß nur ſelten und auf kurze Zeit zuſammen

kommt .
Reg . Comm Staatsrath Boͤcckh : Die Befugniß

des Finanzminiſteriums , eine Schuld auf die Amorti —

ſationskaſſe zu uͤberweiſen , muß jederzeit auf einem

Geſetze beruhen ; und ſie beruhte , was die in Frage

ſtehenden Schulden betrifft , auf dem Geſetze vom Jahr

1820 . So wenig das Juſtizminiſterium durch ſeine

Zuſtimmung den Abgang eines ſolchen Geſetzes zu er —

gaͤnzen im Stande geweſen waͤre , eben fo: wenig be -

durfte es der Zuſtimmung dieſes Miniſteriums zu einer

Ueberweiſung , zu welcher das Geſetz die Ernachnauns
gegeben hatte .

Staatsrath Baumgärtner : Ich muf vor allen

Dingen auf die beſtehenden Geſetze verweiſen .

Nach der Schuldenpragmatik vom Jahr 1808 konn

ten ohne Zuſtimmung des Juſtizminiſteriums keine neuen

—
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538 Protokolle der Erſten Kammer.
Staatsſchulden gemacht , oder auf die ———
uͤbernommen werden . Es war ehemals eine Hauptpflicht
die ſes Miniſteriums , uͤber die Aufrechthaltung dieſes

Geſetzes zu wachen . Durch die Verfaſſungsurkunde
aber iſt das Juſtizminiſterium dieſer Pflicht ausdruͤck⸗

lich enthoben worden . Die zweyte Pflicht , welche ehe⸗

mals dem Juſtizminiſterium in Beziehung auf die Amor⸗

tiſationskaſſe oblag , war die , die Rechnungen dieſer

Kaſſe abzuhoͤren ; und das Juſtizminiſterium hat ſich

immer angelegen feyn laſſen , dieſer Pflicht genau nach⸗

zukommen . Allein durch die Verfaſſungsurkunde wurde

es auch von dieſer Pflicht entbunden , und die Abhoͤr
dieſer Rechnungen dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe uͤbertra —

gen . Erſt das Geſetz vom Jahr 1820 legte dem Juſtiz⸗

miniſterium wieder gewiſſe Verbindlichkeiten in Bezie⸗

hung auf die Amortiſationskaſſe auf . Die Bekanntma —⸗

chung dieſes Geſetzes fiel aber gerade in die Periode ,
in welcher die Juſtizſection des Staatsminiſteriums new

conftituirt wurde . ES mufte daher zuvoͤrderſt von die⸗

ſer Section ein Bericht wegen der Vollziehung des Ge⸗

ſetzes an das Staatsminiſterium erſtattet werden . Nach —
dem hierauf die erforderliche Inſtruction eingegangen

war , iſt das Geſetz genau von der Juſtizſection befolgt

worden . Die Amorkiſationskaſſe uͤbergibt dem Juſtiz⸗

min iſterium alle Vierteljahre eine Bilance .

Frhrev . Weſſenberg : Das Geſetz von 1820 iſt

durch das Regierungsblatt zur allgemeinen Kenntniß

gelangt . Seine volle Verbindlichkeit laͤßt ſich mitbin

von dieſer Bekanntmachung an nicht bezweifeln . Nach

dieſem Geſetz behaͤlt aber offenbar das Juſtizdeparte⸗
ment die Hauptverantwortlichkeit fuͤr die genaue Auf⸗

rechthaltung des Amortiſationskaſſen , Inſtituts inner -

halb ihrer geſetzlich beſtimmten Sphaͤre , und nach mei —
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ner Ueberzeugung kam es in Hinſicht der aͤltern Paſſiven ,

die erſt ſeit 1820 der Amortiſationskaſſe zugewie ſen wur⸗

den , dem Juſtizdepartement zu , zu unter ſuchen und zu

entſcheiden , ob die ſe Paſſtven wirklich zur Uebernahme

geeignet waren .

,

Reg . Comm . Staatsrath Boͤckhe Nach dem Geſetze

vom Jahr 1820 hat das Juſtizminiſterium darauf zu

wachen , daß die Amortiſationskaſſe den Statuten und

den auf conſtitutionellem Wege zu Stande gekommenen
naͤheren Beſtimmungen derſelben gemaͤß verwaltet werde ;

weiter hat es die Pflicht , ſich uͤber die Anlehen , welche

die Amortiſationskaſſe zu Erfuͤllung ihrer eigenen Ber -

bindlichkeiten zu machen berechtigt iſt , am Schluſſe

jeden Semeſters Rechnung vorlegen zu laſſen . Ich glaube

gezeigt zu haben , daß die Amortiſationskaſſe ſtatuten⸗

maͤßig verwaltet worden iſt ; auch wird jene Rechnung

oder Nachweiſung dem Juſtizminiſterium abgelegt wor⸗

den feyn .

Frhr . v. Weſſenberg : Das erſte und wichtigſte
Statut der Amortiſationskaſſe iſt wohl unſtreitig ſeine

Beſtimmung , und hiernaͤchſt fuͤr jedes Etatsjahr das

Budget . Sobald eine Ausgabe zur Sprache kommt ,

die nicht im Budget aufgefuͤhrt iſt , oder die Ausgabs⸗

poſten , die das Budget bewilligt , uͤberſteigt , ſo liegt

meineg Erachteng der Verwaltung der Amortiſations⸗

kaſſe ob , die Sache an das Juſtizdepartement zu brin⸗

gen , und deſſen Entſcheidung abzuwarten .
Frhr . v. Tuͤrkheim : Blos auf eine Bemerkung

im Commiffiongberiht muf ih zuruͤckkommen , welche

mir niht unerheblich und nicht ungegruͤndet ſcheint,

daß naͤmlich mehr Paſſiven auf die Amortiſationskaſſe

uͤbertragen worden ſind , als dieſelbe nach dem Finanz⸗

geſetz vom Jahr 1820 zu uͤbernehmen gehabt haͤtte.
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Es muß zwiſchen der Abſicht , welche einem Geſetz

zum Grunde liegt , und zwiſchen dem , was in Gemaͤß⸗

heit dieſer Abſicht wirklich ausgeſprochen worden iſt ,

wohl unterſchieden werden . Die Abſicht war im vor —

liegenden Fall allerdings , alle Paſſiven und Activen der

Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe zu uͤberweiſen ,
um zur Einfuͤhrung einer Ordnung im Stdatshaushalt
die Vergangenheit von der Gegenwart abzufchneiden .
Allein das aus dieſem Zweck hervorgegangene Geſetz

beſtimmte doch einen gewiſſen Betrag von aͤltern Paſ —⸗

ſiven , ſo weit ſolche naͤmlich damals erhoben waren ,

welche der Amortiſationskaſſe uͤberwieſen wurden , und

auf dieſen beſtimmten Betrag beſchraͤnkte es ſich daher

wenigſtens ſeiner Form nach .

Daß ſich in der Folge mehr Paſſiven vorfanden ,
als beyh Entwerfung des Budgets bekannt waren , liegt

ſo ſehr in der Natur der Verhaͤltniſſe bey dem Ueber —

gang des Staatshaushaltg aug einem verworrenen Zu -
fand in eine newe Ordnung , daß eg Hierġber féineg

Warteg der Rechtfertigung bedarf , und eben fo richtig

if e8 , dag nah dem Zmed des Gefeges auch jene

neuentdeckten Paſſiven ebenfalls der e

zugewieſen werden mußten .

Allein eine Form des Geſetzes ſcheint mir ba
Dadurch Åberfchritten worden zu feyn , daß uͤber den

darin ganz beſtimmt ausgedruͤckten Betrag auh jene
weiteren Schulden von dem Finanzminiſterium einſeitig
der Amortiſationskaſſe uͤberwieſen wurden . Dieſes fuͤr
das Land ſo wohlthaͤtige Inſtitut beruht auf dem Cre —

dit , welcher auch an vorgeſchriebene Formen gebunden

it , beſonders wo dieſelden ſeine Unabhaͤngigkeit von

dem Finanzminiſterium ausdruͤcken .
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Sehr richtig iſt es , daß poſitive Verbindlichkei⸗
ten des Staats nicht unerfuͤllt bleiben duͤrfen , wenn

ſie in ein Budget nicht aufgenommen worden ſind ,

was einen Dritten nicht beruͤhrt ; aber erſtlich glaube

ich daß es in dem Staatshaushalt , wo Bedarf und

Huͤlfsmittel nicht in jedem Augenblick gegen einander

aufgehen , vielleicht wohl moͤglich haͤtte gemacht wer⸗

den koͤnnen , ohne Verletzung des Anſpruchs der Glaͤu⸗

biger die Ueberweiſung der neu entdeckten Paſſiven

noch bis zur naͤchſten Verſammlung der Staͤnde , oder

wenigſtens des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes hinauszuſchieben ;

wenn aber ſolches nicht thunlich war , ſo glaube ich ,

daß zur Vermeidung eines Anſcheins von formeller

Verletzung des Amortiſationskaſſe - Inſtituts wenigſtens

das Juſtizdepartement nach dem beſtimmten Wortlaut

des Geſehes vom Jahr 1820 . 5 . beyzuziehen gewe —

ſen waͤre .

Jede Budgets - Poſition , muß in einer beſtimmten

Summe ausgedruͤckt ſeyn , und am meiſten iſt dieß bey jenen

noͤthig , welche ſich auf die Regulirung des Staats ſchul⸗
denwefens beziehen . Es tritt hier das naͤmliche Ver —

haͤltniß ein , wie bey einem verſchuldeten Privatmann ,

welcher mit einem andern uͤbereinkommt , daf er ihn ,

wie man fih augaudrůden pflegt , rangiren folts wenn

ein ſolches Uebereinkommen getroffen , und von dem Letz⸗

tern hiernach ein Rangirungs - Plan entworfen iſt , ſo

kann ohne Stoͤrung deſſelben von dem Erſtern keine nach⸗

traͤglich entdeckte Schuld einſeitig in dieſen Plan einge⸗
ſchoben werden , wenn gleich die Argumentation , daß der

Zweck des ganzen Arrangements in der Tilgung aller Schul⸗

den beſtehe , an ſich richtig waͤre, ſondern dieſe Einſchle —

bung muß durch denjenigen geſchehen , welcher das Ran⸗

giren uͤbernommen hat , theils well ſonſt Irrungen ent —

ſtehen koͤnnten , theils und hauptſaͤchlich aber , weil es

den Glaͤubigern Mißtrauen einfloͤßen wuͤrde .

Suin

AE- &



542 Protokolle der Erſten Kammer .

Nach dieſer Anſicht finde ich in dem zur Sprache
gekommenen Fall zwar keine weſentliche Verletzung des

Amortiſationskaſſe⸗ - Inſtituts , aber doch eine Hintanſetzung
der des oͤffentlichen Zutraueus wegen nicht unwichtigen

Formen , und fann daher dem von dem Herrin Regies

rungs - Commiſſaͤr bey der punctweiſen Beleuchtung deg

Commiſſions - Beecichts als refrein wiederholten Schluß ,
daß die Regierung zu dem — ſehr beſcheiden ausgedruͤck⸗
ten — Wunſch , die Amortiſationscaſſe aufrecht zu erhal⸗

ten , keine Veranlaſſung gegeben habe — nicht beyſtim⸗
men .

Sr . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :

Dieſe Anſicht iſt auch die meinige . Bey der Amortiſati —

onskaſſe darf nichts ſchwankend und unbeſtimmt ſeyn .

Frhra v. Baden : Der Ausſchuß gieng von folgen⸗

der Anſicht aus . In dem Budget der Amortiſationskaſſe
war die von dieſer Kaſſe zu uͤbernehmende Schuldenlaſt
in Zahlen beſtimmt .

Sollte dieſe geſetzlich beſtimmte Summe uͤberſchrit⸗
ten werden , ſo bedurfte es einer Legaliſation .

Dieſe Legaliſation war von dem Juſtizminiſterium

zu ertheilen , da der ſtaͤndiſche Ausſchuß nur einmal am

Ende des Rechnungsjahres , in welchem kein Landtag zu -

ſammen kommt , einberufen wird .

Frhr . v . Zyllnhardt : Ich muß als Mitglied
des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes dieſe Anſicht durchzaͤngig be⸗

ſtaͤtigen . Es iſt allerdings richtig , daß , wie der Herr
Staatsrath Baumgaͤrtner bereits bemerkt hat , die Schul⸗

den⸗Pragmatik durch die Verfaſſungs - Urkunde aufgeho —
ben worden iſt . Gleichwohl iſt die Juſtizſection oder

das jetzige oberſte Juſtiz - Departement nach dem deutli⸗

chen Wortlaut des in der Conſtitution 8. 22 . beſtaͤtigten
Statuts der Amortiſationskaſſe und des Geſetzes vom Jahr

1820 fortdauernd als der uͤber die Amortiſationskaſſe ge⸗

ſetzte Waͤchter zu betrachten . In dem Schreiben , durch
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welches der Ausſchuß einberufen wurde , war beftimmt

F | von Der vorgenommenen Ubhór ver Rechnung der Mmor ”

—
| tiſationskaſſe die Rede . Der Ausſchuß mußte daher glau⸗

iaai
ben, vaf diefe Abhoͤr nach der geſetzlichen Vorſchrift durch

g die vormalige Yuftize Section gefhehen fey .

q Staatsrath Baumgaͤrtner : Die Regierung hat⸗

bluf
te eine andere Anſicht , und ich glaube mit Redt .

— Regierungs ⸗Commiſſaͤr , Staatsrath Boͤckh :

e Das Suftiz - und das Flnanz⸗ Miniſterium hatte nach

fim
den beſtehenden Geſetzen zu verfahren , Nun iſt zwar

behauptet worden , daß zufolge deg Budgets vom Jahr

—
1820 die Schulden der Staatscaſſe nur bis zu dem Be -

tifatis trage Lon 4,600,000 fi.. auf dieAmortiſationskaſſe uͤber⸗

J
wieſen werden durften . Allein es ſpricht gegen dieſe Be⸗

—
hauptung der Wortlaut des Geſetzes vom Jahre 1820 .

staf
Aud. wirde man fich in unuͤberwindlicheSchwierigkeiten

enlaft
verwickelt haben, wenn man die Schulden der Staats⸗

kaſſe nur bis zum Betrage jener Summe an die Amorti⸗

—
ſationscaſſe haͤtte verweiſen wollen, Denn welche Glaͤu⸗

biger haͤtte man zur Ueberweiſung auswaͤhlen koͤnnen ?

—
oder haͤtte man zu einer Verlooſung ſeine Zuflucht nehmen

— ſollen? Zudem fonnte die Uebermeifung , fo wie die liz

g aue
quidirung der Schulden nur nach und nach geſchehen,

ubberhaupt iſt die Einhaltung des Budgets die ſchwerſte

tglied
Aufgabe und eine gorderung/ welche von feinem Finanz⸗

abe
miniſterium vollſtaͤndig erfuͤllt werden kann . Alle Staͤn⸗

Hert
deberſammlungen in der Welt ſind deshalb mit dem Fi⸗

nanzminiſterium im Streit , und werden es immer ſeyn .

—* | Shon oft haben wir in andern Staaten Die Mit-

adet glieder: Der Minifterien wechſeln feen , und die der Op⸗

— —
poſition , kaum auf der Bank der Minifter angelangt , Abre

tigten
Sproche aͤndern hoͤren , nicht weil fie ihre Geſinn ungen

Jabe geaͤndert hatten , ſondern weil ſie nun die Unwoͤglichkeit

ie ger
einſahen , dag, was ſie fruͤher von ander , verlangten ,

duro
ſelbſt zu erfuͤllen . So wenig ein Baum Liſter im Stande

Protokolle der 1. Kammer . 35
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iſt , ſeinen Bauuͤberſchlag genau einzuhalten , eben ſo
menig fann ein Miniſterium ſich verpflichten , oder per

pflichtet werden , dem Ueberſchlage tem eg nadh einet

Wahrſcheinlichkeltsrechnung gemacht hat , ſtrenz treu zu
blelben . Auch die geringſten Kleinigkeiten muͤßte man
bey Dietr Unterteilung im Worang beſtimmen koͤnnen ;
und waͤre dieſes moͤglich ſo wuͤrde die Regierung , welche die
Zwecke realiſtren und die Mirtel dazu waͤhlen ſoll , ei⸗
ner bloßen Executis⸗Behoͤrde herabfallen — 2
den Budgets im Allgemeiden gilt , gilf arh pon dem Bud⸗
get der Amortiſations Rafe , Nur dann , wenn das Fi—
nanzminiſterium ohne einen zuͤltigen Grund das Budget
uͤberſchritten , wenn es . B . unnoͤthige Ausgaben gemacht
bat , hateg die ihm obliegende Plichten verletzt . Nur
das kann alſo der Gtreitpunet zpiſche dem Finanzmini⸗
ſterium und den Staͤnden in Faͤllen dieſer Nrt ſeyn .

Shr . b. Tauͤrkheim : Ich habe nicht behauptet ,
daß alle ein zelnen Poſilivnen in dem Budget Geſctze ſeyen .
Vielmehr ſehe auch ich die einzelne AusgabsPoſitionen
nur als Belege der uͤbergebenen Berechnungen des Staats⸗
bedarfs an . Aber zweyerley Gattungen von Poſitionen
giebt es , wo man ſich genau an die genehmigte Summe
halten muß , — bey den verwilligten Abgaben , nd den
in beſtimmtem Betrag conſentirten Schulden . Meine Ab⸗
ſicht gieng uͤbrigens nur dahin , auf die Feſthaltung ge
wiſſer Formen aufmerkſam zu machen , welche den Credit
des Staates zu erhalten beſtimmt ſind . Auf die Behaup⸗
tung , Daf durch das Finanzgeſetz vom Jahr 1826 alle
Paſſiven der Staatskaſſe , und nicht blos der in der Bud⸗
getspoſtlivn angegebene Betrag von 4,660,000 f : auf die
Amortiſationskaſſe uͤberwieſen worden ſeyen , bemerke ich
nur , daß der Beſchluß der zweyten Kammer , welchem
die erſte beygetreten iſt , und das Budget der Amortiſ . Kaſſe ,
auf welches ſich dieſer Beſchluß bezog , als elerens und
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ben fo
relatum an betrachten : feyen , dieß zeigt der natuͤrli⸗

che Zuſammenhang unſerer Verhandlungen .
d

i diet Frhr . v. Weſſenberg ; Mit der Anſicht , daß die

tren zu Pofitionen des Budgets nicht fo febr alg Geſetz als wie

ie mai Rechnungs⸗ Beyſpiele anzuſehen ſeyen , weiß ich das

oͤnnen; Wefen des Budgets nicht zu vereinigen . Dag ganze

ſche die Bunget beſteht blos aus den einzelnen Poſttienen. Sind

zu ei⸗ ieſe nicht geſetzlich verbindlich , ſo ſehe ich nicht ab , wie

Son dag Budget alë Gefen beleren tnne .

n Bud Regierungs Comm . Staatsr . Boͤckh : Inſofern das

Jaó i - | Budger der Amortiſations kaſſe die Dotation dieſet Caſſe ,

Fudget und die aus dieſer zu leiſtenden Capital⸗ und Zinszah⸗
emacht lungen bhetraf , in ſo fern es alſo die Amortiſationskaſſe in

Itur |
der engern und eigentlichen Bedeutung zum Gegenſtande

mini - batte , it eg auf feine Wife veråndert morden , Die

Amortiſationskaſſe hat durch die ihr uͤberwieſenen Reve —

uptet ,
nuͤen mehr als die vorgeſchriebene Dotations ſumme erhal⸗

ſehen
|

ten , amd mufte am Ende beg Jahrs das Plus zuruͤck⸗

tionen | bien
; i i —

aats⸗
Die Capitals und 3i ( ungen wurden aufg pinti -

lih ao f g soy h nag ADnDa
4

tionen | Hre getetftet . Terner iE pag . VuDaet auch in ſo welt

imme reng eingehalten worden , gls es den Erloͤs aus Ber -

d den Uüuſſerungen zur Schuldennilgung beſtimmte
Sr . Durchlaucht der Herr Fürſt v. Loͤwenſtein :

7 f 3n fruͤherer Zelt waren Die Pofitionen der Amortiſatlons⸗
Gresit | Eie Doh bleibend und unveraͤnderlich . Die Adminiftraz

edaup- ⸗lonskoſten paben fich gleichwohl hoͤher belaufen , als ſie

alle im Budget angeſetzt waren .

Bud - | Regierungs - Commigår Staatsrath Boͤckh : Al⸗

engs aber wegen awen belonderer Und außeror⸗

keſhe dentlicher Faͤlle , deren ich bereits gedacht habe . Ueber —

haupt haͤngt der Betrag der Verwaltungskoſten gar ſehr
chem

Rafe , | VON ven jedesmaligen Umſtoaͤnden ab . Vielleicht belau⸗

Sund | fen fie fih in dem nádften Johre nur auf 10,000f ,
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Srhr . v. Gayling : Die Hauptſache bleibt immer ,

daß 155000 fl . mehr an Schulden auf dte Amortifati -

onskaſfe uͤberwieſen worden ſind , als auf ſie haͤtten uͤber —

wieſen werden ſollen . Daß bey der Uebernahme der auf

der Staatskaſſe haftenden Schulden auf die beſtimmte

Summe von 4,660,000 fi. gefehen worden feye , ergiebt

fih mop ! befimmt aug den Landragg - Verhandlungen ,

inêbefondere auh aug den úber die Aufnahme eineg Dar -

leihens ven 5 Millionen . Wenigſtens haͤtte es , um die

im Budget enthaltene Summe uͤberſchreiten zu duͤrfen,

einer Legaliſation durch das Juſtizminiſterium oder den

Ausſchuß bedurft .
Die Commiſſton hat hauptſaͤchlich die Feſthaltung des

Fundamental - Statuts und des Geſetzes vom Jahre 1820

vor Augen gehabt , nach welchen zu einer Belaſtung der

Amortifationgfaffe nah §. 5. * Statuts eine gewiße
Publicitaͤt erforderlich iſt .

Vorwuͤrfe uͤber die Danatama der Amortiſations⸗

Faje hat die Commiffion der Regierung nicht machen wot -

fen . Aud fann ih der Bemerfung des Herrn geh . Hof -
raths Zachariaͤ nicht beytreten , daß man annoch zu unter⸗

ſuchen habe , ob die uͤberwieſenen Schulden auch wirk —

lich Staatsſchulden ſeyen . Wegen dieſes Punetes koͤn⸗

nen wir dem Ausſchuſſe vertrauen , der gewiß auch dieſen

Gegenſtand genau unterſucht hat .
Die uͤbrigen in dem Commiſſionsberichte enthalte —

nen Erinnerungen werden bey der naͤchſten Abhoͤr der Rech⸗
nung durch den Ausſchuß beruͤckſichtigt werden koͤnnen ,

oder ſchon in der neuen Rechnung beruͤckſichtigt worden

fegn .

Regierungs - Commiſſaͤr Staatsrath Boͤckh : Die

Mitwirkung des Juſtizminiſterii war fuͤr den in Frage

ſtehenden Fall nirgends geſetzlich vorgeſchrieben .

Weunn ſie gleichwohl Statt gefunden haͤtte , ſo wuͤrde
ſie rechtlich unwirkſam geweſen ſeyn . Allerdings koͤnnen
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die Kammern fuͤr kuͤnftige Faͤlle andere Beſtimmungen zu

erzielen ſuchen . Haͤtte man ſich ſchon bey den Verhand⸗

lungen im Jahre 1820 in dieſem Sinne erklaͤrt , ſo wuͤrde

die Regierung veranlaßt geweſen ſeyn , ſchon damals auf

die mit einer beſchraͤnkten Uebernahme der auf der Staats -

kaſſe haftenden Schulden , verbundenen Schwierigkeiten
aufmerkſam zu machen .

Frhr . v. Tuüͤrkhe im : Ich muß noch auf die Worte

des zen Artikels des Geſetzes vom Jahr 1820 aufmerk⸗

ſam machen . Es heißt darin nicht biog , daf in Ju -

ftiz - Section auf die Verwaltung der Amortiſations⸗

kaſſe nach den eonſtitutionellen , ſondern nach den

auf conftitutionel lem Wege zu Gtande ges

kommenen naͤhern Beſtimmungen zu wachen habe .

Dieſe Worte ſcheinen allerdings auf die Einhaltung des

Budgets bezogen werden zu muͤſſen.

Staatsrath Baumgaͤrtner : Wie haͤtte aber die

Yuftiz - Section zur Kennmif Der Ueberſchreitung des

Budgets anders gelangen koͤnnen , als durch Abhoͤr der

Rechnungen ? Dieſe aber ſteht ihr nach der Verfaſſungs⸗

Urkunde nicht weiter zu .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Es iſt hier von dem Ver⸗

haͤltniſſe der Regierung zu den Staͤnden die Rede , nicht

aber yon dem , mas in dem Berfehr einer Regierungs -

behórde mit der andern auf diefer oder jener Geite etwa

unterlafen worden fey . Zm vorliegenden Fall wird

behauptet , daß das Grosh . Finanzminiſterium wegen

ueberſchreitung des Budgets ſich mit dem Juſtizde⸗

partement haͤtte benehmen ſollen .

Nach einer weitern Beſprechung , bey welcher der

Frhr . v. Falfen fein die Gruͤnde für die im Com -

miffiongberihr enthaltenen Hauptantraͤge kuͤrzlich wieder⸗

polte , der Herr Regierungs Commiſſaͤr aber noch nach⸗

raͤglich anfuͤhrte ,daß die Erinnerungen des ſtaͤndiſchen

Ausſchuſſes wegen der Einrichtung der Rechnungen der

a aeam aa a —
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Amortiſationskaſſe bereits groͤßtentheils beruͤckſichtiget
worden ſeyen , indem man z. B . der Cafen - Direftion
unterſagt habe , Contoeurrents mit Banquiers zu fuͤh—
ren , ferner , daß er bereit ſey , wegen der Beſchaffen⸗
heit der uͤberwieſenen Schulden alle etwa erforderli⸗
chen Rechnungen und Belege mitzutheilen , alle nur
immer gewuͤnſcht werdenden Aufklaͤrungen zu geben ;
bemerkte der Vicepraͤſtdent , daß allerdings der
vorliegende Gegenſtand der Berathung , was die Art
ihn zu erledigen betreffe , das Eigenthuͤmliche habe ,
daß der ſtaͤndiſche Ausſchuß von beiden Kammern er -
nannt worden fepe , und feinen Bericht an. beide Kam -
mern . erfattet habe , daf vieleicht die Beſchluͤſſe der
einen und der andern Kammer ſich kreuzen koͤnnten ,
und daß die fruͤhern Verhandlungen noch keinen Vorgang
fuͤr dievorliegenden enthielten und enthalten koͤnnten . Es
frage ſich daher vor allen Dingen : ob in der Sache eine
Mittheilung an die zweyte Kammer zu erlaſſen ſey ,
oder ob es hinreichen duͤrfte , die etwa auszuſprechen⸗
den Wuͤnſche und Erklaͤrungen im Protokolle niederzu⸗
legen .

Nachdem ſich der Landoberjaͤgermeiſter v. Rett -
ner und der Frhr . v. Zylluhardt fuͤr die zweyte
Meinung erklaͤrt hatten , letzterer mit dem Zuſatze , daß
der ſtaͤndiſche Ausſchuß ſeine Criunerungen dem Staats -

, minifterio bereits mitgetheilt habe , und alſo abzuwar —
ten ſey , ob dieſe bis zur naͤchſten Rechnungsablage
beruͤckſichtigt werden wuͤrden ,

beſchloß
die Kammer ,

einſtweilen in der Sache keine Mittheilung an
die zweyte Kammer zu erlaſſen.

Auf die hierauf von dem Vicepraͤſidenten
gehaltene Umfrage erflárte fich die Rammer zuvoͤr⸗
derſt

m

ni

di
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get mit dem erſten in dem Commiſſions - Berichte
oN enthaltenen Yntrage einftimmig får ein yer-b -

tanden .
I7 Bey dem zweyten Antrage der Commiſſion be -

rli- merfte der Frhr . v. Weffenberg , dag finer Meiz

j nung nach diefer Antrag noch naͤher dahin zu beſtim —
Ri

men ſeyn wuͤrde :

z t „ Nach der Ueberzewgung der . Kammer habe

b
die Verwaltung der Amortiſations kaſſe keine

nA Ausgabe , die nicht beſtimmt in dem Budget
bewilligt und angewieſen iſt , zu uͤbernehmen,

* ohne vorher som oberſten Inſtizdepartement
dazu die Bewilligung erhalten zu baben . “

Nachdem hierauf von dem Hofrath v. Rotteck

und von andern bemerkt worden war , daß der vor —
Eg

liegende Commiffongantrag in, der genauften Berbin -

* dung mit dem demnaͤchſt zu berathenden Budget der

* Amortiſationskaſſe ſtehe ,

bef odlog
M

die Kammer ,

S
die Abſtimmung uͤber dieſen Antrag einſtweilen ,

* und big zur Berathung uͤber das Budget der

$
Amortiſationskaſſe auszuſetzen .

*
Den dritten und vierten Antrag endlich betreffend

beſchloß
die Kammer ,

ge
wegen der von dem Herrn Regierung - Com -

miſſaͤr in dem zu Anfang der Berathung ge —
haltenen Vortrage gegebenen Erlaͤuterung auf
ſich beruhen zu laſſen .

Von dem Vicepraͤſidenten aufgefordert er —

ſtattete nunmehr der Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner

E
Bericht Namens der zur Begutachtung der Motion deg

Hofraths v. Rotteck wegen Abſchaffung der Skaats —

frohnen ernannten Commiſſion .
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Protofolle der Erten Kammer .

Beylag e Ziffer 66 .

( fehe Beplage - )
Die Kammer

beſcchloß
die Berathung daruͤber in einer der naͤchſten
Sitzungen vorzunehmen .

Beym Schluſſe der Sitzung legte der Vicepraͤ —
ſident der Kammer eine von dem Juſtizamtmann

Pfiſt er eingereichte Schrift

„ Antrag auf Verbeſſerung des Hypothekenwe —

ſens mittelſt Errichtung einer Landeshypothe —
kenkaſſe und Einfuͤhrung einer Hypothekenſteuer “

vor. ⸗

Frhr . v. Zyllnhardt .

Zahari ,

Beylag e Ziffer 62
Commiſſionsbericht

iber die vorgelegten ergångenden Artikel

zu dem Geſetzentwurfe uͤber das Verfahren
in Faͤllen der Anklage gegen Miniſter und

Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde ,

wegenVerletzung der Verfaſſung oder ver —

faſſungsmaͤßiger Rechte .
Erſtattet von dem Staatsrathe

Frhrn . v. Zyllnhardt .

Der von der Kammer genehmigte Antrag der Com⸗

miſſion , daß dem einer Verletzung der Verfaſſung
oder verfaſſungsmaͤßiger Rechte fuͤr ſchuldig erklaͤrten

,

obe

weg
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oberſten Staatsbeamten das Rechtsmittel der Reſtitution

wegen neu aufgefundener Beweismittel ( nicht Thatſachen )
zugeſtanden werden moͤge , veranlaßte die Regierung , eis

nige hierauf ſich beziehende Zuſatzartikel entwerfen und

hſten vorlegen zu lafen . Ihre Pruͤfung iſt der Gegenſtand des

gegenwaͤrtigen Vortrags .

prå - Bei der innern Unwahrſcheinlichkeit , daß dieſe Bez

nann | Rimmungen prafiifhe Bedeutſamkeit erhalten , werden ,

und bey der Bedenklichkeit , welche dem Eingehen in das

nwe - Einzelne moͤglicher Faͤlle immer entgegen ſteht , ſchien

othe- es hinreichend , in wenigen einfachen Saͤtzen , das We —

uer” ſentiiche und Eigenthuͤmliche dieſer Beſtimmungen zu be⸗

zeichnen , uͤbrigens im Allgemeinen auf die meiſtens auch

hier anwendbaren Verfuͤgungen des ſchon vorgelegten Pro⸗

cedurgeſetzes hinzuweiſen , und alles Weitere im einzel⸗

nen Falle dem Ermeſſen des Gerichtshofes , welchem nach

§. 61 . des Entwurfs des Procedurgeſetzes ſo Vieles uͤber⸗

laſſen bleibt , und bleiben muß , zu uͤberlaſſen . Die Com⸗

miffon findet indeffen keinen Anſtand dabey , in ihrem

Vortrage den einzelnen Artikeln , ſo wie ſie hier vorge⸗

ſchlagen ſind , zu folgen .
Nusk

ifel beſchraͤnkt den in der Obergerichtsordnung §. 152 :

iren dem Reſtitutionsklaͤger geſtatteten zweymonatlichen Ter⸗

und min auf 30 Tage . Da in den Faͤllen , wovon hier die

De , Rede ift , die Beſtimmungen des Civilproeeſſes keine An⸗

ber : wendung finden , ind da eg hier hófi wuͤnſchenswerth iſt ,

daß die letzte Entſcheidung ſo ſchleunig herbeygefuͤhrt wer⸗

de alg eg ohne Rechtsverletzung geſchehen kann , ſo erſcheint

dieſer Vorſchlag als rechtlich zulaͤßig , und als zweckmaͤßig.
Dagegen glaubt die Commiſſion — in Folge ihres

fruͤhern Antrags , daß die Anklageacte im Originale

Som -
dem Praͤſidenten des Staatsgerichtshofs zugeſtellt wer⸗

fung
de — dafuͤr ſtimmen zu muͤſſen , daß ebendemſelben

rien auch das Wiederherſtellungsgeſuch mit ſeinen Beplagen

von dem Imploranten uͤbergeben werde . Gegen

drotokolle der 1. Kammer . 36
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Soa
!

fheint feine Cinwendung Statt au finden ; dod mòde
te eine nåhere Bezeichnung deſſen rathſam ſeyn , was
ber Neftitutiongeid , und alfo auch das Erbieten dazu
enthalten ſoll . Eine ſolche naͤhere Beſtimmung findet ſich
H. 154 . der Obergerichtsordnung ; indeſſen konnte die

Commiffion diefe nicht får gang pafend erfennen , aber
eben darum fehien ihr eine andere bier noͤthig — unbe⸗
ſchadet uͤbrigens der Befugniß des Gerichtshofes , inje
Bem einzelnen Fale die eigentliche Eides - Formel gu

entwerfen . Sie glaubt naͤmlich, daß es zum Mißbrauch
des geſtatteten Rechtsmittels fuͤhren koͤnnte , wonn der

Reſtitutionseid , wie es in der Obergerichtsordnung ge⸗
ſchah , auf die Meinung des Imploranten von der Rug —
lichkeit der neuen Beweismittel ausgedehnt wuͤrde ; viel⸗
mehr ſchlaͤgt ſie vor , dieſen Eid darauf zu beſchraͤnken,
daß der Implorant die neuen Beweismittel 30 Tage vor
der Einreichung des Wiederherſtellungsgeſuchs weder
batte , noh baben fonnte ,

8. 3 .
ſetzt voraus , daß die Reſtitution nicht allein vor derfelben
Behoͤrde , welche das Urtheil ausſprach , ſondern auch
vor denſelben Perſonen , aus welchen dieſe Behoͤrde
damals beſtand , angebracht werde . So wenig gegen das
erſte zu erinnern iſt , und ſo wuͤnſchenswerth es waͤre , daß
auch das Letzte immer geſchehen koͤnnte , ſo ſcheint doch
die Schwierigkeit nicht beſeitigt werden zu koͤnnen , welche
in der nur achtjaͤhrigen Dauer der jedesmaligen Zuſam⸗
menſetzung des Staatsgerichtshofes liegt ; und doch iſt
es eine , auch in unſerer Obergerichtsordnung anerkannte
Forderung der Gerechtigkeit , daß aus demſelben Grunde ,
welcher fuͤr das Zulaſſen der Reſtitution uͤberhaupt ent⸗
ſchied , auch von den neuen Beweismitteln noch Gebrauch
gemacht werden Enne , deren Mufindung erft nach Ab -

ſauf jener acht Jahre moͤglich wurde . Daher glaubte
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‘ Me Commiſſton , dad es , ſtatt vor denſelben Richtern

h u. fw . ” nur beifen Éónne : „ ebenfalls vor dem Staatsge⸗
pa richtshofe. “
zzu Wegen der Ergaͤnzung dieſes Gerichtshofs , und der

ih Anwendung des Fen 37 . Des Procedurgefezes Bezieýt fe

die fich auf ihren Vortrag uͤber das Procedurgeſetz . — Die

jer Beeidigung der neueintretenden Richter durch den Praͤſt⸗

be⸗ denten ſcheint ſachgemaͤß. Eben ſo
je⸗ Cerei

zu doh mit der Abaͤnderung , daß die zur Zuſammen⸗

ich berufung des Staatsgerichtshofs beſtimmte Friſt , nach
er dem , mag weiter oben , und fehon in dem fruͤhern Vortrag

zee gefaat murde , von der Cinreihung bey dem Pråfi
fe benten abhángen mug .
el⸗ &. f :
n , iſt wohl keiner gegruͤndeten Einwendung ausgeſetzt , da

or der Auftrag der Mnflagecommiffarien ohne Zweifel mit

er ihrer Eigenſchaft als Staͤndemitalieder aufhoͤrt . Ehen

dief gilt jedoch auch von Den Stellvertretern , ſo daß ,

wenn auch diefe aug den Kammern angetreten find , ene

en neue Wahl noͤthig wird ,

ch Die

ye 6 . - 9 .
$ Rimmen mit der Anficht der Commifión uͤberein , nur

f dürfte im legten Gen ffatt A bfaffung — da man diefes

ch Ausdruck haͤufig nurvon der Redac tion zu gebrauchen

je pflegt —, Faͤllung des Urtheils “ zu feren fegn . — End -

j > lih muf wohl des Koſtenpunkts ausdruͤcklich er waͤhnt

f werden , nd es feheint in der Matur der Sae gegrån -
e det , Dag , wenn dag Mekitution gefucdh verworfen wird ,

t ; dem Imploranten alle hierdurch veranlaßte Koſten , ohne

⸗ die F. 57 . des Procedurgeſetzes gemachte Unterſcheidung ,

b | aer Laft fallen .
4

| Mit dieſen Bemerkungen traͤgt die Commiſſton aitf
ç die Annahme der Zuſatzartikel an , Uebrigens iſt ſie aurh

aunorat pijana VEE E T . Vaa AN a R , <
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hamit einverſtanden , daß dieſe , nach dem Vorſchlage des

Herrn Regierungscommiſſaͤrs , zwiſchen die bisherigen SÉ,
0 . und Gi . des Procedurgeſetzes eingeruͤckt werden .

Karlsruhe den rr , Juni 1822 .
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Beylage Ziffer 63 .

Geſetzentwurf

aͤber die Beſtimmung der Heimath fo tth er

Perſonen , welchen es an einer notoriſchen

Heimweiſung fehlt .

§. 1. Jede Perſon in dem Großherzogthum , wel —⸗

che darin keine offenkundig anerkannte Heimath , oder
tein pon der competenten Obrigkeit verwilligtes Aufent —⸗

haltsrecht hat , kann in polizeyliche Unter ſuchung uͤber

Heimath und Ernaͤhrungsweiſe gezogen werden .

Jede Perſon , welche zwar im Großherzogthum eine

buͤrgerliche Heimath , oder ein temporaͤres Aufenthalts⸗

recht befit , auf welche aber der Verdacht faͤllt , daß ſie

ſich durch unerlaubte Mittel ernaͤhre , fannin polizeyli -

chem Wege zur Nachweifung dber einen erlaubten ; ges

woͤhnlichen Nahrungsſtand aufgefordert und angehalten

werden .

Ş. 2. diefe Unterſuchung das Reſultat ,

daß der befragten Perſon in dem Großherzogthum kein

Staatsbuͤrgerrecht zuſtehe , und es findet die Verweiſung

derſelben außer Landes uͤberhaupt , oder nach den mit

dem Auslande beſtehenden Vertraͤgen Statt ; ſo ſoll die⸗

felbe alsdann in Vollzug geſetzt werden , wenn Gruͤnde

dafuͤr vorhanden ſind , befragte Perſon nicht mehr im

Lande zu dulden ?

. 3. Ergiebt aber die Unterſuchung das Reſultat ,

Protokolle der x1. Kammer 36 a
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daf der befragten Perfon ein auswaͤrtiges Heimweſen

niht nachzumweifen ift , oder tehen ihrer Berbringung in

dag Ausland folche Hindernmife entgegen , dag diefelbe

niht zum Vollzug fommen fann , fo muf der befragten

Perfon ein YufenthaltSort im Lande angewiefen werden .

§. 4 . Diefer Mufenthaltgort wird entweder feiner

Beit in dem Arbeitöhaufe , oder in derjenigen Gemeinde

angewieſen , welche die naͤhere Verbindlichkeit hat , bes

fragte Perfon aufzunehmen .

Die Fålle , in melchen Die Verbringung ing Arbeits-
Haus begrůndet ift , werden in einem befondern Gefeg be -

fimmt werden :

5. 5. Zunaͤchſt findet die Cinmeifung in jene Ges

meinde Statt , in welcher die befragte Perfon ein Ort -

ſaſſenrecht genoſſen , oder auf ſolches Anſpruch hat , fo

lange nicht durch die im Lande vollzogene Heurath eine

naͤhere Verbindlichkeit jener Gemeinde begruͤndet wor -

den waͤre , die Perſon anzunehmen , in welcher , ohne

Vorbehalt anderwaͤrtiger Ortsſaͤſſigkeit , die Ehe vollzo —

gen worden iſt .

§. 6. In derjenigen Gemeinde , in welcher ſeit

Verkuͤndung der Eheordnung vom 15 . Juny 1807 . eine

rechtsguͤltige Ehe geſchloſſen worden iſt , ohne daß vor

der Trauung fuͤr die ortsbuͤrgerliche oder ſchutzbuͤrgerli —

che Annahme beider Eheleute geſorgt worden waͤre, muß
das neue Ehepaar und defen Kinder aufgenommen werz

den . Ehen , welche vor der VBerfindung der Eheordnung

guͤltig geſchloſſen worden ſind , begruͤnden nur dann ein

Heimathsrecht in der Gemeinde des Trauumgsortes ,
wenn die neuen Eheleute waͤhrend den naͤchſten fuͤnf Jah⸗

ren ihren gewoͤhnlichen Wohnſitz in der naͤmlichen Ge⸗

meinde gehabt haben .
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Die durch Trauung erlangte Heimath geht nur durch
Erlangung eines ordentlichen Ortsbuͤrgerrechts oder

Schutzbuͤrgerrechts verlohren .

Unguͤltige Ehen geben keine Anſpruͤche auf fernere

Duldung .

§. 7. Wem fein anderes , in den vorhergehenden
Saͤtzen begruͤndetes Aufenthaltsrecht nachgewieſen wer -

den kann , der iſt in diejenige Gemeinde zu verweiſen ,
in welcher er ſich binnen den naͤchſtverfloſſenen zehn Xah -

ren , vom Tag der begonnenen Unterſuchung an gerechnet ,
am laͤngſten , jedoch wenigſtens ſechs Monate lang auf —

gehalten hat .

Wenn mehrfaͤltiger Aufenthalt mit Unterbrechungen
Statt fand , ſo koͤnnen die verſchiedenen Zeiten des Huf -

enthalts zuſammengezaͤhlt werden .

Bey gleicher Dauer entſcheidet der juͤngſte Aufent —
þalt .

§. 8. Kann auch ein ſolcher ſechsmonatlicher Auf⸗
enthalt nicht dargethan werden , ſo findet die Verwei —

ſung in den Geburtsort , und falls auch dieſer nicht zu

erheben waͤre , ohne Ruͤckſicht auf Dauer des Aufenthal - —
tes in den juͤngſten Aufenthaltsort Statt , wenn nicht
Grund vorhanden iſt , die befragte Perſon als Vaganten

zu behandeln .

§. 9. Kinder Eónnen fúr fich felbf ein eigenes Hei -

mathgrecht erwerben .

Go lange diefelben noh niht t4 Sabre att find ,

folgen fie in der Regel dem Heimathgrechte ihrer Eltern ,
Oder degjenigen Ehegatten , welcher den andern Ehegat :
ten ùåberlebt , wenn die Ehe durch den Tod getrennt wird .

Nach vollendetem vierzehnten Jahre fnd diejenigen ,

aon peg O n E Va ETET
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deren Eltern feine Heimweifung gufteht , alg ſelbſtſtaͤndig
zu betrachten , wenn es darauf ankommt , ihnen eine

Heimweiſung anzuweiſen .

Auf angebohrenes Ortsſaßenrecht koͤnnen die Kin -

der ſtets zuruͤck greifen , ſo lange ihnen kein anderes

Heimathsrecht zuſteht .

Uneheliche Kinder folgen der Mutter .

§ . 10 . Jede Beſtimmung des Aufenthaltes in ei —

ner Gemeinde verſteht ſich unter der Bedingung , daß
nicht nachgewieſen werden kann , eine andere Gemeinde

habe eine , nach gegenwaͤrtigem Geſetz naͤher begruͤndete

Verbindlichkeit zur Aufnahme dieſer Perſon , oder der

befragten Familie .

Gedachte Perſon oder Familie ſoll aber mit der

Ueberfiedelung in eine andere Gemeinde verfchont wers

den , wenn fie fich wåhrend der legten drey Fahre von

der Einweiſung an unklagbar aufgefuͤhrt hat , und einen

ausreichenden , erlaubten Nahrungszweig treibt .

§5. 11 . Der Eingewieſene und ſeine Familie erlangt
in der Gemeinde , in welche er verwieſen wird , das Schut —

buͤrgerrecht mit allen davon — Pflichten und

Anſpruͤchen .

Nur wenn die Einweiſung nach §. 8. lediglich auf
den Grund der Geburt oder des juͤngſten Aufenthalts
wegen geſchehen iſi , ſoll aus Staatsmitteln fuͤr die be —

fragte Perſon bis zum vierzehnten Lebensjahre geſorgt

woerden .

§. 12 % Mlepiernah zur Unterfuhung fommenden

Faͤlle ſind polizeylich zu erledigen . Die Bezirksaͤmter
ſind die unterſuchenden , und die Mittelpolizeyſtellen ſind
die entſcheidenden Behoͤrden .
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Wenn die Einweiſung in eine Gemeinde geſchehen

ſollte , welche in einem andern Kreiſe liegt , als in dem —

jenigen , in welchem die Unterſuchung anhaͤngig iſt , ſo

ſollen die beiden Kreisdirectorien uͤber die Beſtimmung

des Heimathsortes befragter Perſon ſich mit einander

ins Einvernehmen ſetzen . Im Fall der Meinungsver —

ſchiedenheit iſt die Sache an das Miniſterium des In —⸗

nern zur Entſcheidung zu bringen .
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Beylage Ziffer 64 .

Geſetzentwurf

úver die Handhabung der oͤffentlichen Si —

cherdeit durch Setzung der Verdaͤchtigen
unter ſpecielle Polizeyagufſicht , und Ein —

ſchließung der Gefaͤhrlichen in
Arbeitshaͤuſer .

§. J . Die Staatspolizey iſt verpflichtet und be —

rechtigt , gegen ſolche Perſonen , welche durch ihr Betra⸗ —

gen gegruͤndeten Verdacht erwecken , daß ſie dem oͤffent⸗
lichen Wohl gefaͤhrlich ſeyn , auf die im gegenwaͤrtigen
Geſetz ausgeſprochene Weiſe einzuſchreiten . Zu den

Perſonen , gegen welche dieſes Einſchreiten Statt findet ,
ſind vorzuͤglich zu zaͤhlen:

HSolche Menſchen , welche keine ordentliche buͤrger⸗
liche Niederlaſſung , und keinen erlaubten Nahrungs⸗
zweig haben , fich daher dem herumziehenden Lebengwans
del dergeftalt gewidmet haben , daf fie entweder deshalb
fon in Unterſuchung geſtanden haben , oder denen man
von Polizey wegen einen Aufenthaltsort anzuweiſen in
dem Fall geweſen iſt .

2 ) Menfchen , denen zwar ein unbezweifeltes Orts faz
ßenrecht zuſteht, die aber , nachdem gegen ſie die Mundtodt⸗
erklaͤrung im erſten Grad erkannt worden iſt , dennoch
einen ſolchen Hang zur geſetzwidrigen Lebensweiſe an
den Tag legen , daß dadurch ein großes oͤffentliches Aer —⸗

gerniß gegeben , oder daß dadurch die allgemeine und

Privbatſicherheit in einem ſehr hohen Grade gefaͤhrdet
wird .

o

446



©i :

gen

iine

bees

otras

fent⸗

igen

den

idet ,

ger -

ags⸗

vans

halb

man

n in

odt⸗

10h

an

{ erz

und

rdet

Zwey und zwanzigſte Sitzung vom 15 . Juny . 554 8

§. 2. Das €Einfchreiten der Polizey Hat 2 Grade

1) Berfegen unter fpecielle polizeyliche Aufſicht .

Einſchließen in ein Arbeitshaus .

§. 3. Das Verſetzen unter polizeyliche Aufſicht be —

ſteht im Allgemeinen darin , daß derjenige , welcher nicht

bereits im erſten Grad mundtodt erklaͤrt iſt , durch die

Verfuͤgung , welche ihn unter ſpecielle Polizeyaufſicht
ſetzt , einem im erſten Grad fuͤr mundtodt Erklaͤrten gleich

geſtellt wird , und daß fernerhin alle Handlungen deſſel —

ben beſtaͤndiger Controlle unterworfen ſind , und daß er

verpflichtet wird , ſich nach beſondern ibm vorzuſchrei⸗

benden Geboten zu richten .

Insbeſondere ſind die Beſchraͤnkungen und Vor⸗

ſchriften , denen ſich ein ſolcher zu unterziehen hat , in

der Regel folgende :

1) Er darf fih aug Der Ortsgemarkung ohne ſpecielle

Erlaubniß der Ortsvorgeſetzten nicht entfernen . Er iſt

an die Bedingungen dieſer Erlaubniß gebunden .

2 ) € r ift fhuMDig , zu jeder Zeit von feinem Aufent⸗

halt , von ſeinen Beſchaͤftigungen , von feiner Lebeng -

weife , und von feinen Vermoͤgensverhaͤltniſſen den Orts⸗

vorgeſetzten und den Polizeybeamten Rechenſchaft zu

geben.
3 ) Die betreffenden Ortsvorgeſetzten , die Localpo⸗

lizey⸗Angeſtellten , und die Bezirkspolizey - Beamten ſind

befugt , zu jeder Zeit Einſicht von der Wohnung eines

unter Polizeyaufſicht geſtellten Menſchen zu nehmen , um

ſich von ſeinem und der Seinigen Treiben und Thun zu

unterrichten .

A) Die bey ihm wohnenden Mitglieder feiner Fa -

milie , oder die foni zur Haushaltung gehörigen Perſo⸗

nen , uͤber welche die Verſetzung unter beſondere Poli⸗

zeyaufſicht nicht erfolgt waͤre , koͤnnen ſich denjenigen

—— — Ep SEa “«— TEENA
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Stoͤrungen und Beſchraͤnkungen ihrer buͤrgerlichen und

perfoͤnlichen Freyheit nicht entziehen , welche die Aus⸗

uͤbung der Polizeyaufſicht uͤber die befragte Perſon noͤ⸗

thig : macht .

5) Der Borgefegte der betreffenden Gemeinde ift bez

fugt , die Kraͤfte der unter Aufſicht geſtellten Perſonen

nach vernuͤnftigem Ermeſſen zum Dienſt des Gemeinde —

weſens oder eines oͤffentlichen Inſtituts gegen ortsge —

braͤuchliche Verguͤtung in Anſpruch zu nehmen , ſobald
die befragte Perſon nicht hinlaͤnglich darlegt , daß ſie

auf eigene Induſtrie in der Gemeinde einen genuͤglichen ,
erlaubten Erwerb finde .

Denſelben Anſpruch auf die perſoͤnlichen Kraͤfte un⸗

ter gleichem Vorbehalt haben auch die einzelnen Orts —

einwohner , wenn die Gemeinde der Arbeit des unter

Polizeyaufſicht Stehenden nicht noͤthig hat .

6) Jeder Ortseinwohner und auch jeder Fremde iſt
befugt , und die ſaͤmtlichen Polizeybeamten ſind verpflich —
tet , auf das Benehmen einer ſolchen Perſon ein beſon⸗
deres Augenmerk zu haben . Sie koͤnnen bey Verdacht
eines unerlaubten Beginnens verlangen , daß ſich die Per —

ſon ſogleich mit ihnen zur naͤchſten obrigkeitlichen Perſon

verfuͤge , und der unter Polizeyaufſicht Stehende iſt ſchul —

dig , ohne weiters dieſer Aufforderung Genuͤge zu leiſten .

) Die Bezirkspolizeybehoͤrde , in deren Amtsbezirk
ſich ein ſolcher unter Polizeyaufſicht Geſtellter befindet ,
hat die noͤthigen Maaßregeln zu ergreifen , durch welche
die erforderliche Verkuͤndigung und die Aufrechthaltung
dieſer Beſchraͤnkungen geſichert wird . Sie kann nach
eigenem Ermeſſen beſondere Maaßregeln vorſchreiben ,

und deren Beobachtung den betreffenden Perſonen *Pflicht machen .

8) Jedes Ueberſchreiten der buͤrgerlichen Ordnung
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von Seiten eines ſolchen unter Polizeyaufſicht ſtehenden

Menſchen iſt ſchaͤrferer Strafe , und jede Verletzung der

einem ſolchen vorgeſchriebenen beſondern Verhaltungs⸗

regeln iſt angemeſſener Ahndung unterworfen ,

9) Oen Ortsvorſtehern und Bezirksbeamten iſt uͤber

ſolche Perſonen ein ausgedehnteres Strafrecht eingeraͤumt

als ihnen nach ihrer Amtsgewalt ſonſt zuſteht . Buͤrger —

liche Strafen und Polizeyſtrafen duͤrfen dieſelben im

doppelten Maaße gegen die unter Polizeyaufſicht geſtell⸗

ten Perſonen verhaͤngen .

§. 4. Wenn die unter Polizeyaufſicht ſtehende Per »

ſon wegen Vergehen ſich mehrere Strafen zugezogen þat

und einen beharrlihen Grad von Unverbeſſerlichkeit , oder

in ihrem Benehmen Neigung gezeigt hat , der oͤffentlichen

Sicherheit und der buͤrgerlichen Ordnung gefaͤhrlich zu

werden , ſo wie in dem Fall , da ein heimathloſer Menſch

in einen gewiſſen Bezirk eingegraͤnzt , denſelben in der

Abſicht , ſich außerhalb herumzutreiben , uͤberſchritten

haͤtte, ſo wie endlich in dem Fall , da ein unter Polizey⸗

aufſicht ſtehender Menſch irgend eines peinlichen Verbre —

chens wegen beſtraft worden waͤre ; ſind die Acten uͤber

die Erhebung aller influirenden Thatſachen und Umſtaͤnde

von dem betreffenden Bezirksamt zu ſammeln , und der

betreffenden Polizeybehoͤrde vorzulegen , damit diefe er -

waͤge, welche Maafregeln ferner gegen befragten Men -

ſchen zu ergreifen feyen .

§. 5. Derjenige , wether fich , nachdem er unter

die Polizeyaufſicht geſtellt war, beharrlich unverbeſſerlich ,

oder wegen begangenen Verbrechen , oder wegen Fort⸗

ſetzung der wandernden Lebensart der oͤffentlichen Si⸗ —

cherheit gefaͤhrlich gezeigt hat , kann in ein Arbeitshaus

eingeſchloſſen werden .
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§. 6 . Wenn Vaganten dieſes Verbrechens wegen

ſchon einmal beſtraft , und in der Folge wieder verhaftet

worden ſind , oder ſonſt Inzichten von ihrer gefaͤhrlichen

Richtung vorliegen , ſo kann ihre Verbringung in das

Arbeitshaus , auch ohne daß ſie vorher unter Polizey —

aufſicht zur Beſſerung angehalten worden waͤren , ver —

fuͤgt werden.
§. 7. Menſchen , deren Heimathsverhaͤltniße einer

weitausſehenden Erforſchung beduͤrfen , und melde un -

bedenklich nicht in Freyheit gel aſſen werden koͤnnen , ſollen

bis zur Erledigung ihrer Sache in das eee

gebracht werden .

Es muß aber binnen den naͤchſten 6 Monaten die de⸗

finitive Entſcheidung ihres Schickſals erfolgen , oder

deßhalb bey dem Miniſterium des Innern Vortrag er—⸗

ſtattet werden .

§. 8. Verheurathete Perſonen koͤnnen im Arbeits —

haus ihre Ehe nicht fortſetzen . Der in Freyheit verblei —

bende Ehegatte kann die Trennung der Ehe verlangen ,

wenn die Einſperrung in das Arbeitshaus drey Jahre

gedauert hat , und eine nahe Freylaſſung nicht zu erwar⸗
ten ſteht .

§. 9. Wenn beide Eltern oder auh nur eineg ders

félben in ein Arbeitöhaug gebracht werden , fo mug von

Gtaatsiwegen für die Erziehung der Kinder Borforge ge -

troffen werden .

Diefe findet in der Regel , und fobald die Kinder

der måtterlichen Pflege entbehren fónnen , in Dem Yrs

beitshauſe nicht Statt .

§. 10 . Ueber die Einrichtung des Arbeitshauſes ,
und Aber die Behandlung der in demſelben eingeſchloſ⸗

ſenen Menſchen perfuͤgt eine eigene Hausordnung .
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$. 1r . Das Aufhoͤren der Polizeyeinſchreitungen

richtet ſich nach folgen denRegeln :

D Die Berfegung unter Polizeyauffiht wird nah

und nach Durch gure Muffåhrung gemindert , und durch

fortgeſetztes rechtſchaffenes Verhalten ganz aufgehoben .

2 ) Die Bezirksaͤmter ſind ermaͤchtigt , daruͤber zu

verfuͤgen , auch wenn die Verſetzung unter Polizeyauf⸗

ſicht von ihnen nicht angeordnet worden waͤre.

3) Bey einem Statt findenden Ruͤckfall treten affe

ſuspendirte Beſchraͤnkungen neben der verwirkten Strafe

wieder in Wirkſamkeit .

4 ) Die Loslafung aus dem Arbeitshaus kann in der

Regel nur ſolchen Perſonen geſtattet werden , welche ſich

nicht dem Vagantenleben gewidmet haben .

5) Die mittlere Polizeybehoͤrde verfuͤgt die Entlaf -

fung aug dem Arbeitshauſe .

6) Wenn folche verfügt wird , fo fålt die befragte

Perfox in der Regel unter Pofizeyaufficht in dem Orte ,

wohin ihre Wohnung beftimmt wird , md fann fich nur

durch fortgeſetztes gutes Betragen derſelben entledigen .

5. 12 . Das Verfahren , auf welches die Verfuͤ⸗

gung der in dieſem Geſetz gedachten polizeylichen Ein -

ſchreitungen begruͤndet werden kann , iſt ein gerichtlich

polizeyliches . Es ſind deshalb die fuͤr dieſes Verfahren

theils aus der Natur der Sache fließenden , theils be —

ſonders verordnete Regeln zu beobachten , welche alle

dahin führen muͤſſen , die Thatſachen in Wahrheit darzu —⸗

ſtellen , und dem Beſchuldigten alle Mittel zu ſeiner Ver⸗

theidigung unverkuͤmmert zu erhalten .

Insbeſondere werden aber noch folgende ſpecielle

Regeln gegeben :

1) Der Rihter fann dag Einfhreiten der Polizeys

a eia A narn i AAN E a A RE OSN TAAA
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behoͤrden zwar nicht anordnen , allein die Juſtizſtellen

ſind verpflichtet , das Einſchreiten der Polizeygewalt ge —

ges ſolche Perſonen , welche der oͤffentlichen Sicherheit

gefaͤhrlich ſcheinen , anzurufen .
Die Polizeybehoͤrde iſt verpflichtet , dergleichen Mna

rufen gehoͤrig zu wuͤrdigen .

2 ) Polizeybeamte , Ortsvorgeſetzte , Polizeydiener
und alle jene , welche fuͤr Handhabung der oͤffentlichen
Sicherheit angeſtellt ſind , haben ſowohl inner⸗ - als auf⸗

ſerhalb ihres Bezirks die Pflicht , Dienſteshalber auf
alle Erſcheinungen zu wachen , welche auf die in dieſer
Verordnung bedachten Vorfaͤlle Einfluß haben koͤnnen .

3 ) Fuͤr die Entdeckung und fuͤr die Arretirung ſol —

ſcher Perſonen , welche demnaͤchſt eatweder unter Poli —
zeyaufſicht geſtellt , oder in das Arbeitshaus gebracht
werden muͤſſen, ſollen angemeſſene Fanggebuͤhren aus den

betreffenden Amtskaſſen zugeſchieden werden . Der Be —

trag dDerfelben if auf x1 f . 30 fr . big 5 f . fúr den

Kopf feſtzuſetzen , nach dem Ermeſſen der Behoͤrde, wel⸗

che uͤber die kuͤnftige Beſtimmung des Verhafteten zu
beſtimmen hat . k

Unter diefer Gebuͤhr if niht begriffen , mwas die

Koften deg Trangportireng und die Ernåprung deg Ber -

Hafteten betragen , und eg fann der Polizeybeamte noch
ſeine ihm nach der Normalverfuͤgung zuſtehende Diaͤt

und Meilengebuͤhr in Anſpruch nehmen .
) Bey auſſerordentlichen Bemuͤhungen , oder wenn

es die Verhaftung eines beſonders ausgezeichneten Va⸗

ganten oder Verbrechers gegolten hat , kann auch auf
eine beſondere Remuneration angetragen werden .

5) Wenn die Verſetzung unter Polizeyaufſicht als

Maaßregel verfuͤgt wird , die mit der polizeylichen Ein -

weiſung in einem Wohnort verknuͤpft ify fo erfolgt fie
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von derjenigen Stelle , welche die Beſtimmung des

Wohnortes trifft .

6) Als Maaßregel gegen anſaͤßige Perſonen kann

ſie nur von dem betreffenden Kreisdirectorium verfuͤgt

werden .

7) Die Verbringung in das Arbeitshaus wird von

der Mittelpolizeybehoͤrde verfuͤgt ; die Verfuͤgung iſt der

betreffenden Perſon zu verkuͤndigen , welcher das Recht

zuſteht , die Pruͤfung des Urtheils durch die Centralpo⸗

lizeybehoͤrde zu verlangen .

Wenn aber nur ſolche Perſonen ins Arbeits haus

gebracht werden ſollen , uͤber deren Heimath langwierige

Correſpondenzen und Unter ſuchungen Statt finden muͤſ⸗

ſen , ſo koͤnnen ſolche auf Antrag der Unterſuchungsbe —⸗

hoͤrde von dem einſchlagenden Kreisdirectorium auf den

Zeitraum von 6 Monaten ins Arbeitshaus gebracht wer —

den , nach deren Verfluß , wenn ihre Unter ſuchung noch

nicht geendigt iſt , Vortrag an das Miniſterium des In⸗

nern zu erſtatten iſt .

— — — ——
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Beylage Ziffer 65 .

uͤber die Geſetzentwuͤrfe , die oͤffentliche
Sicherheit betreffend .

Aus Auftrag der hohen Regierung habe ich die Eh —

re , Ihnen , Durchlauchtigſte und Hochgeehrteſte Herren

zwey Geſetzentwuͤrfe vorzulegen , welche beſtimmt ſind ,
den Grundſtein zu einem zuſammenhaͤngenden Syſtem
der Sicherheitspolizey zu legen .

Es fehlt uns zwar nicht an Verordnungen und Vors

ſchriften uͤber dieſen Zweig der Staatspolizey ; allein es

iſt nicht zu verkennen , daß dieſelben in dem erwuͤnſch⸗

ten Zuſammenhange nicht ſtehen , und daß viele , durch
einzelne dringende Ereigniſſe veranlaßt , dauernde Guͤl —

tigkeit nicht haben konnten .

Zu unſerer allſeitigen Beruhigung kann man jedoch
verſichern , daß eben keine ſpeciellen außerordentlichen
Faͤlle vorgekommen ſind , welche gerade die Aufmerkſamkeit
der Behoͤrden erregt haͤtten . Die oͤffentliche Sicherheit
des Landes iſt in einer ſolchen Lage , daß man daruͤber

weder gerechte Klage fuͤhren , noch begruͤndete Sorge
hegen darf . — Allein eben dieſer Zuſtand der Ruhe iſt
ganz dazu geeignet , Maaßregeln reiflich und ruhig zu
bedenken , durch welche die oͤffentliche Sicherheit feft bes

gruͤndet wird .

Die Vorkehrungen zur Erhaltung der oͤffentlichen
Sicherheit in allen ihren Zweigen zerfallen wieper in

zweyerley Klaſſen :
Ein Theil derſelben muß darauf berechnet ſeyn , den

Gefahren und Stoͤrungen , wie ſie ſich gerade zeigen
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moͤgen , kraͤftig entgegen zu treten . Was dieſen Zweck

hat , gehoͤrt in das Gebiet der ſchuͤtzenden und wehrenden

Polizey , und wird deßhalb mit voruͤbergehenden Anord⸗

nungen abgethan .

Maaßregeln , welche aber das Uebel an ſeiner

Quelle daͤmmen , und daher tiefer in die buͤrgerlichen

und oͤkonomiſchen Verhaͤltniſſe des Staats und ſeiner

Mitglieder eingreifen , erheiſchen dauernde Begruͤndung ,

und werden daher mit Recht von der geſetzgebenden Ge —

walt erwartet .

In die letzte Klaſſe gehoͤren die beiden Geſetzent⸗

wuͤrfe , welche ich die Ehre habe , Ihnen hiermit vorzu⸗

legen .

Ich will es verſuchen zur Einleitung die Stelle an —

ſchaulich zu machen , welche diefe Geſetze in dem Sy —⸗

ſtem einnehmen , und welche Verordnungen und Vor⸗

kehrungen noch erfordert werden , um dieſes Syſtem ,

welches ſich die Regierung entworfen hat , gehoͤrig aus —

zubilden .
Die oͤffentliche Sicherheit pflegt durch Menſchen ge —

ſtoͤrt zu werden , welche ſich einem geſetzwidrigen Erwerbs⸗

zweige gewidmet haben , oder welche eine gefaͤhrliche Le -

bensweiſe ausuͤben .

Muͤſſiggang , Verſchwendung und Sittenloſigkeit

ſind gewoͤhnlich der Anfang , mit welchem dieſe gefaͤhr —

lichen Burſche ihre Laufbahn beginnen . Es giebt aber

auch Menſchen in unſerm Deutſchland und den Nachbar⸗

ſtaaten , welche aus dem Grunde , daß ſie keinem Staate ,

keinem Volke , keiner Gemeinde , ja ſelbſt keiner Familie

angehoͤren , gebohrene Feinde der geſellſchaftlichen Ord⸗

nung ſind . Im Allgemeinen ſind dieſe Ungluͤcklichen zu

bedauern , und es iſt heilige Pflicht der Staaten , alleg

anauwenden , um dergleichen Menſchen nicht allein un -

8
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ſchaͤdlich zu machen , ſondern auch das Vermehren und

Entſtehen der ſelbenzu verhuͤten . Dergleichen Leute ſind

aber der oͤffentlichen und Privatſicherheit zu gefaͤhrlich,

als daß mit gelinden Mitteln etwas gegen ſie ausge —

richtet werden koͤnnte .

Wenn von Beſtimmung der Maaßregeln , die gegen

ſolche Perſonen zu ergreifen ſind , die Rede wird , ſo iſt

vorderſamſt zu unterſcheiden , ob dieſe Perſonen unzwei⸗

felhaft Angehoͤrige des dieſſeitigen Staates ſind , oder

nicht . Wird von ſolchen die Rede , welche unzweifelhaft

Angehoͤrige des Großhexzogthums ſind , ſo kommt es

dabey auf folgende Aufgaben an :

1 ) Diejenigen , welche keine beſtimmte Heimath im

Lande haben , muͤſſen einer beſtimmten Gemeinde zu —

gewieſen werden .

Unſere ganze Polizeyadminiſtration iſt darauf berech⸗

net , daß die naͤchſte und unmittelbare Aufſicht durch Lo —

calbehoͤrden gefuͤhrt wird , und es iſt zu gleicher Zeit die

Einrichtung bey uns , daß ein ſicheres und ausreichen —

des Gewerbe an das Daſeyn eines ſtabilen Wohnſitzes

gebunden iff . Wag von dDiefer Negel abweicht , find

Ausnahmen , und gewoͤhnlich ſchaͤdliche Ausnahmen .

Bisher ſind die Regeln , nach welchen die Heimath

in zweifelhaften Faͤllen zu beſtimmen ſey , nicht feſt be —

ſtimmt , und zum Theil nicht klar ausgeſprochen worden .

Diefem Gebrechen in unſerer Polizeygeſetzgebung

ſoll das Geſetz , das ich ihnen unter der Ueberſchrift :
Geſetzesentwurfüber die Beſtimmung

der Heimath ſolcher Perſonen , welchen es

an einer notoriſchen Heimweiſung fehlt , vor —

zulegen die Ehre habe , abhelfen .

2 ) Es iſt aber nicht genug , daß diejenigen , welche

bisher der buͤrgerlichen Ordnung entfremdet , einen gefaͤhr⸗
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lichen Lebensberuf verfolgten , in die Moͤglichkeit ver —⸗

ſetzt werden , durch Benutzung des ihnen angewieſenen

Heimathsortes zur Verfolgung eines erlaubten Nah —

rungszweiges zur Ordnung zuruͤckgefuͤhrt werden . Der

Staat muß eine Garantie haben , daß ſich ſolche Leute

der Ordnung fuͤgen, ihre fruͤhere Lebensweiſe gegen die

geregelte vertauſchen , und ſich in derſelben beharrlich

zeigen .
Die Polizeygewalt muß daher gegen ſolche Leute ,

nach dem Grad ihrer Gefaͤhrlichkeit , und des ihnen ein⸗

wohnenden geſetzwidrigen Hanges einſchreiten . Und

darauf iſt das zweyte Geſetz , deſſen Entwurf ich Ihnen

vorzulegen die Ehre habe , unter dem Titel : Gefeg -

entwurfuͤber die Handhabung der oͤffent —

lichen Sicherheit durch Setzung der Ver —

daͤchtigen unter ſpecielle Polizeyaufſicht ,

und Einfchließung der Gefaͤhrlichen in Ar —

beitshaͤuſer berechnet .

3) Aber nicht blos diejenigen , die zwar als Ange⸗

hoͤrige des Großherzogsthums betrachtet werden muͤſſen ,

ohne in einer Gemeinde Heimath zu haben , ſondern

auch die , welchen unzweifelhaftes Orts ſaſſenrecht zuſteht ,
koͤnnen ſich einer Lebensweiſe hingeben , welche am En —

de fuͤr die oͤffentliche Sicherheit gefaͤhrlich werden kann .

Auch auf dieſe iſt die Polizeygewalt zu wachen ſchul⸗

dig , und deßhalb erſtreckt ſich der zweyte Geſetzentwurf

auch auf die Behandlung ſolcher Staatsbuͤrger , welche

eine in hohem Grad gefaͤhrliche Lebensweiſe beginnen .

Folgt die Verleſung der Geſetzentwuͤrfe . )

An die Verfuͤgungen , welche die Ihnen vorgeleſe⸗

nen Geſetzentwuͤrfe enthalten , ſchließen ſich nun unmit —

telbar zweyerley weitere Maaßregeln .

1) Die Errichtung einer hinlaͤnglichen Polizeymann⸗
Protokolle der Erſten Kammer . 36 b
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—ſchaft im Innern deg Landes und zur Bewahrung der d

Graͤnzen. p
2) Maaßgebende Vertraͤge mit dem Auslande dar — fi

úber , daf die Grundſaͤtze uͤber Staatsangehoͤrigkeit auf 9

—— Weiſe feſtgeſetzt , und aufrecht erhalten S

werden .

Was den erften Punct betrifft , fo hat die Regierung n

fich wohl von den Anſtaͤnden uͤberzeugt , welche aus der

vielleicht zu innigen Verſchmelzung der Polizey - und

Zollaufſicht hervorgehen.
Finanzielle Ruͤckſichten hatten dieſe Maaßregeln em —

pfohlen , und noch wird von manchen Behörden die Bey -
behaltung derſelben als raͤthlich angeſehen . Es wird r

die naͤchſte Sorge der Negierung ſeyn , die vorgebrach —
ten Gruͤnde zu pruͤfen , und die erforderlichen Verfuͤgun⸗

gen deshalb zu erlaſſen .

Ruͤckſichtlich des zweyten Puncts , naͤmlich des Ver⸗

haͤltniſſes der Heimathsbeſtimmungen mit dem Auslande ,

beſtehen bekanntlich officiell Lekannt gemachte Vertraͤge
mit vielen benachbarten Staaten . Mit der Schweiz
ſtand man deßhalb in Unterhandlungen , allein dieſelben e

ſcheinen ein befriedigendes Reſultat nicht zu gewaͤhren ,
die nachdruͤcklichſte Vorkehrung ſcheint aber aus dem

Bundesſtaaten zu verabredende Uebereinkunft zum Ziele

hat , und an deſſen Realiſirung kaum zu zweifeln iſt .
Es kann aber von einer ſolchen Verhandlung mit

dem Auslande kein recht ſicheres Gedeihen erwartet wer⸗

den , wenn man nicht vorher mit ſich einig iſt , nach wel —

chen Grundſaͤtzen die Heimath zu beſtimmen ſey .
Deßhalb muß das vorgelegte er ſte Geſetz ſelbſt die -

ſen Verhandlungen mit den Bundesſtaaten vorausgehen, -
allein es mußte in demſelben ſtets vorausgeſetzt werden ,
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der daß , ehe einer befragten Perſon die Heimath , oder

wenigſtens der Aufenthalt im Lande angewieſen werden

ar⸗ koͤnne , der Verſuch , ſolche einem auswaͤrtigen Staate

auf gemaͤß der beſtehenden Vertraͤge zuzuſchieben , fruchtlos

ten gewefen fey .

Ich glaube einer ſpeciellern Motivirung der einzel⸗

ing
nen Abſchnitte des Geſetzesentwurfes enthoben zu ſeyn , da

der dieſelben alle aus eigenen allgemeinen Grundſaͤtzen ab⸗

ind geleitet ſind , welche anzugeben ich die Ehre haben werde .

DSenGeſetzentwurfuͤber die Heimaths⸗

sms Veftimmung betreffend . ;

ey⸗
Es handelt ſich hier vorerſt von der Frage : Wen

ird man zur Nachweiſung ſeiner Heimath und ſeiner Ernaͤh⸗

ch - rungsweiſe anhalten koͤnne , ohne der buͤrgerlichen Frey —

un — heit , und dem geſellſchaftlichen Verkehr zu nahe zu

treten ?

er Terne don inquiſttoriſchen Maaßregeln , aber durch

de , Regeln der Klugheit geleitet , verfůgt der §: 1. Deg

ige Verordnungsentwurfs dasjenige , was nach der Ratur

eiz der Sache noͤthig iſt . — Ich erlaube mir denſelben noch

yen einmal vorzuleſen .

en ,
Der uͤbrige Inhalt des Geſetzesentwurfs verfolgt

em den Grundſatz ;

yen a) daf einmal erworbeneg Heimathsrecht im Lande

ele nicht eher verlohren werde , als wenn ein anderes be —

gruͤndet iſt .

nit b) Daß ein neues Heimathsrecht begruͤndet werde ,

er⸗ wenn eine Gemeinde geſtattet , daß eine Perſon oder éis

el - ne Familie ſich in ihrer Mitte fo benimmt , oder ſolche

Lebenszwecke verfolgt , welche ein dauerndes Anſchließen

ie⸗ an die buͤrgerliche Verbindung dieſer Gemeinde voraus⸗

ny zuſetzen ſcheinen , wie z. B . Eheſchließung , laͤngerer Auf —

Ny enthalt , Treibung eines Gewerbes .

———ã— NN
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1) Nur ſubſidiariſch ſind zufaͤllige Ereigniſſe , wie
Geburt und momentaner Aufenthalt , als Gruͤnde an
genommen , die Heimath zu beſtimmen .

I . DenGeſetzentwurf uͤber Setzung un —
ter ſpecielle Polizeyaufſicht und Ein —

pen raana in das Arbeitshaus betref —
fend .

Dieſer Geſetzentwurf enthaͤlt zwey Maaßregeln : Se —
tzung unter ſpecielle Polizeyaufficht , und Einſchließen
in ein Arbeitshaus .

Es liegt dabey die Mnfiht zum Grunde , Daf beide
Maafregefn niemals alg Strafe anzuſehen und zu
verfuͤgen ſeyen . Es ſollen blos Verfuͤgungen der Staats
polizey ſeyn , einen der Ordnung entfremdeten Menſchen
unſchadlich zu machen , und ihn wo moͤglich wieder zur
Ordnung zuruͤckzufuͤhren . —

Deswegen iſt weder ihre Dauer , noch ihr Umfang
auf beſtimmte Zeit bemeſſen , noch find fete Normen
uͤber die einzelnen Maaßregein beſtimmt .
”- Wit jedem Scritt , melchen ein von diefen Maaf -
regeln ergriffener Menfih zur Ordnung vorſchreitet , wird
er wieder mehr in Den Genuß ſeiner buͤrgerlichen Frey -
beit gefegt , und e8 ift nur demjenigen , wether dem
Staat alle Hoffnung auf Beferung durch fein fruͤheres
Betragen , oder durch ſeine Aufführung benommen hat ,
die Erlangung voͤlliger Freyheit ſehr erſchwert

Es iſt nicht zu fuͤrchten , daß die Koſten, welche die
Einrichtung eines Arbeitshauſes herbeyfuͤhren werden ,
einen Anſtand gegen dieſe Maaßregel Åberhaupt per -
beyfuͤhren werden .

Die Regierung wird darauf Bedacht nehmen , aus
den Fonds, welche gegenwaͤrtig fuͤr die ſe Zwecke beſtimmt
ſind , die erforderlichen Koſten zu ſchaͤtzen , und ſie hofft ,
daß , wenn die Sache an ſich adoptirt iſt , nothigenfalls
die erforderlichen Einrichtungskoſten aufgefunden oder
bewilligt werden duͤrften

— —

Lee



—
Beylage A .

— Commiſſions⸗Bericht

berdie Motion : deg Herrn Hofraths von

ef Rotteck , die Aufhebung der Staatsfroh —

Se
nen betreffend .

fen Erſtattet von dem Landoberjaͤgermeiſter

ide

zu
fg -

hen Durchlauchtigſte ,

Hoſchzuverehrende Herren !

ang
nen Von der Commiſſtion , welcher Sie , durchlauchtigſte ,

E . hochzuverehrende Herren , die naͤhere Pruͤfung der Mo —

|
tion des Herrn Hofraths von Rotted , zut Aufhebung

epz | der Staatsfrohnen , und zu einer , denſelben zu ſubſti⸗

F mirenden Geldumlage nach dem allgemeinen Steuerfuß ,

at , aufgetragen haben , iſt mir der ehrenvolle Auftrag ge

worden , als Berichtserſtatter dieſer Commiſſton die Re

ſultate ihrer Berathung dieſer hohen Kammervorzutra⸗

* gen , welcher Beſtimmung ich im Folgenden entſpreche :

§. 1. Um alles uͤber dieſen Gegenſtand moͤglicht

klar zu machen , und hierdurch Diefer hohen Kammer jet

ft , |
ne nåhere Würdigung zu erleichtern , verfolge ihin mei

lg nem gegenwärtigen BVortrage cine gewiſſe ſyſtematiſche

ey Ordnung , in weler idh die erſchienenen

Gefege und Verordnungen úber

dag Fropnw efen vorausgehen lafen : Gie

theilen fih

A. in ſolche , welche das Frohnweſen iber -

haupt , und
%



B. in jene , welche die Aufhebung der —
baufrohnen betreffen .

Unter die Abtheilung A. gehören
1) die Verordnung vom 27 . Febr . 1807 . Reg . Bl . No .

V. Geite 11 . 7 þerrfehaftliche Grohnen betreffend .
a ) bag VI . Conftitutiongedict v. 4. uny gog . Reg . Bi.

Mo . XVII . und XIX . Greite r61 , úber die Grundper -

faſſung der verſchiedenen Staͤnde .

3) das neue Landrecht , Buch II . Titel VI . Satz 7708 . 4.

bis Satz 710 K. a. pos . 202 , von den Grundpflichten .
a ) die Verordnung vom 18 . April 180 . Reg . Bl . No .

XVII . S . 120 . , die Leitung . und Ausfuͤhrung des

1 Frobnwefeng betreffend ; in Berufung auf dag VL

4 Conſtitutionsedict und das Landrecht .

5 ) das Geſetz v. 5. Octbr . 1820 . Reg . Bl . No . XV . S .

105 , die Abloͤsbarkeit der Herrenfrohnen betreffend .

Die Abtheilung . begreift in ſich :
3 ) Bag ; Edict : y . 14 . May 1816 . Reg . Bl : No . XVOL

S . 72 , die Aufhebung der Flußbaufrohnen .

2) die Verordnung v. 24 . May 1816 in demſelben Reg .
Bl . S . 79 , die Flußbaugeldbeytraͤge von den Uferbe —
wohnern zur Unterhaltung der Daͤmme betreffend , wel —

che Verordnung ſich auf das vosbergegangene Edict

v. 14 . May 1816 bezieht .

3 ) dag Finanzgefeg vom 17 . May 1819 . Neg . Bi No :©
XVII . Geite 97 . Zit . V. Art . 12 .

$. 2 . Nach den vorftehenden Gefegen und , Ber -
Ao ordnungen ergiebt ſich gegenwaͤrtiger Zuſtand

in dem Frohnweſen .

a) Alle Arten und Gattungen der Herrenfrohnen , ohne

Ruͤckſicht auf beſondere Eigenſchaften , ſind geſetzlich
als abloͤsbar erklaͤrt ; VI . Conſtitutionsedict . Landrecht
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b ) die Normen ; an mwefhe fich Die Mbiófuiig bindet ,

find nach dem Gefez tégulirt . Gefez V. 5. Oct . 1820 ,

© alg unbedingt und fortwábrend find fohin nur noch

die Gtaatg - und Gemeindefrohnen u betrachten , aber

auch unter den Staatsfrohnen iſt

d) eine der låftigten , nemlih jene git dem Waſſerbau ,

fchon feit dem Jahr 1816 vòllig aufgehoben , und diè

Art der Geldverguͤtung dieſer Frohne iſt zugleich ge —

ordnet . Edict vꝛ 14 . May 1816 . Verordnung vom

Darauf gefolgten 24 . Mà :

3u diefem ift auf die Frohnen får den Hofetat, wèl -

he dag VI . Conftitutiongedict — ob mit Rechtoder Un -

recht , kann nunmehr voͤllig gleichguͤltig ſeyn — in die

Cathegorie der Staatsfrohnen fetzt , durch eine eigene

Erklaͤrung von Seiten der Regierung voͤllig verzichtet ,

Verhandlungen der Zweyten Kammer v. J . 1819 , Heft
V. S . 40 , und durch die merkwuͤrdige Verordnung des

Miniſteriums des Innern v. 13 . Jul 18 21 , welche ein

Communicat des Finanzminiſteriums vom vorhergegan —

genen 6. July veranlaßte , ſind alle Beytraͤge der Ge⸗

meinden zu den Gerichtsbarkeitslaſten an Holz , Holz⸗

fuhren u. ſ. w. vom 1. Junh 1821 an , voͤllig aufgeho⸗

ben worden ; in ſo fern ſie nicht anf Servituten oder

Privatrechtstiteln beruhen .

Aber auch ohne dieſe Verordnung heben ſich indi —

reet die Holzfrohnen als Gerichtsbarkeitslaſten betrad -

tet , durch das eingefuͤhrte Syſtem der reinen Geldbe —⸗

ſoldungen von ſelbſt auf .

g3 . Die aus dem obengedachten Zuſtande hetvor⸗

gehenden Reſultate , ſo wie die uͤbrigen Verhaͤltniſſe

deg Frohnweſens , will ich in eine groͤßtentheils

geſſchich thiche Darſtellung

zu faſſen ſuchen .



8. 4. Nach Abſchaffung der Flußbaufrohnen , nach
Verzichtung auf die Frohnen fuͤr den Hofetat , und nach
Unterdruͤckung der laͤſtigſten Gattung der Gerichtsfroh —
nen , beſchraͤnken ſich die Arbeiten und Leiſtungen , wel —

che der Staat von ſeinen Gliedern in Anſpruch zu neh —
men hat , außer den nicht ſehr bedeutenden Militaͤr —

frohnen , beynahe allein noch auf den Straßenbau , und

ſelbſt dieſer erfordert wenige Handarbeiten , ſondern
hauptſaͤchlich Fuhren .

Doch bevor ich mit der Eroͤrterung uͤber die Stra⸗

ßenbaufrohnen beginne , muß ich noch einmal auf den

Waſſerbau zuruͤckkommen, um eine Ueberſicht der die

Naturalfrohnen erſetzenden Koſten , und die Nachwei —
ſung ihrer Deckung zu geben .

§e 5- Mah der Verordnung v, 24 . May 1816 ba -
ben die Bewohnerder Rheingeftadez rr . von roo fl. Steit -

ercapital ; Die Orte an den Nebenffúfen aber Irr : zuzab -
len , welches
ezit dit Rpeingekate nts n n E o, . fl 18000
). fút die Umgebungen der Nebenfúfe . o < . . . > 30000

fobin im Ganzen eine Gumme von fi 48009

approximativ ausmachen ſollte .

8. 6. Der weitere Bedarf , welchen dieſe Summe

nicht deckte , ward aus der Staats - und reſp — Siughau;
kaſſe zugeſchoſſen .

8. 7. Hiernach ſind vom Jahre 1816 bis zum Jahre

1821 einſchließlich folgende Beytraͤge geleiſtet worden .

Beyträge der Beyträge d. Summariſcheri Uferbewohner . Staatskaſſe . Betrag .
ITG : neret Magoa sene o Arsim a aa fi goog
1gig a E AAG e 46
1818 indt. T9063 f fii`

Dammbaufofen - = 62859 sa seso —. nao zi 62859 .
PITON T ST E TGGSBI - re s mea sa ara. r OOOI
1820 . eiee apela) 41 ABOOOl. e o es 88000. . . e - 136000
TOI esi a 8a kaa OO

fi 313936 fi 176000 fi 489936 4
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au welcher Berednung die Materialien aus folgenden

Quellen gefh õvft find :
1816 Regierungsblatt No , XVI . Seite 73

1817 AE DE ERNES — — z 44

Be et — EA 2O .

1819 e PANITI s 102

— e XV : 2 112

1821 shiit E ESAN : 114

S: 8 Der Beytrag von den Uferbewohnern , ſtellt

ſich alſo nach dem Durchſchnitt von 6 Jahren auf jaͤhr⸗

liche 50656 fl — ſohin nun 2656 fluͤber die approrima -

tive Summe heraus ; eine Durchſchnittsberechnung der

Beytraͤge aus der Staatskaſſe ſowohl , als der ſumma⸗

riſchen Koſten laͤßt ſich aber nicht anwenden , weil die

unerhoͤrten Ueberſchwemmungen in den , dem Jahre 1820

vorhergegangenen Jahren , ſo wie die verſchiedenen Rhein⸗

durchſchnitte einen ganz außergewoͤhnlichen Aufwand er⸗

forderten , von welchem durchaus kein Maaßſtab fuͤr das

gewoͤhnliche und kuͤnftige Beduͤrfniß hergeholt werden

kann . Da ich glaube , daß der Zweck, die Verhaͤltniſſe

der Flußbaufrohnen , und die aus ihrer Aufhebung hin⸗

ſichtlich der Koſtenverguͤtung bis jetzt hervorgegangenen

Reſultate ins Klare zu ſetzen , durch Obigeg nah Mög :

lichkeit erfuͤllt ſey , ſo gehe ich nun zu den Straßenbau⸗

frohnen uͤber .

8. 9. Die Verordnung v. 18 . Apr . 1810 nimmt fuͤr die

Frohnen die disponiblen phyſtſchen , und unter ſolchen

hauptſaͤchlich die thieriſchen Kraͤfte in Anſpruch ; ſie legt

ſohin jedem die Pflicht auf , nach dem Verhaͤltniß des

Viehſtandes zu concurriren , den er zu dem Anbauſſeiner

Guͤter nothwendig hat ; ſie nimmt ferner darauf Muͤck⸗

ſicht , daß die Frohnen hauptfaͤchlich von den Bewohnern



Aber auch in Beziehung auf den Zweck moͤglicher Ver⸗

jener Gegenden geleiſtet werden , in welchen ſich die Pun -
cte und Gtrafenzůge befinden , wohin die Leifungen in

Anfpruch genommen werden , dağ fohin die Laſt vorzuͤg⸗
lich auf diejenigen falle , welche einen unmittelbaren ,
oder mittelbaren Vortheil von ihrer Arbeit genießen ;
wie dieſes bey den Grundeigenthuͤmern in der Umgebung
jeder gut hergeſtellten , und gut unterhaltenen Straße der

Fall iſt , da ſie nicht allein den unmittelbaren Vortheil
baben , alle Producte leicht zum Markt zu bringen , und

vortheilhaft abzuſetzen , uͤberhaupt aber die Straße bey
allen Gelegenheiten zu benutzen , ſondern auch der Durch⸗
zug von Reiſenden und fremden Fuhrweſen , nebſt dem

lebhafteren Gewerbsbetrieb auf mittelbare Weiſe aͤußerſt
nuͤtzlich auf ſie zuruͤckwirket.

§. 10o. Dag Haupiprincip diefer Verordnung , naͤm⸗

lich der gleiche Anſpruch auf alle dis poniblen Kraͤfte ,
ohne allen Unterſchied , iſt endlich durchaus dahin in An⸗

wendung gekommen , daß jedermann ohne Ausnahme zu
den Straßenbaufrohnen coneurrirt , ſohin auf dem Hoͤch⸗
ſten Regenten ſelbſt hinſichtlich der Domainen und ſeiner

Privatbeſitzungen , ſo wie auf denStandes - und Grund —

berrn , eine mit allen Staatsbuͤrgern gleiche Concurrenz⸗
pflichtigkeit liegt .

$. 11 . Wenn aled defen ungeachtet die Auşthei -
lung der Laſten , nach dem wahren Verhaͤltniß der Kraͤf⸗
te , ſich nicht auf dos Waizenkorn gleichſtellen ließ , und

an manchen Orten , beſonders im Seekreiſe , uͤber den

ſtarken Druck der Straßenbaufrohnen Klage gefuͤhrt
ward , ſo lag der Grund entweder in beſondern oͤrtlichen

Umſtaͤnden , oder in der allgemeinen Unmoͤglichkeit ganz
poſkommener Einrichtungen in meuſchlichen Dingen .
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vollkommnung in der Anwendung des Gleichſtellungs —

in princips iſt die Regierung nicht unthaͤtig geblieben , in⸗

dem ſie im Jahr 1817 den Verſuch machte , entweder

Ba durch einen nenen , Den Spann - von dem Handfróhner ,

3 nach dem Güterbeſitz ausſcheidenden Maaßſtab , oder

ng durch vollige Aufhebung der Straßenbaufrohnen , und

x Ausfhlagung der Koften nach dem Steuerfuß , dieſem

eil Zwecke nåher zu råden .

* §. 12 . Die zum Gutachten aufgeforderten Kreis -

h -
directorien fanden einpellig in einem neuen Maafftabe

m der Laſtenvertheilung zwiſchen Spann - und Handfroͤh⸗

ri nern , nach Dem Guͤterbeſitz , gegen den im Jahr 1810

aingefuͤhrten Maaßſtab , nach dem Viehſtande , keine

Vortheile , ſohin auch keinen Grund zu ſeiner Anwen —

m⸗
| dung , dagegen vereinigte fih die Mehrzahl der gedach -

i | ten Rreigdirectorien , in Den Antraͤgen zur Aufhebung
n

| der Straßenbaufrohnen , und zur Umlage der Koften
it | auf den Steuerfuf , mit welhen Anträgen aber die

br | Meinungen der Murgs und Kinzigfreiddirectorien , auf

= Beybehaltung der alten Ordnung , vSllig im Widers

z fpruch waren ,

§. 13 . Die Regierung ſchien zwar die Ueberzeu —

gung zu hegen , daß die Abſchaffung der Straßenbau —

frohnen , und die Einfuͤhrung von Lohnarbeiten bey

Re
Herfelung und Unterhaltung der Strafen befondere

Š
Vortheile gewaͤhre, ſie ſchien aber daruͤber die Ueber —

—
zeugung nicht ganz gewinnen zu koͤnnen , daß der

*
Steuerfuß die richtige Baſis fuͤr den Ausſchlag der

n3
Straßenbaukoſten ſey , und da zu dieſem die Schwie⸗

k rigkeit in Erwaͤgung kam , ſtatt der nie mangelnden

k
Frohnkraft , Geld in Anſpruch zu nemen , deffen Mans

gel ſchon damals nur zu fühlbar war , ſo ward die



—

—

m

——
—————

———

—

VII

Beybehaltung der Beſtimmung vom Fahr 1810 jeder
neuern gewagten Einrichtung vorgezogen .

§- 14 . Der Faden der Geſchichte knuͤpft fich nun

an dasjenige an , was uͤber das Frohnweſen uͤberhaupt ,

ſo wie uͤber die Abloͤſung der Herrenfrohnen , und in

Beziehung auf die Staatsfrohnen insbeſondere bey den

beiden ſtaͤndiſchen Kammern in dem Jahre 1819 und

1820 von der Motion des Abgeordneten Voͤlker an , bis

zu dem Abloͤſungsgeſetz vom 5. Oktober 1820 , als dem

Reſultat von allem vorhergegangenen , zur Sprache ge —

kommen iſt ; wovon mir die Hinweiſung auf die ge —

druckten Verhandlungen eine unnoͤthige Wiederholung

um ſo mehr erſparen mag , als ſich dieſe Verhandlun —⸗

gen haupt ſaͤchlich auf das Abloͤſungsgeſetz der Herren -

frohnen , und nur in ſoweit auf die Staatsfrohnen

beziehen , daß der Wunſch beider Kammern zur Auf —

hebung dieſer Frohnen , und zur Subſtituirung einer

Umlage auf den Steuerfuß ausgedruͤckt , von der Re —

gierung aber die Abſicht an den Tag gelegt iſt , dieſem

Wunſche alsdann zu entſprechen , wenn ſolches die

Zeitumſtaͤnde nur immer moͤglich machen wuͤrden .

§. 15 . Zur vollkommenen Ueberſicht des Gegen -

ſtandes ſchließe ich das Geſchichtliche mit der Bemer⸗

fung , daf nach den Berhandlungen der zweyten Kama

mer v. X. 1819 . Heft IV . Geite 105 . die Straßenbau —⸗

frohnen auf 5oo,oco big 667,175 fi - angefchlagen feyen ,

daß aber nach dem neuen Anſchlage eines nicht zu vers

werfenden Sachverſtaͤndigen ſolche nur 268,000 fl. be -

tragen ſollen ; dem fuͤge ich noch bey , daß die Straßen
nach der bisherigen Ordnung der Dinge in dem beſten

Stande erhalten , und als wahre Zierde eines Landes

zu betrachten ſeyen , von welchen jeder Durchreiſende
die beſten Eindruͤcke in die ferne Heimath mit ſich
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nimmt , worauf ih Dienghere Beleuchtung der

vorliegenden Motion tiefere .

Der F 2 dieſes Berichtes weiſet nach , daß der

Motion des Herrn Hofraths v. Rotteck durch die

Aufhebung von Flußbaufrohnen zum Theil entſprochen ,

und daß ſeinen uͤbrigen Wauͤnſchen durch die Verzicht⸗

leiſtung auf die Frohnen fuͤr den Hofetat , ſo wie durch

directe und indirecte Aufhebung eines laͤſtigen Theils

der Gerichtsfrohnen bereits zuvorgekommen ſey ; es

fann fich ſohin hauptſaͤchlich nur noch von den uͤbrigen

Straßenbau - und Militaͤrfrohnen , und von den Kriegs⸗

frohnen in ſo weit handeln , als ſie von dem Herrn

Proponenten zu den Staatsfrohnen gezaͤhlt, und mit

jenen nach gleichem Princip behandelt werden wollen .

§. 16 . Zum Zweck der kurzen und gedraͤngten

Ueberſicht wird es nothwendig , drey Fragen beſonders

ins Auge zu faſſen :

1 2b die Abſchaffung der noch uͤbrigen Staats :

frohnen gegen eine Geldverguͤtung , aus welcher die

noͤthigen Leiſtungen bezahlt werden koͤnnen , als dem

allgemeinen Beſten angemeſſen , rathſam ſey ?

) Welche Art der Geldumlage ſtatt der wirkli —

chen Leiſtungen nach phyſiſchen Kraͤften , fuͤr die beſte

und zweckmaͤßigſte angeſehen werden koͤnne ?

3) Db und wiefern es thunlich fey , auch die

Kriegsfrohnen in die Kathegorie der Staatsfrohnen zu

ſetzen , und fuͤr dieſelbe einen mit legtern gleihen Bers

guͤtungsmaaß ſtab anzunehmen .
In Beziehung der erſten Frage uͤber die

Aufhebung der noch uͤbrigen Staatsfrohnen muß ich

vor der Hand die hohe Kammer darauf aufmerkſam

machen , daß der Herr Geheimerath v. Staͤdel in dem

der zweyten Kammer erſtatteten Commiſſionsbericht

— — — — — — — — — 82
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vom Jahr 1819 ſchon die awendung eines voͤllig une

richtigen Sprachgebrauchs geruͤgt hat , durch welchen
die Gehaͤſſigkeit des Frohnbegriffs auf eine Sache ge⸗
legt iſt , die einem ſolchen Begriffe gar nicht angehoͤrt ,
indem die Leiſtungen zu Staatszwecken , wozu die

Kraͤfte der Staatsbuͤrger in Anſpruch genommen werz
den můffen , gar nicht in der Eigenſchaft einer Frohn
erſcheinen , ſondern lediglich als Societaͤtsobliegenheit
zu betrachten ſind .

§. 18 . Demnach moͤchte auch der Sprachgebrauch
von Frohnfnechten zu Bezeichnung derjenigen , . die zu
dieſen Obliegenheiten concurriren , und in Aaſpruch
genvmmen werden , um ſo mehr durchaus falſch und
unanwendbar ſeyn , als er mit der Eigenſchaft des Ob —

jects , und mit den Begriffen von den in dem Y Ig .
dieſes Berichts aufgefuͤhrten Concurrenzpflichtigen ges
wiß nicht vereinbarlich iſt .

8 . 19 . Was die aufgeſtellte Frage ſelbſt betrifft ,
ſo hebe ich , ſowohl von der vorliegenden Motion , als
auch von dem Commiſſtonsbericht des Hn, v. Staͤdel
vom Fahr 1819 den þauptfáchtich wichtigen Grind aug ,
Daf die Leitungen nach einem Aufgebot gewöhnlich mit
mehr Zeitaufwand und tweniger gut , al um Lohn ge -
fochen ; und bauptfåchlich auf diefen Grund hin haͤlt
Ihre Commiſſton eine Regel , nach welcher die Natu —
ralleiſtung aufgehoben , und ſolcher eine Geldumlage
ſubſtituirt wurde , dem doppelten Zweck , der Zeiterſpar⸗
niß , und beſſerer Arbeit angemeſſen ; auf der andern
Seite konnte die Commiſſion aber nieht verkennen , daß
in den Gruͤnden der Regierung zur Ver ſchiebung des

Geſetzes , ein beſonderes Gewicht liege , welches ſich
noch durch folgende Betrachtung verſtaͤrkt .
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XI

§: 20 , Der Landmann , defen Producte - in den

un⸗
gegenwaͤrtigen , ganz ungewoͤhnlichen Zeitverhaͤltniſſen ,

hen beynahe nichts gelten , und kaum noch zu verwerthen

> ge find , fann nur mit åuferfter Anfirengung , und oft nur

hoͤrt, durch das Mittel des Schuldenmachens die Geldkraͤfte

die aufbringen , mit welchen er in Anſpruch genommen iſt ;

wer⸗dagegen fehlen ihm die zu ſeinen Leiſtungen erforder —

tohn lichen phyſiſchen Kraͤfte nicht , fo lange er , was jetzt der

heit Fall iſt , zureichendes Futter fuͤr ſeinen Viehſtand uͤber⸗

haupt , und insbeſondere fuͤr ſein Zugveeh hat ; die Lei⸗

auch ſtung eines Anſpannes , die ſonſt 2 fl. und noch mehr

eap
| werth gewefen fen mag , faͤllt ihm nicht ſchwer , wo —

ruch gegen er , wenn ihm ſtatt dieſes Anſpannes nur 20 fr .

und zugeſchieden waͤren , ſolche , da er ſie nicht hat , auch

Ob⸗ nicht zahlen kann .

10 . Si 2i aN Betreff der zweyten Frage : welche Art

de .
der Geldumlage ſtatt den wirklichen Leiſtungen nach

phyſiſchen Kraͤften fuͤr die beſte und zweckmaͤßigſte ane

geſehen werden koͤnne, mag folgendes die Entſcheidung

ifft, beſtimmen :
als Der Herr Proponent fuͤhrt in ſeinem ganzen Vor⸗

idel trag den Grundfay gleicher derhälmifmáfiger Verthei —

— lung der Staatslaſten unter alle Glieder der Geſell⸗

mit ſchaft durch ; er will in der Anforderung von Geld —⸗

ger fråften , und in der allgemcinen Umlage auf den Gteuers

— fuß die einfachſte und zweckmaͤßigſte Anwendung dieſes
u⸗

Grundſatzes finden .
* In ſofern nur von dem Aufgebot ſolcher Kraͤfte

are | bie Rede it , melden ein allgemeines , d. h. ein auf
eR

ate Glieder nah dem Verpåltnif der aufgebotenen
daß

Kraͤfte gleich vortheilhaftes Ziel vorgeſteckt iſt , ſo kann

* weder gegen den Grundſatz ſelbſt , noch gegen die Art

t
feiner Anwendung Etwas gefagt werden ; allein , ws
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die in Anſpruch genommene Kraͤfte Inſtitute befoͤrdern ,
deren Nutzen fich auf befondere Gegenden oder befon -
dere Perfonen , nicht aber auf die gefammten Staats :

glieder bezieht , truͤgt der Grundſatz ; ſeine Anwendung
in der vorgeſchlagenen Art iſt ungerecht , und das Re —

ſultat der Anwendung dem ausgeſprochenen Zweck ganz
entgegengeſetzt ; denn , wenn die Umlagen der Bey —

traͤge , beſonders zu den Straßenbauarbeiten nach dem

Steuerfuß Statt haͤtten , ſo waͤren hierdurch zum Theil
gar nicht vorhandene Kraͤfte in Anſpruch genommen ,
und die Anforderungen beruhten nichts weniger , als

auf wirklicher Gleichheit ; denn

I ) würde der Befizer eines Haufes , welches big

auf den legten Hohlziegel feinen Glåubigern verpfåndet
ift , der faum aug dem Betrag deg Miethgeldes neben
Den Capitalzinfen die gewöhnliche Steuer aufzubringen
vermag , für den Beptrag zu der Unterhaltung einer

vieleicht nie gefehþenen Strafe in Anfpruh genommen ,
3u deffen Teiftung ibm die Kråfte durchaus fehlen ;

2 ) måften geringe Handmwerfer auf ihre Gewerb —

fteuer , Saften zu einem , ihrem Ynterefe võllig fremden

Bwed , zu Strafen , die fie nie betreten , Åbernehmen —

Laſten , die ſte nur durch Handwerksverdienſt zu leiſten
vermoͤgend waͤren , wodurch der Fall , den der Herr
Proponent unterſtellt , um der bisherigen Austheilungs⸗
art der Straßenbaufrohnen eine ſchwache Seite abzuge⸗
winnen , wirklich herbeygefuͤhrt ſeyn wuͤrde , indem man

fagen koͤnnte , daß auf dieſe Weiſe Schneider Roͤcke,
und Schuſter Stiefel in der Frohn zu machen haͤtten .

3) Waͤhrend die Grundeigenthuͤmer in der Naͤhe
bequemer Landſtraßen ſich aller Vortheile dieſer Straßen
ungeſchmaͤlert zu erfreuen haͤtten , muͤßten die entfern⸗
teren Gebirgsbewohner mit gar keinen , oder doch mit

ger
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dern , geringeren Vortheilen in voͤllig gleichem Maaßſtabe mit

eſon⸗Jenen an den Unterhaltungskoſten concurriren ; woruͤber

aats⸗ folgende Beyſpiele die naͤhere Erlaͤuterung liefern .

dung 5. 22 . Ich nehme bey dieſen Beyſpielen an , daß der

Re⸗ Frohnverguͤtungsbetrag fuͤr den Straßenbau jaͤhrlich nur

gang | 260,000 fi. erfordere , daf fohin auf Das roo f Steuer :

Bey - | capital 2/2 fr . erjoben werden dürften ; auf den Gall ,

dem | mwenn der Bergåtungsheytrag uͤber 600,000 fl. often

heil | wirde , wäre eg noch årger .

men , S: agds Cin Staͤdter befigt cin Haus mit dem

als Steuercapital von booo fl . , er ift mit derfelben Summe

verfhuldet , hat Dag Haug um 4o00 fl. vermiethet , und

bis mug 300 fi . Capitalzins zahlen , nah Abzug von : I9 fi -

indet Steuer : verbleiben ipm noh 81 fi . , pieron muf er die

eben ſtaͤdtiſchen Laſten zahlen , und das Haus unterhalten ;

n —

ngen wovon foller alfo einen weitern Beytrag fuͤr den Stra —

einer ßenbau auftreiben ? Stellt man ihn aber in der Be —

men, rechnung des Straßenbaubeytrags einem Andern gegen —

uͤber , der an dem Straßenzug wohnet , und Vortheil

verb⸗ von der Straße genießt , ſo wird die Sahe noch auf —

nden | fallender . Er , der Staͤdter muß von ſeinem Steuer —

| capital 2 fi . 3o fr . zahlen ; ein Bauer , Bewohner eines

ifen
|

amper Gtrafe gelegenen Ortes hat 8 Morgen Grundei -

Herr genthum , den Morgen angeſchlagen zu 2oofl . = i600 fl . , er

ngg - | befigt ein mit r000 fi. in der Steuer liegendes Haug ,

uges | pat ſohin zu verſteuern 2600 fl . , er hat alfo auf fein
man Gteuercapital einen Beytrag von 1 fl. 5 ër . zu bezahlen ,

oͤcke, Obwohl er zum Anbau yon 8 Morgen Grundeigen⸗

tten . thum feine ¿wey Pferde bedarf , bált er ſich dennoch

daͤhe ſolche , in der Abſicht , Den Guͤterwaͤgen oder andern

ißen Fuhren vorzuſpannen , gewinnt in der Wohe rein 3 fl . ,

ern⸗ im dem Jahr ſohin 150 fl . , von dieſen 150 fl. ziehe ich

mit die Haͤlfte ab , weil der Mann dieſe Haͤlfte mit einer
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weniger eintraͤglichen Unternehmung , außer der Gele —

genheit zum Vorſpann , haͤtte verdienen koͤnnen ; es

bleiben ſonach 75 fl . , um deren Betrag er dem Haus —

eigenthuͤmer durch den Vortheil der nahen Straße vor —⸗

ſteht , ungeachtet Letzterer mehr als doppelt ſo viel

Straßenbaukoſtenbeytrag zahlen ſoll .

S. 24 . Zehn Bauern haben z0 , ooo fl. Steuercapi⸗
tal , ſie entrichten dafuͤr an Beytraͤgen zum Straßen⸗
bau 12 fl. zo kr . dagegen benutzen ſie waͤhrend ſechs
Monaten im Jahr die nahe Straße zur Beyfuhr von

Kaufmannsguͤtern , oder , was noch oͤfters der Fall iſt ,
von rohen Fabrikbeduͤrfniſſen ; ſie verdienen ſich hier —
durch , nach Abzug aller Koſten , einen reinen monat —⸗

lichen Gewinn von 160 fl . , der ſich fuͤr 6 Monate auf
960 fl. berechnet . Davon ziehe ich ebenfalls die Haͤlfte
fuͤr den Verdienſt ab , der ohne die Straße , wiewohl
noch ſehr problematiſch , zu machen geweſen waͤre, wor⸗

auf noch ein ganz reiner , lediglich aus dem Daſeyn der

Straße hervorgehender , Vortheil von 480 fl . verbleibt .

Dagegen zahlen zehn von der Straße abgelegene Bauern -

hoͤfe bey gleichem Schatzungscapital zu 30,000 fl . dens

ſelben Beytrag von 12 f 30 fr . Die Bauern koͤnnen

die ferne Straße nicht benutzen , und ſehen muͤßig zu ,
wie ſich das Vieh an den ſteilen Bergwaͤnden auf dem

Waidgange muͤhſam und gefaͤhrlich die aͤrmliche Nah —
rung ſucht ; ſie zahlen ſohin bey dem Verdienſte , den

die Straße gewaͤhrt , unthaͤtig und untheilnehmend ihre
12 fl. 30 kr. , damit zehn Mitbuͤrger in einer gluͤcklichern
Gegend den Gewinn von 480 fl . machen .

§. 25 . Ein Gutsbeſitzer mit einem Steuercapital
von 40,000 fl. zahlt 16 fl. 40 kr Straßenbaubeytrag ,
er ſchickt auf der gutgehaltenen Straße woͤchentlich

zwey Waͤgen voll Gartengewaͤchſe auf den Markt der

au

ſo
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alé | drey oder vier Gtunden weit gelegenen Stadt, Und gee

og,
| vimt dadurch mwåhrend 6 Monaten monatlich ER ;

ig ſohin uͤberhaupt 132 fl . , wovon ich nichts abziehe , weil
ar

ohne die Straße der Abſatz von Gartengewaͤchſen nicht

siel möglich gewefen mwmåre. Er . fegt ferner 200 Walter

Sråchte wegen der bequemen Abfuhr pr . Malter um 10fr .

Ei
vortheilhafter , als der weiter zuruͤckgelegene Gutsbe⸗

ſitzer ab, und gewinnt dadurch wieder gf 20 fr . ,

b8 biezu die oþigen 132 fl , þat er einen ſummariſchen

; Geminn von 165 fl. 20 fr . Der foqgenannte Wålder

i þingegen , welcher von : einem bedeutenden Waldeigen —

i thum und feinem Hofgute nach dem gleichmaͤßig darauf
ruhenden Steuercapital von 40,000 fl . auch mit 16 fl .

* 40 kr. Straßenbaubeytrag angezogen iſt , ſein Holz , als

das einzige Produet aber entweder auf den Floßbach

a verkaufen , oder auf beynahe unfahrbaren Wegen , von

welchen er muͤhſam ganze Felſenſtücke hinwegſprengt ,

ar gefahrvoll fuͤr Menſchen und Vieh ing ebene Land

bringen muß , hat von ſeinen 160 fl. 40 kr . ganz und

bt | gar Nidts .

* §. 26 . Durch obige Beyſpiele , die ſich noch in die

Po | Hunderte vervietfaltigen ließen , glaube ich bis zur Evi —

denz den Beweis von der großen Ungleichheit geliefert

i
zu haben , welche in der Vertheilung der Beytraͤge zum

ib Straßenbau, durch unbedingte , d. h. voͤllig uneinge —

ga
ſchrankte Umlage auf den Steuerfuß zu finden iſt , und

* Ihre Commiſſion findet bierdurch die Meinung gerecht -

a
fertigt und begründet , daf die unbedingte allgemeine
Umlage durchaus zu verwerfen , Dagegen aber , wenn

taf
tint die Vertheilung der Leitungen zum Straßenbau

i
nach phyſiſchen Kraͤften in einer hiezu geeigneten Beit

id
aufgehoben , und die Geldumlage ſubſtituirt werden

J
ſollte , ſolche nur mit Repartirung eines verhaͤliniß⸗

z — DRONS IRUTANP RE CORN
* RDA iN Sey Tas h NNn NE N N. *
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måfigen Vorbetrags auf die Steuerpflichtigen in den

nåchfien Umgebungen : der Landfiragen . in Anwendung

au bningen ſey , welche Maaßregel gang analog mit

jener waͤre, welche hinſichtlich der Beytraͤge von den

Uferlhewohnern zu den Flußbaukoſten beſteht . Dagegen

verſt eht es ſich nach den entwickelten Grundſaͤtzen , daß

alle von einem allgemeinen Staatszweck gebotenen , und

unten ſolchen hauptſaͤchlich die Militaͤrfrohnen nach

ihrer Abſchaffung die Verguͤtung in einer allgemeinen

Steuerumlage finden muͤſſen .

Si 27 . Die dritte und legte Frage , welche fich auf

die Kriegsfrohnen und auf den Antrag bezieht : ſolche

alg Staatsfrohnen zu behandeln , und ihren Werth

durch eine Geldumlage zu verguͤten , iſt von der hoͤch—

ſten Wichtigkeit , indem ihre Entſcheidung , und ein , auf

dieſe Entſcheidung gegruͤndetes Geſetz , die verderblich —

ſten Reſultate fuͤr den Staat uͤberhaupt , und fuͤr den

Zuſtand der Finanzen insbeſondere , auf den Fall eines

Krieges , deſſen Schauplatz das badiſche Land werden

ſollte , nach ſich ziehen wuͤrde . Waͤre der Grund ſatz

ausge ſprochen , daß , wie es der Herr Proponent ver⸗

langt , die Staatskaſſe alle Verguͤtung der Kriegsfroh —

nen zu zahlen , und den bezahlten Betrag wieder durch

Steuerumlage zu decken haͤtte , ſo wuͤrde , abgeſehen

von der voͤlligen Unmoͤglichkeit , einen feſten Etat der

Steuer ſummen einzuhalten , die Staatskaſſe der Gez

meinfhuldner får . alle Forderungen werden , diefe Forz

derungen felbf aber wuͤrden zu foͤrmlichen Staatsſchul —⸗
den erhoben und geſtempelt ; woraus bey der Unmoͤglich⸗
keit , den Ausfall der Ruͤckſtaͤnde und der vielen nicht

eingehenden Beytraͤge zu decken , eine , den Staat er —

druͤckende , und die Finanzen , wie allen Staatseredit
zerſtoͤrende Schuldenlaſt entſtehen muͤßte. Wag [ hätte
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tug dem Staat und feinen Finanzen werden muͤſſen ,

wenn ein ſolches Syſtem waͤhrend 25 Kriegsjahren in

Anwendung gekommen waͤre 2 nur ein Statsbankerott

haͤtte bey den Millionen , nach welchen ſich die vielen

Kriegsfrohnen berechnen , der Erfolg ſeyn koͤnnen .

§. 28 : Aber auch opne diefe groͤßtentheils prakti⸗

tiſche Anſicht iſt das vorgeſchlagene Syſtem theoretiſch

verwerflich . Die Kriegsfrohnen — ihrer Natur nach

poͤllig ausgeſchieden von den im Frieden zu leiſtenden

Militaͤrfrohnen —lediglich im Kriege durch die Waf⸗

fengewalt in Anſpruch genommen , reichen nicht weiter ,

als dieſe Gewalt geographiſch ausgedehnt iſt ; auch von

den befreundeten Truppen gefordert , ſind ſie dennoch

von dem Feinde veranlaßt , weil ſie , nach Maaßgabe

der fernen und nahen feindlichen Stellungen und Bes

wegungen , Und zwar nach. dem augenblicklichen Beduͤrf⸗

nife an Hand - und Spannkraͤften, wie ſie jeder beſitzt

und disponibel þat , gefordert werden ; ſie gehoͤren

demnach unter die Bedraͤngniſſe des Krieges , die jeder

tragẽen muß , wie und wo ſie ihn zunaͤchſt treffen .

F. 29 . Sollten endlich die von des Freundes

Truppen geforderten Leiſtungen von jenen Frohnen aus⸗

geſchieden werden , welche der Feind erpreßt , die Zah⸗

lung aber nur fuͤr erſtere erfolgen , waͤhrend letztere als

nicht zu verguͤtende Erpreſſungen angeſehen wuͤrden,

ſo laͤge hierin der hoͤchſte Grad von Ungleichheit und

Ungerechtigkeit ; denn geſetzt , es ſtaͤnden ſich an der

Murg zwey Kriegsheere gegenuͤber , wovon das der

Freunde die im Ruͤcken gelegene Gegend bis an den

Medar und Main , Dag : feindliche aber den Landesſtrich

bis zum Bodenſee dominirte ; jedes Heer wuͤrde durch

Frohnaufgebote die Kraͤfte benutzen , welche ſich in dem

von ihm beſetzten Theil des Landes faͤnden , was in

* *
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der Natur der Gahe und in der deg teidigen Krieges
tiegt . . Würde . aber dag Ganze nath dem empfohlenen
Syſtem bey wieder eingetretenem rieden zur Ausglei⸗ —

chung kommen , dann muͤßte das Land von der Murg
aufwärts , ohne dag Geringfte får die Bedruͤckung des

Feindes in Anrechnung bringen zu duͤrfen , jenem , wel⸗
ches abwaͤrts gegen den Neckar und Main gelegen iſt,
nach der Steuerumlage ſeine Laſt , die ihm der Freund
aufbuͤrdete , zahlen helfen , demletztern Landestheil
waͤre wohl geholfen , dem erſtern aber durch eine nicht
zu tragende , voͤllig ungerechte Laſt ſein gaͤnzliches Ver⸗
derben herbeygefuͤhrt .

Dieſes alles iſt zu handgreiflich , als daß ich den

Zeitverluſt einer weitern uͤberfluͤſſtgen Eroͤrterung , und

die Zumuthung , ſolche anzuhoͤren , bey dieſer hohen
Kammer rechtfertigen koͤnnte . Ihre Commiſſton ſieht
das vorgeſchlagene Syſtem fuͤr zu gefaͤhrlich und ver —

derblich an , um ſolches zur Beruͤckſichtigung empfehlen
zu koͤnnen .

§. 30 . Eine weitere Gattung von ſogenannten
Frohnen , welche aber noch mehr als die von dem Staat

geforderten Leiſtungen als Societaͤtsobliegenheiten be —

trachtet werden muͤſſen , ſind die Gemeindsfrohnen , die,
wie es ſcheint , mehr der Gleichfoͤrmigkeit , als der

Sache ſelbſt wegen , unter das allgemeine Verguͤtungs⸗
princip , jedoch auf einen andern Verguͤtungsfond hin —
gewieſen , geſtellt werden wollen . Dieſe Obliegenheiten
ſind bey der Eroͤrterung der aufgeſtellten Hauptfragen
in gegenwaͤrtigem Berichte nicht beruͤhrt worden , weil

der Gemeindeordnungs - Entwurf hieruͤber Beſtimmun⸗

gen enthaͤlt , deren Berathung im conſtitutionellen Wege
ſchon angefangen hat , und woruͤber getrennte Verhand⸗
lungen , bey zwey verſchiedenen Anlaͤſſen nicht wohl
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zes zulaͤſſig ſeyn duͤrften . Uebrigens ſcheinen die Gemeinds⸗

wen | , da fie dem Bwede und Effect nah allein dem

feis | individuellen Snterefe der Gemeinden angehören , mit

irg | den Léifungen zu den allgemeinen Staatszwecken nicht

jes |
nie geringke Gemeinſchaft zu haben ; die Gemeinden

elz verlangen fie an fich ſelbſt , und leiſten ſie ſelbſt , auch

iſt, unterliegen ſie lediglich in ſo weit der ſtaatspolizeyli⸗
nò chen Aufſicht , damit die Gemeindsinſtitute , wozu die

eif Srohnen nothwendig find , niht vernachlaͤßigt werden ,

cht ſonſt hat der Staat nichts mit ihnen gu thun :

er⸗ Ich komme nun auf die

beſondern Beyſpiele des Frohnmiß —

en brauch s ,

nd deren der Herr Proponent in Beziehung unnöthiger

en Prunkbruͤcken , und der Militaͤrfrohnen gedenkt . Was

bt vie Prunkbruͤcke insbeſondere betrifft , ſo mag vielleicht
er⸗ die Vermiſchung des Begriffs der Soliditaͤt und des

en Prunkes einige Schuld an dem grellen Anſtrich haben ;

ſind inzwiſchen Beyſpiele des Mißbrauchs wirklich Yor -

en handen , und werden ſie nicht nur allgemein , ſondern

at fpecie bezeichnet , fo mõte es Pflicht der ſtaͤndiſchen

e⸗ Kammern ſeyn , ſolche zur Kenntniß der Regierung zu

e , bringen , Damit dte Rúge deg Mifbrauchs an den Per -

er fonen , wethe ibn veranlagt haben , erfolgen , und kuͤnf⸗

⸗ tigen gleichen Mißbraͤuchen vorgebeugt werden koͤnne .

n⸗ 5. 32 . In Anbetracht des zweyten Beyſpiels : —

n des Aufgebots von Militårfrohnen im Frieden — þa -

R | ben Se . Erzelleng der Hr . Generallieutenant v. Schaͤf⸗

if fer bemerft , daf bey den Arbeiten fuͤr das Zeughaus

a⸗ hauptſaͤchlich auf die beſte Qualitaͤt des Eiſens , die

jë fich in den Produften der oberlaͤndiſchen Eiſenwerke

Je allein finde , gefehen werden múffe s daf ferner die Mu -

nition bey dem gånzlihen Mangel von Eiſenſchmelzen
er—

—
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in den untern Landesgegenden , nur allein aus den

Schmelzen des Oberlandes zu erhalten fey ; daf eg

fohin in diefem Anbetracht nothwendig gewefen wáåre ,
die Frohnen leiſten zu laſſen , uͤber welche ſich der Herr
Proponent beſchwere . Der Militaͤretat habe fuͤr Trans⸗

porte derartiger Beduͤrfniſſe feine Poſition , und er
werde , wenn man ihm eine ſolche gebe , gern auf die

Frohnen Verzicht leiſten .
Die úbrigen Militaͤrfrohnen koͤnnten außer den

Transporten erkrankter Individuen , meiſtens nur in
den Faͤllen nothwendig ſeyn , wenn das Arme ecorps ,
wie dieß im vorigen Jahre geſchehen , zu beſonderen
Uebungen auf einen Punkt zuſammen gezogen werde ,
in einem ſolchen Fall koͤnnten die Frohnen aber ſchlech⸗
terdings nicht entbehrt werden ; auch moͤchte ihre Bey⸗
behaltung um ſo billiger ſeyn , weil durch die Verſamm⸗
lung des Militaͤrs in jener Landesgegend , welche die

Frohnen leiſtet , der nicht unbedeutende weitere Geld —
umlauf die Laſt der Frohn wieder ausgleicht . Ein ganz
genauer Anſchlag der Militaͤrfrohnen koͤnne aber nicht
gemacht werden , weil alleg von Zeit und Umftånden ,
hauptſaͤchlich aber von der Frage abhaͤnge, ob in- einem
oder dem andern Jahre Centraluͤbungen Statt haben
oder nicht .

8. 33 . Nachtraͤglich zu dieſen Bemerkungen leg⸗
ten Se . Excellenz der Hr . Generallieutenant v. Schaͤffer
eine Ueberſicht vor , wornach ſich ergiebt , daß

24 Angeſchirrte

ſpaͤnnige Wagen Pferde.
Im Nape r819 | 441 107 = | 22 SY43z 1820 292 ORERE 1482

a! = 1821 251 m22 | 62 | - 2429— — —in Summa 984 2750 258 7044
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aufgeboten worden ſind , welche die Beſtimmung

hatten ,

a ) geſchloſſene Arreſtanten , kraͤnkliche Militaͤrindivi —

duen , oder auf dem Marſche Erkrankte in die Garni⸗

ſonen , Spitaͤler , oder in ihre Heimath zu bringen ;

b) Militaͤreffecten oder Waffen , Munition zu fuͤhren ,

und bey Truppenmaͤrſchen die erforderlichen Requiſiten

und Fournituren mitzunehmen .

§. 34 . Nach den verſchiedenen Abloͤſungsſtationen

und der Stundenentfernung ſtellet ſich heraus , daß

924 Einſpaͤnner auf 8 Stunden zu 2 fl. 48 fr . gerede

Net a ; $ i E TSS A Da te :

2660 Zweyfpånner auf 15 Stunden zu

8 f . I5 fr . — —— tE .

258 Vierſpaͤnner auf 15 Stunden zu

6 maoe E AS o fi .

7044 Pferde auf 15 Stunden ’ zu

sf . rs tr . en se IBA ahe e E :

in Gumma 47447 fl 12 fr .

in ihrem Geldwerthe betragen , welchem zufolge , wenn

der Maafiftab zur Geldverguͤtung von den gedachten

drey Jahren einſtweilen hergeholt werden ſollte , fh

auf dag Jahr die Summe von 15,815 fl - 54 Ers erge -

ben duͤrfte .

§. 34 . Die ganze Berechnung gruͤndet ſich aus —

druͤcklich darauf , daß fuͤr den Mann auf die Stunde

9 fr . , und fúr dag Pferd r2 fr . zu zahlen feyen , und

daf mit Vergütung deS gleichen Betrags ; die für den

Mililaͤrbedarf erforderlichen Fuhren auch in der Folge

aufgeboten werden koͤnnen ; zugleich erlaͤutert ſich das

Auffallende , welches vielleicht in der großen Anzahl

von Pferden und Fuhren gefunden werden moͤchte ,

dadurch , weil eine und dieſelbe Fuhre

— —————— —
— ———
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von Mannheim bis Freyburg 13 mal ;

Mannheim nach Offenburg 8 — ſich

Karlsruhe nach Offenburg 5 — Be

RKarlsruhe nach Freyburg p ſch

Karlsruhe nach Conſtanz 14 — in

in der Berechnung begriffen ift . ar

§. 35 . Die Commiſſion glaubt , daß fuͤr die erſten di

Xabre , in welchen ein Gefeg får die Molófung der tic

Staats - , und mit ſolchen , der Militaͤrfrohnen in Wir — ob

kung traͤte , lediglich fuͤr die Geldverguͤtung ein Provi — Ci

forium angenommen , und durch die Erfahrung mebre - ge

rer Yahre erf eine bleibende Beftimmung erfolgen Fönne , gi

bey welcher jedoch darauf Ruͤckſicht zu nehmen waͤre, w

daß der Aufwand fuͤr die Beyſchaffung der Munition , w

wenn das ganze Beduͤrfniß angeſchafft ſeyn wird , ſich m

nicht fortwährend gleich bleiben fónne , und daf die ni

Militaͤrfrohnen nach der jetzt gaͤnzlich vollzogenen Trup - n

pendiglocation fich úberhaupt mindern , und fon ge - n

mindert haben muͤſſen. ſi

§. 36. Auf die uͤbrigen b

Bemerkungen uͤber das — und i

Conſeriptionsſyſtem ,
als nur voruͤbergehend in die Motion gezogen , und in €

folcher mit feinem eigentlichen Nntrage belegt , glaubte f

die Commiffion nidġt eingehen zu koͤnnen , indem fonft

bey zwey verſchiedenen Anlaͤſſen ein und derſelbe Ge —

genſtand in die Discuſſion gezogen wuͤrde . Denn bey

dem Budget liegt die naͤchſte Veranlaſſung , von dem

Steuerſyſtem zu ſprechen , wenn etwas Fehlerhaftes an

demſelben ſollte aufgefunden werden koͤnnen , und der

bereits vorliegende Geſetzentwurf uͤber die Conſcription

bietet allein die Gelegenheit dar ſich auch uͤber dieſen

Gegenſtand zu aͤußern .
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g. 37 Jn Beziehung auf das Steuerſyſtem hat

ſich der Herr Hofrath v. Rotteck ſelbſt geaͤußert , ſeine

Bemerkungen bis zur Discuſſton uͤber das Budget auf —

ſchieben zu wollen , dagegen hat derſelbe verlangt , eine

inzwiſchen der Commiſſion eingereichte ſchriftliche Mug -

arbeitung , morin - feine . Vorſchlaͤge und Anträge úber

die noͤthig erachteten Verbeſſerungen bey dem Conferipa

tions ſyſtem entwickelt ſind , zu den Akten zu nehmen ;

ob uͤber dieſe Vorſchlaͤge ein foͤrmliches Gutachten der

Commiſſion , als die Beleuchtung des Conſeriptions⸗

geſetzes anticipirend , abgegeben , oder deren Wuͤrdi⸗

gung auf die Discuſſion uͤber das Conſeriptionsgeſetz ,

wohin ſie allein gehoͤrt , verwieſen werden ſolle ; hieruͤber

wird vor der Hand die Entſcheidung der hohen Kam -

mer noͤthig ſeyn . Uebrigens verkannte die Commiſſion

nicht , daß die von der Verwandlung der Militaͤrfroh —

nen geltenden Grundſaͤtze auch auf andere Militaͤrlaſten ,

namentlich auf Einquartirung , anwendbar ſeyn wuͤrden ,

ſie trug jedoch um deswillen Bedenken , auf dieſen

beſondern Gegenſtand weiter einzugehen , weil er bereits

in der zweyten Kammer ausfuͤhrlich eroͤrtert worden ift

§ . 38 . Nahdem durch das Vorhergehende jeder

Gegenſtand im Einzelnen ſeine Beleuchtung erhalten

hat , wird es nun noch nothwendig , einige

nachtraͤgliche allgemeine Bemerkun —

gen , aus welchen die Nothwendigkeit

nåherer Recherchen hervorgeht ,

zum Schluſſe beyzufuͤgen .

§. 39 . Obwohl mehrere der zu den Staatsfroh⸗

nen gezaͤhlten Gerichtbarkeitsfrohnen , wie ſolches lin

dem gegenwaͤrtigen Berichte nachgewieſen iſt , theils

aufgehoben ſind , theils durch eine indirecte Maaßregel

von ſelbſt erloͤſchen , ſo beſtehen dennoch zum Theil

— — — ‘j54 K
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ſolche Frohnen fort , von welchen es ungewiß iſt , ob

ſie als Staatsfrohnen wirklich zu betrachten ſind , oder

nah ihrem Entſtehungsgrunde als Herrenfrohnen er —

ſcheinen . Selbſt die Gemeindsfrohnen ſind nicht allent⸗

halben genau von den Staatsfrohnen ausgeſchieden ,
und es beſtehen ſogar einzelne Faͤlle , in welchen es

zweifelhaft wird , ob eine Frohn zu den Gemeindg =
oder Herrenfrohnen gehören .

§. 40 . Einen Zweifel diefer Art möchte folgendes
Wepfpiel liefern : Mehrere Gemeinden Haben auf einen

privatrechtlichen Grund hin die Pflichtigkeit , in dem

Umfang eines Waldes oder andern Bezirkes zu froͤh⸗
nen , und insbeſondere die Wege herzuſtellen und zu

unterhalten ; es liegt ihnen ſohin in dieſer Beziehung
auf fremdem Eigenthum eine Herrenfrohn ob . Nun iſt

zur Communication mit andern zu dieſer Frohn nicht

pflichtigen Orten ein Vicinalweg nothwendig , zu deſſen
Herſtellung und Unterhaltung die Gemeinde , deren

Gemarkung er beruͤhrt , aufgefordert , oder auf die

Concurrenz der Gemeinden , fuͤr welche der Communi —⸗

cations weg vortheilhaft erſcheint , gegriffen wird .

Nichts iſt nun natuͤrlicher , als daß die zur Con —

curreng aufgeforderten Gemeinden fagen werden , Hier

fey von einer , auf den alten Frohnpflichtigen ruhenden ,
Herrenfrohn allein die Rede , wogegen legtere die Bes

Haúptung geltend machen dürften , diè in Anſpruch ge⸗

nomaene Arbeit fey alg Gemeindsfrohn zu betrachten ,
und beråhre ibre Frohnpflichtigkeit gar nicht .

§. A1 . Es iſt auf allen Fall als gewiß anzune h—
men , daß nach Aufhebung der Staatsfrohnen , zumal
wenn gleichzeitig ſich die Ablbſung mehrerer Herren⸗
frohnen realiſtren ſollte , unendlich viele Widerſpruͤche
der Frohnpflichtigen im Einzelnen uͤber die Kathegorie
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bet Frohnen zu erwarten ſeyen , und daher muß es

zur Beſeitigung der dadurch veranlaßten Proceſſe der

allgemeine Wunſch ſeyn , eine genaue Ueberſicht der

Frohnen , ausgeſchieden nach ihren beſonderen Kathe⸗

gorien , wie ſie jetzt noch beſtehen , aus jedem Amts⸗

bezirke zu erhalten . Eine ſolche Ueberſicht iſt ohne

beſondere Muͤhe und ohne vielen Zeitverluſt beynahe

ganz gelegenheitlich zu erheben , wenn zur Ausfuͤhrung

der in dem 6. 17 . deg VI Conſtitutionsedikts liegen⸗

den Beſtimmung , nach welcher bey den Frohnen das

Maximum des Maaßes der auf ſie zu verwendenden

Zeit feſtgeſetzt werden ſoll , geſchritten wird , welches

ſchlechterdings nicht mehr laͤnger verſchieblich ſeyn

duͤrfte .

§. 42 . Weiter bedarf es einer naͤhern Unterſu —

chung , worin die auffallende Verſchiedenheit in den

Angaben uͤber die Straßenbaukoſten zu 667175 fl . und

zu reſpective 260,000 a gefuht werden müfe , und

ob der gwifhen beiden Angaben in der Mitte liegende

Betrag fih durch den Anſchlag des Werths der Na⸗

turalfrohnen , und des dabey eintretenden Zeitverluſts ,

gegen die Koſten der Lohnarbeiten herausſtelle, oder

ob er ſich durch wirkliche Erſparungsmittel ergebe , uͤber⸗

haupt aber , ob die herabgeſetzte Summe von 260,000 fl.

fich halten Eónne . Diefe Unter fung ift um- fo noth -

wendiger , als hierdurch ein mehr als um das Doppelte

verſchiedenes Reſultat fuͤr die Geldumlage ſich ergeben

duͤrfte ; auch wird eine genaue Unter ſuchung nicht min⸗

der uͤber die Frage nothwendig , welches Praͤcipuum

den in der Umgebung der Straßen gelegenen Orten

nach den Vortheilen , die ſie von ſolchen genießen , zu⸗

gefhieden werden muͤſſe.
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Auf aleg Obige , was fowopl im Einzelnen alg
im Allgemeinen dargelegt iſt , gruͤndet die Commiffion
den ]

Se . Koͤnigl . Hoheit , den Großherzog , unterthaͤnigſt zu
zu bitten :

daß Hoͤchſtdieſelben der ordentlichen Behoͤrde , oder
einer beſondern Commiſſion in Gnaden den Auf⸗
trag ertheilen wollen , diejenigen Vorarbeiten vor —

zunehmen , durch welche die wuͤnſchens werthe Auf⸗
hebung der Staatsfrohnen ( die Kriegsfrohnen je⸗
doch voͤllig ausgenommen ) , oder wenigſtens die

Milderung oder Minderung dieſer Frohnen einge⸗
leitet werden koͤnnte ;

womit ich dieſer hohen Kammer und ihrer tiefen Weis —

heit den Beſchluß anheimſtellend , den gegenwaͤrtigen
Bericht ſchließe .
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er Naͤhere Vorfſchlaͤge des Proponenten .

f -

r⸗ Einer hochverehrliche Commiſſion lege ich hlemit meine

f -
naͤheren , die gleiche Bertheilung der Staatslaſten betref-

= fenden Vorſchlaͤge, auf welche ich mich in der Motivirung

*
meines Antrags auf Abſchaffung der Staatsfrohnen be⸗

rief , gehorſamſt zur geneigten Beruͤckſichtigung vor .

Sie beziehen ſich theils auf den Hauptgegenſtand mef -

ner Motion , D. H. auf die Deckung des durch Abſchaffung

der Frohnen entſtehenden neuen Staatsaufwands ,

n wobey mir freylich unvermeidlich ſchien , wenigſtens einen

fluͤchtigen allgemeinen Blid auf dag Stee urfyffem im

Gangen gu werfen ; theilg auf die unter der Herrſchaft

der naͤmlichen Rechtsprincipien ſtehende Regulirung der

Milizpflicht .
I . Ohne mih in einen beſtimm ten Vorſchlag zur

Deckung des obenerwaͤhnten neuen Aufwands einzulaſſen

weil die Zweckmaͤßigkeit und ſelbſt die Gerechtigkelt ei —

nes ſolchen nie an und fuͤr ſich , ſondern nur im Zu⸗

ſammenhang mit dem ganzen uͤbrigen Steu -

erfyſt em gewuͤrdigt werden kann — will ich blos ſum⸗

mariſch und eventuell einige Wege , worauf mir das Ziel

leicht errelchbar ſcheint , zur Auswaͤhl andeuten . Man Fann

naͤmlich:
A Den , nach Abſchlag des Praͤcipuums , welches

den an den Chauſſeen liegenden — daher dieſe Straßen

zugleich als Vicinalwege benutzenden — Gemeinden nach

Mer Billigkeit , und fuͤr jeden Fall zur Laſt fallen muß ,

noch eruͤbrigenden Koſtenbetrag aus der allgemeinen

ETTE —
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XXVIII

Staats - Kaſſe beſtreiten , und die hiefuͤr noͤthige wei⸗
tere Einnahme durch Erhoͤhung derjenigen Steuern , wels
de , und in fo fern fie nach Maafgabe der allgemeinen
Finanzprincipien und ihrer gegenwaͤrtigen Spannung ſol⸗
che Erhoͤhung zulaſſen , hereinbringen . Solches waͤre of⸗
fenbar das Leichteſte und Beſte , und auch in Uebereinſtim⸗
mung mit demjenigen , was bereits in Anſehung der Fluß —⸗
baukoſten wirklich ge ſchieht . Hier aber iſt freylich—wie ich in der Motibirung meines Antrags bemerkte
—die Vorausſetzung eines im allgemeinen gerege
ten Steuerſtyſtems noͤthig. Ich konn mich jedoch einſt⸗
weilen damit begnuͤgen, daß man ſolche Nothwendigkeit
anerkenne . Die Verhandlungen uͤber das Bu dget
werden den Anlaß zur Pruͤfung unſeres Steuerſyſtems dar⸗
bieten . Fuͤr jetzt abſtrahire ich davon .

B . Golte die — nah meinet Meinung unrichtige
Anſicht obſtegen , daß es unbillig waͤre, den bisher von
der Frohnlaſt freyen Klaſſen , zumal den Gewerbs —
treibenden , einen Antheil an der Frohnteluction zu⸗
zumuthen , ſollte man die bisherige Frohnlaſt als eine
Art von landwirthſchaftlicher Gewerbſteuer
geltend machen , ( wag freylih meiner eigenen Ueberzeu⸗
gung vollkommen entgegenſtreitet ) je nun , ſo repartire
man die noͤthige Summe blos auf die Grundſteuer
und ziehe dergeftalt wenigfteng alte Indiv iduen dieſer
Klaſſe , den Weinbauer wie den Fruchtbauer , den Rei⸗
chern wie den Aermern , den Vornehmen wie den Gerin -
gen , jeden naih Maafigabe feines Steuerſubſtrats ing
Mitleiden .

Selbſt bey dieſer , die Bauern durch den Grundſatz gewiß
ſehr praͤgravirenden , Art der Umlage wuͤrden ſie gegen ihren
jetzigen Zuſtand bedeutend erleichtert , das Unrecht alſo
wenigſtens gemindert werden . Doch wuͤrde hier aller⸗
dings die Fuͤrſorge noͤthig, oder hoch raͤthlich ſeyn , allen
Einzelnen oder Gemeinden unmittelbar oder mittelbar die
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XXIX

Gelegenheit gu verihaffen , wenigfeng die Summe des

Steuerzuſchlags durch Lohnarbeiten , fuͤr den Staat ver⸗

richtet , abzuverdienen . Der Adminiſtration kann ſolches

nicht ſchwer werden ; auf einige Wege der Ausfuͤhrung

iſt bereits in meinem , zur Begruͤndung meiner Motion ge⸗

haltenen muͤndlichen Vortrag hingedeutet worden .

O. Man koͤnnte endlich die Unterhaltung der Land⸗

ſtraßen ( uͤberhaupt die bis jetzt in der Frohn verrichteten

Straſſenarbeiten ) nach einem billigen (allernaͤchſt auf dem

Gtener- Kapital , daun aber : auch auf Berhåltnifen der

Lagere . ruhenden ) und immer Dag oben bemerfte Pråci -

puum mit in die Rehnung nehmenden Austheiler , den

Gemeinden zuweifen , und jeder Gemeinde úberlaffen ,

die Unterhaltung der ihr zugetheilten ( natůrlich nach Maaf -

gabe der Entfernung von der Gtrafe und : vom Material

kleiner zuzumeſſenden ) Strecke durch Lohn⸗- Arbeit ( wo⸗

fuͤr das Geld aus der Gemeinds - Kaſſe , oder aus eigenen

Umlagen nach dem Steuerfuß gemaͤß geſetzlicher Beſtim⸗

mungen zu nehmen waͤre ) zu bewerkſtelligen . Nach dieſem

Vorſchlag bliebe einerſeits die Staats - Kaſſße gaͤnzlich

unangeſprochen , anderſeits faͤnde der befuͤrchtete Geld⸗

abfluß aus den aͤrmern in die reichern Gegenden nun ganz

unmoͤglich Statt , indem die Unkoſten im Schooße derje⸗

nigen Gemeinde zuruͤckblieben , welche ſie aufgewendet .
So geſchieht es ſchon wirklich in einigen Staͤdten ; wie

koͤnnie es im allgemeinen unausfuͤhrbar ſchei —

nen ? —

II In Bezug auf die Miliz pflicht habe ich behaup⸗

tet , daß das Conſeriptionsgeſetz ſich abſchaffen , und

durch ein Syſtem der gleichen Vertheilung erſetzen

ließe , ohne alle Schwaͤchung , vielmehr zum Vortheil der

bewaffneten Macht . Ich erlaube mir hieruͤber die fol⸗

genden Andeutungen :
A . Der Idee des Rechts am entſprechendſten waͤre

— —
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ger in beſtimmten Alters - Jahren eine genuͤgende Zeit hin⸗
durch in den Waffen geuͤbt , daher zum wirklichen Kriegs⸗
dienſt tauglich gemacht , die ſtehende Grundmafſe
deg Heeres aber blos aus Frey wil ligen ( durch Hand⸗
geld und kurze Capitulationszeit , oder fuͤr die Edlere

noch wirkſamer Durch- Ehre und Vatertandsliebe anzulo —
ckenden Freywilligen ) gebildet , und dije dafuͤr allerdings
ſehr bedeutende Mehrausgabe auf die allgemeine Sta at s —

Kaſſe uͤbernommen wuͤrde . Ich beſcheide mich indeſſen
gern , daß , ſo lange man eine ſo große ſtehende Trup⸗
penzahl fuͤr noͤthig findet , als wirklich unſer Etat beſaget ,
die ohnehin ſchon erſchoͤpften pecuniaͤren Kraͤfte der Steuer

pflichtigen jene Steuer Erhoͤhung zu ertragen außer Stan :
de ſeyen ; daher mache ich den zweyten Vorſchlag .

B . Daß naͤmlich ſolche Mehr⸗Ausgabe aus geſetzlich
zu beſtimmenden Beytraͤgen der Milizpflichtigen
ſelbſt oder ihrer Eltern ſolle beſtritten werden . Man
koͤnnte zu dieſem Behuf abermals verſchiedene Weze ein⸗

ſchlagen , je nachdem man die Milizpflicht als eine fuͤr
alle du rcha us gleiche , alſo ſtreng perſoͤnliche
Schuld , oder als eine der Steuer ſchuld analoge , . h.
mit dem Maaf des Beſitzt hums, alſo der vom Staat

uns gewaͤhrten Vortheile im Ver haͤlt niß ſtehende
Obliegenheit betrachtet .

In der letzten Vorausſetzung wuͤrde eine nach dem

Steuerfuß zu regulirende Umlage auf die Milizpflichti⸗
gen Statt finden muͤſſen ; in der erſten — welche mir

auch — mit gewiſſen naͤhern Beſtimmungen — die rich —
tigere ſcheint — moͤchte etwa ſtatuirt werden , daß jeder
Milizpflichtige durch Zahlung einer maͤßigen Summe —

z. . . von 1o00 fl. — von der Schuldigkeit de Looſens
ſich befreyen , dagegen wer ſolches nicht will oder nicht
kann , entweder o hne Looſen — doch fodann mit dop -
peltem Handgeld — ein treten , oder im Fall er gelo —
ſet , und eine Dienſtnummer gezogen haͤtte , zwiſchen dem
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Eintreten gegen einfaches Handgeld und dem Einſtellen

eines Erſatzmanns waͤhlen duͤrfte . Hoͤchſtwahrſcheinlich
wuͤrden ſo viele ſich vom Looſen durch Zahlung befreyen ,

daß dadurch die zu den Handgeldern noͤthigen Summen

noch mehr als gedeckt wuͤrden . Geſchaͤhe es niht , fo

waͤre durch Umlage auf alle Milizpflichtige ( doch hier

nach dem Steuerfuß ) oder allerletzt durch Zuſchuß aus der

Staats⸗Kaſſe —welcher jetzt nicht mehr bedeutend

ſeyn koͤnnte —das Handgeld auf resp . 100 bis 200 fl. zu

bringen . Uebrigens ſind dieſe Summen nur beyſpiel —

weife angegeben . Die Erfahrung und der darauf

zu bauende Calcul wuͤrden die — etwa nach Zeitum⸗

ſtaͤnden noͤthige oder raͤthliche — Erhoͤhung oder Ernie⸗
drigung leicht an die Hand geben .

O . Aber es koͤnnte auch den Milizpflichtigen jedes

einzelnen Bezirks uͤberlaſſen bleiben , ſich unter

einander wegen Stellung der geforderten Mannſchaft ,

nach Umſtaͤnden uͤber die Hoͤhe des Handgeldes oder der

Befreyungs ſumme vom Looſen zu v ergleichen . Hier —

aͤber will ich ein doppeltes Rechnungs - Exempel vorlegen ,

um die leichte Ausfuͤhrbarkeit darzuthun . Es find aber

auch noch andere Weiſen der Ausgleichung gedenkbar ;

und wir ſehen aͤhnliches bereits vorhanden , ſogar in

Frankreich , der Heimath des Conſeriptions⸗Geſetzes ,
deſſen Haͤrte dadurch wenigſtens fuͤr diejenigen Gemein⸗

den oder Cantone (z. B . Straßburg ) bey welchen eine

ſolche Ausgleichung eingefuͤhrt iſt , ſich mindert oder

aufhebt .
Wir molen annehmen , von 100 Conſeriptionspflich⸗

tigen einer Gemeinde wůrden 20 : 0der in kleinerer Sum —

me , von 20 Pflichtigen wuͤrden 4 fuͤr den Mili taͤrdienſt

gefordert . Die 20 Pflichtigen wollen entweder erſt nady

dem Loosziehen fich auggleihen , oder foon vor dem⸗

ſelben .

a ) Im er ſten ( minder zu empfehlenden ) Fall wuͤrde
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nun jeder Einzelne , nah der Ordnung der gezogenen Num -

mern Nufzurufende , fich daruͤber zu erklaͤren haben , ob er lie⸗

ber roo fl. als Befreyungspreis zahlen , oder 100 fl. als

Handgeld nehmen wolle . Je nachdem in einer Gemeinde oder

einem Zeitpunet die Abgeneigtheit gegen den Soldatendienſt

kleiner oder groͤßer iſt , ( Coder auch nach Vermoͤgens Verhaͤlt⸗
niſſen ) , werden die 4 zum Dienſt bereitwilligen ſchon unter

den erſtern oder erſt unter den letzten Nummer erſcheinen . Je

ſpaͤt er ſie vollſtaͤndig werden , deſto hoͤher wird ihr Handgeld

ſteigen . Denn wenn ſchon bey der Sten Nummer ter

vierte Freywilige da ift , fo find vor ihnen nur vier ges

weſen , welche die Loskaufung mit 100 fl. vorzogen .

Die zuſammengeſchoſſene Loskaufungsſumme betraͤgt alſo

4o00 fl , und Das Handgeld eines jeden Freywilligen gerade

100 fl. Jf aber der vierte Dienftnehmende erft bey der

zwölften Nummer erfchienen , fo waren 8 Ablehnende ,

alfo 3ahlende da , die Logfaufófumme beträgt fodann 800 fi .
und das Handgeld jedes Dienenden 200 fl . Muͤßte man

16 Nummern aufrufen , bis vier ſich fuͤr den Dienſt er —

klaͤrten , ſind alſo 12 den Loskauf Waͤhlende geweſen , ſo

ſteilgt die Loskaufsſumme auf 1200 fl . und das Handgeld

auf 300 fl . Und wenn endlich erſt bey der 20ſten Num⸗

mer der vierte freywillige Recrut erſcheint , ſo erhoͤhen

ſich jene Summen auf 1600 fl. und 400 fi ( Die Hand

geldsſummen , die in den hier nicht ausgedruͤckten , z wi⸗

ſchen den angenommenen Rundzahlen in der Mitte liegen⸗
den Faͤllen ſich ergeben , ſind eben auch zwiſchen 100 , 200 ,

300 und 400 ſchwebend , d. h. von 100 zu 200 ſonach zu

300 und 400 allmaͤhlig hinauffteigend , wie die eins

fachſte Rechnung darthut ) .
Um jedoch auch fuͤr den Fall , daß etwa ſchon unter

den vier oder ſechs bis ſieben zuerſt aufgerufenen
Nummern die vier zum Dienſt Willligen ſich gefunden haͤt⸗

ten , das Handgeld von mindeſtens roo fl. zu erhalten ,
koͤnnte oder muͤßte verfuͤgt ſeyn , daß außer der , durch die
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* begehrte Loskaufung der nach ihren Loosnummern aufge⸗

* rufenen Pflichtigen zuſammengebrachten Summe , ein Be —⸗

trag von 400 fl. zum Handgeld , fuͤr die vier , welche den

*
Dieng wåhlen , Durh eine , bey ſaͤmmtlichen Pflichtlgen

se der Gemeinde (d. h. hier bey jenen 20 ) nach ihrem Steu⸗

= ercapital erhobene Umlage , fole gefammelt merden , wor⸗

nach vie weiten £ oëfauffummen nur zur Erhoͤhung
Je des Handgeldes , nicht aber zu defen Grundlage dien =

eld ten . Oder man fònnte anch biog die zur Ergå ngung

der des geſetzlich beſtimmten Handgelds noͤhhige Summe auf

die vorgeſchlagene Weiſe umlegen .

tfo
Für ten entgegengeſetzten , wiewohl kaum gedenlbaren

ns
Sall , dağ unter allen 20 niht 4 fih fér die Dienfte

y annahme erklaͤrt haͤtten, wuͤrde zur Abhuͤlfe eine ſonach
nA

eintretende Erhoͤhung der Loskaufungs ſumme hinreichen .

2 Dieſer Fall wuͤrde naͤmlich zeigen , daß auch das Hand⸗

* geld von 400 fl. ( oder vielmehr mit Zurechnung der un⸗

a
bedingt zufammenzufehiefenden soo f . von 500 fle

—* nicht hoch genug ſey , um vier aus den zwanzigen zur

— Dienfübernahme zu beſtimmen .

> Oftmals wuͤrde es jedoch genuͤgen, nach geendeter
*

Aufrufung des Ergebniß derſelben , und die ſich hlernach

ben herausſtellende Groͤße des Handgelds zu verkuͤnden , und

* entweder abermals nach Ordnung der Nummern , oder

oor auch im Allgemeinen an ſaͤmmtliche Pflichtige die Frage

zu ſtellen , ob Einer oder Wer aus ihnen nach Der nuns

⸗ mehr befimmten Handgeléfumme in Dienft treten wole ?

nan Maldelen ſich jetzt , im letzten Falle , mehrere als noͤthig ,
T

fo måfte entweder die alte Loògnummer oder ein neues

Loog den - Borzug entfheiden , Auch wirden dureh fol -

= he neue- Umfrage Diejenigen befannt werden , welde

—*
geneigt waͤren, in die Stelle der etwa von der Militaͤrbe⸗

| bòrde verworfenen oder fonft ermangelndenDienfluftign

* — gegen daſſelbe Handgeld — einzuruͤcken.
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Auf aͤhnliche, doch noch mehr unbedenkliche wmd
mal dem Loos noch weniger Macht einraͤumende Weiſe
moͤchte verfahren werden , wenn die Pflichtigen ſchon vor

ſolcher Loosziehung ſich uͤber das Handgeld vereinbarten .
Vorerſt bliebe die Beſtimmung , daß aus den nach

dem Steuerfuß zu regulirenden Beytraͤgen der 20 Pflich⸗
tigen eine Gumme von qoofl . , dag Minimum deó Hand -
geldg pr roo ff . får die vier Auszuhebenden zuſammen
gebracht wuͤrde . Sodann muͤßten alle Zwanzig etwa in

verſchloſſenen Zetteln , auf Art der Soumiſſionen )
ſich erklaͤren , ob ſie lieber roo fl . fuͤr die Befreyung za h⸗
ten , oder gegen das durch die zuſammenkommenden
Loskaufungsſummen erboͤhte Handgeld die nen wollen .
Hler wird nun abermals der Prels des Dienſtes nach dem
Grad der unter den 20 vorherrſchenden Geneigtheit oder

Abge ieigtheit , ſteigen oder fallen . Vier , die ſich loskau⸗
fen , bringen immer eine Erhoͤhung des Handgeldes um
100 fl . hervor . Sind alſo alle zum dienen bereit ,
ſo betraͤgt das Handgeld 100 fl . Kaufen ſich 4 los , ſo
iſt das Handgeld 200 fl . Kaufen ſich 8 , 12 oder r6 tog ,
fo feigt dafelbe anf 3 , 4 , oder 500 ff . , Håtten abeg
niht vier fih zur Dienſtleiſtung bereit exklaͤrt , ſo waͤ⸗

re das Ergebniß der Abſtimmung , alſo die Hoͤhe des Hand⸗
geldes zu perkuͤnden , und abermalige , jetzt laute ,Um⸗

frage zu halten , Meldeten ſich jetzt mehr als vier oder

haͤtlen ſchon bey der erſten geheimen Abſtimmung mehr
als 4 fich fúr den Dienft erélårt ; fo můfte dag Loos unter

ihnen entfcheiden , und welden dafelbezum Soldaten ,
oder auch zum Nach mann eines ſolchen beſtimmte , deg
wuͤrde dann freudig ausrufen : „ er habe das Spiel g ewone

nen “ , anſtatt daß gegenwaͤrtig das Ziehen einer Dienſt⸗
nummer den Klageruf : „ ach , ich habe es verloren ! “

dem Ziehenden auspreßt In dem hoͤchſt unwahrſchein
lichen Falle , daß auch um 500 fl . nicht vlere zu gewin⸗
nen waͤren , muͤßte entweder zur Eth oͤhung der Loskaufs —

a

a
a
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fumme gefhritten , oder der Verſuch zur Anwerbung

anderer niht unter den 20 befindlichen , jedoch in all⸗

weg Laugliſch er Maͤnner gemacht werden .

Es verſieht ſich ven ſelbſt , daß nur ein mit hinrei⸗

chender Bedeckung oder Buͤrgſchaft verſehenes Anbot der

Loskaufung koͤnnte angenommen werden .

Faͤnde man jedoch dieſe Beſtimmung in Anſehung der

Armen fuͤr druͤckend , ſo moͤchte noch weiter — zur He⸗

bung auch der letzten Bedenklichkeit — einem Jeden ,

welcher die beſchriebene Wechſelwahl verſchmaͤht, auch

vergoͤnnt werden , fuͤr ſich allein eine Loosnummer zu gies

hen ; mwornady er fodann , wenn er eine Dienftnu ny

mer zieht , ohne alles Handgeld dienen muͤßte ,

zieht er aber eine Freynummer , ohne alle Geldleiſtung

kreywaͤre . Nachdem alsdann ſolche Diſſidenten ihreSchick⸗

ſals beſtimmung aus der Urne gezogen haͤtten , wuͤrde das

eben beſchriebene Berfahren der Ausgleichung unter den

Uebrigen Statt finden , doch iſt kaum zu glauben , daß

ein Verſtaͤndiger das heutige Loos der hier vorge⸗

ſchlagenen Ausgleichungsweiſe vorziehen werde , wenig⸗

ſtens waͤre es nie eine Rechtsſchuldigkeit , ſondern bloſe

Mach ſicht Adie ihm hlerin willfahrte .

Ich begnuͤge mich damit , dieſen Plan nach ſeinem

aͤuſſerſten Umriß gezeichnet zu haben . Wohl erkenne ich ,

daß noch verſchiedene Nebenbeſtimmungen zu ſeiner Voll⸗

ftaͤndigkeit noͤthig , und daben nicht frey von Schwierig⸗

kelt waͤren . Indeſſen ſind weit groͤßere Schwierigkeiten

und Berwičlungen bey dem heutigen Conferipti

ons ſyſt em vorhanden , und vermochte man dieſelben

zu heben , einem ungerechten Geſetze zu Liebe , ſo wird

es wohl auch moͤglich ſeyn , fle aur Gieuer teg Rechts

und der Lumanitát ju befieger und ati oͤſen .

v Rotteck

— — y
— æ —





Drey und zwanzigſte Sitzung .
Karlsruhe , den 18 . Junp 1822 .

e

Diefe . Sigung war eine geheime . Eg wurde in -

derſelben mit Stimmeneinhelligkeit

beſchloſſen :

dem Beſchluſſe der zweyten Kammer :

die Großherzogl . Regierung zu ermaͤchtigen, pro —

viſoriſch , bis die Darmſtaͤdter Verhandlungen
zu dem erwuͤnſchten Reſultate einer gaͤnzlichen

Vereinigung gefuͤhrt haben werden , alle Maß —

regeln , welche die Lage des Landes in Bezug

auf die auswaͤrtigen Handelsverhaͤltniſſe erfor —

dern moͤchten , ſo weit es durch gemeinſame Ver —

abredungen mit benachbarten Regierungen ge —

ſchehen koͤnne , zu ergreifen ;

beyzutreten .

Frhr . v. Zyllnhardt .

Zachariaͤ .

Protokotte der 1. Kammer . 37
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Vier und zwanzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 22 . Juni 1822 .

Gegenwoaͤrtig :

MER die bisher erfhienenen Mitglieder , mit Xugsnabme :
J Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner und

des Freiherrn v. Gemmingen - Steinegg .

Weiter anweſend :
die Herren Regierungscommiſſaͤre , Staatsrath v. Gu —

WE | lat und geh . Referendaͤr v. Liebenſtein

Unter dem Vorſitz des zwehten Vicepraͤſtdenten

Staalsraths Frhrn . v. Baden .

Das Protokoll der ein und zwanzigſten Sitzung
wurde verleſen .
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Vier und zwanzigſte Sitzung vom 22 . Juny . 557

— v, Rotteck : Auf die Gefahr hin , Dag meine Yeu -

ßerung mit Ungunſt , ſelbſt von meinem verehrten

Freunde , dem um unſere Kammer hochverdienten Herrn

Protokollfuͤhrer , werde aufgenommen werden , muß ich

mir eine allgemeine Bemerkung uͤber das ſo eben verle —

ſene Protokoll erlauben . Daſſelbe iſt naͤmlich in einer

von der ſonſt beobachteten abweichenden Form verfaßt ,

es iſt hoͤchſt abgekuͤrzt , und enthaͤlt mehr nur einen

ſummariſchen Bericht uͤber die Reſultate , als uͤber den

Gang und Inhalt der juͤngſt gepflogenen Verhandlung .

Dieſe Form nun halte ich får zweckwidrig , fuͤr wider⸗

ſtreitend den weſentlichſten Intereßen der Sache , der

Kammer und der Einzelnen ; und es laͤßt ſich zu ihren

Gunſten kein anderes Motiv aufſtellen , als die — frey -

lich wuͤnſchenswerthe und von den Gecretåren der . Kama

mer ſehr billig anzuſprechende — Verringerung der

Muͤhe und des Zeitaufwandes zu deſſen Verfaſſung .
s

Indem ich die Wichtigkeit ſolchen Anſpruchs mit

rrn Ueberzeugung anerkenne ( ich ſelbſt als ehemaliger Se —

cretaͤr habe die Arbeit des Protokollfuͤhrens aus eigener
Ind Erfahrung fennen lernen ) , und . daper meinen ſchon

oͤfters geaͤußerten Wunſch in wiederholte Erinnerung

bringe — daß naͤmlich durch Anſtellung von Geſchwind —

ſchreibern fuͤr moͤglichſt gute und vollſtaͤndige Materia⸗

lien des Protokolls geſorgt , und dem Secretaͤr mehr

zu— nur die Leitung und Oberaufſicht , als die wirkliche Ab — £

fafung möchte aufgebůrdet werden — bemerfe ich dod ,

daf får jeden Fal die Berminderung der Mihe nur

eine untergeordnete NRúdficht anfpreche , und daf . még -

ten lichſt vollſtaͤndige Protokolle das unerlaͤßlich no —ͤ

thige Mittel ſeyen , die in der Conſtitution ausgeſpro⸗

mg chene Deffrentlichteit der Verhandlungen in einer Kam -

mer zu realiſiren , deren beſchraͤnktes Local kaum einem

P. 7 *—— 0
—— a a aa i ia *
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Protokolle der Erſten Kammer .

ip Publikum von 20 Perſonen Raum gewährt , und von
H

deren Arbeiten ſelbſt die Zeitungen — wie einen gewiſ —

fen Kaltſtun des Publikums theilend — nur die duͤrf—
ii tigen Angaben enthalten ; wmåhrend die Verhandlungen
l

der zweyten Kammer — abgeſehen von allen andern

i guͤnſtigern Verhaͤltniſſen — noch durch einen eigends
von der Regierung angeſtellten Beobachter ſorgfaͤltig

verzeichnet und dem Publikum mitgetheilt werden .

Das Wort aber , welches in unſerm Saale geſpro⸗

chen wird , hat nicht nur den Zweck unſerer eigenen gez

genſeitigen Verſtaͤndigung ( die bloßen Vorberathungen
und die geheimen Sitzungen etwa ausgenommen ) ; ſon⸗
dern es ſoll ausgeſprochen ſeyn vor dem ganzen Volk ,

ja dor der Nation ; alfo muf eg ihr auch fund werden

durch treue Verzeichnung . Es genuͤgt nicht , den Haupt⸗
inhalt der Beſchluͤſſe und der von Einzelnen gemachten
Antraͤge zu kennen ; das Publikum verlangt auch die

Begråndung beider , nicht minder die vorgebrachten Ge —

gengrúnde , und Den ganzen Gang deg Gtreitgefprádhs

zu wiſſen . Insbeſondere oder allernaͤchſt verlangt ſol⸗

ches die zweyte Kammer , welche unſern Beſchluͤſſen die

eigene Zuſtimmung geben ſoll . Wie kann jene ſie die

Beſchluͤſſe vollſtaͤndig wuͤrdigen , wenn ſie nur ihren
Wortlaut mitgetheilt erhaͤlt ? Und iſts nicht leicht moͤg—
lih , dah ein in dieſer erſten Kammer verworfener
Antrag , je nach Beſchaffenheit ſeiner Begruͤndung , gleich —

* wohl den Beyfall der zweyten , und auch die Aufmerk⸗
ſamkeit der Regierung gewinne ? — Und muß endlich
nicht jedem , deſſen Antraͤge verworfen wurden , daran

gelegen ſeyn , daß wenigſtens die Gruͤnde und Gegen —
gruͤnde derſelben vom Publikum gekannt ſeyen ?

Ich koͤnnte von dieſen Betrachtungen eine ſehr tref —
fende Anwendung auf das eben vorliegende Protokoll
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Vier und zwanzigſte Sigung bom 22 , Juny . 559

und auf mih felbt machen . . Yedoh verlange ih nicht ,

daß etwas weiteres , als bereits darin aufgekfuͤhrt iſt ,

von meinen eigenen Aeußerungen hineinkomme , obſchon

gerade ih eg war , defen Hauptantraͤge verworfen wur⸗

den , Mber ich vermiſſe mit Betruͤbniß darin manches

gehaltreiche und lichtvolle Wort , welches in der juͤng⸗

ſten Discuſſion von dem verehrten Herrn Protokollfuͤhrer

ſelbſt , dann von dem Hrn . Regierungscommiſſaͤr , geh .

Referendår v. Liebenftein , Dem Herrn Staatsrath

v. Tårfheim und von mehrern andern verehrten Mits

gliedern gefprochen worden ; und erflåre mein Bedauern

dDaråber , daf eine mehr alg vier Gtunden hindurch ges

pflogene Discuſſion uͤber einen der allerwichtigſten und

ſchwierigſten Gegenſtaͤnde der conſtitutionellen Geſetzge —

bung , mit ein Paar Bogen Protokoll ſich begnuͤgen ſoll ,

waͤhrend ſchon manche weit minder wichtige Discuſſion

ſich einer getreuen und vollſtaͤndigen Verzeichnung er —

freute . Doch habe ich bei dieſer Erklaͤrung keinen

andern Zweck , als die hohe Kammer zur ausdruͤck —

lichen Erneuerung ihres ſchon mehrere Male gefaßten ,

auf dem Intereſſe der Sache und auf den Rechten der

Mitglieder ruhenden , Beſchluſſes zu veranlaſſen , wo —

nach zwar eine Abkuͤrzung des Protokolls uͤber einzelne

Verhandlungen oder ganze Sitzungen jedesmal ſtatt

finden fol , wenn die hohe Kammer ſelbſt , durch einmuͤ⸗

thigen Beſchluß Solches alſo verlangt oder genehm

haͤlt, aber gleichwohl die Vollſtaͤndigkeit der Auf —

zeichnung die Regel bleibt , und insbeſondere niemals

von dem etwas ausgelaſſen werden darf , deſſen Auf —

nahme ins Protokoll auch nur von einem einzigen Mit —

gliede begehrt wird .

Nachdem hierauf der geh . Hofrath Zachariaͤ ,

mit deſſen Aeußerungen ſich der Frhr . v. Zyllnhardt

agan y ——
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560 Protokolle der Erſten Kammer .

alg durchaus einverſtanden erklaͤrte , theils über die

Faſſung des verleſenen Protokolls und die dagegen er —

hobenen Bedenklichkeiten mehrere Erlaͤuterungen gege —

ben — theils ſich uͤber die Faſſung der Protokolle im All⸗

gemeinen verbreitet hatte , auch der eine und der andere

Gegenſtand in einer weitern Beſprechung eroͤrtert wors

den war ,

beſchloß
die Kammer ,

das verleſene Protokoll zu genehmigen , auch ( ges

gen eine Stimme ) auf die Vorſchlaͤge und Aeu —

ßerungen uͤber die fuͤr die Faſſung der Sitzungs —

protokolle uͤberhaupt aufzuſtellenden Regeln einft -

weilen , und bis daß eine beſondere Motion we —

gen dieſes Gegenſtandes gemacht wuͤrde , im

dollen Vertrauen zu dem Ermeſſen des Secreta —

riats , nicht einzugehen .
Weiter wurde das Protokoll der zwey und zwan —

zigſten Sitzung verleſen und genehmigt .
Der Tagesordnung gemaͤß erklaͤrte der Bicepråfis

dent die Discuſſion uͤber die Motion des Hofraths
v. Rotteck wegen Abſchaffung der Staats —

frohnen fuͤr eroͤffnet , mit der Bemerkung , daß der

Herr Regierungscommiſſaͤr , Staatsrath v. Gulat , im

Namen der Regierung eine Eroͤffnung uͤber den Gegen⸗

ſtand dieſer Motion zu machen gedenke , auch der Herr

Hofrath v. Rotteck ſich als Redner uͤber den wegen

dieſer Motion erſtatteten Commiſſionsbericht habe eine

ſchreiben laſſen .

Reg . Com . Staatsrath v. Gulat : Der uͤber den

vorliegenden Gegenſtand erſtattete Commiſſionsbericht

duͤrfte durch die Aufzaͤhlung der verſchiedenen Gattun —

gen der Gtaatsfrobnen , fo wie fie in dem fester

A
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Conſtitutions Edict aufgefuͤhrt werden , und den nach —
pe

d gefolgten ſpaͤtern Geſetzen und Verordnungen , die Ueber —

er⸗ zeugung gewaͤhren , daß es ſich eigentlich nur noch um

zwey Gattungen von Staatsfrohnen handle , deren

Mils Aufhebung in der zur heutigen Berathung ausgeſetzten

ere Motion gewuͤnſcht wird . Dieſe ſind : die Militaͤr⸗ und

3e Straßenbaufrohnen .

Ich bin zu der Erklaͤrung ermaͤchtigt , daß die Re —

gierung keinen Anſtand nimmt , die Militaͤrfrohnen auf⸗

zuheben , und an deren Stelle die Verfuͤgung treten zu

ges laffen , daf
eus

| 1 ) alle gum Transport militårifher Effecten oder

gs⸗ Perſonen bisher in der Frohn geleiſteten Fuhren kuͤnf⸗

nft- tig niht mehr unentgeldlih , fondern gegen baare Zah -

— lung aus der Staatscaſſe geleiſtet , und

im 2) cine beftimmte Tare per Stunde und Pferd als

taz ein unuͤberſchreitbarer Preis feſtgeſetzt werde , gegen

deſſen Entrichtung
an⸗ 3 ) die betreffenden Aemter , Gemeinden und Unter⸗

thanen die von der competenten Behoͤrde fuͤr den Groß —
o herzoglichen Militaͤrdienſt geforderten Fuhren zu ſtellen
ths verpflichtet ſind .
$ a Mit gleicher Bereitwilligfeit würde dre Regierung

|

der auch dem ſchon in den fruͤhern ſtaͤndiſchen Verhandlun⸗
im

gen zur Sprache gebrachten , auf Aufhebung der Stras

|

zid fenbaufrohnen geftellten Antrag entgegen Eommen , wenn

ere
fich ibr niht die Beforgnig aufdránge , daf man Gefahr

En | Taufe , mit der guten Abficht , dem tnterthan eine Laft
mne | abzunehmen , ihm eine wenigftens in dem gegenwårtigen

Augenblicke druͤckendere Buͤrde aufzuladen .
den Wenn der Geldbetrag , welcher der Zahlung dieſer

cht bigher in der Frohn geleiſteten Arbeit zum Fond dienen

E fot , auch nach einem , die móglihf genaue Gleihftete
er

annaa NNA
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lung bezweckenden Repartitionsfuß auf fåmtlihe Staat ,

angehoͤrige vertheilt wird , ſo wird dodh in jedem Galle ,
man mag den allgemeinen Steuerfuß , oder aber zum

Theil diefen , und zum Theil den Viehſtand zum Maß —
fab nehmen , immer bey meitem der grófite Theil diefer

Geldverguͤtung dem Grundeigenthúmer zur Laft bleiben ,
und die Erleichterung , Die får ibn daraus entſtehen

folte , dDúrfte bey inem grofen , vielleicht dem groͤßten
Theile derfelben Durch den Nachtheil aufgewmogen mers

den , den er in den Geldleiſtungen ſtatt der biher dureh
Arbeit erfuͤllten Verbindlichkeit fuͤhlen wird .

Die ſe der Ausfuͤhrung am Schluſſe des vorigen Land⸗

tags entgegen geſtandenen Bedenken ſind indeſſen nicht nur

nicht verſchwunden , ſondern ſie haben vielmehr durch
die noch tiefer geſunkenen Naturalienpreiſe einen ver —

ſtaͤrkten Zuwachs erhalten , und ſie muͤſſen die Frage

rechtfertigen , ob es nicht raͤthlicher ſeyn moͤchte , dieſe
Ausfuͤhrung auf guͤnſtigere Zeitverhaͤltniſſe auszuſetzen .

Die Regierung wird indeſſen die bereits eingeleite —
ten Vorarbeiten nicht außer Acht lafen , und die Ader -

bau treibende Claſſe , auf welcher dieſe Naturalleiſtung
bis dahin noch laſtet , wird dafuͤr einen billigen Erſatz
in jenen Beguͤnſtigungen ſinden , die in den in dem

Chauſſeegeldsbezug zu ihren Gunſten bereits vorgeſchla —

genen Befreyungen in Antrag gebracht find ,

v. Rotteck :

Durchlauchtige ! Excellenzien ! Hochzu —
verehrende Herren !

Wenn ich mir das Wort zu einem etwas ausfuͤhr —
licheren Vortrag erbat , ſo geſchah es darum , weil die

Einer hohen Kammer uͤber meine Motion vorgelegte

Berichtserſtattung — als mit offenbarer Ungunſt abge
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ats , faßt — mir keineswegs geeignet oder genuͤgend ſchien ,

fles får die in rage febende wichtige Sahe den Stand -

um punct einer gruͤndlichen Beurtheilung herzuſtellen , und

aß⸗ weil ich es fuͤr meine Pflicht halte , einen aus meiner

eſer innigſten Rechtsuͤberzeugung hervorgegangenen Antrag

en , wenigſtens nicht unvertheidigt fallen zu laffen .

hen Wer haͤtte denken ſollen , daß ein Antrag , welcher

iten in feinem Haupttheil nichtg anderes enthålt , alg wag

sere |
im Jahr 1819 beyde Kammern mit Stimmeneinhelligkeit

wh perlangt hatten , und welcher in feiner Erweiterung

durchaus auf denſelben Principien beruht , welche . den

nde | Haupttheil rechtfertigen , daf ein Antrag , welcher , fehr

T tiefgehende Ynterefen deg ganzen Wolfeg hd uns

irch abweisliche Forderungen des Rechts ausſpricht , theils

Jer- mit Mißbilligung , theils mit Geringſchaͤtzung wuͤrde

age aufgenommen , daß er faſt ohne Angabe von Gruͤnden

iefe theitg unbedingt von der Hand gewiefen , theils nur in

ia einer aͤußerſt beſchraͤnkenden der voͤlligen Hintanweiſung

ite⸗ an Wirkung faſt gleichen Form wuͤrde zur Annahme em⸗

fers pfohlen werden ? —

ung Ich erlaube mir , nun zuvoͤrderſt zur Rechtfertigung

ſatz meiner Beſchwerde , den Bericht nach ſeinen Hauptmo⸗

jem menten fummarifh zu beleuchten , und werde ſodann

las die AMufmerffamfeit Einer hohen Kammer auf die nah

meiner Meinung hier maßgebenden Betrachtungen

zu richten ſuchen .

Der groͤßte Theil des Berichts , zumal die weitlaͤu —

fige geſchichtliche Einleitung , beruͤhrt den Gegenſtand

| meiner Motion nicht oder nur wenig , Denn von be -

hr - reits aufgehobenen Fluß baufrohnen und von den

die als Privatrecht geltend gemachten Herrenfroh⸗

gte nen fprah ih niht ; fondern blog von den noh

ge | wirklich beſtehenden Staatsfrohnen , worun —⸗
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ter allerdings die Straßenbaufrohnen als die weitaus
wichtigſte Claſſe in Frie dens zeiten erſcheinen , gleich⸗
wie in Kriegs zeiten die Militaͤr frohnen .

Die von dem Herrn Berichtserſtatter hieruͤber auf⸗
geſtellten drey Fragen , und auch ihre Beantwortung
ſtreifen nur uͤber die Oberflaͤche der Sache weg , und

gewaͤhren daher eine gruͤndliche Anſicht nicht . Es wird

naͤmlich allererſt gefragt :

„ Iſt die Aufhebung der Staatsfrohnen
dem allgemeinen Beften angemeffen ? ” — s»
Man håtte fragen folen : Ff eg wirflich eine r ech t s⸗

begruͤndete Forderung , welche jene Aufhebung an⸗

ſpricht ? — Die Bejahung dDiefer Frage håtte , allen
©treit ùber die andere befeitigt ; denn dag allgemeine
Beſte fordert zuerſt unerlaͤßlich die Rechtsgewaͤh —
rung . Von dieſem hohen Standpuncte wegblickend ,
erkennt der Bericht den rein wirthſchafthichen
Grund —naͤmlich die Unergiebigkeit der Frohnarbeit ,
und ihre geringere Guͤte bey groͤßerem Kraft : und Beit -
aufwand — als den hauptfaͤchlichen ( man ſollte
ſagen nach dem uͤbrigen Inhalt des Berichts als den

einzigen ) Grund an , der fuͤr die Aufhebung ſtreite .
Doch wird auch dieſer Grund nur ganz nachlaͤßig hin⸗
geworfen , und dagegen behauptet , daß die Urſachen ,
aus welchen die Regierung bisher die Aufhebung nicht
gewaͤhrte , von ſehr großem Gewichte ſeyen . Wir

ſehen uͤbrigens ſelbſt dieſe Gegengruͤnde nur wie im

Daͤmmerlicht erſcheinen , und von allen den Betrachtun —
gen , die ich in der Motivirung meines Antrags zu der —

ſelben Beleuchtung aufſtellte , wird nichts gefagt . Die

hohe Kammer ſoll auf das Wort des Herrn Berichtser —
ſtatters annehmen , daß jene Gruͤnde unwiderleglich und

meine ganze Motivirung leerer Wortkram ſey .
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Wo etwas aus der letzten angefuͤhrt wird — und

es ſind ſolches blos ein paar Nebendinge —da geſchieht

es in einem theils perſiflirenden theils wegwerfenden

Tone , gegen welchen ich uͤbrigens ſehr getroſt an die

hohe Kammer und an das Publicum appellire .

Die zweyte Frage des Herrn Berichtserſtatters

lautet ſo :

„ Welche Art der Geldumlage ſtatt der wirklichen

Leiſtungen nach phyſiſchen Kraͤften , iſt fuͤr die beſte und

zweckmaͤßigſte anzuſehen ? “ Bey ihrer Beantwortung wird

abermals dieſelbe Ungunſt und daſſelbe Misverſtehen

meines Antrags kund . Von meinen fpeciellen Bor -

ſchlaͤgen zur Repartirung der Straßenbaukoſten , die ich

gemaͤß des bey der allgemeinen Motivirung meines An —

trags gemachten Vorbehalts der Commiſſion vorgelegt

habe , wird gar feine Notiz genommen ( eine ſpaͤter

davon vorkommende fluͤchtige Erwaͤhnung ausgenom —

men ) und die von mir ſelbſt geforderte Zutheilung
eines Praͤci puums an die den Landſtraßen benach⸗

barten oder von ihnen durchzogenen Orte als eine gegen

meinen Antrag laufende Verbeſſerung in Vorſchlag

gebracht . Man wirft mir vor , blos die Geldkraͤfte

als Theilungsfuß der Staatslaſten aufgeſtellt zu haben ;

waͤhrend ich das natuͤrliche Societaͤtsgeſetz d. i .

die Theilnahme an den Vortheilen der Geſellſchaft , alſo

vorzugsweiſe das Maaß des Be ſitzthums uͤberhaupt

als ſolchen einzig gerechten Fuß geltend zu machen ſuch⸗

te , und waͤhrend mir ſpaͤter der mit dem erſten wider⸗

ſtreitende Vorwurf gemacht wird , ich wolle Geldbey —

traͤge auch von denjenigen erpreſſen , welche kein Geld

haben . Welche Ideen muß , wer meine Motivirung ſich

nicht gegenwaͤrtig haͤlt , von meinen Vorſchlaͤgen erhalten ?

Sodann wird behauptet , daß die Straßen nicht
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H allen Gtaatggliedern , fondern nur befondern © e

genden und Perfonen någen ; und hiernåchft eine Neis

i þe von Beyfpielen aufgeftelt , aug melchen die Un -

4 gerechtigkeit einer nach dem direkten Steuerfuß zu
|

geſchehenden Mepartition der Frohnreluitionsſumme
' hervorgehen fol . Abgefejen Davon , daf ih niht ei -
| gentlih Qie directe Steuer fondern úberhaupt die
|

ganze Maffe der nah guten Principien . zit re -

gelnden Steuern ( alfo auh mit Cinfhlug der indis

recten Gteuern , wofern man diefelben . noch beybehal —
ten mwil , und zwar mit Vorbehalt deg obenermåhnten
Praͤcipuums fuͤr diejenigen , welche die landfirafe
zugleich als Vicinalwege brauchen ) als Deckungsmittel
der Straßenbaukoſten in Anſpruch nahm —bieten jene

Beyſpiele ſchon im allgemeinen ſo ſchwache Seiten dar ,
daß ihre Beweiskraft bey der mindeſten Beruͤhrung zu⸗

ſammenſtuͤrzt . Was ſoll das Klagelied von dem Haus —
beſitzer , deſſen Haus bis zum letzten Ziegel verſchuldet
iſt ? — Wird denn beym Bauer darauf Ruͤckſicht gez

nommen , wenn ſeine Huͤtte und ſein Feld verſchuldet ,
und wenn die Fruͤchte des Letztern , obſchon nicht blos

i Product des Ackers ſondern auch des eigenen Schweißes
dem Glåubiger für Capitalhzinfe verfallen find ? ? Man lefe
die Verkuͤndungsblaͤtter , und vergleiche die Anzahl ber

Schuldenliquidationen und executiven Guͤterverkaͤufe un—⸗

| ; ter den Landleuten mit jenen Der Stådte - Bemohner ! Faft
folte man eg fûr Hohn achten , wenn im Commiffiong -
bericht Den Bauern Vorgerechnet wird , welch ' großes
Geldertraͤgniß ihnen der Gebrauch der Strafe verſchaffe.
Geldertraͤgniß vomGebrauch der Straße findet nur beym
Fuhrmann von Profeſſton Statt ( und dieſem
lege man eine billige Gewerbsſteuer auf ) . Beym gemei —
nen Bauer ſteckt alle Arbeit des Zugviehs mit allen an⸗

—
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dern Vorauslagen in der Aerndte , aus welcher er

kaum die Steuer und den Knechtslohn zu beſtreiten im

Stande iſt .

Hieraus ergiebt ſich die Unrichtigkeit der Vorſtel —

lung , welche die Frohnen als eine Gewerbsſteuer

fuͤr die Bauern oder vielmehr fuͤr die Viehhalter

geltend machen will . Dieſe Viehbeſitzer allein

ſollen eine Gewerbſſt euer zahlen , deren Betrag jenem

der geſammten uͤbrigen Gewerbsſteuer um ein Drittel

aͤberſteigt ! ſie ſollen ſie zahlen , nachdem ſie bereits die

allgemeinelandwirthſchaftliche Gewerbſteuer ,
dann die ordentliche Grundſteuer ,die ſchwere Salz⸗

ſteuer und von ihren Feldfruͤchten den Zehnd entrichtet

haben ! Man erſchreke uͤber die Summe dieſer gehaͤuften

Gewerbſteuer , welche dir ecte zu fordern der verhaͤr⸗

tetſte Finanzmann nicht wagen wird . Aber die Frohn

iſt gar keine Steuer , denn ſie iſt ungemeſſen und unz

ſtaͤt , eine reine Leibeigenſchaftslaſt .

Fuͤrwahr ! dem ) Bauer liegen gafen genug auf ,

ohne die Frohn ; und der Gewerbsmann , wiewohl

gleichfalls gedruͤckt , hat keinen Grund zum Neide .

Man moͤchte auch billig fragen : Soll denn wirklich

der Beſitzeer ſo viel zahlen und leiſten , daß er daz

durch dem Nichtbeſitzzer voͤllig gleich werde ? Waͤre

es nicht gerecht , daß der Beſitz auch einigen Vortheil

braͤchte , d. h. daß wer neben ſeiner perſoͤnlichen Erwerbs⸗

faͤhigkeit und Thaͤtigkeit auch noch einen Grund beſitzt ,

nach bezahlten Steuern etwas Mehreres uͤbrig behielte ,

als derjenige , der blos durch Arbeit erwirbt ? — Wo

dieſes nicht Statt findet , da iſt das Eigenthum ein
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leerer Schall . Auch verhaͤlt es ſich leider alſo in

ziemlichem Maaße . Gar viele Bauern ſind aͤrmer ,
als ihre Knechte . Der Eigenthuͤmer lebt kuͤmmerlicher ,
als der Tagloͤhner .

Dann , wie ſo ganz unrichtig , daß der Bauer

allein oder ganz vorzugsweiſe von den Land —

ſtraßen Vortheil ziehe ! — Er wuͤrde ſich wohl mit

Vieinal - oder bloßen Feldwegen begnuͤgen . Seine

Producte gehen der Regel nach nicht weit . Aber die

ganze gewerbtreibende Claſſe , und der Han —
dels ſtand , dann alle die Claſſen der Geſellſchaft ,
welche der Handelsartikel beduͤrftig oder darnach geluͤ—

ſtend ſind , weiters die Reiſenden , vor allen aber der

Sttaat ſelbſt fuͤr ſeine Geſamtintereſſen und Anſtal —
ten im Krieg und Frieden brauchen und benutzen die

Landſtraßen ; und ſie ſind daher — da der Vortheil
der Geſamtheit direct oder indirect auf alle einzelnen
wirkt — auch allen Einzelnen , auch den entlegenſten
Bergbewohnern und Waldbeſitzern — nuͤtzlich und koſt⸗
bar . Und dann ſelbſt bey den Grundbeſitzern iſt ' s

nicht eigentlich die Beruͤhrung der Landſtraße , die

ihren Erzeugniſſen den Abſatz ſichert , ſondern mehr nur

die Naͤhe von Staͤdten , zu welchen man aber auch
auf Vicinalwegen gelangen kann , oder die Beruͤhrung
mit Fluͤſſen , welche dem entferntern Handel dienen .

Man belege nun einen Jeden nach dem Maaß ſeiner

durch alle dieſe Umſtaͤnde vermehrten oder verminderten

Einnahmsquelle , d. h. man taxire die Gruͤnde

nach ihrem durch ſolche Umſtaͤnde beſtimmten Werthe ,
und man hat nicht nothwendig , Jedem engherzig vor —

zurechnen , was ihm insbeſondere die Landſtraße

nuͤtzt oder nuͤtzen kann .
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Die dritte Frage des Herrn Berichtserſtatters

hat die Kriegsfrohnen zum Gegenſtand .

unter dieſem Titel faßt derſelbe zwey weſentlich

verſchiedene Punkte zuſammen , naͤmlich

a) ordentliche und außerordentliche Militaͤrfro h—
pen in Zriedengzeiten , und

b ) eigentliche Kriegsfrohnen .

In Ruͤckſicht der erſten iſt in dem ſo eben verleſe —

nen Erlaß einer hohen Regierung bereits die © e wåh -

rung der von mir vorgeſchlagenen Bitte erklaͤrt worden ,

und es hat auch ſchon in der Commiſſton ein hochver⸗

ehrtes , und hier mit Recht die entſcheidende Stimme

fuͤhrendes Mitglied — Se . Excellenz der Herr Kriegs⸗

miniſter — die Gerechtigkeit der Abſchaffung anerkannt ,
blos unter dem doppelten — ganz natuͤrlichen , und

dem Sinn meiner Motion vollkommen entſprechenden —

Vorbehalt , daß

) im Militaͤrbudget die gehoͤrige Summe zur Be -

ſtreitung der neuen Ausgabe — deren Durchſchnitts⸗

berechnung vorliegt — moͤge ausgeworfen , und

2 ) daf in Şållen der Noth die uhren aud

zwangsweiſe , doch gegen Bezahlung der vorgeſchriebe —

nen Taxe ſollen geleiſtet werden .

Aber wenn dergeſtalt die Militaͤrfrohnfuhren ( d . h.

die unbezahlten ) aufhoͤren ſollen , koͤnnen ohne Wider⸗

ſpruch die uͤbrigen Naturalleiſtungen an dafs

ſelbe Militaͤr nach hergebrachter Weiſe unentgeldlich

fortbeſtehen ? — Ich habe hier vorzugsweiſe die Quar⸗

tier⸗ und Verpflegungslaſt im Auge , ( weil Lie —
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ferungen der Regel nach nur im wirklichen Kriege
vorkommen ) . Die verehrliche Commiſſton hat von

dieſem wichtigen , ja wohl hochwichtigen Gegenſtand ,

aus dem mir unbegreiflichen Grunde , weggeblickt , weil

derſelbe bereits in der zweyten Kammer im Jahr 1819

weitlaͤuſig eroͤrtert worden ſey .

Allerdings hat die zweyte Kammer die Gerechtig —
keit der Verpflegungsverguͤtung ( fuͤr marſchirende Be —

urlaubte , denn nur auf dieſe lautete die Rein —

boldifche Motion ) einmuͤthig anerkannt , und eine

Bitte um geſetzliche Abhuͤlfe — nach kurzer Discuſſtion
ohne vorlaͤufige Commiſſionsverhandlung und Berichts-
erſtattung —beſchloſſen . Aber es blieb dieſer Beſchluß

ohne alle Folgen , weil ( S . Verhandl . der zweyten

Kammer von 1820 . Heft VII . Seite ror . 102 . ) die
zweyte Kammer ' anſtatt die Erſte Kammer um den

Beytritt anzugehen , die Sache als einen Finanzge —

genſtand betrachtete , und lediglich an die Budgets —

commiſſion zur Regulirung der Verguͤtungs ſumme
verwies , woſelbſt ſie aber , da kein eigentliches Budget

zu Stande kam , auf ſich erliegen blieb .

Wie in aller Welt kann nun hierin ein Grund fuͤr
uns liegen , den Gegenſtand nicht weiter zu beſprechen ?
um ſo mehr , da mein Antrag denſelben in gebuͤhren⸗
der Allgemeinheit und nicht nur den geringfuͤgigen

Punkt der marſchirenden Beurlaubten umfaßt ? ?—

Ich fordere die Aufmerkſamkeit der hohen Kammer
fuͤr dieſe mit meinem Hauptantrag innig verbundene ,

und nach ihrer Einwirkung auf die Eigenthumsrechte
der Buͤrger hochwichtige — uͤbrigens in der Beurthei —

lung ſehr leichte , ich moͤchte ſagen liquide — Sache
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auf ; und werde mich naͤher daruͤber erklaͤren wenn

einmal die Discuſſion big dahin gelangt ift .

Sn Anfehung der eigentlichen Krieggfrohnen

oder allgemeiner , ( KriegSleiftungen ) gebt der

Herr Berichtserſtatter ganz kurz úber meinen Antrag

hinweg , indem , wie er ſagt — die Verderblichkeit mei⸗

nes Syſtems zu handgreiflich ſey , alg Daf der Beit .

verluſt einer weitern uͤberfluͤſſigen Eroͤrterung , und die

Zumuthung , folfche anzuhören , bey diefer Hohen Kams

mer fónnte gerechtfertigt werden ,

Diefe allerdings bequeme Formel der Abweiſung

etwas muͤhſam zu durchdenkender Antraͤge — welche

mir , in Bezug auf die betreffende Stelle des Berichts ,

aus entgegengeſetztem Grund zu retorquiren vergoͤnnt

ſey — kann auf ſehr verſchiedenen Gruͤnden ruhen ,

naͤmlich entweder darauf , daß meine Antraͤge in der

That vernunftwidrig und verderblich ind , oder daß

dem Herrn Berichtserſtatter nicht khar geworden ,

was ich eigentlich gewollt habe ; in beyden Voraus —

ſetzungen ſcheint jedoch der Musdrud niht gang ange :

meſſen der Achtung , welche ein Mitglied der Kammer

dem andern , und welche ein Commiſſionsglied den Auf⸗

trågen der hohen Kammer die Hier auf Pruͤfung , nicht

auf ungepruͤfte Wegwerfung lauteten ) ſchuldig iſt .

Ich behalte mir vor , von Kriegsleiſtungen meine

auf unabweisliches Recht gegruͤndete Anſicht im Ber -

laufe der Discuſſton zu entwickeln . Vorerſt ecrklaͤre

idh blog , daß die Abſchaffung der Unentgeldlichkeit der

Kriegsfrohnen ein weſentlicher Beſtandtheil
meiner Motion ſchon nach ihrem Haupkgegenſtand „ Ab —

ſchaffung der Staatsfrohnen “ , daß ſie alſo mitnich —

Protokolle der 1. Kammer . 38
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ten der ordentlichen Digcuffon zu entriden , und ein

folches der bohen Kammer ohne Beleidigung nicht „ zu⸗

zumuthen ſey . “

Dagegen werde ich keineswegs darauf beſtehen ,
daß auch die in Bezug auf das allgemeine Steuer —
ſy ſte m, und in Bezug auf das Conſcriptions —

Geſetz von mir in Anregung gebrachten Bedenken und

Vorſchlaͤge gleich jetzt discutirt werden , indem ſich
hierzu noch andere geeignete Anlaͤſſe in Baͤlde ergeben
werden .

Ich ſchließe meine Bemerkung uͤber den Commiſ -
ſionsbericht mit noch einer Probe des durch denſelben
vonr Anfang bis zum Ende fortlaufenden Mißver —

fåndniffeg meiner Antråge ,

Der Herr Berichtserſtatter meint , ich haͤtte die

„ Gemeindsfrohnen “ mehr der „ Gleichfoͤr —
migkeit “ als der Sache ſelbſt willen , mit in meinen

Antrag aufgenommen , und auf dag allgemeine Ber -

guͤtungsprincip — jedoch auf einen andern Verguͤtungs —

fond — hingewieſen , und bemerkt dabey , daß , da dieſe

Frohnen nur das individuelle Intereſſe der Gemein —

den berühren , ſie mit den Leiſtungen zu allgemeinen

Staatszwecken nicht die innigſte Gemeinſchaft haͤtten .

Wie war es wohl moͤglich, meinen Antrag dahin

zu deuten , daß ich auch die Gemeinds frohnen als

Staatslaſten behandelt wiſſen wolle ! — Es ſpringt

ja in die Augen , daß , wenn ich ſage : „ von Gemeinds —

frohnen gilt , was von Stgatsfrohnen “ ſolches nichts
anderes bedeute , als : gleichwie die Staatsfrohnen eine

gemeinſchaftliche Obliegenheit aller Staatsburger

da

da
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find , und daher ihre NReluition auf die allgemeine

Steuerpflicht dieſer Buͤrger ohne Unterſchied zu radici -

ren iſt ; alſo muͤſſen auch die Gemeindsfrohnen als

Geſamtlaſt aller Gemeindsbuͤrger betrachtet , und

duͤrfen daher nicht ausſchließend oder vorzugsweiſe von

einzelnen Claffen derfelben gefordert werden . Und

wenn ich dabey noch von einigen befondern Dabe zu

beruͤckſichtigenden Verhaͤltniſſen ſprach , ſo gab idh da -

Durch blos zu erkennen , daß ich vorerſt nur den allge⸗

meinſten Grundſatz aufſtellen , die Anwendung deſſelben

aber auf die Gemeinden allerdings der bevorſtehenden

geſonderten Discuſſion der Gemeindsordnung vorbehal⸗

ten wollte .

Vielleicht wird eine hohe Kammer durch das bis —

her Geſagte , die Ueberzeugung gewonnen haben , daß

der Commiſſionsbericht , als welcher nur das „ Wider “

aufſtellt , und dabey auf vielfältigem Mißverſtaͤndniß

beruht , eine Ergaͤnzung und Berichtigung durch Auf —

ſtellung des „ fuͤr “ erheiſche , und ich erlaube mir da —

her die Bitte , den folgenden auf dieſen Zweck gerichte —
ten Betrachtungen ein geneigtes Gehoͤr zu verleihen :

Zuvoͤrderſt beziehe ich mich auf dasjenige , was ich

in der Sitzung vom 26 . April zur Motivirung meines

Antrages geſprochen ; und ſammle ſodann , was ich zur

weitern Begruͤndung hier nachtrage , abermals unter

dié beyden Hauptrubrifen , nåmlih unter den ffaats -

wirthfhaftlihen und unter den feaatsredht :

lichen Geſichtspunkt .

1) Es iſt nicht genug , nur fluͤchtigzu bemerken ,

daß die Frohnarbeit weniger ergiebig , als die bezahlte ,

daß ſie alſo Kraft - und Zeitverſchwendung ſey ; man
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muf diefe Wahrheit — von welcher wohl ben den mei -

fen der Eindruck groͤßer , als jener der Rechtsidee

ſeyn wird , durch frappante Details bis zur Evidenz
erheben .

Ich habe die nachſtehenden Daten aus amtli —

chen Acten geſchoͤpft : Mehreren der hochverehrten

Mitglieder werden aͤhnliche bekannt ſeyn .

Eine gewiſſe Dammarbeit , welche nach dem Weber -

ſchlag eines Sachkundigen um 250 , hoͤchſtens 300 fl .

haͤtte hergeſtellt werden koͤnnen , koſtete die Arbeit von

3266 Froͤhnern , und erſt noch von 70 bezahlten Tag -

loͤhnern : alſo uͤberhaupt 3336 Tagsarbeiten , folglich
wenigſtens ( den Tag nur zu 30 fr . gerechnet ) 1668 fl.

Man Hat Beyfpiele , daf die neben der Frohn
noch noͤthige Lohnarbeit noch hoͤher in die Koſten lief

wegen der Frohnen ( d. h. wegen der ſchlechten , un —

zeitigen und luͤckenhaften Frohnarbeit ) als ſte gekommen

waͤre , falls alles haͤtte bezahlt werden muͤſſen.

Wenigſtens wird immer der Unternehmer eines
Werks , . B. einer Bruͤcke um 15 bis 20 Procent mehr
Lohn fordern , wenn die Beyfuhr der Materialien durch

Froͤhner , als wenn ſie durch bezahlte Leute geſchieht .

Oft unterbleibt ein — noͤthiges oder hoͤchſt nuͤtzli⸗
ches Werk , deſſen Bezahlung nur geringen Aufwand

verurſacht haͤtte , — gaͤnzlich wegen Schwierigkeiten oder

Irrungen bey der Frohnausſchreibung . Iſt doch ein

mal , vor den Thoren der Reſidenz , die kleine Straßen⸗

ſtrecke bis Gotuts au Jahr und Tag lang unuͤberfah —⸗
ren geblieben , weil man ſich daruͤber zankte , wer die

Frohnfuhren zu leiſten habe .
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tei- paut und eindringlich baben fon oft die grånd -

ee lichſten Sachkenner gegen das Frohnweſen geeifert . Der

ng Herr Obriğlieutenant Tulla hat ſchon 1811 aufs un —

widerleglichſte die Nothwendigkeit der Frohnabſchaffung

ti -

|
in einem bòchi merfwmůrdigen Memoire erwiefen ; Da -

ten
durch nicht úberzeugt werden , heift : die Augen vers

ſchließen gegen das Sonnenlicht . Die meiſten Bezirks⸗

beamten in den obern Landestheilen , auch die meiſten

er⸗ Kreisdirectorien haben in nachdruͤcklichen Vorſtellungen

fl . gegen die Frohnen ſich erklaͤrt . Ihre Vorſtellungen ſind

on
| frudtlos geblieben .

T Die Gage : „ es ſey unthunlich , die Frohnen

ich abzuſchaffen, “ hat ſich wie eine Ueberlieferung , deren

Grund Autoritaͤt iſt , fortgepſlanzt . Viele haben zu⸗

bn
| legt fúr wahr gehalten , wag fo oft wiederholt wors

ief
den ; man hat die unwiderleglichften G rúnde mit einer

tn - Formel abgewieſen ; man hat aus der Hoͤhe des

ek
Actenſtoßes , welcher bereits uͤber die Frohnabſchaf —

fung erwachſen , die Unmoͤglichkeit der letzten darthun

wollen , waͤhrend ſie doch nur die Groͤße des Uebels ,

eg und die Beharrlichkeit des Widerſtandes gegen die

br Abhuͤlfe verkuͤndet .

rh Warum foll denn die Frohnabſchaffung unmoͤglich

ht. ſeyn ? — „ Sie wuͤrde druͤckend fuͤr die aͤrmeren Ge⸗—

lis meinden mwirfen , die Geldbeytráge , Bie an. die Stele

nd der Frohnen kaͤmen , wuͤrden denſelben unerſchwinglich

ſeyn . “ — So lautet die überlieferte Formel . Mber € r -

Ny fahrung und Grundſaͤtze , Politik und Recht ſtreiten

n = | wider dDiefelbe ,

h- Ich will vorerf nur der Erfahrung gedenfen , daf

ie die Abſchaffung der Fluß ba u frohnen bexeits das Ge —

gentheil von dem , was man befürchtet , bewirkt , d. h.

dag ſie die atmen Gemeinden gerade in den Stand

$
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egefeht hat , ihre Steuerruͤckſtaͤnde abzufuͤhren . So hat

z . B . die Gemeinde Feld ber g bey Muͤllheim , deren

Buͤrger am Rheinbau arbeiteten , ihre Steuerruͤckſtaͤnde
in kurzer Friſt bezahlt . Man gab naͤmlich den Arbei —

tern nur 2/3 deg Taglohns in barem , 15 verrechnete
man ihnen gegen die ſchuldige Steuer

Auch in der Gegend von Biſchoffsheim ge —

ſchah etwas Aehnliches . Die Einnehmereyen haben auch

hier einen leichtern Steuereinzug , ſeitdem die Waſſer —
bauten bezahlt werden .

Wie koͤnnte die Frohnreluition jemals druͤckend

werden ? Man hat berechnet , daß , wenn die zur Be -

zahlung der Arbeiten noͤthigen Gelder nach dem Steuer —

fuß repartirt werden , derjenige , der z. B . jetzt I5

bis 20 Mal die Naturalfrohn zu leiſten hat , mit dem

Geldſurrogat fuͤr eine einzig e durchkoͤmmt ( wegen
der unendlich vorzüglicheren Guͤte der Lohnarbeit , und

wegen der Theilnahme der bisher Befreyten ) . Aber

auch dieſes geringe Geldſurrogat ſollte dann Jedem

abzuverdienen freyſtehen .

Man hat bisher nicht fuͤr zu hart gefunden , die

Froͤhner zwey bis drey Stunden weit herzutreiben zur

unbezahlten Arbeit . Warum ſollte man ſie nicht

auch zur bezahlten Arbeit zulaſſen , in ſofern ſie durch

dieſelbe den ihnen der Frohnabſchaffung willen zuge —

theilten Steueraufſchlag dadurch abverdienen wollen ?—

Protokolle der Erſten Kammer .

Wollen ſie aber niht folde Arbeiten uͤbernehmen , ſo

baben ſie gewiß auch fruͤher die Frohnarbeit nicht

geleiſtet , ſondern naͤher Wohnende gegen Bezahlung

fuͤr ſich eingeſtellt . Sie zahlten alſo vormals ſchon ,
und es begegnet ihnen jetzt nichts haͤrteres .

Das alte Geſetz ſchon hat ſolchen Gemeinden eine

im Verhaͤlt niß der Entfernung verminderte Zahl
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von Frohnen zugeſchieden . Vielleicht koͤnnte derſelbe

Grund auch eine Verminderung des ihnen zur Laſt zu

ſchreibenden Geldſurrogats rechtfertigen . Denn

das Abverdienen iſt ihnen gleichfalls ſchwerer , als

Andern , ſo wie ehevor die Frohnleiſtung . Oder man

koͤnnte ſte auch bey der Bezahlung ſelbſt , oder bey

Der Taxirung ihrer Arbeit beguͤnſtigen , d. h. man

Ëònnte ihren Zus und Abzug vom Arbeitsplatz gleich⸗

falls als geleiſtete Arbeit anrechnen und bezahlen ( was

ſelbſt das ſtrenge Recht erheiſchen wuͤrde. )

Spricht man aber noch von entfernteren Ge —

meinden , und welche dieſes Umſtandes willen gaͤnz⸗

lich frey waren von der Straßenfrohn , fo war diefe

Befreyung entweder — falls die Gemeinden wohl —⸗

habend waren — nur eine factiſche , des rechtlichen

wie des wirthſchaftlichen Fundaments ermangelnde Be —

guͤnſtigung , und es iſt ihr Beyzug zur Geldentrichtung
eine erwuͤnſchte Erleichterung der Uebrigen , oder —

falls ſie naͤmlich arm ſind — muß auch eine Befreyung

von der neuen Geldumlage ſtatt finden . Meiſt wuͤrde

ſich jedoch durch die dargebotene Gelegenheit zum Ab —

verdienen , die neue Laſt wieder aufheben , und es

koͤnnte , wofern die Gemeinden induſtrioͤs , frugal und

emſig ſind , ſelbſt eine Quelle des poſitiven Erwerbs

fuͤr ſie daraus hervorgehen .

Doch ich habe dieſe Hauptbetrachtung ſchon in

meiner Motivirung entwickelt .

Wenn es ſich aber auch nicht fo verhalten folte ; fo

mng eben die Regierung fuchen , auf anderen Wes

gen den Rúdfugf des Numeråren in folde Gegenden

zu befoͤrdern . Man ſollte jedoch glauben , Dag nady

dem Naturgefeg får alles Flåffige , dag Niveau deg

Geldſtandes in einem durch keine einheimiſchen Feſſeln
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in Produetion , Induſtrie und Verkehr gehemmten fand

von ſelbſt ſich herſtellen werde . Eine geldarme Gegend
fodt zur Anlage von Fabrifen — megen Wohlfeitheit
des Handlohns — auch zum Anfauf von Landguͤtern
durch Wohlhabende aus andern Diſtriecten an . Die

Induſtrie wird durch die Noth geſpornt , und erzeugt
vermehrte Gegenſtaͤnde des Abſatzes . Selbſt Men —

ſich en vermehren ſich uͤberall oder haͤufen ſich an , nur

nach dem Verhaͤltniß der Ernaͤhrungsmittel .
Uebrigens iſt es eine ſeltſame , und wohl am Recht

verzweifelnde Anſicht , wornach da rum , weil der
Staat unterlaſſen hat , eine dem wahren Verhaͤltniß
der peeuniaͤren Kraͤfte entſprechende Steuervertheilung
zu machen , ( zumal weil man etwa die Taxation der
Gruͤnde nach einer die Gebirgsbewohner praͤgravi⸗
renden Norm regulirt hat, ) die Ebenen ( oder uͤberhaupt
der ganze Staat ) fortwaͤhrend die mit der Conſtitution
und mit allen geſunden ſtaatswirthſchaftlichen Maximen
fireitenden Frohnen tragen , alfo einer dem Rechtsprin⸗
cip gemaͤßen Vertheilung der Staatslaſt unter die ein —

zelnen Buͤrger fort und fort entbehren ſollen ! ! —

Dieſes iſt unausweichlich : diejenigen , welche be —

haupten , daß durch Verwandlung der Frohnen in
Steuern eine Bedruͤckung der Gebirgsbewohner werde

erzeugt werden , muͤſſen eingeſtehen , daß unſer gegen —
waͤrtiges Steuerſyſtem im Grunde verdorben und ver —

werflich ſey . Man heile es alſo durch Anwendung
eines richtigeren Maßſtabes , und jenes Bedenken wird

verſchwinden . Iſt aber der Steuerfuß jetzo ſchon der

richtige , ſo ſindet gar kein vernuͤnftiges Be —⸗
denken ſtart . Ich bin in ſofern der letztern Meinung ,
daß ich zwar das Vorhandenſeyn unendlich vieler Un —

richtigkeiten in der Taxation der einzelnen Grunde und
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der Gemarfungen anerfenne , jedoch diefefben ohne Un -

terſchied bey den nach der Lage viel oder wenig frohn⸗

baren , oder von der Frohnlkeiſtung ganz freyen Ort -

ſchaften vorhanden erblicke .

Der Staat hat das Recht , von ſeinen Buͤrgern

Leiſtungen nach Maßgabe ihres Vermoͤgens und ihrer

Kraͤfte zu fordern . Man ſetze nun : Die Gegenden

a . b. u. c. 3. D. haben , ob auh ſteuerbares Vermoͤ —⸗

gen , doch wenig Geld , aber ziemlich viet phyfifhe

Rråfte Die Gegenden d. e. u . f . Dagegen befigen

mehr Geld , aber weniger , oder doh nur gleichviel
Kraͤfte , als jene . Was iſt nun von einem Syſtem zu

ſagen , welches alle dieſe Gegenden ( æ b. c. wie d. e . w. . )

in Anſehung der Geldleiſtungen gleichmaͤßig , d. h.

mit gleicher Quantitaͤt der Geldleiſtung belaſtet ,

dagegen nur die Gegenden d. e . u . f . zugleich oder

vorzugsweiſe mit Naturalleiſtungen , d .h rops

nen belegt ? ? Haben hiernach nicht . b . . c . zu viel

an Geld , und d. e . u . f . zu viel an Arbeit gez

leitet ? — Haben a. b. u. c. dadurch eine Erleichterung

an ihrer Geld laf erhalten , daf d. e- u. f. zugleich

arbeiten ? ? — Dieſes iſt gleichwohl Dag jetzige

Syſtem . Man vertheile dagegen die Geldleiſtungen

nach dem Maaße des pecuniaͤren Reichthums , verlange

alſo von den geldreichern Gegenden mehr Geld , und

biete den geldarmen Gegenden die Gelegenheit des

Geldverdienſtes durch Arbeit an ; und aller Mißſtand

ſchwindet .
Man fagt : eine Zeit der Noth ſey nicht geeig⸗

net zu tiefgehenden Veraͤnderungen . Man muͤſſe eine

beffere Zeit hiezu erwarten . Aber idh glaube , je

groͤßer die Noth , deſto dringender das Beduͤrfniß der

Erle ichterung , dD. he alſo der Gleichſſtellung , als
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welche eine Er leich terung fuͤr die gedruͤckteſten iſt .
Auch ſteht in geldarmen Zeiten der Arbeitspreiß niedrig ,
und kann daher die Frohnreluition durch eine vergleis

chungsweiſe geringere Summe Statt finden . Dieſe
Summe uͤbrigens , ſey ſie grog oter flein , da fie in

gang fónelem Lauf aus den Hånden deg Staats dahin

zurůdfehrt , von wannen fie gefommen , fann niemalg

Erſchoͤpfung bewirken , vielmehr nur Befruchtung . Denn

die Reſichern unter den Contribuenten ( welche wohl
uͤber die Haͤlfte der Summe entrichten ) werden ſie nicht
abzuverdienen geneigt ſeyn , dagegen koͤnnen alle Ar —

men ihr Betreffniß abverdienen , und viele n och mehr

da zu . Das Geld kehrt alſo in tauſend kleinen Kanaͤ —

len befruchtend in die aͤrmern Volksklaſſen zurück , eg

ſteuert dem vielfaͤltig beklagten Arbeitsmangel , oder

der Verdienſtloſtgkeit , und hilft alſo eine Quelle der

Noth verſtopfen .

Manche andere Steuerſummen machen ſolchen wohl⸗
thaͤtigen Kreislauf nicht , ſondern concentriren ſich
etwa , je nach der Art ihrer Verwendung , in einzelnen

Hauptorten , als in der Reſidenz , in den groͤßern Gar —

niſonsſtaͤdten , in den Haͤuſern der Hochbeſoldeten oder

der groͤßern Fabrikanten und Kaufleute — ja ſie gehen

fogar oft ing Ausland , theils får die Staatsbeduͤrf —
niſſe , theils fuͤr den Luxus der Vornehmen . Solch e
Steuerverwendungen fallen dem Lande ſchwer , und er —

hoͤhen den Nothſtand ; die Bezahlung der ehemaligen
Frohnarbeiten kann nur Segen bringen .

Unter den Mitteln , einem in Verarmung gerathe —
nen Lande aufzuhelfen , gibt es kein wirkſameres , als

Anordnung von bedeutenden oͤffentlichen Arbeiten , welche
dem Duͤrftigen Verdienſt und Nahrungsquelle darbies

ten . ( Man leſe daruͤber , wenn man an dieſer ſonnen —
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klaren Wahrheit zweifelt , nur die vortrefflichen Betrach⸗

tungen in der die ſer hohen Kammer mitgetheilten Druck⸗

ſchrift von Diaͤtophilus „ ſchnelle Mittel gegen die

ſchweren Folgen des niedrigen Getraidepreifeg im Som -

mer 1521 . ”

Wag fnnte nun fùr ein geeigneterer Gegenſtand

ſolcher Arbeiten aufgefunden werden , als eben die

| Herſtellung und Unterhaltung der Landſtraßen , wofuͤr

| bis jetzt gefrohnet worden ? — Die Abſchaffung

dieſer Frohnen des wegen aufſchieben , weil das Land

im Nothſtand ſey — heißt — abgeſehen von allen

uͤbrigen rechtlichen und politiſchen Gruͤnden der Abſchaf —⸗

| fung — fich Deswegen noh der Arney enthalten ,

l weil man frant if .

Auch iſt wohl nichts unrichtiger , als die Vorſtel⸗

lung , daß die Frohnen , wie ſie jetzt beſtehen , reine

Nakurallaſten , feine Geld lafen fùr den Leiſten —

2 den feyen . Biele Frohnpflicdhtige — wie z. B . die vom

Frohnort Entfernteren , aber auch oft die näher Woh -

nenden aus Grinden der Gemåchlihteit oder Conyes

niena , oder der Dringtichfeit eigener , zumal landwirth⸗

ſchaftlicher Geſchaͤfte — haben von jeher die Frohnen

durch Stellvertreter geleiſtet , alfo dafuͤr die bare Be⸗

zahlung entrichtet . Auch diejenigen , die ihre eigenen

Fuhren ſchickten , muͤſſen wenigſtens verſchiedene Neben⸗

aAaustagen — . B. Verpflegung der Knechte oder

des Zugviehes , zumal , wo die Frohn in einer entle⸗

genern Gegend zu leiſten iſt , dann uͤberhaupt die Koſten

der Fuhrwerksreparation beſtreiten . Oder ſie haben

die fuͤr ihre eigene Wirthſchaft durch die Frohn ver⸗

faͤumte Zeit mittelſt Anſtellung mehrerer Tagloͤhner

, wieder einbringen , alſo gleichwohl zahlen muͤſſen .

Manchem iſt auch durch die Verſaͤumniß je nach der
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Dringlichkeit des Feldgeſchaͤftes , oder nach dem Wech —

ſel der Witterung , ein ganz unerſetzlicher , oder doch
einem großen Geldwerth zu vergleichender Schaden zu —

gefuͤgt worden ; die Fuhrleute von Profeſſton haben
den Geldverdienſt der Frohntage verloren . Nur wenige
Frohnen bleiben hiernach uͤbrig , bey welchen nicht zu⸗

gleich — unmittelbar oder mittelbar —dieſelbe ja eine groͤ⸗
ßere Geldauslage ( oder Geldverluſt ) vorkoͤmmt , als die

jenige waͤre, welche man ſcheut , welche naͤmlich die Frohn⸗
reluition durch eine allgemeine Steuer veranlaſſen wuͤrde.

Es kann ſeyn , daf viele Bauern nicht alfo red

nen , und daf ihnen , mwenn fie Eurafichtig find , der

þalbe Gulden , welchen fie etwa als Frohnſurrogat

zu zahlen haͤtten , haͤrter zu entrichten ſcheint , als die

Entrichtung derjenigen Naturalfrohn , wofüͤr ſie , falls
ihr Nachbar ſie um deren entgeltliche Leiſtung angegan —⸗

gen haͤtte, fuͤn Gulden wuͤrden verlangt haben . Mber

ſo kurzſichtige Rechner werden wohl nicht die entſchei⸗
dende Stimme zu fuͤhren haben ; ihre thoͤrichte Ein

ſprache wird den lauten Ruf der Verſtaͤndigen , und

die Forderungen des Rechts nicht uͤberwaͤltigen . Und

auch ihre eigene Blindheit wird nicht unheilbar ſeyn .
Sollte man jedoch ſagen , daß wenigſtens die Ge —

werbsleute , auf welchen bisher gar keine Fuhr —
frohn lag , die Erhoͤhung ihrer Steuer wegen Befreyung
des Landwirths von jener ihm bis jetzt allein obgele —

genen Laſt mit Recht von ſich ablehnen werden ; ſo er —

wiedere ich darauf : Entweder war bisher die Land —

wirthſchaft durch ihre Grundſteuer und Frohnlaſt zu⸗
ſammen genommen nicht uͤber die Gebuͤhr beſchwert ,
und es war daher die Frohn , wie ein Theil der

Grundſteuer , oder als eine im richtigen Verhaͤltniß

aufgelegte laͤndliche Gewerbſteuer zu betrachten ; und
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alsdann mag man die Frohnreluitionsſumme unbedenk⸗

lich blos auf den Grund ſchlagen , ( wornach wenig⸗

ſtens eine gerechte Repartition unter den Grundeigen —

thuͤmern erzielt wird ) , oder es war bis jetzt die Land⸗

wirthſchaft durch ihre doppelte Belaſtung mehr alg

billig beſchwert ; alsdann iſt es gerecht , alſo noth :

wendig , dağ cin Theil diefer Lat auf die Shultern

der Gewerbsleute falle , und daß hiernach auch der

Schuſter und Schneider nicht eben Stiefel und Kleider
in der Frohn mache , wie der Herr Berichtserſtatter

mit einer ſelbſt fuͤr den Scherz zu argen Begriffsver⸗

wechslung ſagt , wohl aber , daß er durch vermehrte

Arbeit den ihm mit Recht aufgelegten Steuerzuſchlag

hereinbringe . Welche von beyden Vorausſetzungen
man hier annehmen wolle , kann mir in Bezug auf

meine Motion ganz gleichguͤltig ſeyn . Ich verlange

nichts anderes — nicht mehr und nicht weniger — als

ein billiges , d. h. moͤglichſt richtiges Verhaͤltniß der

Grund - und der Gewerbſteuer ; daſſelbe naͤher an zu⸗

geben , iſt die Sache der practiſchen Finan z maͤnner ,

und mag bey der Eroͤrterung des Budgets geſchehen .

Meine eigene Meinung uͤbrigens habe ich ſchon fruͤher

daruͤber ausgeſprochen .

Endlich wie kann man im Ernſt an der Ausfuͤhr —

barkeit einer Maßregel zweifeln , welche nicht nur

vom Recht unbedingt geboten , alſo auch abfolut noth -

wendig , ſondern welche auch bereits verwirklicht ,

naͤmlich in unſerm Staate zur Haͤlfte , in vielen andern

Staaten aber ganz vollſtaͤndig verwirklicht iſt ? ? Was

wirklich iſt , muß doch wohl auch moͤglich ſeyn .

Frankreich iſt ſeit den erſten Zeiten der Revo —

lution von der Frohnlaſt befreyt . Alljaͤhrlich werden

aus dem Staatsſchatz gegen 20 Millionen auf die lau —
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‘ fende Unterhaltung der groğen Gtrağen verwendet .

Xene der mindergrofen wird zur Hålfte von den G e -

meinden , zur Hälfte vom Staat befritten .

Englandiund Nordamerica fennen die roh -
nen von jeher niht , Bayern , Darmfadt und

Wuͤrtemberg haben die ſchmaͤhliche Lafi von fich
geworfen , und mögen folz auf ung herabblicken . Auch
Vern þat feine Frohnen .

Selbſt in Oeſter reich , obwohl alldort die Her⸗
renfrohnen eine beguͤnſtigte Heimath haben , ſind die

Staatsfrohnen mehr Ausnahme als Regel ; und gerade

diejenigen ehemaligen oͤſterreichiſchen Provinzen , welche
jetzt zu Baden gehoͤren , wie Breisgau und Nellenburg,
kannten die Staatsfrohnen nur wenig , insbeſondere die

Straßenfrohnen nicht . Die Ausdehnung des Straßen —
frohnenſyſtems iſt eine Wirkung der in der neueſten

Zeit durch eine unerwartete Wendung der Revolution

herbeygeführten Steigerung der Souveraͤni —

taͤtsidee , wornach — wie auch unſer Frohngeſetz aus —

druͤcklich beſagt , „ der Beſitz von perſoͤnlichen Gaben

und Kraͤften , welche dem Staate nutzbar ſeyn koͤnnen, “
als rechtsguͤltiger und ſich allein hinreichender Titel der

Obliegenheit zu ſolcher Verwendung , d. h. der

„ Dienſtpficht “ betrachtet worden iſt . Der Staat

oder die Regierung , als Repraͤſentantin des Staates ,
machte hiernach ihren Eigenthu ms⸗Anſpruch auf
die ganze Perfónlidhfeit aler Bürger geltend , . h .
erflårte diefelben inggefamt zu „ Lcibeigenen deg

Staates . “—
Die Conſtitution hat ſolcher Begriffsverwir —

rung geſteuert . Ein conſtitutionelles Land verſchmaͤht
jede Leibeigenſchaft . In einem conſtitutionellen Land

iſt die Rechtsbeobachtung nicht nur moͤglich , ſondern
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nothwendig , und jeder Augenblick , um welchen man

deren Verwirklichung verzoͤgert , ein Bruſch der

Verfaſſung .

Much in unferm Staat ift die Frohnabſchaffung

ſchon großen Theils verwirklicht . Einmal in Bezug

auf den Flußbau durch den ganzen Staat , und

dann in Bezug auf den Straßenbau wenigſtens in

einigen groͤßern Stadtgemeinden , allwo von jeher die

Arbeiten alle bezahlt , und die Unkoſten nach dem

Steuerfuß repartirt werden . Was aber zur Haͤlfte

ſchon verwirklicht iſt , ſollte unausfuͤhrbar ſeyn , fuͤr die

andere Haͤlfte ? ?

Die leichte Ausfuͤhrbarkeit wird ſelbſt durch den

Caleul koͤnnen anſchaulich gemacht werdem

Wir wollen vorerſt nur der Straßenfrohnen

gedenken , als gegen deren Gewicht alle andern in Frie —

denszeiten vorkommenden zu ſammen genommen nur eine

Kleinigkeit ſind . Man hat berechnet , daß der Geld —

werth der fuͤr die Straßen in einem Jahr zu leiſten —

den Frohnen eine halbe Million Gulden betrage . Aber

man iſt uͤberzeugt , daß der Sta at bey der Annahme

des Syſtems der Bezahlung nicht nur die Haͤlfte

der jetzt darauf gehenden Zeit und Kraft , ſondern von

der uͤbrigen Haͤlfte noch ein weiteres Drittheil erſparen ,

daß er alſo die bisherige Frobnarbeit niht nur mit

einer Viertelsmillion , ſondern ſchon mit 170,000 f .

beſtreiten koͤnnte Der Steuerzuſchlag von 134kr . auf

das 100 fl . Steuerkapital wuͤrde alſo hinreichen , den

Staat von ſo druͤckender und ſchmaͤhlicher Buͤrde zu

befreyen ; und wollte man auch die Gewerbsſteuer

von der Erhoͤhung ausnehmen , daher die Frohnrelui —

tion blos dem Grunde und den Grundgefaͤllen auf —

buͤrden , ſo wuͤrde gleichwohl nur eine Erhoͤhung von
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2 , hoͤchſtens 2 1/2 fr . fuͤr 100 fl. Steuercapital hiezu

erfordert werden . Aber ſelbſt ſolcher Steuerzuſchlag
koͤnnte vermieden , oder wenigſtens ſehr verringert wer —

den , wenn etwa

a ) nach dem Muſter der wirtembergiſchen Geſetz⸗

gebung eine Viehpatentſteuer — nicht als Ge —

werbs - oder Beſitztaxe , ſondern als Aver ſum

fuͤr die un mittelbare Benutzung oder Ab—
nutzung der Straße in einem maͤßigen Anſchlag einge —

fuͤhrt wuͤrde .

b ) Wenn den Gemeinden , durch deren Gemar —

kung Heerſtraßen gehen , ein Präcipuum — etwa

die Unterhaltungskoſten eines gleich langen Vicinal —

wegs vorſtellend aufgelegt , und ſodann der Ueberreſt
der Auslage durch eine kleinere Viehpatentſteuer ,
oder durch ein maͤßiges Straßengeld bedeckt wuͤrde . —

©) Ja es fónnte , um die Staatgfaffe gang zu

befrepen , die Gtrafenerhaltung in Natura oder im billig

repartirten Geldbetrag zu einer Gemeindglaft ers

flårt , d. p. unmittelbar von den Gemeinden oder

Bezirfen alg folde gefordert , und dann der

- Geldbetrag unter die Gemeindgmitglieder nach dem

Gteuerfug repartirt werden .

- Doch úber alle diefe Vorfhlãäge habe ih mih bes

reit bep der Commiffon nåher erélårt , und eg tiegen
diefelben in einer fummarifhen Darfelung dem Coms

miſſionsbericht bey .

Es bleibt mir nun blog noch eineg — nad m ei -

ner Anfiht daS Entfheidende — brig : Die nå -

here Beweisführung uͤber die Uunbedingte Rechts —

widrigkeit unſerer Staatsfrohnen . Eine hohe Kam —

mer wird es nicht fuͤr „ ZFeitverluſt “ achten , der
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rechtlichen Seite unſeres Berathungsgegenſtandes einige

pruͤfende Blicke zuzuwenden .

I . af die Graatsfrohnen gegen die conftitutios

nele Gleichheit der Bårger , und gegen den gleichen

Schutz des Eigenthums ſtreite , wird durch nach —

ſtehende Betrachtungen wohl uͤber alle Zweifel erhoben :

1) beſteht die Eintheilung der Staatsbuͤrger in

Frohnpflichtige ( bothmaͤßige ) und Frohnfreye
( unbothmaͤßige ) auch nach Beſchraͤnkung des uͤbrigen

Unterſchieds zwiſchen Kanzleyſaͤßigen und Amtsſaͤßigen

fort . Adeliche , Staatsdiener , Ortsvorgeſetzte , Greiſe ꝛc.

ſind von der Perſonalfrohn frey . Ja , es ſind ſelbſt

die Buͤrger in denjenigen Staͤdten , welche ſchon

wirklich die oͤffentlichen Arbeiten gegen Lohn verrichten

laſſen , und die Unkoſten nach dem Steuerfuß reparti —

ren , factiſch frohnfrey , waͤhrend die Buͤrger der

uͤbrigen Gemeinden dieſer perſoͤnlichen Verpflichtung
unterliegen . Die Frohnpflichtigen aber haben eine

Gattung der Staatslaſten ausſchließend auf ſich .

Ihre angeblich gleichen Mitbuͤrger ſind davon befreyt .

2 ) iſt in Anſehung der Frohnpflichtigen ( ohne Un⸗

terſchied , ob zu Hand - oder Fuhrfrohn Pflichtigen )

auch ein Maaß der Belaſtung guͤltig , das in Ruͤck —

ſicht von durchaus keiner andern Staatslaſt ( hoͤch-

ſtens die Lieferungen und die Quartierlaſt ,
die aber nur im Krieg pon Bedeutung find , ausge —

nommen ;) guláffig oder vorhanden iſt . Naͤmlich einer⸗

ſeits ein ganz un beſt immter Maßſtab , das unmit —

telbare und locale Staatsbedürfniß , gemaͤß dem

bloßen Ermeſſen der Adminiſtration , und entzo —

gen dek Controlle oder Genehmigung der Land fånde ,
die doch nach der Conſtitution bey allen Steuern Platz
greifen foll , ein Maaßſtab , der vielmehr Ungemefſ —

Protokolle der 1. Kammer , 39
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fenfeit it , und wornah niemand wifen fann , wig

viel man von ihm fordern werde , wmåhrend alle andern

Statern Durch das Finanggefeg beſtimmt ſind und

jeder hiernach zum Voraus weiß , wie viel er zu zah⸗
len oder zu leiſten hat ; — anderſeits ein Subſtrat ,

oder eine Baſis der Verpflichtung , die an und fuͤr

ſich ſchon rechts unguͤltigaber dabey , obſchon bey Vie⸗ —

ben gleichmaͤßig vorhanden , dennoch nur bey einigen

guͤltig gemacht wird . Dieſe Baſis iſt der Beſſitz oder

die Befaͤhigung von oder zu Sachen und Dien -

tén , die dem Staat nuͤtzlich ſeyn koͤnnen , von welchen

man aber willkuͤhrlich nur einige ausgewaͤhlt hat zur

Beſchlagnahme . Nur der Vieh beſitz ( und dieſer nur

bep der àrmern Clage — indem Die Luruspferde

frey fnd ) und weiters der Beſitz der koͤrperlichen

Kraft ( und dieſes nur bey gemeinen Leuten , waͤh⸗

rend doch auͤch Vornehme ſtark ſeyn koͤnnen, ) macht ,

über oder neben allen andern Steuern , noch zu einer

ganz beſondern Leiſtung pflichtig , und welche unter gar

keinem Rechtsprincip , ja nicht einmal unter irgend

einem maßgebenden poſitiven Geſetz , fondern les

diglich unter der Herrſchaft der Adminiſtration ,
der Willkuͤhr oder des Zufalls ſteht .

3) Bey mehreren andern Steuergattungen iſt zwar

einige Ungleichheit ebenfalls unvermeidlich ;doch theils

nur eine unbedeutende , theils eine auf ſolchen Verhaͤlt⸗

niſſen beruhende , die ſich der Kenntnißnahme des Staats

entziehen , oder auf die natuͤrliche Verpflichtung zur

Steuer ohne rechtlichen Einfluß ſind . Dagegen iſt die Un —

gleichhoit , die bey der Fohnrepartition Platz greift , eine

weſentliche und unermeßliche , und gerade mit

Nichtachtung derjenigen Verhaltniſſe verbunden , welche

bey der Vertheilung der Staatslaſten die rechtlich maß⸗
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yig gebenden find . Auch ifhier die abfolute Un mó glid »

ern keit ſowohl in abſtracto als in concretod . h. ſowohl

md durch eine geſetzliche Beſtimmung eines Vertheilungs —

ah⸗ fußes oder einer Repartitionsnorm als durch wirkliche

it ,
Vertheilung in, den vorfommenden Fillen eine Gleidh -

far heit auch nur annaͤhernd zu bewirken , ſchon laut

—
und unumwunden von der Regierung ſelbſt anerkannt

h
morden , und die yon ihr gewåblten Maafftábe . der

Vertheilung haben jeneg Eingetándnig nur aizu auf :
o

falend befåtigt .
ae Nur cinige Beyfpiele folder unyermeidlichen Un »

hjen gleichheit :
zur Wird die Naturalfrohn nach dem Steuerfuß
nur ingelegt , ſo iſt unmoͤglich allen Abſtufungen deſ —⸗

rde ſelben mit dem Frohnaustheiler nachzufolgen . Es

en werden alſo nothwendig viele zu hoch und viele zu

aͤh⸗ niedrig in der Frohnpflicht iaxirt , man kann hoͤchſtens

bt, nach Claſſen , nicht aber nach Individuen ſolche

ner regeln . —

sa? Zudem iff niht abzufehen , marum nur . der dir

n
refte Steuerfuß den Maaßſtab zur Vertheilung

les
einer die gange , grofe Allgemeinheit betreffenden Laft

hergeben fol . Wenn man får rehti y nothwentig haͤlt,
n , die der direkten Steuer ſich enſziehenden Claſſen durch

die indirekte Steuer ins Mitleiden zu ziehen , wie

sar fann man ùdiefelben gånzlih von einer Gattung . der

itg Staatslaſt befreyen , welche — je nachdem man ihr

ilts Princip ausdehnt , moͤglicherweiſe bis zum Gewicht

ats alier uͤbrigen zuſammen genommen , mag

zur geſteigert werden ? — Aber wie waͤre es moͤglich ,
in - auch die der indirekten Steuerpflichtigen mit der

ine Naturalfrohnd zu erreichen .

iit Aber noh mehr ! man fann denn doch nur bey

che den Viehbeſitzern den direkten Steuerfuß zum Maafa

g -
fab nehmen , weil die Nichtviehbeſitzer zur Ruge
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frohn unfaäͤhig ſind . Alſo wird das direkte Steuer - .

kapital , welches bey Jenen ſchon einm al , naͤmlich

mit der ordentlichen Steuer belegt war , nun noh einz

mal befhwert , wihrend eg bey. alen åbrigen Vår -

` gern nur einmal trågt ! ! 3mwar werden die , gemeinen

Nichtoiehbeſitzer zur Handfrobn gerufen ; Aber

da die Totallaft aller Handfrobnen im gan »

jen Stoat nah nunmehr gejhejener Aufhebung der

Flußbau - Frohnen mit der Laſt der Zugfrohnen

verglichen fat = = o ift , ſo bleibt das enorme Unrecht .

Iſt aber gar , wie bey Uns , der Viehſtand

zum Theilungsfuß genommen , dann hat man vollends

auf das Rechtsprincip verzichtet , und nur dem p
ftfhen oder jenem der unmittelbaren Habha ftw em

dung gehuldigt . Wie ! den Inhabern des Zugviehes
— nur darum , weil es bey ihnen allernaͤchſt zu has

ben iſt — ſoll ausſchlieſſend eine jaͤhrliche Laſt von ei⸗

ner halben Million ( und die etwa im Krieg auf viele

Millionen ſteigen kann ) aufgelegt werden , obſchon der

Kapitalwerth dieſes Zugviehs gegen den geſammten Ka —

pitalwerth des von Steuern zu erreichenden Beſitzt hums
ſich wohl kaum wie eins zu hundert verhaͤlt , und die

Gumme aller Steuern ( diyeft und indirett ) zufammen ,

fid nur auf 44 Millionen beláuft ? Gie follen einer

fo enormen auferoròentlichen Laft unterliegen , nach -

dem fie roh auh an allen andern Eteuern wie alle

' Sbrigen Bürger tragen ; ja nahdem feibft Dag Vieh

fhon aufer der ropu vielfach belaftet ift , naͤmlich
theils durch Beſteurung des Grundes , von welchem

das Vieh ſich naͤhrt , ſo wie es ihu fruchtbar macht ,

theils durch die ſchwere Salzſteuer , und durch die

in ihrer Ruͤckwirkung ſehr druͤckende Fleiſchacci⸗ —
ſe , auch jetzt durch den Zoll beym Ausgang , und

dazu noch die weitere ſchreyende Ungleichheit , daß die

Luxuspferde , obſchon die Frodnkraft ihnen keines —
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megg ermangelt , frey , und nur die gemeinen Ader :

pferde unè Zugothfen — alfo der Regel nah dag Zug⸗

bieh der Aermern — derſelben unterworfen ſind , dem⸗

nah cine Berlafiing des Princips : ( Selaftung Der

Arbeitskraft ) welches zwar fuͤr ſich ſelbſt ſchon unge⸗

echt , durch ſolche Inconſequenz aber noch weit unge⸗

rechter ift ,

Weiter : Unter den Viehbefizern felo welde Uns

gleichheit ! In vielen Gegenden ſind keine oder wenig

Frohnen , die Laft concentrirt fich defto mehr auf ane

Dere . Noh andere drilihe Berháltnife vermehren die

Ungleichheit . Die Frohnen zu einem bedeutenden Bruͤ⸗
ckenbau z. B . werven ber eine angemefene Umkrei⸗

fung ausgeſchrieben . Nun haben aber die laͤngſt der

Grenze gelegenen Punkte keine ſolche Umkreiſung ; es

kann nur in einem Halbzirkel die Concurrenz auf⸗

geboten werden , und die darinn Wohnenden müͤſſen

alſo ſchon darum das Doppelte leiden , was die

Bewohner des Binnenlandes .

Die Ungleichheit nah Gegenden ift dure die Nb »

ſchaffing der Flußbaufrohnen noch vermehrt

worden , Die Ufergegenden find nun erleichtert , die

Binnenſtrecken vergleichungsweiſe hoͤher belaſtet . Noch

groͤßer iſt die Ungleichheit dadurch in Bezug auf die

Handfrohnen oder auf das Verhaͤltniß der Hand⸗

froͤhner zu den Zugfroͤhnern — alſo Claſſe ge⸗

gen Claſſe vergleichen — geworden . Wenn man die

Handarbeit deg Auf - und Abladeng der Kieswagen ab⸗

renet — wobey allerdings noh cin anfepnlidher ,

jedoch meit unnůger oder unendlich verſchwenderiſch

angeordneter Aufwand von Handarbeitern Statt findet

—ſo betraͤgt der Geldwerth der im Frieden noch zu

leiſtenden Handfrohnen im ganzen Staat nicht einmal

10,000 l . — Der Werth der Fuhrfroͤhnen dagegen

eine halbe Million ! Welhes Verhaͤltniß der Lei⸗
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ſtung zwiſchen den Viehbeſitzern , und jenen die es

nicht ſind .

Nicht minder ungerecht aber iſt der Austheiler

fuͤr die Perſenal⸗ und Handfrohn . Denn Hier wird

nach Koͤpfen vertheilt , alſo nicht nach der Steuer ,
oder Geſellſchaftspflicht , ſendern nach der fuͤr gleich
angenommenen Leibeigenſchafts - Verpflichtung
Mier .

Dann mag geſchehen , daf dire oder die andere

Gemeinde etwa ſchon durch eigene , ihres ausſchlieſ —
ſenden Gemeinds - Vortheils wegen noͤthige Frohnen
belaſtet iſt , alſo eine weiter disponible Frohnkraft
ermangelt . Nun wird dieſelbe nach dem Ermeſſen der

Adminiſtrativbehoͤrde von der Theilnahme an einer

in demſelben Bezirk ausgekommenen Staatsfrohn
los geſprochen , und die uͤbrigen Gemeinden deg Bez

zirks muͤſſen den der erſten abgenommenen Theil auf
die eigenen Schultern nehmen ! —

Wie weit reicht aber ſolcher Bezirk ? und wo iſt
das Gereg , welches ihn regle ? ? Die Adminiſtratiobe⸗

hoͤrde beſtimmt den Durchmeſſer , und der Umſtand , ob

eine Gemeinde etwa um eine Viertelſtunde naͤher oder

entfernter dem Frohnplatz liegt , entſcheidet daruber ,
ob ſie ganz frey ſeyn , oder einen durch den weitern

Zuzug noch erſchwerten Antheil uͤbernehmen ſolle . Hier
waltet durchaus kein Rechtsprincip . Man hat blos

die vorhandene Frohnkraft im Auge , nicht aber

die buͤrgerliche Freyheit und das Geſetz der

geſellſchaftlichen Gleichheit .

Dlie Inſpection eines Bruͤcken⸗ und Chauſſee⸗
baues berechnet blos ihr Beduͤrfniß , ihre Convenlenz

und die oberflaͤchlich geſchaͤtzte Anzahl des frohnbaren
Viehs in der Umgegend . Hiernach bezeichnet ſie einen

Bezirk fuͤr die Concurrenz und ſchlaͤgt dem Kreisdi —

rektorium die Ausſchreibung der Frohnen in demſelben
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vor . Das Kreisdirektorium , gleichfalls nur die Fro hin⸗

kraft , nach den ihm bekannten Verhaͤltniſſen , er⸗

waͤgend , genehmigt oder veraͤndert die Repartition und

lät fie durch die Amtsreviſorate md Gemeindsvor⸗

fánde bis ins Einzelne vollenden . Gerade nadh fole

chen Principien verfaͤhrt ein — humaner oder wenig⸗

ſtens kluger — Feind , die Adminiſtration einer ers

berten der Digcretion deg Siegers unterworfnen

Proving . Das Bei fnif teg Eobererg gilt alg Maak

der Schuldigkeit der Beſtegten ; um moͤglichſt viel von

derſelben zu erhalten , muß man die vorhandene

Kraft erforſchenz aber alle , welche vorhanden iſt,

ſpricht man als eigene an . Aug Guade , oder um

etwas auf morgen zu fparen , lágt man Hie und da

eine Miderung eintreten , oder man ladet nach Ermefs

fen oder Convenieng dem einen auf , wag man dem

andern abgencmmen . ) Richt alfo fol die eigene Rez

gierung gegen die eigenen Birger handeln . Hier gilt

nur dag Gefeg des Rechtes , dD. H. der Gleichheit

aler Búrger nady RecdhiSprincipien , und allgemeiner

Gelellſchaftspflicht . Yn einem conſtitutionellen

Etaat wird die Abweichung von folhem Gefez zugleich

Prud der Verfaſſung .

Wer dieſe Geiten der Gabe ing Auge faßt , der

wird nicht mehr mit dem Herrn Berichtserſtatter und

pem Herrn geh Rath v. Staͤdel der Meinung ſeyn ,

durch Veraͤnderung des Namens „ Staatsfrob —
nen “ in Leiſtung aus Societaͤtspflicht “ uns

damit ausſoͤhnen zu koͤnnen . Nicht der Zweck der

Arbeit beſtimmt ihre Natur , ſondern der Titel der

Leiſtung und dieſer iſt hier ein kn echti ſcher , aus den

Zetten der Leibeigenſchaft , der Herabwuͤrdigung aller

Gemeinen zu Knechten Heriúhrender Titel blos facti-
foer Gewalt . Cile Societaͤt ſspflicht kann nur
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nach dem Societaͤtsgeſetz Statt finden und die —

fes fordert gleiche Vertheilung unter Alle .
Kann wohl nach allen dieſen Betrachtungen der

Freund des Rechts und des Gemeinwohls mit dem ſich
begnuͤgen , was der Schlußſatz des Commiſſions berichtes
beſagt ? — Die Regierung hat ſchon viele Vorarbei —
tung zum Zweck der Frohnabſchaffung geſammelt , und
auch die Geneigtheit gezeigt , ſolche Abſchaffung ins
Werk zu richten . Alſo troͤſtet uns der Herr Berichts⸗
Erſtatter . — Aber noch manches weitere ſeye vorzu⸗
bereiten , noch vielerley „ Recherchen “ ſeyen noͤthig und
es moͤge bilig die hohe Rammer . darauf ſich beſchraͤn⸗
ken , von Sr . Koͤnigl. Hoheit die Anordnung derjeni⸗
gen Vorarbeiten zu erbitten , durch welche die wuͤn—

ſchenswerthe Aufhebung der Staatsfrohnen ( die Kriegs —
frohnen jedoch voͤllig ausgenommen ) oder wenigſtens
die Milderung oder Minderung dieſer Frohnen
eingeleitet werden koͤnnte “

Ich glaube , jene allgemeine „ Geneigtheit “
kann nur durch die That der wirklichen Abſchaffung
ſich erproben . Auf das Ergebniß langwieriger „ Vor —⸗
arbeiten “ moͤgen wir nicht vertroͤſtet werden . Die Ve
rufung auf angeblich noͤthige „ Vorarbeiten “ iſt eine
aͤuſſerſt unpopulaͤre Formel geworden , ſeitdem damit
hier und dort ſelbſt die Nichterfüͤllung der feyerlichſten
Zuſagen — wie des 13ten Artikels der Bundesakte |— zu bemaͤnteln verſucht ward . l

Die Erfållung einer u ubedingten Rechtsſchul⸗ |
digteit bedarf feiner weitláufigen Borarbeiten , und eg |
ift abentheuerlidh von a . bf bis m . eine anerkannter⸗
maßen ihnen nicht oder nicht aus ſchließend obliegende
Schuld gleichwohl einzutreiben , weil noch lange Bor -
arbeiten nôthig feyn folen , üm den Antheil genau aug -
àumittein , mwekhen n , big z . gu Fzahlen haben . Die

à
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allgemeine Verpflichtung aller Buͤrger liegt klar vor ,

und reicht hin zur Bedeckung der Reluitiongfumme .

Man ſchaffe die Frohnen ohne weiters ab , bezahle

die Arbeit aus der Staatskaſſe , welcher eine geeig⸗

nete Steuer Erhoͤhung die noͤthigen Fonds dafuͤr zu

verſchaffen hat , und dann beeile man das Geſchaͤft

der Ausrechnung des oͤfters bemerkten billigen Praͤci⸗

puums .
Sollte auh Jahr und Tag uͤber ſolcher Ausmit —

telung verflieſſen , ſo verſchlaͤge es nichts . Man koͤnnte

immerhin vom Tag der Frohnabſchaffnng an dag Prå -

cipuum nachfordern und Daraus die etwa gebuͤhrenden

Ruͤckverguͤrungen beſtreiten , oder eg uͤberhaupt zum Vor⸗

theil aller Contribuenten in die Staatskaſſe einwerfen ,

uͤbrigens ſind die oft erwaͤhnten „ Rechſerch en “

mehr nur zur rechtlichen Behandlung der in con -

creto ¿ur &prahe kommenden Frohnſchuldigkeit
noibmwendig , nicht aber zur gefeglichen Aufſtellung all

gemeiner Principien , wornach jene Behandlung

geſchehen ſoll . Wenn das Geſetz ausgeſprochen hat :

„ die Staatsfrohnen ſind aufgehoben , die Herren - Froh -

nen niht, ’ fo wird dann fo oft in concreto ein

Zweifel ber die Eigenfchaft einer befondern Frohn

erſcheint , die Entſcheidung nach Beſchaffenheit des Falls

auf adminiſtrativem oder gerichtlichem Wege und in

Gemaͤßheit der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen

und Normen Statt finden . Gleich wie man ja gleich »

falig fein Bedenken trug , die Abloͤsbarkeit der Her —

den⸗Frohnen im allgemeinen zu verfuͤgen , opne

zuvor im Einzelnen oder in concreto ausgemittelt

au baben , mwelhe Frohnen uͤberall Herren - Frohnen

und nicht Herren - Frohnen ſeyen .

Moͤge Eine Hohe Kammer die Rechtfertigung fuͤr
die Laͤnge meines Vortrags in der Wichtigkeit der
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Sache und in der Unvollſtaͤndigkeit des Commiſſions⸗
berichtes finden ! —

v. Kettner : Voͤllig unvorbereitet auf die Aeu —

ßerungen , wie ſie in der ebengehaltenen langen Rede

des Herrn Proponenten gehört - worden find , ift eg

ſchwierig , in dem Augenblicke eine Antwort zu erthei —

len , welche dem ganzen Gang der Rede folgt , daher

ich um ſo mehr auf die Nachſicht der hohen Kammer

zaͤhlen kann , als die mei ten der gehoͤrten Aeußerun⸗

gen voͤllig unerwartet waren ; ich ſage unerwartet , weil

der Herr Preponent , obwohl zu den Commiſſtonsver⸗

handlungen zugezogen , mit ſolchen an dem Orte zu⸗

ruͤckhielt , wo ſie zuerſt zu wuͤrdigen geweſen waͤren,
und ſie erſt gleichſam als Reſerve benutzet , um einen

Schatten auf den Commiſſionsbericht zu werfen .

Er macht zuerſt dieſem Berichte den Vorwurf
unbegruͤndeter Darſtellung . Was dieſen Vorwurf ans

geht , kann ich es getroſt dem Urtheile der hohen Kam —

mer anheimſtellen , ob ſolcher wirklich den , nicht nach
meinen einſeitigen Anſichten , ſondern im vollen buch —

ſtaͤblichen Einverſtaͤndniſſe der verebdrten Commiſſions⸗

Mitglieder abgefaßten , fuͤr ſich ſelbẽ ſprechenden Be⸗

richt treffen moͤge; und es wird ſich hierauf zeigen ,

wem der Vorwurf einer Ungruͤndlichkeit zur Laſt falle .

Die als uͤberfluͤßig angefochtene geſchichtliche Dar⸗

ſtellung war zur Beleuchtung der ganzen Sache und

hauptſaͤchlich darum nothwendig , um die hohe Kam⸗

mer von allem im Kenntniß zu ſetzen , was bereits zur

Erleichterung des Druckes der Frohnen geſchehen iſt ,

und nach den yon der Regierung an den Tag geleg —⸗

ten Abſichten geſchehen ſoll .
Alles uͤbrige iſt in den drey Fragen concentrirt ,

welche in dem Commiſſionsbericht folgender Maaßen

aufgeſtellt ſind —

V) Ob die Abſchaffung Der noch uͤbrigen Staats⸗
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frohnen gegen eine Geldverguͤtung , aus welcher

die noͤthigen Leiſtungen bezahlt werden koͤnnen ,

als dem allgemeinen Beſten angemeſſen , rathſam

ſey ?

2) Welche Art der Geldumlage ſtatt der wirklichen

Leiſtungen nach phyſiſchen Kraͤften , fuͤr die beſte

und zweckmaͤßiaſte angeſehen werden koͤnne ?

90b und in wie fern es thuntich fey , auh dte

Kriegsfrohnen in die Kathegorie der Staatsfroh —

nen zu ſetzen , und fuͤr dieſe lben einen mit letz⸗

tern gleichen Verguͤtungs Maaßſtab anzunehmen ?

Bey der Wuͤrdigung dieſer Fragen if die Com -

miſſion nicht ſowohl von unſichern theoretiſchen , als

von praktiſchen Anſichten ausgegangen , und in Bezie⸗

hung der Aufſtellung und Beantwortung der erſten Frage

insbeſondere , hat ſie beineswegs das Rechtsprineip ,

welches dem Herrn Provonenten zu mangeln ſcheint ,

aus dem Auge gel ſſen ; ſie ſtimmte ſelbſt , was den

Grundſatz uͤber die Aufhebung der nech uͤbrigen Staatg⸗

frohnen betrifft , mit dem Heren Proponenten uͤberein ,

und hielt fih lediglich nad ihrer voten Ueberzeugung ver⸗

pflichtet , das Gewicht jener Gruͤnde anzuerkennen ,

welche von der Regierung zu Verſchiebung der anges

tragenen Maaßregel bis zu einem voͤllig geeigneten Zeit⸗

punkte dargelegt ſind .

Die zweyte Frage betreffend , ift der Commiffi -

onsbericht , nachdem der Herr Proponent von ſeinem

erſten Antrage : Die Straßenbaukoſten auf den allge —

meinen Steuerfug , umzulegen : abgegangen : mwar , und

die Nothwendigfeit , fo wie Vie Rechtlichkeit eines Bor -

beytrags fuͤr diejenigen, welche beſondern Vortheil von

den Straßen genießen , anerkannt Yat , ganz mit den

veraͤnderten Anſi hten des Herrn Proponenten uͤberein⸗

ſtimmend , und es iſt daher unbegreiflich , wie derſelbe

deſſenungeachtet noch weitere Worte hieruͤber hat ver⸗
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lieren moͤgen ; noch unbegreiflicher iſt der dabey zum

Vorſchein gekommene neuere Antrag : auf den Hiep -

fiand eine Patentfteuer zu legen , indem diefer Antrag
mit den frůher aufgeftelten und in der Motion durch -
gefuͤhrten Grundſaͤtzen , welche allenthalben gegen die

zu den Frohnen gemachten Anſpruͤche auf thieriſche
Kraͤfte fireiten , in offenbarem Widerſpruche ſteht . —

Endlich in Beziehung der dritten Frage findet
der Herr Proponent die Faſſung des Commiſſionsbe —
richtes und zwar die Stelle anſtoͤßig und beleidigend ,
welche ſo lautet : —

„ Dieſes alles iſt zu handgreiflich , als daß ich
„ den Zeitverluſt einer weitern Eroͤrterung und

„ die Zumuthung , ſolche anzuhoͤren , bey die —

„ſer hohen Kammer rechtfertigen koͤnnte .

Wuͤrde der Herr Hofrath v. Rotteck in den

Commiſions⸗Sitzungen nur das Geringſte gegen dieſe

Faſſeng erinnert , oder nur von Weitem zu verſtehen
gegeben haben , daß er in ſolcher eine Beleidigung er —

kenne , ſo moͤchte die Hinweglaſſung dieſer , nur die

Sache ſelbſt , keineswegs aber die Perſon treffenden ,

ſohin auch nicht beleidigenden Stelſe , gar feinen An -

ſtand gehabt haben . Jetzt ſteht die Stelle in dem

Commiſſionsbericht einmal geſchrieben , und die

hohe Kammer wird ſie nach den Eroͤrterungen in den

Sen 27 , 28 nd 29 deg Commiffiongberihtes alg

volfommen begråndet und in der Natur der Gahe

liegend , finden , fo mie fich Hochdieſelbe uͤberhaupt
uͤberzeugt haben wird , Dag in dem Berichte die zum

Vorwurf gemachte Ungunſt nicht liege .
Wenn die Commiſſion auf die Bemerkungen uͤber

das Einquartirungsweſen , als einen ſchon bey der

zweyten Kammer in Anregung gebrachten Gegenſtand ,

fo wie auf die zwey uͤbrigen Gegenſtaͤnde des Steuer :

und Conſcriptions⸗ Syſtems nicht eingegangen iſt , fo
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lag der Grund in der Unzulaͤßigkeit einer Vermengung

verſchiedener Betreffe in ein und derſelben Verhand⸗

lung . Unzulaͤßigkeit iſt bey jeder Behoͤrde als

allgemeine Regel angenommen , ohne welche ale Ge -

ſchaͤfte und Angelegenheiten in die groͤßte Unordnung

geratheu muͤſſen ; die gedachte Regel erſcheint aber ins —

beſondere fuͤr die ſtaͤndiſchen Kammern , mit einem Ñin -

blid auf dasjenige , mwas bey einer oder Der andern

Kammer bereitg edngeleitet oder aur Berathung gekom⸗

men iſt , darum vorzuͤglich beachtungswerth , weil ſich

ſonſt die Beſchluͤſſe durchkreuzen , und das , was auf

Mittheilungen der einen Kammer Bezug hat , beh der

andern Kammer unter , einem gang verſchiedenen Vez

tref gefucht werden muͤßte ; der Verlegenbeit nicht zu

gedenken , in welche eine Kammer kommen duͤrfte , wenn

ſie durch die neuern Mittheilungen der andern Kammer

vieleicht genóthigt waͤre, ceinen einmal gefaften Bes

ſchluß zuruͤckzunehmen.
Man koͤnnte mir zwar einwenden , daf die Cin -

quartierungen , das Steuerſyſtem und die Conſeription

denſelben Principien , welche bey dem Frohnweſen

vorherrſchen , unterliegen , daß ſich ſohin die Vermen⸗

gung dieſer ſich verwandten Gegenſtaͤnde rechtfertigen

laſſe . Hierauf antworte ich kurz , daß man auf die —

ſelbe Art beinahe alle verwandten Mdminiftrationg - Gea
genſtaͤnde in einander perfetten nnd jeden mit dem anz

dern vermengt , behandeln koͤnnte.

Dieſes mag einſtweilen zur Beantwortung der

Hauptpunkte genigen , indem ſich das tlebrige bep dem

Nachleſen des Commiſſionsberichts findet:
Der geh . Hofrath Zach ar iaͤ, welcher hierauf um

das Wort bat , bemerkte zuvoͤrderſt , daß er ſich , da

die Motion unterſtuͤzt habe , auch Mitglied der we —

gen derſelben ernannten Commiſſion geweſen ſey , und

in dieſer in einigen Faͤllen die Rolle des Vermittlers ,

— ina
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obwohl , wie eS fheine , ohne fonderlichen Erfolg , gu

fpielen verfucht habe , får befonders - berufen halte , úber

dte dem Commiffiongberichte gemachten Vorwå fe şu

ſprechen . Er aͤußerte ferner den Wunſch , daß es dem

Herrn Hofrathe v Rotteck gefallen haben moͤchte ,
ſeine Einwendungen ſchon in den Commiſſions - Sitzun —⸗
gen , zu welchen er gezogen worden ſey , voerzutragen .
Er erklaͤrte wei er , daß er die Anſicht des verehrlichen

Redners , als ob die Motion in dem Commiſſionsbe —
richte mit Ungunſt , und ſogar mit Geringſchaͤtzung be —

handelt worden ſey , keineswegs theilen koͤnne , daß
ihm vielmehr ( wie er im Einzelnen ausfuͤhrte ) der Com —

miſſions bericht nur deswegen den Anſichten des Herrn

Proponenten nicht durchgaͤngig zu entſprechen ſcheine ,
weil die Commiſſion dem Antrage auf einen Gefeg -
entwurf nicht beytreten , auch , bey dem übergroßen

Meichthum der von ihr zu begutachtenden Gegenſtaͤnde ,
Manches nur beylaͤufig beruͤhren konnte . Er ſetzte

endlich uͤber die Motion ſelbſt und uͤber den im Com⸗

miſſtonsberichte entbaltenen Antrag folgendes hinzu :

Die Lage der Sabe bat fih allerdings dureh die

bon dem Herm Staatsrathe v. Gulat verleſene

Erklaͤrung der Reglerung weſentlich veraͤndert , indem

jetzt die Frage entſteht , ob nicht , zufolge dieſer Er —

klaͤrung die ganze Motion auf ſich beruhen koͤnne .

Denn ich glaube annehmen zu duͤrfen , daß wir zu—⸗
folge dieſer Erklaͤrung noch auf dem gegenwaͤrtigen

Landtage der Aufhebung der Militaͤrfrohnen , ſo wie

auf dem naͤchſten Landtage weiteren Eroͤffnungen wegen
der Aufhebung der Straßenbaufrohnen ſo wie der Ge —

richts⸗ oder vandes⸗Sicherhelts - ⸗Frohnen entgegen ſehen
duͤrfen . Freylich iſt auf der andern Seite zu erwaͤgen ,
daß jene Erklaͤrung , was die Straßenbaufrohnen be —

trifft , nur in allgemeineren Ausdruͤcken gefaßt iſt , auch

eine von beyden Kammern ausgehende foͤrmliche Bitte

der Gade auf jeden Fal nur foͤrderlich ſeyn koͤnnte.



Vier und zwanzigſte Sitzung vom 220 Juny . 601

Die Sache ſelbſt anlangend , halte ich die Aufhe⸗

bung der Straßenbaufrohnen , des noch uͤbrigen Haupt⸗

gegenſtandes der gegenwaͤrtigen Berathung , aller dings

auch unter den dermaligen Umſtaͤnden fuͤr ausfuͤhrbar .

Die Haupteinwendung ,die man gegen dieſe Marßregel

erhoben hat , iſt die , daß es wegen der jetzt ſo niedri —

gen Geldpreiße aller Naturerzeugniſſe ꝛc. , oder , wie man

ſich ausdruͤckt , wegen des jetzt herrſchenden Geldman⸗

gels hoͤchſt bedenklich ſeyn wuͤrde , die Steuerpflichtigen

mit nenen Abgaben zu beloften . Allein dieſer Ein —

wendung muß ich alle Beweiskraft abſprechen . Der

Preis des Geldes mag hoch oder nedrig ſeyn , auf

die Verwandlung der Straßenbaufrohnen hat dieß

keinen Einfluß . Denn die Koſten des Straßenbaues ,

alſo die aufzubringende Summe , iſt verhaͤltnißmaͤßig

im erſtern Falle geringer , und im Audern grófer . Das

gegen find aͤllerdings noch wichtige und ſchwierige Vor —

arbeiten erforderlich , che man gur Ausführung einer

ſolchen Maaßregel ſchreiten kann . Man muß erſtens

iber die Art , wie der Straßenbau in Zukunft beſorgt

werden ſoll , das Erforderliche beſchließen und anord —

nen ; ob durch Accorde , over durch Selbſtbau , oder ,

indem man einer jeden der an der Straße liegen en

Oriſchaften einen Theil der Straße zur Erhaltung aw

weiſe . ( Der Vortrag verbreitete ſich hier her die Bors

theile und Nachtheile dieſer verſchiedenen Maaßſegeln .

Es wurde unter anderm bemerkt , daß das Verdingen

der Straßenbane bis jetzt deswegen nicht gelangen zu

ſeyn ſcheine , weil die Paͤchter ihre Beſahlung von den

einzelnen Gemeinden zu erwarten und herbeyzutreiben

gehabt haͤtten . ) ES wird zweytens der noch ſo un⸗

beſtimmte Mehraufwand auszumitteln ſeyn , welchen die

Aufhebung der Straßenbaufrohnen efordern wuͤrde .

Es wird drittens , wenn anders der Antrag Beifall

verdient , diefen Mehraufwand zum Theil auf die frohn⸗

TP? S pe$ —S —



602 Ptotokolle der Erſten Kammer .

pflichtigen Gemeinden zu legen , die ſo ſchwierige Auf —

gabe zu loͤßen ſeyn , in welchem Verhaͤltniſſe die Laſt
von dieſen Gemeinden und von der Gefamtheit der

Eteuerpflidhtigen : au tragen ifte Much úber andere

Gegenſtaͤnde , z. B . uͤber den Vorbehalt der Nothfroh —
nen , find noch mehrere Vorarbeiten erforderlich .

Frhr . d. Tuͤrkheim : Es iſt ſchon vor Z Jah⸗
ren gefagt und in beiden Kammern algemein aner -

fannt werden , daf die Staatsfrohnen uͤberhaupt einem

noch unausgebildeten Zuſtand der buͤrgerlichen Gefell

ſchaft angehoͤren , und dem Grundſatz gleicher Verthei —
lung der oͤffentlichen Laſten zuwider laufen . Deſſenun —
geochtet wird jetzt faſt eben ſo allgemein an der Aus —

fuͤhrbarkeit ihrer gaͤnzlichen Abſchaffung gezweifelt .
Dieſer anſcheinende Widerſpruch erklaͤrt ſich wohl

dadurch , daß wirklich bey der unbedingten Verdam —⸗

mung dieſer Frohnen , eine Ruͤckſicht uͤberſehen worden

iſt , welche eine Beybehaltung derſelben bis auf einen

gewiſſen Grad moͤglich macht , ohne gegen das Princip
der Gleichheit der Laſten anzuſtoßen . In ihrem ge —
laͤuterten , wenn gleich bis jetzt wohl noch nicht zur
voͤlligen Klarheit gebrachten Begriff , duͤrften naͤmlich
Staatsfrohnen — ſtatt einer Ausdehnung auf alle Ge —

genſtaͤnde einer moͤglichen Naturalleiſtung — bles in

ſolchen Arbeiten beſtehen , welche von denjenigen , wel —⸗

chen ſie auferlegt werden , ohne Beſchwerlichkelt , ohne
Beeintraͤchtigung ihres Nahrungsverdienſtes , und ohne

irgend einen pecuniaͤren Verluſt , alſo nebenher durch
Aufbietung ſonſt unbenutzter Kraͤfte geleiſtet werden koͤn⸗

nen , wenn dem Staat dadurch ein Geldaufwand er —

fpart wird , wozu unſer dieſer Vorausſetzung ſeine Mns

gehoͤrigen verpflichtet find .
Wenn aber ſolchem nach die allzu unbeſchraͤnkte

Verwerfung aller Staatsfrohnen gemildert werden duͤrfte ,
fo bin ih doch weit entfernt , von denjenigen , welche
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jetzt noch bey uns beſtehen „ Mu behaupten , Dag fie die -

fen eben aufgeftelten Bedingungen entfprechen , und bez

fenne . mich dahersim Allgemeinen - woh eben fo , mie

fruͤher zu dem Wunſche ihrer Abſchaffung ; nux glaube

ich , daß der angefuͤhrte Geſichtspunkt einer , bis zu

einem gewiſſen Grad moͤglichen Rechtfertigung von Froh —

nen ceinen Grund gebe , bey dDerNealifirung jeneg Wun :

ſches auf die gegenwaͤrtige Geldarmen Zeiten Ruͤckſicht

zu nehmen .

Es beſtehen gegenwaͤrtig im Großherzogthum ei⸗

gentlich nur noch zwey Gattungen von Staatsfrohnen ,
die Militaͤr - ⸗ und die Straßenbaufrohnen .

Was die Erſtern betrifft , ſo haben wir ſo eben

von dem Herrn Regierungscommiſſaͤr die Zuſicherung
ihrer Aufhebung erhalten , welche um ſo erfreulicher

it , da diefe Frohngattung nicht nur die laͤſtigſte ift ,

ſondern auh , fo lange ſie beſteht , zu mancherley Ir —

rungen uͤber die Ausdehnung ihres Begriffs Anlaß

giebt . Zum Beleg dieſer letztern Bemerkung erlaube

ich mir ein einziges Beyſpiel anzufuͤhren . In einer

Garniſonsſtadt ſind fuͤr die Einrichtung von Militår

gebaͤuden und ihren Zugehoͤrden Frohnfuhren requirirt

morden , und auf die dagegen gemachte Einwendung

wurde von Geiten deg . Krieggminifteriumg niht nur

Dag Motiv geltend ” gemacht , dag der Militaͤretat

keine Poſition zur Bezahlung von Vorſpann habe , ſon⸗

dern auch dem Beamten, welcher die Vorſtellung dage —

gen unterzeichnet hatte , vorgeworfen , daß ihm als Mit⸗

glied der Landſtaͤnde dieß perſoͤnlich nicht unbekannt haͤtte

feyn folen . Hier Hatte aber offenbar die generelle Ydee

von Frohnen Mnlaf zur Verwechslung deg Militaͤr⸗

transports und der Unterhaltung der Militaͤrgebaͤude

gegeben , denn fuͤr erſtere iſt die Kriegskaſſe nicht dotirt ,

wohl aber fuͤr letztere .

Auch die Straßenbaufrohnen jetzt ſchon aufzuhe⸗

Protokolle der Erſten Kammer . 40
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ben , halte iġ unter den gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen
fuͤr unmoͤglich; ihr Geldanſchlag , nach den gewoͤhnli —
chen Preißen macht eine ſehr bedeutende Summe , und

es waͤre unthunlich , dieſelbe von den Contribu —

enten , welche jetzt die dereits beſtehende Steuern nicht
zu erſchwingen wiſſen , namentlich vom Gewerbsmann

oder von dem Viehbeſitzer , welcher nicht in der Lage
iſt , ſeinen Beytrag ſelbſt durd Fuhranſtellung abzu —
verdienen , erheben zu wollen , waͤhrend der zur Frohn
Aufgebotene dieſelbe zwar nicht ohne alle Beſchwerde ,
jedoch in threm jegigen Maag in der Reget ohne pes
euniaͤre Benachtheiligung leiten fann . Ich verſtehe
nicht , wie Der Herr Proponent gerade in der Umlage
und Bezahlung deg Fuhranfchlags ein Mittel gegen den

jetzigen Geldmangel finden und die entgegenfegte Ans

fiht mit der Erflárung vergleidden fann , man tolle

fih der Arzney enthalten , weil man noch franf feys
— mwenn man diefes Gleihnig verfolgen mil , fo heift
e vielmehr , weil man an einer den Körper entleerenz
den Kranfheit leide , - fo wolle : man fih aler auf Ent -

leerung mwirfenden Mirtel enthalten , Wenn aber eins
mal der Geldbetrag der jegigen Srohnen baar aus der

Staatskaſſe bezahlt wird , ſo kann ich alsdann die in

dem Commiſſionsbericht mit erlaͤuternden Beyſpielen
geaͤußerte Bedenken gegen den Beytrag hierzu nach
dem allgemeinen Steuerfuß , wie ich ſchon im Jahr
1819 aus Anlaß aͤhnlicher Einwendungen bemerkt ha —
be , nicht theilen . Unſer Abgabenſyſtem ift dag náåmli -

che fuͤr allen gewoͤhnlichen Staatsaufwand , und iſt
uͤberhaupt fuͤr alle Gattungen deſſelben anwend bar oder

uͤberhaupt abzuaͤndern ; — nur fuͤr auſſerordentliche
Beduͤrfniſſe wird bisweilen ein außerordentlicher Bey⸗
tragsfuß ausgemittelt .

Da indeſſen gleichwohl auch die Abſchaffung der

Staatsfrohnen uͤberhaupt als ein wuͤnſchenswerthes ,
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nur nicht jetzt ſchon zu erreichendes Biel betrachtet wirds

ſo koͤnnte man ſich demſelben vielleicht durch einen bez

deutenden Fortſchritt naͤhern , wenn es auch nicht auf

eipmal erreicht wird . Die Straßenbaufrohnen theilen

ſich naͤmlich in zwey Klaſſen — in ſolche welche zur

Beyfuhr des Materials fuͤr den gewoͤhnlichen Unter —

halt , — und in ſolche , welche fuͤr außerordentliche

Baugegenſtaͤnde erfordert werden . Erſtere vertheilen

ſich ziemlich gleich auf das ganze Land , ſind nirgends

ſehr druͤckend , und koͤnnen daher vor der Hand ohne

große Beſchwerden beibehalten werden , letztere find oft

ſehr laͤſſig , wie ein von dem Herrn Proponenten ane

gefuͤhrtes Beyſpiel beweiſen mag , und treffen zufaͤlllg

einzelne Diſtrikte . Ich will daher anheimſtellen , ob

nicht der hohen Regierung der Wunſch ausgedruͤckt

werden wolle , vorerſt die Abſchaffung dieſer letztern ,

und Uebernahme der bieher dadurch geleiſteten außer —

ordentlichen Arbeiten auf die Straßenbaucaſſe in Er —

waͤgung zu ziehen , wenn dieſe auch noch nicht zur

Zahlung der Materialbeyfuhr fuͤr den regelmaͤßigen

Straßenunterhalt dotirt werden fann .

Irhr . v. Weſſenberg : Es iſt ſo eben ein Un —

terſchied zwiſchen mehr oder minder beſchwerlichen Froh —

nen aufgeſtellt worden . Wenn gleich ein ſolcher Un —

terſchied Statt findet ; ſo glaube ich doch , daß er auf

die Entſcheidung der vorliegenden Frage keinen Einfluß

haben koͤnne . Alle Staatsfrohnen ſind beſchwerlich.
Uebrigens werden Alle wegen allgemeinen Staats —

bedårfniffen geleiftet , folen mithin auh allgemeine

Staatslaſten ſeyn .

Da nun nach allem dem , was beretta in den

Kammern verhaidelt worden , nidt in Mbrede gefellt

werden kann , daß bey den Staatsfrohnen , wie fie

zum Theil noch jetzt beſtehen , die Laſt nirht gleichmaͤ⸗
fig , nach einem genauen durchaus gerechten Verhaͤlt⸗
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niſſe vertheilt iſtz ſo reicht mir dieſer Umſtand voll —

kommen hin , um dafuͤr zu ſtimmen , daß die Regie —
rung um Aufhebung der Staatsfrohnen und um die

Einrichtung gebeten werde , daß der betreffende Staats —

bedarf mittelſt allgemeiner Geldumlage erhoben werde .

Mit Vergnuͤgen werden die Mitglieder der hohen Kam —

mer aus der heutigen Eroͤffnung des Herrn Regierungs —
Commiſſaͤrs entnommen haben , daß die Regierung gleich —

falls von den Gruͤnden , welche fuͤr die Aufhebung der

Staatsfrohnen ſprechen , durchdrungen ſey , und dieg
theils durch wirkliche Aufhebung mehrerer derſelben ,
theils durch die Aeußerung wegen kuͤnftiger Aufhe —
bung der andern , an den Tag lege . Nur glaube ich
hier vorlaͤufig im Allgemeinen zweyer Bedingungen erwaͤh—
nen zu muͤſſen , an welche meines Erachtens die Bitte

um Aufhebung der Staatsfrohnen zu knuͤpfen ſeyn

moͤchte. Die Erſte betrifft die Vertheilung der Laſt .
Da naͤmlich die Staatsfrohnen vorzuͤglich wegen un —

gleicher Vertheilung als dem Recht nicht genuͤgend er —

ſcheinen ; ſo wird nothwendig darauf zu feben fepn ,
daß die Geldumlage , die an die Stele der Staats -

frohuen gu treten håtte , niht in den gleichen Fehler
der - Ungleichheit faile , dag fie mithin niht auf eim

zelne Clafien , fondern auf alle , niht auf einzelne Ber -

moͤgensarten , ſondern auf alles ſteuerbare Vermoͤgen
ſich erſtrecke . Wohl am zweckmaͤßigſten wuͤrde dieß
erreicht , wenn , mit Umgehung einer neuen und beſon —

dern Steuer an die Stelle der Staatsfrohnen , die Ko —

ſten der betreffenden oͤffentlichen Arbeiten auf die Staats —

kaſſe , das iſt , auf die Geſammtmaſſe der directen und

indirecten Steuer uͤbernommen wuͤrden . Da dieſe Maſſe
aus den verhaͤltnißmaͤßigen Beitraͤgen aller und jeder
Staatsbuͤrger beſteht , ſo wuͤrde ſich auf dieſe Art die

Ausgleichung der Frohnen ſelbſt ergeben .
Zweytens wird mit vollem Vertrauen von der

Welsheit der hohen Regierung erwartet werden müͤſ—
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ſen , ſie werde geeignete Maasregeln treffen , damit bey
per neuen Einrichtung dte Uebernehmer odir Beauf -

tragten das anvertraute Geſchaͤft niht zur Fundgrube

des ſchnoͤden Eigennutzes mißbrauchen , wodurch die all⸗

gemeine Laſt nur vergroͤßert und der Zweck vereitelt

werden fnnte , Denn allerdings berechtigt vie Erfah -

rung åberhaupt in folhen ålen gur Borforge gegen

moͤglichen Mißbrauch .
Als hierauf Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v .

Loͤwenſtein und der Praͤlat Hebel das Praͤcipu⸗

um in Anregung brachten , welches die an der Stra⸗

ße liegenden Ortſchaften zu den Straßenbaugeldern

zu entrichten haben wuͤrden , erſterer mit der Bemer —

kung , daß hierbey auch die groͤßere oder geringere Ent :

fernung von der Straße zu beruͤckſichtigen ſeyn wuͤrde,

letzterer mit dem Zuſatze , daß man dieſes Praͤeipu⸗
um wohl ohne Schwierigkeit nach dem Vortheile be —

ſtimmen koͤnne , welchen die anwohnenden Gemeinden

von der zu bauenden Straße in ſo fern zoͤgen , ats

ſie der Nothwendigkeit , Vieinalwege zu unterhalten ,

durch dieſe Straße uͤberhoben wuͤrden , oder die Straße

zugleich als einen Vieinalweg benuͤtzten , erlaͤuterte der

Frhr . v. Weſſenberg ſeinen fruͤhern Vortrag in fol⸗

genden Worten :

Der Feſtſetzung eines Praͤcipuums fuͤr die An —

wohner der Hauptſtraßen habe ich nicht widerſprochen .
Nur glaubte ich fie nicht ausdruͤcklicherwaͤhnen zu muͤſ⸗

ſen , theils weil der Herr Verfaſſer der Motion ſowohl ,

als der Commiſſionsbericht auf ein Praͤeipuum antraͤgt ,

ſomit daruͤber keine Verſchiedenheit der Meinung ob —

waltet , theils weil die Ausmittlung , wie fern ein ſol —

heg Praͤeipuum rechtlich begruͤndet , und welcher Maas —

ſiab dafuͤr anzunehmen ſey , ein Gegenſtand iſt , der

cine vielſeitige und genauere Unterſuchung und Erwaͤ—⸗

gung erfordert , md ich mir dermal nicht getraute , eine
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beſtimmte Anſicht daruͤber zu aͤußern Nur eines zu

bemerken erlaube ich mir , daß naͤmlich das Anwohnen
an Heerſtraßen nicht nur Vor heile , ſondern auch manch⸗
faltige Nachtheile und Beſchwerden mit ſich fuͤhre, wel

che gegen einander abgewogen werden muͤſſen!
Frhr . v. Berkheim : Der Herr Bisthumsver —

weſer hat unter andern den Wunſch geåufert , daf die

vorgeſchlagene Verwandlung der Straßenbaufrobnen
in eine Geldabgabe nicht von den Uebernehmern oder

Beauftragten des Geſchaͤfts zu einer Fundgrube des

ſchnoͤden Eigennutzes gemißbraucht werden moͤge .
Wenn in dieſer Aeußerung ein Vorwurf daruͤber

liegt , daß man die Straßen bis jetzt nicht verdingungs —
weiſe habe bauen laſſen , ſo bemerke ich, daß man zwar
feit dem vorigen Landtage den Bau mehrerer Stras

fen verdungen þat , daß jedoch die meiſten Paͤchter
den Vertrag wieder aufgekuͤndigt haben , unter dem An —

führen , daß ſie denſelben zu helten nicht im Stande
wåáren , — Œs if ferner geåufert worden , daf man
die Strafenbaufrohbnen eben fo , wie die Militaͤrfrohnen
aufheben ſolle . Auch die Regierung hat dieſe Anſicht ;
nur ſcheint mir der jetzige Augenblick nicht fuͤr die Aus —

fuͤhrung dieſer Maaßregel guͤnſtig zu ſeyn . Obwohl
das Geſetz die Herrenfrohnen fuͤr abloͤslich erklaͤrt
hat , ſo ſind doch bis jetzt , aus Mangel an Geld , nur
wenige oder gar keine abgeloͤzt worden . Auch hat man
geaͤußert , daß es zweckmaͤßig ſeyn duͤrfte , bey neuen
Werken , z. B . bey dem Bau neuer Bruͤcken , ſchon
jetzt eine Ausnahme zu machen , und die Koſten fuͤr
dieſe aus der Staatskaſſe zu decken . Aber ich erlaube
mir die Frage : durch welche Mittel wuͤrde diefe Mug :
gabe zu deden feyn ?

Irhr . v. Tuͤrkhe im : Zur Aufbringung dieſer
Mittel wuͤrde eine neue , oder eine erhoͤhte Pofttion im

Budget erforderlich ſeyn .
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b Rotted : Bevor die Disiuffion şu weit inb

Einzelne forigebt , will ich mir die Erlaubnig erbitten ,

auf einige wider mih von den guert aufgetretenen

Rednern vorgebrachte Aeußerungen die Erwiederung

zu geben .

Ins Materielle der Sache werde ich mich da -

bey nicht einlaſſen duͤrfen , da ich glaube , daß alles ,

was wider meine Behauptungen eingewendet worden

iſt , oder noch weiters moͤchte eingewendet werden , ent⸗

weder in meinen beiden ausfåhrlihen Vortraͤgen , dem

heutigen und jenem vom 2oſten April , feine Wi -

Derlegung findet , oder unwiderlegbar iſt . Unter Bes

rufung auf jene “ Bortráge mwil id jegt blog ein paar

vorgekommene Mißverſtaͤndniſſe durch kurze Erklaͤrung

wegraͤumen , und ſodann uͤber das mich perſoͤnlich Be⸗

treffende ein Wort der Rechtfertigung ſprechen .

Der Herr Staatsrath v. Tuͤrkheim findet un —⸗

begreiflich , wie die Reluirung der Staatsfroh —

nen durch eine Geldumlage ein Mittel werden koͤnne ,

der Geldnoth des Landes in etwas abzuhelfen . Mir

ſcheint die Sache klar .

Die Geldumlage wird von Reichen und Armen

getragen ; wir wollen etzen , von den Reichern zu Itel
don den Armen zu Ftel . Die Verwendung dieſes Gel⸗

des zur Bezahlung von Straſſenbau und andern Ars

bellen bringt es ganz in die Haͤnde der arbeiten⸗

den , ſomit der mern Claſſe . Dieſelbe erhaͤlt ſo —

mit durch dieſen Verdlenſt nicht nur den von ihr

ſelbſt geleiſteten Beytrag , ſondern noch dreymal mehr

zuruͤck, und es verbreitet ſich die ganze Summe wie

ein befruchtender Regen unter die am meiſten nothlei —

denden Caſſen .

Ein anderes Mißverſtaͤndniß finde ih in der Be -

hauptung Deg Herrn Landoberjaͤgermeiſters v. Kett
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ner , mein Vorſchlag der Viehpatentſteuer wi⸗—

derſtreite meinen eigenen Grundſaͤtzen , die ich zum Be⸗

huf der Frohnabſchaffung aufgeſtellt . Dieſes Mißver⸗
ſtaͤndniß haͤtte ich nicht erwartet ; habe ich doch in

meinem eben gehaltenen Vortrage auf ' s Deutlichſte ge —

ſagt , daß ſolche Viehpatentſteuer nicht als Gewerb —

und nicht als Beſitz⸗ Taxe , ſondern als Averſum
fuͤr die Abnutzung der Straße durch das Zugvieh zu
bezahlen , mithin nicht einmal eine eigentliche Steuer ,

ſondern eine Verguͤtung fuͤr einen bon einer Staats —

anſtalt zum Voraus bezogenen Vortheil ſey .

Ich komme auf die Rechtfertigung meiner gegen
den Commiſſionsbericht erhobenen Beſchwerde . Hier
werde ich in keine weitere Beweisfuͤhrung daruͤber mich
einlaſſen , daß derſelbe mit Ungunſt und Unglimpf ab —

gefaßt ſey ; ich appellire getroſt an das Urtheil des

Publikums , an das Urtheil eines jeden Unbefangenen ,
der ihn liest . Nur das muß ich bemerken , daß ,
wenn ich auch in der Cemmiſſion erſchienen bin , und
der Verleſung des Berichts beygewohnt habe , ich es

doch nicht fuͤr ſchicklich finden konnte , und auch zu
ſtolz dazu war , auf Milderung der wider meine Per —
ſon daͤrin vorkommenden Haͤrten anzutragen .

Ich dachte , dieſes der Delicateſſe des Herrn Be —

richterſtatters uͤberlaſſen zu muͤſſen , und es wuͤrden

auch allerdings ohne die von einem verehrten Commiſ —
ſtonsglied gemachten mißbilligenden Bemerkungen der

Haͤrten noch mehrere darin geblleben ſeyn. Nur die

Sache habe ich vertheidigt , ſo gut ich konnte , und ſo
viel ich Gehoͤr hoffen konnte . Auchiſt , bis auf einige we -

nige mir erf alerneuft vorgefommenen Data , alleg , mas
mein heutiger Bortrag zur Vertheidigung meiner Motion

enthålt , von mír theils in der Commiſſion ausdruͤck

lich zur Sprache gebracht , theils ſchon fruͤher — in
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der Motivirung meines Antrags am 2Wten April , wo -

von freylich die Commiſſton nur wenig Notitz nahm —

in ſeinen Grundideen dargeſtellt worden . Jh Habe

alſo nich t zuruͤckgehalten mit meinen Ideen bey den

Commiſſionsberathungen , ſondern dieſe Ideen haben

keine Wuͤrdigung gefunden :

Wag übrigens die vou dem Herrn Landoberjaͤger⸗

meiſter v. Kettner verſuchte Rechtfertigung ſeines

wegwerfenden Urtheils uͤber meinen die Kriegsleiſtungen

betreffenden Antrag betrifft , ſo behalte ich mir vor ,

im Verlaufe der Diseuſſion zu zeigen , Daf , trog dem

mit ſo vieler Zuverſicht aufgeſtellten Beyſpiel von den

Herren an der Murg , die Verwerflichkeit meineg Un -

tragó nichtó weniger alg „bandgreiflicdh , fondern daf

er vielmehr im Recht und in der Politi gar wohl pe -

gruͤndet ſey .

o. Rettner : Die Behauptung , Dag , wenn man

die Straßenbaufrohnen aufhebe , der Aermere das ver⸗

dienen werde , was der Reichere ſteure , kann ich nicht

unterſchreiben .

Die Straß enbaufrohnen ſind groͤßtentheils Spann⸗

frohnen ; die Armen aber halten kein Spannvieh ; der

Verdlenſt wird alſo groͤßtentheils den Reichern zu gut

kommen . — Was die Patentſteuer betrifft , deren

der Redner vor mir gedacht hat , ſo kommt es dabey

nicht auf den Rechtsgrund der Abgabe an , ſondern

auf den Gegenſtand , welcher dadurch belaftet wird .

Diefer ift aber der Biehbeftand . Uebrigens bemerke

iù wiederholt , daß die Ausdruͤcke deg Commiſſionsbe⸗

richts , welche der veret rliche Redner anſtoͤßig findet ,

abgeaͤndert worden ſeyn wuͤrden , wenn der Herr Pro -

ponent fuͤr gut gefunden haͤtte , ſeine Erinnerungen in

der Commiſſion vorzutragen .

E EIET E
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v. Schaͤffer : Ich bedaure , daß der Herr Pro -
ponent feine Motion in dem Commiffiongberichte , gu
welchem auch - ich meine Zuſtimmung gegeben þabe , mit

Ungunſt behandelt findet . Die Commiſſion hat nicht
auf Verwerfung der Motion angetragen , fie þat nur
aug den bereits angefùhrten Grûnden Vorarbeiten für
nothwendig erachtet , ehe zur : gånzlichen Aufhebung der

Staatsfrohnen geſchritten werden koͤnne . Die Aufhe⸗
bung der in Friedenszeiten zu leiſtenden Militaͤrfroh⸗
nen iſt bereits von der Regierung zugeſagt worden ,
und ich bemerke uͤber dieſe Art der Frohnen nur noch
beylaͤufig , daß ſie ſich , ein Jahr in das andere , zufolge
der daruͤber gefuͤhrten Rechnungen , in Geld auf 14 bis

16,000 fl . , vielleicht auch , wegen neuerlich getroffener
Anordnungen , auf eine noch geringere Summe belau —

fen wuͤrden; daß uͤbrigens fuͤr dieſe Ausgabe , welde

ſteigend und fallend iſt , nicht eine etatsmaͤßig beſtimmte
Summe ausgeworfen werden koͤnnte , ſondern eine be —

ſondere Rechnung gefuͤhrt werden muͤßte . — Die Mei —

nung des Herrn Proponenten , als ob feine Motion in
dem Commiſſionsberichte mit Ungunſt behandelt worden

ſey , iſt wohl daher entſtanden , daß die Commiſſton auf
alle Punkte der Motion einzugehen , Bedenken getragen
hat . Allein der Hauptantrag betraf die Aufhebung der

Staatsfrohnen . Die uͤbrigen Punkte ſchienen der Com —

miſſion theils der Berathung úber das Budget , theilg
der Berathung uͤber das Conſeriptionsgeſet vorbehal⸗
ten werden zu muͤſſen . — Uebrigens bin ich von der

Unausfuͤhrbarkeit mehrerer von dem Herrn Proponen⸗
ten gethanen Vorſchlaͤge , und insbeſondere derer uͤber —

zeugt , durch welche das bisherige Con ſcriptions ſyſtem
entbehrlich gemacht werden fol .



Bier und gwanzigfte Siyung vom 22 . Juny , 613

Die eine Anſicht des Herrn Proponenten ſcheint

für den Fall eines Krieges einen geregelten Landſturm

por Mugen zt Haben ; eine Anfiht , die ich nur in gro -

fen Staaten , wie Oeſtreich und Preußen , niemals aber

n Staaten von mittlerer Groͤße , wie Paden , får aug -

fåbrbar oder gerathen halte . ;

Angenommen aber , daf man deſſenungeachtet hiezu

ſchreiten wollte, , ſo ſcheint der Herr Proponent die

Schwierigkeiten nicht beruͤckſichtigt zu haben , die mit

einer ſyſtematiſchen Einrichtung der Art verbunden find »

Bereits im Jahr 1813 erfhien im Großherzogthum
die Idee eines Landſturms , welcher auf dem Papier 99

Bataillons , jedes zu 6Compagnien enthielt .

Wenn alſo eine aͤhnliche Einrichtung getroffen mers

den wollte , fo würde das Großherzogthum in 99 Bas

taillongbezirée und 594 Compagniebezirke eingetheilt ,

und jeder Compagnie wenigſtens 3 Inſtruckoren , oder

auf deutſch Drillmeiſter zugetheilt , und dieſe fuͤr ihre

Muͤhe bezahlt werden muͤſſen . Es muͤſſen ferner nach

Maßgabe der geographiſchen Lage der Compagniebe⸗

zirke , den dieſe Bezirke bildenden Gemeinden , ver ſchie⸗
dene Uebungsſammelplaͤtze angewieſen werden , damit

der durch Arbeit erſchoͤpfte Buͤrger nicht mehrere Stun —

den zu gehen haͤtte , um gedrillt zu werden .

Dieſe Gemeinden , oder im Namen ihrer der Staat ,

muͤßten fuͤr Waffen ſorgen , und dieſe duͤrften nicht

ſchlecht ſeyn , indem der Mann zu ſchlechten Waffen kein

Vertrauen hat , ohne Vertrauen aber keine Tapferkeit

moͤglich iſt . Ein Feuergewehr mittlerer Qualitaͤt koſtet

aber 14 fl . , und wenn man daher dieſen Landſturm

nur auf 50,000 Mann annaͤhme , ſo wuͤrde dadurch eine

Ausgabe von 700,000 fl . ohne die Munition herbeyge —

fuͤhrt.
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Alecin Gewehre , Munition , und ſelbſt Drillmeiſter
ſind nach der heutigen Art , Krieg zu fuͤhren , nicht

hinreichend ; es gehoͤren außerdem noch kriegs kundige
Anfuͤhrer dazu , welche dieſe Landſturmmaͤnner im ſo⸗

genannten kleinen Kriege unterrichten , indem ſolche nur

hierzu vorzugsweiſe verwandt werden koͤnnen .

Doch abgeſehen von allen dieſen Schwierigkeiten ,
fo Darf der Here Proponent Die Folgen nidt unbe :

tådfichtigt lafen , die durch Die Verwendung cines

allgemeinen Aufgeboths oder eineg Landſturmes uͤber ein
Land im ungluͤcklichen Falle kommen koͤnnen . Es iſt
weltkundig und Kriegsgebrauch , daß der Feind , der

einen Volksaufſtand ſich gegenuͤber ſteht , Alles , ſo weit

er kommen kann , mit Feuer und Schwert verwuͤſtet ,
und dem Erdboden gleich macht ; welcher Nachbarſtaat
wird einem ſolchen Lande den unermeßlichen Schaden
erfegen ? ? ? Grofe Reihe finden hiezu Reſourcen in

ſich ſelbſt ; kleine Staaten þingegen gehen obne Untere

ftùkung zu Grunde und der etwa wiederkehrende Friede
findet die nackenden Ueberbleibenden auf den traurigen
Ruinen ihres ehemaligen Wohlſtandes .

Aber auch dieſer duͤrfte ſelbſt im Frieden nicht
dabey gewinnen , wenn der Handwerker ſeinem Geſchaͤfte ,

der Bauer ſeinem Acker zu oft entfremdet wuͤrde , um

in den Waffen unterrichtet zu werden . Wer kennt

nicht die Zerſtreuungen und die damit verbundenen

unnoͤthigen Ausgaben , wozu geſellſchaftliche Vereine

Gelegenheit geben ? wenn dieſen nicht durch ununter —

brochene Aufſicht und Disciplinargeſetze vorgebeugt
wird , welches bey Linienmilitaͤr moͤglich , bey Land —

ſturmmaͤnnern aber unanwendlich und unausfuͤhrbar iſt .
Was dagegen die zweyte Anſicht in Betreff der

Aufſtellung eines ſtehenden Militaͤrs durch Freywillige
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oder durch Handgeld anbetrifft , um die gegenwaͤrtige

Art der Conſeription , bey welcher das Loos entſcheidet ,

aufheben zu koͤnnen , ſo ſtehen dieſer nicht minder ſehr

gewichtige politiſche und oͤconomiſche Hinderniffe ent -

gegen .

Die Geſchichte fruͤherer Zeiten bewaͤhrt zwar aller⸗

dings , daß die damaligen Heere durch Freywillige auf⸗

geſtellt und ergaͤnzt wurden ; die Condottieri der Ita⸗

liener , Wallenſtein , Mannsfeld , Chriſtian v. Braun⸗

ſchweig und Andere , ſtellten Heere auf , ohne die Con -

feription au fennen ; Turenne und Montecucculi fochten

an der Spitze freywillig geworbener Soldaten ; allein

diefe Heere waren damals von geringèr Staͤrke , und

felten Åber 40,000 Mann . Doh diefe Zeiten find niht

mehr ; man fåmpft gegenwaͤrtig mit ungeheuern Maſſen ,

und wo ehemals 20 bis 30,000 Mann das Schickſal

ganzer Staaten entſchieden , da fuͤhrt man jetzt 2 bis

300,000 Mann auf die Schlachtfelder ; diefe auferor -

dentliche Vermehrung der Streitkraͤfte hat die Auf —

ſtellung und Ergaͤnzung der Heere durch Freywillige

gegen Handgeld unmoͤglich gemacht ; und ſo hat man

zu dem Con ſcriptions ſyſtem zu wenden ſich genoͤthigt

geſehen . Wie wuͤrde B . Oeſterreich bey ejner Armee

von 300,000 Mann eg moͤglich machen koͤnnen , blos

fuͤr Handgelder jaͤhrlich 30 Millionen aufzuwenden , ſo

die uͤbrigen Staaten , und ſo wir 27

Paden foll nah dem §. I . Der Grundſaͤtze der

Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes , im Frieden

too00 Wann halten ; daſſelbe fol in Gemaͤßheit der

SS gat S Mafregeln treffen , daf im Laufe eines

Jahrs die Depots oder die Erſatzmann ſchaft auf z000

Mann gebracht werden - koͤnnen ; endlich ſoll Baden ,

zufolge S. 33 . aufer Vorſtehenden , eine Reſerve von
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3333 Mann . erfórdertichen Fals biñnen 6 Wochen nad

Abmarſch des erſten Contingents , marſchfertig in Be -

reitſchaft halten ; welches im Fall eines Kriegs die

Anzahl der Combattanten auf 18,333 Mann ſteigert .
Wenn nun im Frieden nur ro,ooo Mann vorhan -

den find , fo múfen får den Krieg no 8333 Mann

aufgeſtellt werden ; dieſes geſchieht nach den gegenwaͤr —
tigen beſtehenden Verordnungen durch Conſcription ,
wuͤrde aber kuͤnftig nach den Anſichten des Herrn Pro —
ponenten durch Anwerbung von Freywilligen gegen

Handgeld zu geſchehen haben .
Da es nach dem vorliegenden Conſeriptionsgeſetz

jedem durch dag Loog zum Kriegsdienſt beftimmt gez
wordenen ndividuum erlaubt ift , durch gegenſeitig

j freywilligen Bertrag jemanden anders får fih , fúr eine

gewife Summe oder ein Handgeld , einzuftelen , fo bez

ſteht der hieſige Ergaͤnzungsmodus alſo bereits theils
aus Gezwungenen , Conſcribirten , theils aus Freywil —
ligen , und dadurch ſind Durchſchnitte bekannt gewor⸗

den , die hier nicht unberuͤckſichtigt gelaſſen werden

koͤnnen .

In den Kriegsjahren 1812 , 1813 u. 1814 mwar die

Durch ſchnittsſumme zwiſchen 7 bis Loo fl ; ſpaͤter und

bis zum Jahr 1819 vermoͤge der Einſtandsverordnun —

gen , auf ein maximum und auf ein minimum von 4
big 600 fl . beſtimmt ; ſeit 1819 , wo die Accorde frey⸗

willige Vertraͤge ſind , und die Dienſtdauer herabgeſetzt
worden iſt , ſtellt ſich die Durchſchnitts ſumme auf 350 fi .

heraus .

Dieſe Einſtands - oder Handgeldsvertraͤge duͤrften
daher zur Baſis der Summen anzunehmen ſeyn , welche
bey dem Werbeſyſtem des Herrn Proponenten in Ans

wendung kommen moͤchten ; und da , wie die Erfah —
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rung lehrt , im Kriege die Handgelder ſteigen ; ſo will

ich hier nur die maͤßige Durchſchnittsſumme von 600 fl .

aunehmen , welche , bey 8333 Mann in einem Jahre

die ungeheure Summe von 4,999,800 fl. abſorbiren

duͤrfte , zu deren Aufbringung — ſelbſt wenn ſich die

Anzahl Freywillige finden ſollte , woran ich mir zu

zweifeln erlaube — ein Wohlſtand gehoͤrt , der weder

bier noch foni irgendwo in Deutfhland gefunden wers

den moöchte , und dadurch ünausfúhrbar wird .

Gleiche Bewandniß duͤrfte eg mit der Pofition deg

Herrn Proponenten , ruͤckſichtlich des in den Commif -

ſtonsverhandlungen aufgeſtellten Grundſatzes haben , daß

wenn von 100 Buͤrgern 20 Soldaten werden

ſollen , die uͤbrigen 8o0 ſte durch ein Hand -

geld entfhådigen måf ten ,
Es fraͤgt ſich vorerſt hierbey : if eg nah den An -

fichten deg Herrn Proponenten rechtlich , den 20 Bür -

gern , welde Soldaten werden müfen , ihr Handgeld

zu fixiren , und folen fie gegen den §. 7. der BVerfaf :

ſungsurkunde nicht gleiche Nechte in jeder Hinſicht mit

Solchen haben , die ſich durch freywillige Vertraͤge zu

Etwas verbindlich machen ; kann der Staat freywillige

Vertraͤge beſchraͤnken , und hat der Pferdverkaͤufer mehr

Vorrechte hinſichtlich eines Stuͤcks Viehes , als der

Staͤatsbuͤrger bey Verhandlung feiner Perſon ? ?

Es will mir ſcheinen , als hier wohl kein maxi -

mum oder minimum in Betreff des gefordert oder

angebothen werdenden Handgeldes rechtlich verfúgt wer -

den tnne , wenn man nicht auf die eine oder andere

Art den gleichen Rechten der Badener , oder den Grund -

ſaͤtzen der Vertraͤge entgegen handeln will .

Iſt dieß der Fall , ſo moͤchte es den obenerwaͤhnten

20 Soldaten frey geſtellt bleiben , wegen ipres Hand

—
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geldes mit den uͤbrigen 80 Buͤrgern zu unterhandeln ,
und Erſtere wuͤrden dem Herkommen nach ihre Perſo —
nen , nach Maßgabe der Umſtaͤnde zu 350 bis 1000 fi .

in Anſchlag bringen , hinfolglich jene Achtzig 6000 bis

20,000 fl . zu bezahlen haben ; indeſſen iſt aus den Mi⸗

litaͤr - Nationalliſten erwieſen , daß haͤufig 100 Familien ,
nach Abzug dex Schulden kaum 6000 fl . im Vermoͤ⸗

gen haben .

Schließlich muß ich in Uebereinſtimmung mit dem

Commiffiongberichte die Reluition der Kriegsfuhren fuͤr
gaͤnzlich unmoͤglich erklaͤren . Zu bedeutend iſt dag

Fuhrweſen , welches zu einem einzelnen mobilen Armee —

corps gehoͤrt . ( Der Redner erlaͤuterte dieſes durch ein —

zelne Beyſpiele und Berechnungen . ) In Kriegszeiten
iſt es unmoͤglich , auf die Beobachtung einer geſetzlichen

Regel uͤber dieſen Gegenſtand zu halten ; am wenig —
ſten wuͤrde man fremde Truppen an dieſe Regel bin —

den koͤnnen . In Kriegszeiten duͤnkt ſich ein jeder Cor -

poral ein Kriegsbefehlshaber zu ſeyn .
Der Frhr . v. Türkheim bemerkt , daß die vor —

liegende Berathung nur die Staatsfrohnen , nicht aber

die Conſcription zum Gegenſtand habe .

v. Rotteck : Dieſelbe Bemerkung wollte ich ſo

eben machen . Die Conſeriptions - und die allgemeine

Gteuerfache find von der Commiffion ad separatum

vermiefen worden , und ich felbft , mit dem Anerfennt -

niß , daß uͤber allen Leiſtungen an den Staat ein und

daſſelbe Hauptgeſetz zu walten habe , fuͤr jetzt zufrieden ,
bin jener Verweiſung beygetreten . Ich werde alſo bey

den Verhandlungen uͤber das Budget uͤber einige

Steuergebrechen , und bey jenen uͤber das neue Con -

ſcriptionsgeſetz uͤber die Milizpflicht zu ſprechen mir

erlauben , und ſehe , was den letzten Punkt betrifft ,

—

—

——
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fin, dem mièt bevorſtehenden Kampf mit dem hochverehrten

ſo⸗ Herrn Praͤſidenten des Kriegsminiſteriums deswegen

fi: mit Freude entgegen , weil feine Humanität , und die

ig wechſelſeitige Achtung der hier und dort fuͤr ihre red -

Riz liche Ueberzeugung Streitenden dem Kampf alles Harte

n , benehmen werden , wenn auch die tiefgehende theoreti⸗

1Ôs fehe und praktiſche Sachkenntniß meines hochverehrten

Gegners an meinen Vorſchlaͤgen einigen Schulſtaub

m entdecken ſollte .

uͤr Ein Anders aber iſt es mit der Sache der Kriegs —

as frohnen — uͤberhaupt Kriegsleiſtungen
— und mit den

e Militårlaften in Friedenszeiten . Beide diefe Punfte

n = find weſentliche Beſtandtheile meiner Motion , workber

en die hohe Kammer die Begutachtung ihrer Commiſſton

en gefordert hat , und woruͤber die Discuſſion nun nicht

g mehr zu befeitigen ift . ` Ueber beide Puntte Habe ich

n mir aud ceinen Bortrag augdráťlih vorbehalten , und

r⸗ wuͤnſche nur , daß das hochverehrte Praͤſidium daruͤber

ſich ausſpreche , ob ich gleich jegt Diefen Bortrag halte ,

r⸗ oder zuvoͤrderſt die Erledigung der bis jetzt verhandel⸗

er ten Hauptfrage uͤber die Staatsfrohnen im engern

Sinn , und mit Ausſchluß der Kriegsfrohnen , abwar⸗

ſo ten ſolle ?

ne Der Vicepraͤſident bemerkte : Der Gegenſtand

m der dermaligen Berathung und der zu faſſenden Be —

it⸗ ſchluͤſſe iſt theils die Aufhebung der Staatsfrohnen ,

nd theilg die Befreyung von den Einquartierungslaſten

n , in Friedenszeiten . Ueber den erſtern Gegenſtand , wel⸗

ey cher bis jetzt allein erôftert worden ift , dürfte im All⸗

ge gemeinen die Kammer ſattſam unterrichtet ſeyn . Die

nz vorlaͤufige Frage iſt nun die ob die einzelnen oder

jir |
gewiſſe Arten der Staatsfrohnen annoch in beſondere

ft,
|
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Berathung zu ziehen , und megen der ceinen oder der

andern Art beſondere Beſchluͤſſe zu faſſen ſeyn werden ?

v. Rotteck , unter Beziehung auf die bisherige Be —

rathung , und fuͤr den Fall , daß die von ihm gewauͤnſchke
Bitte um ungeſaͤumte Abſchaffung aller Staatsfroh —
nen die Zuſtimmung der Majoritaͤt nicht erhalten ſollte ,
Der Antrag gemacht , wenigſtens ſofort um einen Geſetz⸗
entwurf wegen Aufhebung derjenigen Staats :

frohnen zu bitten , welche zur Auffuͤhrung
neuer Werke , oder zu außerordentlichen

Reparaturen zu leiſten waͤren , und ſo den Frohn —
pflichtigen wenigſtens eine ſehr weſentliche Erleichterung

zu verſchaffen . Auf Veranlaſſung dieſes Antrages
wurde die Moͤglichkeit , dieſe Bauten von den uͤbrigen
zu ſondern , und die Thunlichkeit , deshalb eine be —

ſtimmte Poſition ins Budget aufzunehmen , in Zweifel
gezogen . Ueber denſelben Zweifel aͤußerte ſich der

Frhr . v. Weſſenberg in folgenden Worten :

Wenn einem Unterſchiede zwiſchen Staatsfrohnen

wegen Neubauten und andern Statt gegeben wird , ſo

beſorge ich , die Ungleichheit , welcher wir durch Beſeiti —

gung der Staatsfrohnen entgehen wollen , werde neu

begruͤndet und vermehrt . Denn die Folge dieſes Un —

terſchieds waͤre unvermeidlich die , daß in einigen Ge⸗

genden des Landes die Staatsfrohnen groͤßtentheils ceſ —
ſirten , waͤhrend ſie in andern noch in voller Wirkſamkeit
fortdauerten . Dem vermag ich nicht beyzuſtimmen , ſon —
dern muß wiederholt darauf antragen , daß die Regie —
rung um Aufhebung der Staatsfrohnen im Allgemeinen
neuerdings gebeten werde .

v. Rot teck erinnerte darauf , daß die laufende
oder ordentliche Straßen - Frohnlaſt uͤber ſaͤmtliche Lan -

Hierauf wurde zuvoͤrderſt von dem Herrn Hofrath
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destheile ſo ziemlich gleich — ob auch mit der groͤßten

Ungleichheit in Ruͤckſicht der Buͤrgerklaſſen und der Ein —

zelnen — vertheilt , durch ſie alſo keine ſonderliche Praͤ—

gravirung einer Gegend gegen die andere bewirkt ſey ,

daß aber gerade die außerordentlichen und groͤßeren

Wiederherſtellungen und die Neubauten , als nur hier

und dort vorkommend , jene bemerkte Ungleichheit nach

Gegenden mit fich fuͤhrten , und daf , wenn niht Alles

gewonnen werden koͤnne , doch erwuͤnſcht bleibe , wenigs

ſtens Einig es zu erringen .

Weiter bemerkte der Frhr . v. Tuͤrkheim uͤber die

Gerichtsfrohnen ; Dieſe Frohnen ſind eigentlich be —

reits als aufgehoben zu betrachten , und werden nur bis —

weilen noch aus Misverſtand in Anſpruch genommen . Es

waren Frohnen zur Unterhaltung der Bezir samtsgebaͤu —⸗

de und Gefaͤngniſſe , zur Beyfuhr des Holzes und an —

derer Erforderniſſe fuͤr die Amtskanzleyen . Nach dem

nunmehr eingefuͤhrten Syſtem hoͤren aber alle beſonde —

re Beyträge einzelner Landegtheile für die Juſtiz - und

Polizeyverwaltung in ihrem Bezirk auf ; die Amtskaſſen ,

aus welchen der Aufwand fuͤr dieſe Verwaltung beſtrit⸗

ten wird , erhalten ihre Dotazion aug allgemeinen Gtaatg -

mitteln , niht aus befondery Beytraͤgen des Bezirks ,

und die Gerichtsbarkeitsgefaͤlle fließen in dieſe allgemei —

ne Maſſe ein ; die aus derſelben dotirten Amtskaſſen muͤ⸗

| gen daher von der Gerichtsbarkeit alle Ausgaben und

Laſten uͤbernehmen , welche ſonſt von den Angehoͤrigen

eines jeden einzelnen Amts fuͤr ihre Bezirksverwaltung

zu leiſten waren . Haben letztere aber keine beſondere

Geldbeytraͤge mehr dafuͤr zu zahlen , ſo haben ſie zu glei-

then Zweden auch Feine Bezirksfrohnen mehr zu uͤber⸗

nehmen . Freylich wird dieſer Grundſatz nicht uͤberall

befolgt So ſind z. B . zum Bau eines Amthauſes zu
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Breiſach Frohnen von den Eingefefenen des Amts ge -

fordert und durch Berufung auf die unter andern Ber-
haͤltniſſen fråher befand ene Verpflichtung zu Gerichtsfroh —

nen vertheidigt worden . Es waͤre gut , wenn die heutige Er —

oͤrterung Anlaß zu einem nochmaligen und beſtimmten Aus⸗

ſpruch gaͤbe , daß alle Gerichtsfrohnen aufgehoben ſeyen .

Endlich die Kriegs frohnen , oder die

in Kriegszeiten zu leiſtenden Militaär —

frohnen anlangend aͤußerten die Frhr . v Zyllnhardt
und v. Tuͤrkheim , daß dieſer Gegenſtand, wenn der

Herr Hofrath v. Rotteck den Commiſſtonsbericht in

Theile noch weiter zu beſtreiten gedenke , bey der

Berathung uͤber den die Ausgleichung der Kriegsleiſtun —
gen betreffenden Geſetzentwurf von neuem in Betrach —

tung gezogen , und ſo die Gegenwart an die Vergan —

genheit geknuͤpft werden Wogegen der Hofrath
ve Rotted bemerfte : daf jener Gefegentwurf zwar ei -

nen aͤhnlichen , aber , nicht — Gegenſtand betreffe ;

daß naͤmlich ſein Antrag eine allgemeine geſetzliche Norm

fuͤr die Zukunft bezwecke , waͤhrend der angefuͤhrte Ent —

wurf nur die Ausgleſchung vergangener , in be —

ſt i minten Kriegsjahren getragener Laſte j auh Gegen -

fand habe ; und dager ———— gegen das von der

Commiffion über diefen Theil , feineg Antrags augaefpros

chene - tmwegwerfende Urtheil feine — durch
eine ausdruͤckliche Verwahrung ſich vorbehalten habe .
Er ſetzte bey , daß er uͤbrigens in Dem ofterwaͤhnten Ge —

ſetzentwur f uͤber die Ausgleichung der Kriegspraͤſtationen
ein glaͤnzend rechtfertigendes Anerkenntniß desjeni —

gen Princips erblicke , auf welchem ſein eigener An —

trag beruhe . Die Regierung , indem ſie mit unſaͤglicher
Muͤhe und Arbeit eine Ausgleichung des verfloſſenen

Kriegsſchadens zu bewirken ſuche , habe dadurch dem
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pon der Commiffon unbedingt verworfenen Rechtsan⸗

ſpruch auf gleiche Vertheilung derKriegsla —

ften eine merkwuͤrdige Huldigung erwieſen ; obſchon frey⸗

lich die Realiſirung dieſer Idee fuͤrs Vergangene — nach —

dem die Perſonen der Guthabenden und Schuldenden

ſich vielfach geaͤndert paben , — niht wohl mefr mòg -

lich , Dagegen aber eine geſetzliche Beſtimmung fuͤr die

Zu kunft uͤber Verguͤtung der Kriegspraͤſtationen , durch

Bezahlung der Gegenrechnung , nicht nur rechtsnothwen⸗

dig , ſondern auch leicht ausfuͤhrbar ſey . —

v. Kettner : In dem die Ausgleichung der Kriegs —

leiſtungen betreffenden Geſetzentwurfe ſind die Kriegs —

frohnen unker den auszugleichenden Lafen niht aufs

gefuͤhrt worden .

Die Kammer

die Berathung uͤber die Kriegsfrohnen bis zu

der Berathung uͤber das , die Kriegskoſten - Aus

gleichung betreffende Geſetz auszuſetzen .

Bey der nunmehr nsn . dem Vice⸗Praͤſidenten

aufgeſtellten Frage :
Ob man eine Bitte an Se . Koͤnigl . Hoheit wegen

Aufhebung der Staatsfrohnen erlaſſen ſolle , wo —

bey die Art der Bitte in die zweyte Frage ſich

aufloͤſen wuͤrde ,

wurde die von dem Staatsminiſter Frhr . v. Berſtett vor -

geſchlagene Frage : ob man ſich im Uebrigen , was die

Aufhebung der Staatsfrohnen betreffe , bey der von

der Regierungs - Commiſſion in der heutigen Sitzung

abgegebenen Erklaͤrung beruhigen wolle , in der Umfrage

durch die Mehrheit beliebt , und letztere Frage von der

Mehrheit der Kammer ( gegen 5 Stimmen ) bejaht .

Vor der Abſtimmung uͤber dieſe Frage hatte der
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Hofrath v. Rotteck bemerft ; daf die sorliegende Er -

flárung . der Regierung durchaus fein Grund får die

Kammer feyn fónne , von einer an Ge . Rónigl . Hoheit

2u erlafenden Bitte Umgang zu nehmen , daf ja eine

åhnliche Erflårung bercitg 1820 gegeben , und eben gez

gen ſolche unbeſtimmte , die Abhuͤlfe erſt in vielleicht

fernerer Zukunft verheißende Erklaͤrung ſeine Motion

auf Erneuerung unſerer alten Bitte gerichtet worden ;

daß ſelbſt die Commiſſion auf eine — wenn auch minder

befriedigende —Bitte angetragen , und der Herr Staats —

rath Frhr . v. Tuͤrkheim zu derſelben einen beſt be —

gruͤndeten , fuͤr einen Haupttheil des Uebels die unge⸗
ſaͤumte Abhuͤlfe fordernden Zuſatz vorgeſchlagen habe ;

endlich , daß die hohe Regierung ſelbſt die Niederſchla —

gung der Motion nicht einmal verlangt und dDabey durch -
aug fein YSnterefe habe ; ja dag eg får fie vielmehr von

Intereſſe ſeyn muͤſſe, die Motion auch in der zweyten

Kammer zu ſehen , um die Geſinnungen des Volks uͤber

dieſe Sache genauer kennen zu lernen , und daß , wenn ,

wie nicht zu zweifeln , auch dort aus dem Munde der

unmittelbaren Repraͤſentanten der Zahlenden und Tra —

genden der Wunſch der ungeſaͤumten Frohnabſchaffung
erklaͤnge , daraus ein neues dringendes Motiv entſtehen

wuͤrde, die angeblich noͤthigen Vorarbeiten und die end —

liche Inswerkrichtung der Abhuͤlfe zu beſchleunigen . —

Endlich kam noch der Antrag wegen Befreyung von

den Einquartierungslaſten zur Berathung .

v. Rotteck : Mit dem Anerkenntniß , daß die un —

entgeldlichen Militaͤrfrohnen in Friedenszeiten eine

rechtswidrige Bedruͤckung einzelner Perſonen oder Klaſe

ſen und daher abzuſchaffen ſeyen , iſt die Verwerfung

auch uͤber alle uͤbrigen unentgeldlichen Leiſtungen von

geldwerthen Dingen ausgeſprochen , welche fuͤrs Mili —
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tár noh Stàtt finden , ingbefondere daher Aber dit Unent :

geldlichkeit der Einquartirung und Verpflegung der mar —

ſchirenden oder eantonnirenden Truppen . Ein weſentlicher

Unterſchied oder welcher auf die Rechtsbeurtheilung von

Einfluß waͤre , laͤßt ſich hier gar nicht auffinden . Hier und

dort iſt unentgeldliche Leiſtung von Dienſten und Dingen ,

die einen Geldwerth haben . Der Frohnfuhrmann leiſtet

nicht nur Arbeit , ſondern giebt auch ſeine Sache , Vieh

und Wagen , zur Abnuͤtzung her , und iſt ſelbſt zu baa —

ren Auslagen ( fuͤr Futter und Zehrung ) genoͤthigt um

des Staats willen ; ſo hat umgekehrt der Quartiertraͤ⸗

ger und Koftgeber nicht blog . feine Sahe ( Haug und

Gpeife ) hinzugeben , - fondern er iſt auch zu Dienſten

fuͤr die Zurichtung beyder , und zu baaren Auslagen fuͤr

Anſchaffung gehalten , abermal um des Staates willen .

Es iſt eine Frohn und Leiſtung hier wie

dort . Nimmt man dem Viehbeſitzer die ihm zur Un —

gebuͤhr obgelegene Laſt ab , wie kann man den Haus —

eigenthuͤmer fortwaͤhrend unter der ſeinigen ſchmachten

laſſen ? Hier wie dort iſt das Ungemeſſene , Unſtaͤte , von blo —

ßerWillkuͤhr oderdufall Abhaͤngige alſo Ungerechte , derLeib —

eigenſchaftVerwandte der Belaſtung ; hier wie dort in glei —

che m Widerſpruch mit den Zuſicherungen der Conſtitution .

Auch iſt die Abhuͤlfe hier nicht minder leicht

als dort . Seye es drum , daß der Hauseigenthuͤmer ,

wo es Noth thut , Dach und Fach hergebe , daß er zu

ſolchem Zweck einen Theil ſeines Hauſes unvermiethet ,

und unbenuͤtzt ſtehen laſſe . Man koͤnnte etwa durch

Herabſetzung der ordentlichen Haͤuſerſteuer hiefuͤr einige

Verguͤtung leiſten . Aber die Verpflegung der Ein —

quartirten geſchehe unmittelbar auf Staatskoſten , wo

immer thunlich an oͤffentlichen Tiſchen , deren Beſtellung

etwa an den Wenigſtnehmenden zu verpachten waͤre
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und der Betrag werde durch die allgemeine Steuer her —

eingebracht . Es thut Noth , das gleich abgeſchmackte als

heillofe Syſtem der Einquartirung bis auf den Grund

zu vertilgen , damit es nicht aus der kleinſten Wurzel ,

die davon noch uͤbrig bliebe , zu jener furchtbaren Miß —

geſtalt ſich emporhebe , von welcher wir unſere Voͤlker in

der juͤngſten Zeit ganz erdruͤckt und alle Eigenthumsrechte

ſchamlos niedergetreten geſehen haben .

Alle Einwendungen dagegen laſſen ſich aufs Leich

ſte widerlegen und beruhen blos auf Mißverſtaͤnd ai
Schlendrian oder Rechtsverachtung .

Nachdem hierauf bemerkt worden war , daß , wie

ſchon der Commiſſionsbericht anfuͤhre , eine aͤhnliche

Motion in der zweyten Kammer gemacht worden ſeye ,

und , daß , wenn auch die Motion des Herrn Hofraths

v. Rotteck von einem weitern Umfange ſeyn ſollte , den

noch jene Motion dereinſt in dieſer Kammer mit
i

ner Verbeſſerung weiter ausgedehnt werden
pones

—

der Hofrath v. Rotteck aber erwiedert hatte , daß die

andere Motion auch in der zweyten Kammer unerledigt

bleiben oder verworfen , oder etwa auch — wie es im

Jahr 1819 geſchehen — blos an die Budgets - Commiſ —

ſion gewieſen , und ſonach als dem Finanzgeſetz einver —

leibt , der ſpeciellen Beſchußfaſſung der erſten Kammer

entzogen werden koͤnne ,

Meho to ft

die Mehrheit der Kammer ( gegen 2 Stimmen ) :

Diefen Theil der Motion einfweilen , und big aur

Berathung uͤber die nur gedachte in der zweyten

Kammer gemachte Motionauf ſich beruhen zu laſſen

Hiermit wurde die Sitzung beſchloſſen .

Srýr . v. 3 ylin hardt .
: Zachariaͤ .
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